
Lehrbuch

DeutschenStaatsrechts.

Dr. Arthur von Kirchenheim,
ao. Projejjor an der Universitäl Heidelberg.

Stuttgart.
Verlag von Ferdinand Enke.

1887.





Vorbemerkung.

Trobunserer bedeutenden Rechtslitteratur mangeln dem immer mehr
nach gleichmäßiger Ausbildung strebenden Juristen der Gegenwart kurz-
gefaßte, aber durchaus auf der Höhe der Wissenschaft stehende Lehrbücher
des öffentlichen Rechts.

Diesem längst empfundenen Bedürfnisse will die Handbibliothek des

öffentlichen Rechts durch knapp gehaltene Lehrbücher genügen. Schon nach
ihrem Umfange stellen sich dieselben nicht als umfassende Handbücher mit

erschöpfender Quellen= und Materialangabe dar, wohl aber werden sie
in klarer übersichtlicher Darstellung vollständige Bearbeitungen der

einzelnen Disziplinen insofern bringen, als kein wesentlicherPunkt des

Systems unberücksichtigt gelassen und für Erfassung von mehr ins

Einzelne gehendeFragen durch kurze Hinweise der Weg gezeigt ist.

Jeder Band ist durchaus selbständig und in sich abgeschlossen.
Die Handbibliothek des öffentlichen Rechts als Ganzes aber

wird einen getreuen Grundriß jenes gewaltigen Lehrgebäudes geben, das

zu kennen die Pflicht, oder das bisher nicht befriedigte Streben der meisten
Juristen ist. Sie will dem Studierenden einen brauchbaren Leitfaden, dem

geschultenJuristen einen wertvollen Führer bieten; ihre kurzen Lehrbücher
wollen den deutschen Rechtsbeslisseneninnerlich einführen in das sich
immer mehr verzweigendeöffentliche Recht, das Bedürfnis der Vertiefung
wachrufen, die Liebe zum Studium der Disziplinen des öffentlichen Rechts
erwecken und so — auf den Hochschulenwie in der Praxis — zur Förderung
des Verständnisses des öffentlichen Rechts beitragen.

Möge die Handbibliothek des öffentlichen Rechts jeden Lesenden und
Lernenden mit jenem Leben und Lehre gleich durchdringenden wissenschaft-
lichen Geiste erfüllen, welcher Zielpunkt der Mitarbeiter und des Heraus-
gebers, welcher Kern aller wahren Jurisprudenz ist.

Zunächst sind folgende Bände erschienen oder in Vorbereitung:

Wand I: Staatsrecht (A. v. Kirchenheim, erschienen 1887).
„ II: Verwaltungzsrecht (K. Frhr. v. Etsshen-erschienen1886).
„ III: Kirchenrecht (Ph. Zorn, erscheint 1887).
„ IV: Völlierrecht (F. v. Holtzendorff, r*s 1888).

von Kirchenheim.

Die Bände werden im Umfang von 25 bis 30 Druckbogen und zu
einem durchschnittlichen Preise von 7 bis 9 Mark für den broschier-
ten Band ausgegeben. Der Preis für elegant in Leinwand gebundene
Exemplare, von welchen die Verlagshandlung jederzeit ein Lager hält, er-

höht sich um eine Mark.

Die Verlagshandlung.
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Einleitung.

1.

Begriff des Staatsrechts.!
I. Die Aufgabe vorliegendenWerkes ist die Lehre des Staats-

rechts. Gegenstand des Staatsrechts ist der Staat, d. h. jenes
Gemeinwesen, welchesdie höchsteOrganisation des Volkes zur ein-

heitlichenhandlungsfähigenPersönlichkeitdarstellt.: Mit dem Staate

beschäftigensichdie Staatswissenschaften,als deren Teil somit auch
das Staatsrecht angesehenwerden kann: als juristischeStaatswissen=
schaft ist aber das Staatsrecht zugleichein Zweig der Rechtswissen-
schaft. Wenn wir den Umkreis der sogen.Staatswissenschaftenim

&2 beschreibenwerden, handelt es sich hier zunächstdarum, die

Stellung des Staatsrechts und des „öffentlichen Rechts“, welchem
dieseHandbibliothek gewidmet ist, im Gebiete der Rechtswissenschaft
näher zu bezeichnen.

Das Staatsrecht kann als die Grundlehre im Rechtssystemin-

sofern betrachtetwerden, als alles Recht im Innern des Staates die

Staatsgewalt und deren Wirksamkeit voraussetzt.Daß beim Studium

1 H. Schulze, Einleitung in das (1885) §94—98, 8191 —199; Vier-
deutscheSt. N.(1865) S. 1; Aegidi's ling, Kritik d. juristischen Grund-
Zeitschrift f. Staatsrecht 1 S. 417 begrisse 11 S. 149 ff.; Rönne §1
bis 452; Mohl, Enzyklopädie der. 1.

Siaatzwisenscat(1872) S. 170, 2

Aer Letiffobestimmungdes
; Merkel, Jurist. EnzyklopädieStaates vgl. 8 4

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Siaattrechts. 1
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das Privatrecht den Vortritt hat, erklärt sich aus verschiedenenUm-

ständen: das Ziehen juristischerSchlüsseist auf zivilistischemGebiete

freier von fremden Einflüssen; das Privatrecht, insbesondere das

römische,bietet der Denkkraft ein gutes Uebungsfeld; in der Praxis
nimmt die Anwendung des Privatrechts die ersteStelle ein; — über-
dies setzt die Erkenntnis des Staatsrechts die einfachenprivatrecht-
lichen Begriffe voraus und verlangt ein höhereshistorischesund po-

litisches Verständnis und eine tiefere Erfassungder Verhältnisse des
Gemeinlebens.

Alles Recht ist öffentliches oder privates, wie schon die

Römer erkannten. Dieses regelt die Verhältnisse der Einzelpersonen
als solcher und unter sich, jenes die Verhältnisse der Gesamtheit,die

Beziehungen dieser zum Einzelnen und die sich daraus ergebenden
Beziehungender Einzelnen untereinander. Dieser so häufig aufge-
stellte Gegensatzist jedoch kein absoluter. Auch bei der Ordnung
der Privatrechtsverhältnisseerscheinenüberall neben den Interessender

unmittelbar betroffenen Einzelnen zugleich, mehr oder minder, die

öffentlichen Interessen passiv beteiligt. So ergibt sich einmal das

Schwanken der Grenze zwischenöffentlichem und privatem Rechte
nachVolk und Zeit — was heutePrivatrecht war, wird morgen in

das Gebiet des öffentlichen gedrängt (Versicherungswesen)—, ferner
der gemischteCharakter mancherTeile des Rechts: in den meisten
Rechtsgebieten(z. B. im Familien-, Gesinde-, Vertragsrecht) er-

scheinenBestimmungen, welche aus dem Interesse der Gesamtheit
an gedeihlicherOrdnung der Privatverhältnisse folgen.

Stellte man das öffentliche Recht als Lehrgegenstanddem pri-
vaten gegenüber,so faßte man darunter früher alles, was nichtZivil-
recht war, d. h. auch das Straf= und Prozeßrecht.: Heute faßt man

im engeren Sinne als öffentliches Recht nur das Staats-, Kirchen-
und Völkerrecht, im engstenSinne sogar nur das Staatsrecht, sei
es aus-, sei es einschließlichdes Verwaltungsrechts. Das Staats-

recht ist infolge der mannigfachverwickelten Einrichtungen der Gegen-
wart undder immer mehr fortschreitendenArbeitsteilung der Fach-

1½4 Inet.1, 1; fr. 1 * Dig. recht sich erst als Wissenscastent-

J, 1,landers sr. ob Dig. II, 141. wickelt, darüber vgl.
? Wann und wie ErnlStaats=
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männer zu einer selbständigenDisziplin geworden, aus welcher
neuerdings als jüngster Zweig am tausendjährigen Stamme der

Rechtswissenschaftdas Verwaltungsrecht herauswächst.!
II. Der vorliegende Leitfaden lehrt Staatsrecht, d. h. den In-

begriff der Rechtsnormen, welche die Verfassung des Staates und

die Regierung des Staates im allgemeinenfeststellenund welchedie

RechtsverhältnissezwischenStaat und Staatsgenossenregeln. Das

Staatsrecht ist entweder allgemeines oder besonderes. Letz-
teres setzteinen bestimmtenStaat voraus und ist ein Teil des posi-
tiven Rechtesdieses Staates. Das allgemeine Staatsrecht dagegen
sieht von dem einzelnenStaate ab und geht über dessenBetrachtung
hinaus. Es behandelt nicht den preußischen, italienischenStaat, son-
dern den Staat als Begriff und als universalgeschichtlicheErschei-
nung. Es zeigt nicht, was zur Zeit da und dort wirklich Recht ist,
sondern erfaßt Grund, Wesen und Zweck des Staates als solchen.
Greift es auf positives Recht zurück,so ist das nicht Zweck, sondern
Mittel der Darstellung. Das ius publicum universale ist wohl
auch als Philosophie des Staatsrechts bezeichnetworden. Spricht
man in solchemSinne von philosophischemoder natürlichem Staats-

recht, so darf man dabei nicht denken, dies sei ein Erzeugnis idealer

Spekulation. Auch die Philosophie hat sich im Laufe der Zeiten ge-
wandelt; die Geisteswissenschaftenhaben von den exakten gelernt;
das allgemeineStaatsrecht der Gegenwart fügt zur logischenSchluß-
folgerung und historischenErkenntnis die vergleichende Forschung.
Man sieht daraus, daß „allgemeines Staatsrecht“ nur Wissenschaft
ist, während „besonderesStaatsrecht“ sowohl Wissenschaftwie posi-
tives Recht bedeutet. Jenes hat keine, auch nicht subsidiäre Geltung;
es kann aber Einfluß auf die Weiterbildung des positiven Rechtes
üben. Derselbe ist allerdings häufig überschätztworden: die wesent-
liche Bedeutung des allgemeinen Staatsrechts ist eine theoretische.

III. Wir behandeln einen Teil des besonderen Staatsrechts,
nämlich das deutsche Staatsrecht. Während für die meisten
anderen Völker das Objekt der staatsrechtlichenBetrachtung ein ein-

1 Ueber die Ausscheidung des Wortes Staatsrecht teils nur für
Verwaltungsrechts vom Verfassungs= letzteres, teils im weiteren Sinne
rechte, und über den Gebrauch des vgl. besonders Hdbl. II S. 17.
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heitliches, teilt sichdasselbe für uns in verschiedeneGruppen. Zu-
nächsthat es in Deutschland seit Jahrhunderten fast durchweg zwei
Arten von Staatswesen gegeben,den Gesamtstaat und den Einzel-
staat. So ergeben sich auch heute zwei Gruppen Staatsrecht, wie

zu Zeiten des DeutschenBundes: Staatsrecht des Deutschen Reiches
und Staatsrecht der Einzelstaaten. Für beide Gebiete ist die Methode
eine erheblich verschiedene.Für das Reich liegen einheitlichemate-

rielle Normen vor, und die Darstellung bietet von diesem Stand-

punkte aus keine Schwierigkeiten. Das Einzelstaatsrechtaber zer-

fällt in ius publicum commune und particulare, allgemeines oder

gemeines und partikuläres Einzelstaatsrecht. Dieser Gegensatz ist
kein dem Staatsrecht eigentümlicher, sondern begegnetuns auch in

anderen Rechtsgebieten,besonders im Privatrecht. Als „gemeines“
Landesstaatsrechtfaßt man gewöhnlichnur das, was auf der Ein-

heit der Rechtsquelle oder der gemeinsamenrechtlichenNatur einer

Institution beruht; als „allgemeines“ Landesstaatsrechtdaneben, was

ebenfalls in einer Mehrheit, vielleicht in allen Staaten gilt, aber

auf partikulären Quellen beruht. Diese doktrinäre Scheidung ist
heute wertlos geworden: jede wissenschaftlicheDarstellung des Einzel-
staatsrechtsstellt das jus commune in doppeltem Sinne — als „ge-
meines“ und „allgemeines" — dar; dazu tritt das jus parti-
culare (früher auch speciale genannt).

∆2.
Die Staatswissenschaften.?

I. Der Gegenstandder Staatswissenschaften ist der Staat

als Ganzes oder in seinen einzelnenBeziehungen. Vieles steht in-

direkt in Beziehungzum Staate, und doch ist das Wissen davon nicht
Staatswissenschaft; im engeren Sinne ist eine solchenur die Wissen=
schaft, welche sichgrundsätzlichund ausschließlichauf den Staat be-

schränkt. So sind Rechtswissenschaft,Nationalökonomie nicht Staats-

wissenschaften,können aber in einzelnenNichtungen dazu werden.

! Gerber, Grundzüge d. St. R. : Mohl, Enzyklopädie d.Staats-

85; Mohl, Litteratur d. Staats= üwissenschaften;Sluntschii,Staats-

keenhahereil S. 266;E auch lSehtcFlunlSWBll
9
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II. Vielfach hat man sichbemüht, eine logischeEinteilung der

Staatswissenschaftenzu finden. Man hat dabei wohl auchden Gegen-
satzvon Bestand und Bewegung des Staatslebens als Einteilungs-
grund gewählt. Dieser Gegensatztritt aber in allen einzelnenLehren
zu Tage und ist der der Erörterung einer les lata im Verhältnis
zur Erörterung de lege ferenda. Wir können etwa folgendeTeile.
der Staatswissenschaftenscheiden:

a) die Wissenschaftvon den allgemeinenGrundlagen, Entstehung,
Begriff, Zweck der Staaten u. s. w., sowie von dem Rechte
des Staates ohne Rücksichtauf den einzelnenStaat. Dies

ist allgemeinesStaatsrecht. Wenn man davon eine Staats-

lehre absondert, so bedeutet eine solche nur den allgemeinen
Teil, jenes den besonderenTeil dieser grundlegendenWissen-
schaft (ogl. § 1, II);

b) das positive Staatsrecht, eventuell einschließlichdes Kirchen-
und Völkerrechts (vgl. & 1);

c) die Verwaltungswissenschaft, Verwaltungslehre und Verwal-

W

tungsrecht, sowie die Finanzwissenschaft(die Staatswirtschafts-
lehre, nicht die Volkswirtschaftslehre als solche);
endlich die „Politik“, deren Begriff als Wissenschaftsehr be-

stritten ist. Während Aristoteles jedeWissenschaft vom Staate

darunter verstand und auch heute noch zuweilen das Wort

„Politik“ zur Bezeichnungder allgemeinstaatsrechtlichenLehren
gebrauchtwird, versteht man im täglichenLeben unter Politik
die Staatspraxis, in der wissenschaftlichenAusdrucksweise, die

Lehre von der Staatspraxis oder enger „die Lehre vom rich-
tigen Gebrauch und von den Wirkungen der außerhalb der

Rechtspflegezur Erfüllung staatlicher Zwecke thatsächlichver-

fügbaren Mittel“.!
III. Nicht Staatswissenschaftensind die Geschichteund die

Statistik, obwohl siedurchBeschränkungauf den Staat dazu werden.

Jene wird zur Staatsgeschichte,wenn sie das Werden der Verfassung
eines Staates oder vergleichendmehrerer Staaten schildert, oder wenn

sieein einzelnesInstitut des öffentlichenRechtes,z. B. die Thronfolge,

1 Holtzendorff, Politik, 2. Aufl. (1879).
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durch die Phasen seiner Entwickelung verfolgt.! — Die Statistik,
welche man als die einzige subjektive Staatswissenschaft bezeichnen
kann, da sie speziell vom Staate selbst getrieben wird, ist objektiv
keine Staatswissenschaft. Mehr als sechzigmaldefiniert, ist sie von

vielen noch nicht genügend gekannt und geschätzt.Das Richtige ist:
sie ist bald nur Methode, bald Demographie, indem sie beschreibt
und Mittel der Völker= und Staatskunde bietet, und sie nähert sich
schließlicheiner arithmosophischenWissenschaft,sofern sie den ursäch-
lichen Zusammenhangmassenhaftbeobachteterund zahlenmäßigdarge-
stellter Erscheinungsreihenaufzuhellen versucht.=

IV. Nicht Staatswissenschaft ist die erst im letztenJahrhundert
zur EntwickelunggelangteGesellschaftswissenschaft (Soziologie),
eine Erfahrungswissenschaft,welchezu ihrem Gegenstandedie Gesamt-
heit der Erscheinungendes sozialenLebens hat. Sie ist eine mit

Philosophieverbundene Naturwissenschaftder Gesellschaft,des „sozialen
Körpers“, welcheden Stoff der sozialwissenschaftlichenFachdisziplinen
einheitlich verknüpft, die Grunderscheinungendes Völkerlebens als

Ganzes zum Gegenstandenimmt, die Bestandteile und Lebensthätig-
keiten der menschlichenGesellschaftzergliedert und die Entwickelung
derselbenzu erforschenstrebt."

V. Nicht Staatswissenschaftsind die Kameralwissenschaften,
obwohl im akademischenLeben die Ausdrücke jetzt gleichbedeutend
gebrauchtwerden.“ Dies sind vielmehr technische Wissenschaften,
welche jetzt zum Teil an technischenHochschulenu. dgl. gelehrt wer-

den (Forstwirtschaft, Technologie2c.). Weil die landesherrlichenBe-
amten der früheren Zeiten in diesenFächern bewandert sein sollten,
wurden an den Universitäten Lehrer dafür ernannt und ein Kameral=

studium verlangt, wie das teilweise noch heute für die Vorbereitung
zum Finanzfacheerfordert wird.

1
Mohl, Enzyklopädie S. 716 Lehrbuch(1880).
31. Sc#hAllie,Vau u. bbebendes

: Bgl. A. Wagner im St.W.B.
sozialen Körpers.Bd.1 Aufl.

X; Rümelin, Tübinger Zeitschr. (1881); SonnieerrBase
1803;Haushofer,Lehrbuchd. Sta- 1Saltelage(188
tistik,3. Aufl. (1882); Meiten, « .stIId jur. et eam.
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83.

Plan des Lehrbuchs.!

Der Gegenstanddieses Lehrbuchs ist das deuischeStaatsrecht
der Gegenwart. Zum wissenschaftlichenVerständnis desselben ist
jedoch eine Kenntnis der allgemeinen, sowie geschichtlichenGrund-

lagen unerläßlich. Dieselbe eingehendzu gewähren, ist die Aufgabe
besonderer Lehrzweige,des allgemeinenStaatsrechts und der Rechts-
geschichte. Es müssen jedoch auch in einem Lehrbuchedes positiven
Staatsrechts, freilich nur kurz, jene Grundlagen propädeutischdar-

gestellt werden.

Die Einleitung wird sonach 1) die Vorbegriffe des allge-
meinen Staatsrechts und zwar nur die für das juristischeVer-

ständnis unbedingt notwendigen, mit Beiseitelassungder in das

Gebiet der sogen.Staatslehre gehörigenBetrachtungenüber Entstehung
und Zweck des Staates, und 2) eine geschichtliche Einführung
durchEntwickelung unseres staatlichenRechtszustandesdarbieten. So-
dann wird die s#yStematiscke Dorstelluny folgen können, in

welcherden üblichenbeiden Abschnitten(Verfassungs=und Regierungs-
recht) ein grundlegender Teil voraufgeschicktwird. Wir werden in

diesem
ersten Buche eine allgemeine Einleitung in das öffentliche

Recht Deutschlands zu gebenversuchen, welche in 4 Abschnittendie

Grundlagen, die allgemeinen Lehren behandeln wird, d. h. es wird

1) die Lehre von den Rechtsquellen, den staatlichen Rechtsnormen
und Rechtssätzengegeben;2) deren Geltungsgebieterörtert, und fest-
gestellt, wer und was der staatlichen Herrschaft unterworfen sei;
3) werden die Rechtsverhältnisseder Unterthanen, die rechtliche
Stellung der dem Staate unterworfenen Personen klargelegt; 4) ab-

schließend— wie im allgemeinenTeil der Pandekten — der Rechts-
schutzauf dem Gebiete des öffentlichen Rechts im allgemeinenbe-

handelt. Das

zweite Buch (Verfassungsrecht) wird die Gliederung des

Staatsorganismus, die Organe des Staates (Herrscher, Beamte,

1 Schulze, Einleitung S. 102 ff.; H. Schulze 1 S. 17.
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Volksvertretung 2c.) und zwar I. die der Einzelstaaten, II. die des

Reiches zur Darstellung bringen. Sachlich gebührt zwar dem Reichs-
staatsrechtder erstePlatz, methodischaber ist es richtiger, das Landes-

staatsrechtals das ausgebildetereund ursprünglicherevoranzustellen.
Wird hier getrennt und selbständigklargelegt, wer die Herr-

schaftsrechtedes Staates bezw.des Reiches ausübt, so werden im

dritten Buche (Regierungsrecht)die Funktionen der staatlichen
Organe, die Handlungen, in denen sichdie Staatsherrschaft äußert,
die materiellen Staatsthätigkeiten angegeben.Hier empfiehlt es sich,
für eine kurzeUebersichtden innigen Zusammenhangund die fort-
währenden — im täglichen Leben schonuntrennbaren — Beziehungen
zwischenReichs= und Landesstaatsrecht nicht durch eine gesonderte
Behandlung zu zerreißen, sondern in einer zusammenfassendenDar-

stellung einheitlich zur Anschauung zu bringen.
Ueber die Methode der Behandlung vgl. & 24.

Irstes Kapitel.

Allgemeine Fvorbegriffe.
84.

Begriff des Staatcs.!

I. Der BZegriff des Staates.

Obwohl wir alle im Staate leben und ein dunkles Gefühl
haben oder zu haben glauben, was der Staat sei, gehendoch die

Ansichten, sowie es sich um eine feste Begriffsbestimmung handelt,
weit auseinander. Eine Begriffsbestimmungalso wollen wir geben,
d. h. wir wollen sagen, was ist der Staat? Diese Frage ist oft
vermischtmit der, was soll der Staat sein? Dort handelt es sich
um den Staatsbegriff, hier um die Staatsidee. Die letzterebezeich-
net das Ideal des Staates, wie es dem einzelnenPhilosophen und
Staatsmann vorschwebt; sie ist keine ewige, sondern sie entwickelt

Schulze, Einleitung in Bluntschli,*r** 5. Aufl.
das rnt St. R.S. 116 u. ff.; (1875) S. 14ff.
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sich, gestaltet sich um nach Volk und Zeit; eine andere Staatsidee

hat der Nordamerikaner wie der Orientale, eine andere Ludwig XIV.

und Bismarck, eine andere Staatsidee verwirklichten das römische
Weltreich und die griechischenStadtstaaten. Aber der Staatsbegriff
bestimmtWesen und Natur wirklicher Staaten, er wird durch logische
Entwickelung an der Hand geschichtlicherUntersuchunggefunden, er

ist, möchte man sagen, eine Abstraktion und läßt sich dialektischfest-
stellen. Wir wollen also nicht in eine Kritik der Definitionen eintreten,
welchevon der aristotelischenan (lepht enichv 00vic Cos raeie
v abrnooc) bis zur Kantischen„Vereinigung einer Menge von Men-

schenunter Rechtsgesetzen“oder bis zu nationalökonomischen„höchsten
Form der Zwangsgemeinwirtschaft“ von einer Seite alle in ihrer
Art etwas Nichtiges enthalten. Vielmehr wollen wir versuchen,den

Begriff aufzufinden. Lassenwir die Bilder aller der Gemeinschaften,
welchewir in Geschichteund Gegenwart als Staaten bezeichnen,an

uns vorüberziehen,so treten uns folgendeMerkmale entgegen: Jeden-
falls 1) eine Menge von Menschen, bei welcher die Zahl an und

für sichunerheblich ist; 2) ein Land, eine dauernde Beziehung zum

Boden; wandernde Völker können eine staatenähnlicheOrganisation
haben,aber wir nennen sie nicht Staaten; 3) Willens= und Macht-
einheit. Nur wo das Viele zur Einheit wird, sprechen wir von

Staat. Aus dieser Einheit ergibt sichder Gegensatzvon Obrigkeit
und Unterthan, der in jedem Staate zu finden. Wir fühlen es,
daß der Staat etwas über uns ist. Regierendeund Regierte können

dieselbenPersonen sein: die Alhener als Volksgemeindewaren ersteres,
als Einzelne waren sie Regierte. Die bisher festgestelltenMerkmale,
eine seßhafteMenschenmengeunter höchsterGewalt, genügen noch
nicht. Hinzutreten muß noch 4) ein sittlich vernünftiger Zweck;
welchesdieser Zweck im einzelnensei, werden wir sogleichsehen.

II. Der Staatsorganiemus.

Danach ist der Staat die Organisation eines seßhaften Volkes

zu einem willens= und handlungsfähigen Gemeinwesen mit sittlich
vernünftigen Gemeinzwecken.Man spricht danachwohl von „Orga-
nismus“ oder „Persönlichkeit" des Staates. Die Polemik gegen
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die Anwendung dieser sinnbildlichenAusdrücke ist kaum gerechtfertigt
und zum Teil wohl nur durch Uebertreibungen jener Gleichnisse
veranlaßt (wenn man z. B. die einzelnenGlieder verglich, vielleicht
den Daumen mit dem Finanz= und die ganze Faust mit dem Kriegs-
ministerium u. s. w.). Wenn wir den Staat Organismus nennen,

so ist dies ein Gleichnis, das freilich hinkt, es ist ein Bild, aber

jedenfalls die „relativ beste aller bildlichen Bezeichnungen“".: Der
Staat ist Organismus, nicht bloß Maschine; aber dieserOrganismus
ist eben nicht Erscheinung des organischen, sondern des höheren
sozialenLebens: hier ist sittlicher Organismus, kollektives Vernunft-
handeln. Daß der Staat als „Persönlichkeit“ bezeichnetwird, ist
ebenfalls in bildlichem Sinne nicht unrichtig. Wir sind sogar daran

gewöhnt, dem Staate in streng juristischemSinne Persönlichkeit bei-

zulegen. Er ist privatrechtlichePersönlichkeitgegenüberanderen, mit

Privatrechten ausgestattetenSubjekten als Fiskus; er ist völkerrecht-
liche Persönlichkeitmit zahlreichenBefugnissenund Organen in der

Staatengesellschaft; er ist eine höhere Gesamtpersönlichkeit,welche
Rechtswillen hat, Rechte erwerben und verlieren kann, eine Persön=
lichkeit, die Charakter und Individualität, Kraft und Willen hat, und
deren Entwickelung nicht geleugnet werden kann. Wer über der

Heimatsliebe den Begriff „Vaterlandsliebe“ kennt, kann diese hohe
sittlich persönlicheNatur des Staates nicht leugnen.

III. Die Staatszweche.

Wir sagten, jeder Staat müsseeinen sittlich vernünftigen, fügen
wir hinzu, einen dauernden, erreichbarenZweck haben. Welches ist
nun dieser Zweck? Während die einen den Staat als Selbstzweck
hinstellen, schreibendie anderen jedem Staate seinebesonderenZwecke
zu, diesem Staate Eroberung, jenem Handel u. s. w. Die Wissen-
schaft aber bemüht sich, eine Zweckbestimmungnachden den that-
sächlichenErscheinungenzu Grunde liegendenIdeen zu geben. Man
nennt dieseWissenschaftdie politischeTeleologie. So zahlreichdie

Ueberdiemerkwürdigen Paral-, Staat und Kirche us u. Denllelisierungen des Staates mit dem wirdiges(1884) . ss
männlichen Organismus vergleiche 2 Schäffle, Bau ient
Bluntschli, Psycholog.Snmich ber . Bd. IV. 8 217 ff.
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in ihr aufgestellten Zwecktheorien, so lassensie sichdoch etwa auf
folgende Gruppen zurückführen: 1) Der Staat ist Zwangsanstalt,
um das Recht zu verwirklichen, Juristenstaat oder in diesem (nicht
mehr gebräuchlichen)Sinne Rechtsstaat. 2) Der Staat ist Versor-
gungsanstalt, Wohlfahrtsstaat (Glückseligkeitstheorie). 3) Der Staat

bezwecktdie Verwirklichung des Sittengesetzes,die Vervollkommnung.
Die ersten beiden Theorien sind durchwegverworfen, während die

letztere,als deren Abart die theokratische,insbesonderevon Stahl!
vertretene, erscheint,wenigstensals von einem großartigenethischenGe-
danken getragen anerkannt wird. Sie verkenne jedochebensosehr,sagte
man, das Wesen und die Aufgaben des Staates, und man gelangte
daher zu der Theorie der ergänzendenGemeinschaft; der Staat habe
einen Rechts=und Machtzweck,und einen Kultur= und Wohlfahrts-
zweck. Die Mannigfaltigkeit der Staatszwecke:der nationale Macht-,
der individuelle Rechts=und der gesellschaftlicheKulturzweckmuß aber

zur Einheit werden. Man fand dieselbe in dem Gedanken der un-

mittelbaren Entwickelung und Vollendung der Volksanlage. Wie der

einzelneMeuschsittlicher Vervollkommnung ahnungsvoll und oft aber

nicht immer zielbewußt entgegenstrebe,habe der Staat die Aufgabe,
die Volksnatur zu vervollkommnen: eine staatlicheEvolutionstheorie.

86.

Die Staatsgewalt.

I. Die Staatsgewalt.

In der Begriffsbestimmungdes Staates war enthalten: Volk,
Gebiet, Zweck, Gewalt. Wir müssen nun zum allgemeinen Ver-

ständnis über den letzterenBegriff einige Bemerkungen hinzufügen,
obgleich auch dies in das allgemeine Staatsrecht gehört. Nur da-

durch, daß die Menge sich organisiert, daß eine Obrigkeit geschaffen
wird, nur dadurchwird die seßhafteMasse, die wir als Volk be-

1

Stahl.bilosophiedes Rechts,

(1879)S. 193—333.
5. Aufl. (18 luntschli, Staatslehre,.Aufl.½tatslehreBuhv I (1875) S. 298 ff., 561 ff.; H
Kap. 4. Das Beste über den Staats= Schulze, Einleitung S. 138 ff.,
zweck vgl. in Holtzendorff's Politik 160 ff.
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zeichneten,zum Staate. Wie das geschieht,das ist eine Frage, die

sehr verschiedenbeantwortet ist. Naturgemäß fragt man sich, wie

ist es gekommen,daß der Einzelne seine Freiheit beschränkenließ
und anderen Macht über sich gab? Und da die Geschichteuns nicht
die Entstehung des erstenStaates überliefert, so liebte es die philo-
sophischeSpekulation, sich den Zustand recht lebhaft auszumalen,
in welchem die Menschen staatlos lebten, ohne Ehe und ohneEigen-
tum, ohne Steuern und ohne Soldaten, ohne Standesunterschiede
und ohne Beamte! Wie erfolgte aber der Uebergang aus diesem
Zustand in den staatlichen? Dieser Uebergang erfolgte jedenfalls in

der allerverschiedenstenWeise; bald wird ein Staat von Grund aus

neu geschaffen(Rom), bald erobert ein Volk ein Land, bald erfolgt
die Neuschöpfungdurch höhere Autorität (Nheinbundsstaaten), bald

durch Vertrag (Congostaat). Die Frage nach der Entstehung des

Staates ist scharf zu trennen von der mit ihr häufig verwechselten
nachdem Rechtsgrunde. jene ist historisch,diesephilosophisch.Letztere
Betrachtung hat es nur mit „dem Inwendigen von allem diesen“
(Hegel & 258) zu thun. Die Geschichtelehrt, wie der einzelneStaat

entsteht, ob aus Furcht oder Zutrauen, aus patriarchalischenoder

korporativen Verhältnissen, durch Uebermacht oder Vertrag: die

Philosophie des Staatsrechtes aber soll uns lehren, auf welcheIdee
das Bestehen einer „staatlichen“ Gewalt über den Einzelnenjuristisch,
logisch,menschlichgegründet werden kann. Die Rechtfertigungdes

Staates ist wesentlich von zwei Standpunkten aus versucht worden;
der eine, atomistische, sieht den Rechtsgrund lediglich in der Gewalt
des Starken über den Schwachen, der Menge über den Einzelnen,
während rationale oder Notwendigkeitstheorien göttliche Stiftung,
Natur-, Vernunft= oder Geschichtsnotwendigkeitbetonen. In der

That ist der Staat an sich gerechtfertigt,wie andere Begriffe unserer
Wissenschaft, so z. B. Strafe, Ehe, Eigentum: der Mensch ist ein

Scho Koher5v, zum Staate geboren,durch seinen „organischenStaats-

trieb“ den Staat hervorbringend.

II. Die Souveränltät.

Die Staatsgewalt ist einmal der Inbegriff aller dem Staate

zustehendenHerrschaftsrechteoder (im subjektiven Sinne) die höchste
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Macht im Staate. Sie ist der Allgemeinwille, der über dem Einzel-
willen zum Ausdruck gelangt, der Allgemeinwille, der in kleinen

Partikelchen in jedem Vollstreckungsbeamtenerscheint (vgl. z. B.

* 113 R. Str. G.B.in dem Abschnitte Widerstand gegen die „Staats-
gewalt“). In einem höheren, staats= und völkerrechtlichenSinne
nennen wir die Staatsgewalt „Souveränität“, den Träger der Staats-

gewalt „Souverän“. Das Wort Souveränität," aus suprema

potestas entstanden, bezeichnetursprünglichnichts weiter als die Ab-

wesenheit irgend eines Abhängigkeitsverhältnisses. Der französische
Schriftsteller J. J.Bodin (1576) wandte es auf staatliche Ver-

hältnisse an, und man identifizierte bald „absolute Gewalt“ und

„Souveränität". Dieser Sprachgebrauchwar offenbar aus den that-
sächlichenVerhältnissen erklärlich, und es ist begreiflich, daß der über-

triebenen Idee von der absoluten Gewalt des Fürsten die neue Ueber-

treibung von der Volkssouveränität gegenübergestelltwurde, welche
als das Prinzip der französischenRevolution erscheint. Die Theorien,
welche mit den Schlagworten„Volkssouveränität“ und „Fürsten-
souveränität“ bezeichnetund in verschiedenenAbarten vertreten wer-

den, sind zwar erst weltbewegend jene durch Rousseau, diesedurch
A. v. Haller formuliert, aber schonJahrhunderte zuvor von vielen

Schriftstellern erörtert worden. Diese Theorien sind jedoch irre-

leitend, indem sie beantworten wollen, worin das bestimmendePrinzip
der Souveränität liegt und wem diese zusteht. Die Souveränität
aber ist keine Macht außerhalb des Staates, sie ist die Staatsgewalt
selbst; die Mißverständnisse liegen nun zum Teil darin, daß man

das Wort Souveränität in verschiedenemSinne gebrauchte,und zwar
1) schreibt man die „Souveränität" dem Träger der Staats-

gewalt zu, sei es einer Person oder Personenmehrheit, dem Demos,
einer signoria, dem Fürsten. Es ist durchaus richtig und allgemein
üblich, den König als „Souverän" zu bezeichnen;aber es ist durchaus
unrichtig, dabei an die Hallersche „Fürstensouveränität“ oder an eine

schrankenloseMacht zu denken.

2) Auch eine Eigenschaft des Staates selbst — nicht nur die

1 Bodin, De la Répuhliqne “ir N. § 14 u. Kl. St.WB. III

82 vgl. Bluntschli,Geschichte
d. St.N.(1867) S. 17 ff.; Zacha-



14 Allgemeine Vorbegriffe.

Rechtsstellungeiner Person — bezeichnetman als „Souveränität“.
In diesemSinne ist Souveränität Unabhängigkeitvon einer anderen
Gewalt (sowohl völker= wie staatsrechtlich), Unabhängigkeit von

andern politischen Gemeinwesen, Unabhängigkeit, Selbständigkeit
(plenitudo potestatis), — nicht Schrankenlosigkeit,— gegenüber
allen Personen und Gemeinwesen im Gebiete des Staates.

III. Teilung der Gewalten.

In dem Gesagten liegt, daß die Staatsgewalt die höchsteGe-
walt (suprema potestas) ist: sie ist zugleich als solcheunverant-

wortlich im rechtlichen Sinne. Sie ist dauernd, wenn auch ihre
Träger wechseln; sie ist aber nicht ewig, denn auchdie Staaten haben
ihre Lebensdauer. Sie ist einheitlich und unteilbar. Wie — ist es

richtig, unter den Eigenschaftender Staatsgewalt die Unteilbarkeit
auszuführen? Spricht man nicht immer von Teilung der Ge-
walten? In der That ist es ein wissenschaftlichesBedürfnis, die

Staatsgewalt oder vielmehr ihre Funktionen einzuteilen, und man

hat als Einteilungsgrund den inneren Gehalt der Staatsthätigkeit an-

genommen.? Schon bei Aristoteles (Politik IV, 11) finden wir
die trias politica, die Einteilung der Staatsgewalt in Booksvöftesvov,
repi tc cc und Ziscko. Besonders aber hat Montesquieu in
dem berühmten lib. XI chap. 6 seinesEsprit des lois die Lehre von

der Trennung der Gewalten in gesetzgebende,exekutive und richter-
liche, welche er aus der englischenVerfassungentnehmenzu können
glaubte, vertreten. Schon bald darauf fügten andere, insbesondere
Benj. Constant, das MißverständlichedieserLehre erkennend, eine
vierte Gewalt, pouvoir modérateur, hinzu. Man sah in dieser
Lehre die Garantie für alle bürgerlicheFreiheit, und man hat da-
durch erreicht,daß der Staat des 19. Jahrhunderts klarer als seine
Vorgänger die einzelnenFunktionen der Staatsgewalt scheidet.Aber

1 Ueber die Grenzen d. Staats-1861; vgl. über die Scheidung der
gewalt vgl. H. Schulze, Einleitung Staatsthätigkeiten insbesond

t

S. 163 (W. v. Humboldt, Ideen 2c. 70 , II.

1651). Vorbild Montesquieu's: John
#H. Schulze,EinleitungS. 181;Locke,01 eivil government Ka-

B.Constan1 (1767—1830),Cgrs pitel12 (2. Buchvon Two treatises
1 1 1

e
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festzuhaltenist, daß es eine Gliederung, keine Trennung, eine Unter-

scheidung, aber keine Scheidung der verschiedenenRichtungen der

Staatsgewalt gibt. Die Staatsgewalt bleibt eine einheitliche, und

sie behält in der Person des Trägers ihren Mittelpunkt. Mit-

wirkung des Volkes in der Gesetzgebung,Mitwirkung geordneten
Beamtentums in der Verwaltung, Mitwirkung unabsetzbarerRichter
in der Rechtsprechung,das sind die Merkmale des Verfassungsstaates
der Gegenwart — aber das Gesetz, welches die Willensnorm des

Staates ist, entsteht nur durch Uebereinstimmungvon Fürst und

Volksvertretung, der Souverän ist Haupt der Exekutive, der Sou-
verän ist der, von dem alles Recht ausgehendgedachtwird: keine

mechanischeTeilung der Gewalten, sondern lebensvolle Organisation
mit einem Staatshaupte zeigt der reichgegliederteVerfassungsbau
des konstitutionellen Staates.

Der Begriff des sogen.,„Rechtsstaates“wurde zum Teil auch
aus dieser Lehre begründet. Man machteeinerseits das Wesen
des Rechtes zum Inhalt des Staates, anderseits suchteman

die wahre Verwirklichung des Rechtsstaates in der Zuständig-
keit der ordentlichen Gerichte zur Entscheidung öffentlich-recht-
licher Fragen. In Wahrheit beruht der Rechtsstaat (besser
„Verfassungsstaat") auf der Abgrenzungder öffentlichen Rechte,
der Gewährung des Rechtsschutzesdurch Verwaltungsgerichte
und der Teilnahme der Laien in der Selbstverwaltung. Vgl.
Näheres: Handbibl. II S. 61; Kirchenheim, Einführung
S. 18, 125.

86.

Die Verschiedenheit der Staaten.

I. Die Staatsformen.“

Unter den zahlreichenEinteilungsgründen der Staaten kommt

für das Recht lediglich das Verhältnis der Obrigkeit in Betracht.
Wir unterscheidendanach, in Rücksichtauf die äußere Erscheinung
der die Staatsgewalt ausübenden Subjekte:

Monarchien, in welchen ein Alleinherrscherkraft eigenenRechtes,

1 Aristoteles, Politik III, 4. Bluntschli, Staatslehre S. 369

1; Cic. de republ. 1, 29; H.] bis 555; Holtzendorff S. 1015.

Schulze, Einleitung S. 184 ff.;



16 Allgemeine Vorbegriffe.

oder Republiken, in welchen eine Personenmehrheitregiert. Andere

halten dieseEinteilung nicht für ausreichendund schließensichentweder

der aristotelischenDreiteilung (Monarchie, Aristokratie, Demokratie
mit ihren Entartungen, Parekbaseis: Despotie, Oligarchie, Ochlokratie)
an oder stellensogen.Nebenformen auf, je nachdemdie Regierten bloß
passive Masse, teilweise oder insgesamt, mittelbar oder unmittelbar
an der Regierung beteiligt sind. Dadurch entsteht eine große Reihe
Verschiedenheiten,von denen in Deutschland drei Arten erscheinen,
die konstitutionelle Monarchie, ausnahmsweisedie ständisch-beschränkte
Monarchie! und die drei (repräsentativen) Republiken. Die ein-

gehendeBeschreibung der Staatsformen ist eine Aufgabe des all-

gemeinenStaatsrechts und der Politik.“

II. Einhelts- und zusammengesetzte Staaten.

Bei dem bisher Gesagten hatten wir die einfacheund regel-
mäßige Erscheinungsformdes Staates im Auge, den Einheitsstaat.
Derselbe kann möglicherweiseaus Teilen bestehen, die eine staaten-
ähnliche Beschaffenheithaben, selbständigen Provinzen, Vasallen-
staaten u. s. w. — nichtsdestowenigerbleibt seine rechtliche Natur

hier unverändert. Auch wird sein Wesen als einfacherStaat nicht
berührt, wenn er mit einem anderen lediglich durch ein gemeinsames
Staatshaupt verbunden wird, ohne seine eigeneVerfassung zu ver-

lieren. Eine solchePersonalunion, für welche die GeschichteBei-

spiele in der Vereinigung von Spanien-Deutschland (1514—1526),
Neuenburg-Preußen(1707—1848), Sachsen-Polen,Holland-Luxem=
burg 2c. bietet, ist eine lockere Staatenverbindung, keine Staaten-

vereinigung.

1 Vgl. über Mecklenburg § 54. * Jellinek, Staatenverbindun-
* Von der Erörterung über die gen(1881); Waitz, Politik S. 153 ff.;

Staatsformen ist die Lehre von den Tüb. Zeitschr. XXVIII S.8185Regierungsprinzipien zu tren= Annalen 1876 S 78 Bri
nen. Diese Prinzipien sind die des Bundesstaat(1874) 1 Gishichriih
Despotismus, der Anarchie, des Ab- u. in Grünhut XI H. 1; Brie,
solutismus und das konstitutionelle! Staatenverbinbungen(1886); Trei-
Prinzip (letzteres ständisch— land-- tschke, Histor.-polit. AufäteBd. IIständisch — repräsentativ — parla- Margquardsen I,
mentarisch); vgl. hierüber Held, vgl. auch Litteratur # 61.
Allgem. St. R.(1868) S. 387—450.



§ 6. Die Verschiedenheitder Staaten.

Die verfassungsmäßige,dauernde, von Rechts wegen unlösliche
Personalunion heißt Realunion. Dieselbe stellt bereits eine engere

Verbindung dar, hier sind mehrere Staatsgebiete grundsätzlichmit

Wahrung einer gewissenSelbständigkeit unter einem Herrscher ver-

eint (Oesterreich-Ungarn).. Die engsteStaatenverbindung erscheint
im Staatenbundeund imStaatenstaate (Bundesstaate). Zusammen=
gesetztenStaat kann man nur den letzterenund die Realunion nennen.

III. Staatenbund und Bundesstaat.

Die deutscheStaatsrechtstheorie, für welche als Muster die

neueren Staatenverbindungen, die nordamerikanischeUnion, die

Schweiz, der deutscheBund, maßgebendwaren, unterschiedStaaten=

bund und Bundesstaat. Der letztereAusdruck ist durchaus fehler-
haft, weil er im praktischenStaatsleben offiziell für den Teil, von

den Theoretikern für das Ganze gebrauchtwird. (Baden, Bremen

sind „Bundesstaaten“.) Man spricht daher auch von Gesamtstaat,
Staatenstaat, Oberstaat, Union, Reich,: während also unsere Gesetz-
gebungdie einzelnenGliedstaaten als Bundesstaaten bezeichnet.

Beide Vereinigungen kommen darin überein, daß sie beide auf
dauernder Gemeinsamkeit gewisserZwecke beruhenund ihre Glieder

zu einer höherenEinheit zusammenfassen.In ihrer rechtlichenNatur

sind sie aber wesentlichverschieden.Der Staatenbund hat eine haupt-
sächlichinternationale Zweckbestimmung:meistens erwachsenaus dem

Bedürfnis schwächererStaaten, sich gegen stärkereNachbarnzu ver-

binden, berührt der Bund die inneren Verhältnisse der zu ihm ge-
hörigen Staaten nur mittelbar. Dagegen wird die internationale

Verbindung des Staatenbundes im Reiche (Staatenstaat, Bundes-

staat im theoretischenSinne) zu einer nationalen, und die gemein-
sameSorge für die äußere Sicherheit erzeugt hier auch die innere

Juraschek, Personal= u. Real= Staatenstaat, während ihn Gareis
union a vgl. auch Jellinek als höheren, Realunion, Bundesstaat
a. a. und Staatenbund umschließendenBe-# 5 ie durchausverwirrte griss bezeichnet.Dies ist irreführend;
Terminologievgl Narquardsenman könnte höchstensstatt „Bundes.

1 S. 104 S. 195; Bulme= staat" taatenstaat"“ sagen.
rincq 10an dort danAusdruck

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staalsrechts. 2
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Gemeinschaft. Jener ist ein völkerrechtlichesVerhältnis, dieser eine
staatsrechtlichePersönlichkeit(jenerist „Bund“, dieser „Staat“). Im
einzelnen treten dabei folgende Gegensätzehervor:

a) Das wesentlicheMerkmal des Staatenstaats ist, daß er seine
eigenenInteressen als Gesamtstaat und seine eigeneStaatsgewalt,
eigenesWollen und Können, kurzeigeneHerrschafthat. Im Staaten-
bunde ist die Gemeinschaftals solchenicht organisiert, es bestehtnur

eine vertragsmäßige Sozietätsgewalt, der Staatenstaat aber besitzt
selbst eine höchsteGewalt.:

b) LetztererbesitzteigeneOrgane, ein eigenesStaatshaupt, eigene
Beamte, eigenesHeer, eigeneFinanzen.

c) Der Staatenstaat erscheintdem Auslande gegenüberals voll-
kommene Einheit, während im Staatenbunde das Vertretungsrecht
der einzelnenStaaten bei auswärtigenMächten nur durchdie Zweck-
bestimmung der äußeren Sicherheit, also das Verbot kriegerischer
Aktionen, beschränktist.

d) Der wesentlichsteUnterschied aber, welcher sichdaraus er-

gibt, daß im Staatenstaate eine höchste,den Gesamtwillen darstellende
Gewalt mit unmittelbarer Verfügungsberechtigungbesteht,ist der, daß
im Staatenbunde die Mehrheitsbeschlüssenur die Regierungen, nicht
die Bürger verpflichten, es sind Beschlüsse; im Staatenstaat gibt

1 Ueber die Frage, inwieweit der Bund Rechtssubjekt, ogl. Mar-

quardsen I1 S. 115.
* Die Organisatlion der neueren Staatenstaaten ist folgende:

Exekutive Legislative

6 Bundesversammlung:
a) Ständeratund b)Nationalrat

Schweiz Bundesrat

Kongreß:
a) Senat und * RepräsentantenhausnischeUnion Präsident

isres Kaiser,DentschesBundesrat,
Reich I Reichskanzler

a) bezeichnetVertretung der Staaten, b) des Volkes. Vgl. für Schweiz und

Amerika Orelli und v. Holst in Marquardsen IV.

a) Vundesrat,v)Neichstag
[Velo des Kaisers N.V. Art. b.1
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es Gesetze, welcheunmittelbar — ohne Veröffentlichungals Landes-

gesetze— für die Unterthanen wirksam sind.
e) Daraus folgt einmal, daß es im Staatenstaate ein doppeltes

Unterthanenverhältnis gibt, und sodann daß der Staatenstaat, da er

eigeneHerrschaftsgewalthat, ein eigenesGebiet besitzt.
f) Es entscheidetsich ferner danachdie Frage nachder „Sou-

veränität der Einzelstaaten“. Voll bestehenbleiben kann eine solche
nur im Bunde, während im Staatenstaate eine Teilung der poli-
tischenAufgaben, jedoch stets eine Unterordnung der Gliedstaaten
stattfindet und daher von einer vollen Staatsgewalt der letzteren
konsequentnicht die Rede sein kann.!

Daß die scharfausgeprägten Formen dieser beiden Gestaltungen
nicht immer klar zur Erscheinungkommen, daß vielmehr zahlreiche
Uebergängeund Abweichungenmöglich, wird insbesonderedie Be-

trachtung des Deutschen Reiches lehren, in welchem die Stellung
eines Gliedstaates als Präsidialmacht von bedeutendem rechtlichen
Einfluß ist.:

ZweitesKapitel.
GeschichtlicheEinführung.

87.

Entwickelung der deutschen Staatsidee.

Menschenund Völker erreichendas Ziel, das ihnen die Vor-

sehungbestimmt hat, auf verschiedenenWegen. Dem einen gelingt
in schnellemWurfe, was der andere in langsamerMühe erarbeitet.

1 Die Anschauung, als ob es; täten“ gezogen werden? Wer diese
einc wirkliche Teilungder Souverä= Grenzebestimmt, der ist allein sou-
nität gäbe, worauf Waitz (Politik verän. Uebrigenserfordert es die
S. 153 ff.) einen DdeantsbenriffGerechtigkeit für die Sachverständi-
erbaute, ist völlig überwunden. So gen des Staatsrechts, hervorzuheben,
wenig wie das Leben des Menschen daß der gelehrte Historiker Waitz
läßtsichdas Gesamtleben der Nation bei denselben niemals Beifall ge-
in dieser Weise zerreißen. Wie sollte funden. 4
aber bei Anerkennung solcher Tei- : Vgl. unten Buch II Abschn. 2

lung die Grenze der „Souveräni= 8 61 III.
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Das deutscheVolk hat den deutschenStaat nicht leicht errungen.
Starke Gegensätze,mannigfacheKämpfe begegnenuns, eheüberhaupt
von einer Verwirklichung deutscherStaatsidee die Rede sein kann.

Worin bestehtdieseStaatsidee, wie gelangt sie zur Entwickelung,das

ist wohl die erste Frage, die sich uns aufdrängt, ehe wir uns mit

den positivenEinrichtungender vergangenen Jahrhunderte beschäftigen.
Vor anderthalb Jahrtausenden treten in die sinkendeWelt des

Altertums zwei neue Faktoren ein, zerstörendund umbildend, das

Christentum und das Germanentum, beide an sichunstaatlich. Auf
den Trümmern der römischenWelt werden in den Stürmen der

Völkerwanderung neue Staaten gegründet, kleinere Gemeinwesen,
feste Ansiedelungen. Aber während im Norden und Westen Europas
die einzelnenStämme sich zu Nationen zusammenschließen,bleibt in

der Mitte unseres Erdteils die Zersplitterung. Freiheitsgefühl und

Eigenwilligkeit der Germanen erschwerendie Staatsbildung: kleine

Kreise, Familie und Stamm, stehen dem Einzelnen höher als Staat

und Recht; persönliche und genossenschaftlicheFreiheit sind die Ele-

mente, welche die Staatsentwickelung dem Germanentum verdankt.

Der Staat erscheintzunächstals Friedensgenossenschaft,Herr-
schendeund Dienende sondern sich,demokratischist der Charakter des

Staates.! In diese rohen Verhältnisse greift das Christentum ein.

Durch innere Macht bahnt es sichden Weg in die Gemüter. Es

verbindet dieStämme in einem höherenGedanken. Aber dieserGe-

danke ist universal, nicht national. Die Kirche beschränktsichüber-

dies nicht auf das Innerliche; in ihrem Streben nach welltlicher
Universalmonarchie geht sie über ihren eigenenZweck hinaus und

erfaßt viele staatliche Aufgaben. Paradox ausgedrückt ist es die

Kirche, die vielfach im Mittelalter die Staatsidee verwirklicht. Als
nun die Reformation sie ihrer äußeren Regierungsrechteentkleidete
und sie ihrem wahren Berufe, Lehranstalt der Völker zu sein, zu-
rückgab,da war die weltliche Monarchie bereits erstarkt. Aus dem

Amte des Heerführersund oberstenRichters war ein erblichesFürsten-
tum erwachsen:Vermischungpatrimonialer und privatrechtlicherAn-

schauungenhatten zum Lehnsstaategeführt, der auf dem festen

1 Sickel, Geschichteder deutschen Staatsverfassung 1 (1879).
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Grunde von Grund und Boden ruhte. Aber nirgends ein Ansatz
zur Zusammenfassung,nur der Partikularismus blühte. Ueberall form-
loses Gewirr unfertiger Staatsgebilde; jeder geht seines eigenen
Wegs, Zwietracht der Stände vereitekt jeden Versuch, diese Ueber-

fülle schöpferischerVolkskräfte politisch zuordnen. Die Feudalver=
fassung am Ende des Mittelalters war eher eine Verneinung denn

eine Verwirklichung des Staatsbegriffes. Diese Verfassungaber ist
im wahrsten Sinne des Wortes durch die Erfindung des Pulvers
in die Luft gesprengt worden. Den neuen Donnerbüchsenhielten
die alten Nitterburgen nicht stand,siefielen, und mit ihnen fiel die ganze
Heeresverfassung.Söldnerheereentstehenund werden stehendeHeere.
Aus der Tradition wird durch die Ersindung des Buchdruckeseine

Litteratur. Die Aufnahme des römischenRechts ruft die Erinnerung
an das Kaisertum, die Belebung der aristotelischenLehren den Sinn

für das antike Staatswesen hervor. Renaissance und Reformation
zeigenden Beginn einer neuen Zeit. Aber die religiösenWirren des

16. und 17. Jahrhunderts erschüttern den Grund der kaiserlichen
Gewalt, lenken den Blick des Volkes von den politischenFreiheiten
ab und erzeugen überall das Bedürbfnis nach festerer Leitung.

Mit Reformation und Entstehender Kirchenhoheit,mit Rezeption
und Werden einer Beamtenklasse, mit Beseitigung des Lehenwesens
und Umbildung der Heeresverfassungwar die mittelalterliche Zeit
vorüber, welche gekennzeichnetist durch Herrschaft der Kirche und

Herrschaft des Grundbesitzes.In dieserZeit war über der schranken-
losen Freiheit des Individuums und besondersder Genossenschaften
die Idee des Staates abhanden gekommen.Im Reichedie verloren

gegangene Staatsidee jetzt wiederherzustellen,war eine Unmöglichkeit.
Und so wird zu schildernsein, wie sichdie Entwickelung vom Zentrum
in die Peripherie verlegt und wie das Element, das aus der morschen
Gesellschaftsordnung in eine neue Zeit hinüberleitet, bei uns die

territoriale, die fürstliche Gewalt ist. Aber auch sie konnte nur im

Kampfe mit den Ständen zum Ziele gelangen. Hatte die Zerfah-
renheit im Reiche das Heranwachsen der Landesherrschaften, der

Städte, der reichsritterlichen Gebiete und die schließlicheAuflösung
des Reichsverbandesbewirkt, so drohte in den Territorien die Selb-

ständigkeitder Landschaftzu einem ähnlichen Ergebnissezu führen.
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Sie wurde vermieden, indem der Landesherr, in dessenPerson allein

die Einheit des Territoriums lag, den modernen Staatsgedankenzur

Geltung brachte. In der Verfassung zum Teil beschränktvon den

herrschendenStänden wird er Vertreter der beherrschtenKlassen in

der Verwaltung. Die entscheidendenGesellschaftskreisesuchen die

Ausbildung der Staatsidee nicht in Entwickelung alter Freiheiten,
sondern in Entfaltung energischerThätigkeit des fürstlichen Absolu-
tismus, sie betrachtenals Staat nicht das Reich, sondern das Terri-

torium. Daß hier, nicht dort die moderne Staatsidee entwickelt

wird, zeigt sich deutlich auch in der Geschichtedes Wortes status.

Staat. Ursprünglich bezeichnetes Stand, später auf Reichsstand-
schaft ruhende Landeshoheit und erst seit dem 17. Jahrhundert wird

es im modernen Sinne gebraucht.
Die Entwickelung war abgeschlossen,als nachdem dreißigjährigen

Kriege die landesherrliche Gewalt anerkannt und diese Anerkennung
durch die Anschauungendes Volkes und die Theorien der Juristen
bestätigtwurde. Es war eine offeneVerhöhnung der Reichsverfassung,
wenn im 18. Jahrhundert ein Reichsstand mit dem Kaiser Krieg
führen konnte. Von dieserPeriode, etwa von der Mitte des vorigen
Jahrhunderts an, welcheauch im übrigen ein durchaus verändertes

Gepräge trägt, datiert man daher mehrfachdas neue Zeitalter, ins-

besondereFriedrich den Großen als den bedeutendstenVertreter aufge-
klärter Weltanschauung erkennend und alle modernen Ideen im

deutschenStaatsleben auf ihn zurückführend.! In der absoluten
landesherrlichenGewalt hatte die Staatsidee ihren Träger gefunden.
Infolge des Anstoßes der französischenRevolution wurden auch in

den deutschenStaaten die konstitutionellen Ideen erweckt, deren

Verwirklichung dem 19. Jahrhundert vorbehalten war. Als aber in

jenem Kampfe des Alten und des Neuen das Reich zerfiel und die

VersuchestaatenbündlicherZusammenfassungscheiterten, konnte auch
die Idee eines deutschenGesamtstaatesnur dort, in der Territorial=

gewalt die Anknüpfung finden.

1 Im Anschluß an Buckle's History of eivilisalion Bluntschli,
Staatslehre (I) S. 57.
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Um einen Ueberblick über die Entwickelungdes deutschenStaats-
lebens zu gewinnen, werden wir zu betrachtenhaben:

I. Zersplitterung und Zerfall des alten heiligen römischenReiches
deutscherNation.

II. Die Ausbildung der staatlichenMacht, der Landeshoheit,der

monarchischenGewalt, insbesondereder preußischenStaats-

gewalt.
III. Werden, Wachsenund Verwirklichung der Einheitsidee.
IV. Die Entwickelungder konstitutionellen Ideen.

Hauptdatender deutschenStaatsgeschichte.

843. Vertrag von Verdun (Ludwig der Deutsche erhält Ostfranken).
870. Verlrag von Mersen (Friesland, Lotharingen kommen zum ost:

fränkischen Reich).
—887. Karl der Dicke vereinigt nochmals Karls d. Gr. Monarchie.

919—936. Heinrich I.
962. Otto d. Gr. erneuertdie Kaiserwürde (h. röm. Reich).

1181.UnternersanHeinrich des Löwen unter Friedrich I. Endgül-
tige Zersplitterung der Stammesherzogtümer.

1256.—1273. Interregnum.
1338. Kurverein zu Rhense.
1856. Goldene Bulle.
115. 30. April. Verleihung der Mark Vrandenburg an Burggrafen

Friedrichvon Nürnberg.1
.

1473. tio Achillen.
1532. Neligionsfriedezu Nürnberg,1555 zu Augsburg.
1648. Westfälischer Friede.
1663. StehenderReichstag zu Regensburg.
1801. Februar. Friede von Lüneville.
1803. m*i „ inleichsbeputationshauptschluß..1806. Juli.

1806. 6. August. ninm2 der Kaiserwürde. Aufhören des Reiches.
1815. 8. Juni. Bund
1820. 15. Mai. — ——

1833. Gründung des Zollvereins.
1848. 18. Mai. Eröffnung der deutschenNationalversammlung.
1849. Juni. Ende des Rumpfparlaments in Stuttgart.

1850. 31. Januar. Preußische Verfassung.
1850. 20. März. Erfurter Parlament.
1850. 2. September. Wiedereröffnung des Bundestages.
1851. 30. Mai. Wiederherstellung des deutschenBundes.
1863. 14. November. Tod Friedrichs VII. von Dänemark.
1865. 14. August. Vertrag von Gastein.
1866. 14. Juni. Auflösung des Bundes.
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66. 18. August. dünisvertoagmit den norddeutschenStaaten.
366. 23. August. Friede von Prag.
67. 24. Februar. Reichstagvesnorddeutschen Bundes.
67. 19. April. Annahme der Verfassung des norddeutschen Bundes.

. 24. Juni. Publikation der Verfassung des nordd eutschenBundes.
68. 2. März. Eröffnung des Bundesrats des Zollvereins.
68. 27. April. Eröffnung des deutschen Zollparlaments.
71. 18. Januar. roklamation der Kaiserwürde in Versailles.

371. 16. April. erfassung des Deutschen Reiches.
77. 17. März. Stellvertretungsgesetz.————————□2—

1. Abschnitt.

Gersplitterung und Serfall.

88.
Das alte Deutsche Reich im allgemeinen.

I. Perloden der Entwickelung.

In den ältesten Zeiten fehlt den Deutschen eine Gesamtver-
fassung. Sie zerfielenin einzelneStämme. Dem fränkischenStamme
ward die Aufgabe, die Reichseinheitherzustellen. Chlodwig begann,
Karl der Große vollendete die Erfüllung dieser Aufgabe. Ein ein-

heitlichesReich entstand, aber es war nicht deutsch,sondern zugleich
keltischtromanisch.Durch den Vertrag von Verdun erfolgte die Ab-

trennung des Oftfrankenreiches,welchesdie Grundlage des deutschen
wurde. Schon durch die KaiserkrönungKarls des Großen wird die

christliche Grundlage und die Verknüpfung mit Nom angedeutet,
welche jedoch erst im Vertrage zwischenOtto III. und Leo VIII.

grundsätzlichfestgestelltist. Seitdem bestehtformell eine Realunion

zwischender römischenWürde und dem deutschen Reich, welches
fortan „heiliges römischesReich deutscherNation“ genannt wird.

WirklicheHerrschaftsrechtesind zwar mit jenem Titel nicht verknüpft,
aber der Vorzug des deutschenKaisers vor allen Fürsten der Welt,

1 Das umfangreichsteWerk für früheren Zeit, vgl. in Siegel's
die geitbis zum 12. Jahrhundert echtsgeschichteS. 138—286, wo-

ist Wait, LerfassungsgeschichteI selbst Litteraturangaben für die ein-
bis VIII (1841—78). Einen? #brißjzelnenGegenstände.
der Verfassungsgeschichte,auch d 23 Dist. LXIII.
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das dominium mundi, bie advocatia ecclesiae romanae damit

anerkannt. Bereits in dieser Periode beginnt die Zersetzungder

Regierungsgewaltund die Auflösung des Reiches in kleine Grund-

herrschaften. Die Zeit vom Interregnum bis zur Reformation führt
zur Konsolidation der verschiedenenRechte, und bis zum westfälischen
Frieden erfolgt die entscheidendeTeilnahme der zur Selbständigkeit
gelangtenFaktoren in drei Kollegien, die schließlichseit 1648 zur Auf-
lösung führte.

II. Rechtliche Natur des Reiches.
Die Frage nachder rechtlichenNatur des alten DeutschenReiches

ist für die ältesteZeit einfach zu beantworten. Es war eineständisch
beschränkteMonarchie,es war ein Einheitsstaat. Aber dieser lockerte

sichschonfrüh, und sobald aus der Beamtengewalt erblicheLandes-

hoheit, aus den AmtsbezirkenstaatsähnlicheTerritorien wurden, war

Deutschlandunzweifelhaft eine civitas composita. Es war nicht
Einheitsstaat und nicht Bundesstaat, und man hat es darum wohl
Staatenstaat genannt; es war nicht Monarchie und nicht Republik,
und man hat es darum wohl als Aristokratie bezeichnet,wenn man

nicht mit J. J. Moser all dies als unnützes Schulgezänkeerklärte.

In eines der gewöhnlichen Schemata paßte das Reich allerdings
nicht; es war ein zusammengesetzterStaat mit einem zusammen-
gesetztenRegierungskollegium(Kaiser und Reich), äußerlich wohl als

Monarchie erscheinend. De jure war es immer noch ein Staat,
aber dieses Recht konnte nur für einen lehrhaften Standpunkt in

Betracht kommen. Denn es war ein Staat, der, in Zersetzungbe-

griffen, mit Rechtvon Pufendorff als monstro Simile corpus be-

zeichnetwerden konnte.: Für die Beurteilung der Rechtszustände
des neuen Reicheshat zwar die Betrachtung des alten Reicheskeinen

unmittelbaren Wert: zu Schärfungdes Urteils und Klärung des Blickes
kann jedoch die zu mannigfachen Vergleichen anregendehistorische

Betrachtungnicht genug empfohlen werden.?

Von Teutsch-1 J. J. haften Standpunkt vertritt besonders

nd und bchrGEgatzverfasfung
547.

Pütter, Institutiones 8 31, 32 u.

mehrfach.
2 Pu fendorff, De republica.

# Die historischeAnknüpfung ver-
irregulari & 10ontbane(s. 1 tritt besonders das Lehrbuch von H.
unten § 24) VI § 9. Den lehr= Schulze.
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III. Das Reichsgebiet.

Das Reichsgebietfindet seinen Grundstock im Ostfrankenreiche,
zu dem der größte Teil des ReichesLothars (regnum Lotharingiae)
hinzutrat. Auch das ursprünglich abgetrennteBurgund wurde 1033

inkorporiert, ging aber stückweisewieder verloren. 1512 wurde das

Reich in zehnKreise geteilt, den fränkischen,bayerischen,schwäbischen,
nieder= und obersächsischen,westfälischen, nieder= und oberrheinischen,
burgundischenund österreichischen.Böhmen, Mähren Schlesien, Lausitz
und einige kleinere Reichsländer waren hier nicht einbegriffen. Durch
die doppelte Staatsgewalt war der Begriff der Reichsmittelbarkeit
und Reichsunmittelbarkeitgegeben.Die letztgenannte, dingliche oder

persönliche,Eigenschafthatte nur, was ohneVermittelung einer anderen

Obrigkeit unmittelbar (immediate) dem Reicheunterthan war.

IV. Quellen des Reichsrechts.

Die Quellen des älteren deutschenReichsrechtssind, da eine zu-
sammenfassendeVerfassungsurkundefehlt, einzelneReichsgrundgesetze,
unter welchensals wichtigste folgende zu nennen sind: 1. Die

Konstitutionen Friedrichs II. de juribus prineipum, und zwar die

confoederatio cum principibus ecclesiasticis von 1220 und das

statutum in favorem principum (saecularium) von 1232. 2. Ludwigs
des Bayern constitutio de iure et excellentia imperii von 1338,
betreffenddie Unabhängigkeitder Kaiserwahl vom päpstlichenStuhl.
3. Die goldene Bulle (citiert A. B. = aurea bulla), 1356 von

Karl IV. erlassen, regelt besonders Kaiserwahl und Kurfürsten-
rechte. 4. Der ewige Landfriede Maximilians vom 7. August 1495.

5. Die Wahlkapitulation, welchedie Bestimmungen,die man heute
in Verfassungsurkundenfindet, enthält. Ihr wesentlicherUnterschied
von den modernen Verfassungsurkundenist der, daß sie als ein Ver-

trag des öffentlichen Rechteserscheint, vereinbart zwischenden Kur-

fürsten und dem künftigenKaiser,und nachdessenTode erlöschend.Die

erste Wahlkapitulation wurde 1519 festgestellt. Obwohl im west-
fälischenFrieden bestimmt wurde, es solle eine „künftige gewisse,und

1 Schmauß, Corpus iuris pu 1722, letzte 1794); Oertel, Staats-
blici. Frankfurt u. Leipzig (1. Aufl. vrundgesetze (1841).
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beständige"Wahlkapitulation errichtet werden, wurde eine solchedoch,
da ad futura comitia verwiesen, erst 1711 als Projekt zwischenden

höherenReichsständenfestgesetztund zuerstbei der Wahl Karls VI. in

Anwendunggebracht. Hierzu treten 6. die Religionsverträge, insbe-

sondere der Augsburger Religionsfrieden von 1555. 7. Der west-
fälische Friede, geschlossen1648 zu Münster und Osnabrück (ge-
wöhnlich citiert I. P. O. — Instrumentum Pacis Osnabrugensis).
Hierzu werden auch die Konkordate gezählt, so das Wormser von

1122, die Fürstenkonkordateund das Wiener Konkordat von 1447

und 1448. 8. Die Stelle unserer Reichsgesetzevertraten die con-

elusa imperü, d. h. die vom Keiser ratifizierten Beschlüssedes

Reichstages(Reichsschluß). Die Reichsschlüssewurden beim Aus-

einandergehendes Reichstagesals Reichsabschied(recessus imperü)
verkündet; da seit 1668 der Reichstagpermanent blieb, ist der „jüngste
Reichsabschied“der Regensburgervon 1654. Ueber den jüngsten
Reichs(deputationshauptschlußvgl. unten & 10. 9. Zu diesenGrund-

gesetzentreten eine Reihe von Urkunden, die ebenfalls staatsrechtliche
Grundsätzeenthalten, aber sich auf einzelneGegenständedes Ver-

fassungslebensbeziehen,so die Gerichtsordnungen(1495, 1555, 1654),
die die Grundlage für die Verteilung der Truppen bildende Reichs-
matrikel (1521), die Reichskreisordnung(1521).1

89.

Verfassung und Verwaltung des alten Reiches.“

I. Der Kaiser.

In den früheren Zeiten war das Frankenreich, bezw.Deutsch-
land ein reinesErbreich. Die königlicheGewalt blieb trotz Abgabe
vieler Rechtean die Landesherren eine große, einheitliche, unver-

siegliche. Nicht fehlte es an Angriffen auf die königlichenRechte,
und schonseit Erlöschendes karolingischenStammes tritt Wahl an

Stelle des Erbrechts. Aber unter den drei kräftigen Königshäusern

1 Ueber die Benutzung der tung 1886 Nr. 274.

maligen Reichsarchive vgl. T * Litteratur bei H. Schulze,
dichum in der Beilage z. Aüig-N ! Einleitung S. 213.
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der Sachsen, Franken und Schwaben (919—1254) wird das Ge-

burtsrecht nicht unberücksichtigtgelassenund die königlicheGewalt

noch in hohem Grade anerkannt. Seit dem Interregnum wenden

sich die Verfassungszuständeunwiederbringlich zu ihren Ungunsten,
und das Reich wird ein reines Wahlreich. Thatsächlichwurde seit
1437 die Königswürde Zubehör der habsburgischenHausmacht,
grundsätzlichaber war die Wahl, nicht Erbrecht der juristischeSuc-

cessionstitel. Der Kaiser versprachausdrücklich (W. K.II & 2), sich
keine Succession oder Erbschaft des Reichesanzumaßen, zu unter-

winden oder zu unterfangen. Die Wahl stand ausschließlichden

mächtigstenReichsfürstenzu, die den Namen Kurfürsten führten, und

zuerstschienes, als ob an diesesKollegiumüberhauptdie höchsteGewalt

gelangen würde. Aber so wenig wie der König konnten sie sich in

ihren Rechten behaupten; es drängte sich der Reichstagdazwischen.
Durch Herkommen bildeten sich die Sätze aus, welche später

in der A. B. reichsgrundgesetzlichniedergelegt wurden. Nur ein

„gerechter,guter und nützlicher“, ja nachHerkommen nur ein freier,
hochadeligerMann soll gewählt werden. Die Kaiserwahl wird mit

großen Feierlichkeiten umgeben, in welchen der Geist der feudalen
Aristokratie ausgeprägt ist. Die Fülle der Formalitäten erhielt sich,
als selbst schonder alte Verfassungsbauunrühmlich aus den Fugen
ging. Auchdie altdeutscheMonarchenwürdegalt als ewig. Imperator
in persona mori potest, sed ipsa dignitas et officium est immor-

tale.: Bei erledigtem Throne führten der Pfalzgraf bei Rhein und

der Herzog zu Sachsenals Reichsvikariendie Regierung. Der Kur-

fürst von Mainz erläßt die Einladung zum Wahltage. Feierlich
ziehendie Geladenen ein und beschwören,binnen dreißig Tagen die

Wahl zu vollziehen, widrigenfalls sie dann nur Wasser und Brot

erhalten. Am Wahltag findet ein Konklave statt, und noch in dem-

selben beschwört der Gewählte die Kapitulation. Der feierlichen
Krönung wurde enorme Wichtigkeit beigelegt,stundenlang trugen die

Göttinger Staatsrechtslehrer darüber vor; lebensvoll hat nochGoethe
(Dichtung und Wahrheit V) uns ihre Feier beschrieben.An Stelle

7 § 2; Harnack, n

z. 1400), Consil. 1,2%5elen öesdt (153) 27; II,. 159
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der früher üblichen dreifachenKrönung zu Aachen, Mailand und

Nom fand später nur eine, und zwar meist am Wahlorte, statt.“
Durch die Wahl zum deutschenKönig war der Gewählte auch

römischerKaiser. Das DeutscheReichgalt als Fortsetzungdes römischen,
von Gott gestiftet zur Erhaltung des Rechts und zum Schutzeder

Kirche(advocatia ecelesiae). Freilich verschwanddie reale Macht, aber

durch den idealen Hintergrund behielt das Reich eine historischeund

religiöseWeihe. Das Reichhieß saerum Romanum Imperium Natio-

nis Germanicae, der Kaiser nannte sichseit Maximilian „erwählter
römischerKaiser, allezeitMehrer des Reichesund König in Germanien."“

Glänzend die Formalitäten, volltönend der Titel: aber inhalts-
leer und widerspruchsvoll die Rechtsstellung. Gesetzlichist der Kaiser
der einzigeSouverän, thatsächlichein „inane simulacrum“, theo-
retischhat er die volle Regierungsgewalt, praktischsteht deren Aus-

übung den Ständen zu. Von der plenitudo potestatis ist nichts
übrig gebliebenals das ius repraesentationis omnimodae; aber selbst
hier konnte er weder Krieg erklären, noch Frieden oder Bündnisse
schließenohne den Reichstag. Die Gesetzgebungstand dem Kaiser
zu, aber nicht ohne den Reichstag. Die Gerichtsbarkeit hatte er

meist den Landesherren abgetretenu. s. w., und wo wirklich Rechte
bestanden,beanspruchtendie Reichsständeihre Zustimmung, was im

berühmtenParagraphen Gaudeant (I. P. O. VIII, 2) seinen schärf-
sten Ausdruck erhielt.: Trotzdem in Gesetzgebung,Rechtsprechung
wie Verwaltung der Kaiser in jeder Beziehung beschränktwar, galt
er doch formell als das Haupt, und waren ihm die Landesherr-
schaftensubordiniert. Auf jenen Gebieten hatten sich für ihn zwar

1 Pfütter, Institutiones §486ff.t
Nömer-Büchner, Wahl und Krö-

nungE7 H. Schulze, Einlei-
tun 6.

ATrP. O. VIII 9§2 (vgl. Wahl-
kapitulationIV 5 1); „Gandeant
sine contradictionejure sulfragii
in

negotiis imperli, pracsertim ubi
leges ferendae vel interpretandae,
bellum decernendum, kributa in-

dicenda, delectus aut hospitatio-

nes militum instiluendae, nova

munimenta intra statunm ditio-
nes exstruenda nomine publico
veterave firmanda praesidiis, nec

non ubi pax aut soedera sacienda
aliave ejusmodi negolinperagenda
luerint, nihil borum aut quic-
quam simile posthac umquam fiat
vel admittatur, nisi de comitiali

liberogne omnium imperii sta-

tuum sussragio ct consensu.“
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nur einzelneRegierungsrechteerhalten, Ernennung bestimmter Be-
amten r2c.; aber er galt als der Urheber aller Ehren, er allein

konnte Universitätsprivilegien, Adelstitel u. s. w. verleihen. Die

Rechtedes Kaisers, bei deren Ausübung er an die Mitwirkung der

Stände gebundenwar, hießenKomitialrechte, die ihm frei verbliebenen

Reservatrechte. Regalien nannte man Reservatrechte, die niemand
im Reichebesitzenkonnte, außer auf Grund erwiesener oder voraus-

gesetzterköniglicher Verleihung; später beschränkteman dies auf
nutzbareRechte(Münzrecht,Bergregal, Judenschutz).“Die Einnahmen
des Kaisers betrugen 13 884 Gulden 32 Kreuzer.

II. Die Reichsämter.

Auch die Amtsverfassungwar eine höchstmangelhafte, kaum den

bescheidenenVerhältnissendes alten Reichesgenügend. a) Das wichtigste
Amt war das des Reichslhof)vizekanzlers.Er war ein Minister mit

allgemeinerKompetenz, der sämtliche Regierungsgeschäftebesorgte,
an Stelle des ReichserzkanzlersKurfürsten von Mainz, welcher
ihn anstellt und erhält. Zwei (Reichshof-Referendarien sind seine
vortragenden Räte. b) Als zweiter Reichsminister kann der Präsi-
dent des Reichshofrates gelten. Letzterer ist nicht nur Gericht, son-
dern auchRegierungskollegium: entstanden aus dem Hofgericht; in

den Erblanden fungiert er als Konseil, Kabinett des Kaisers. c) Die

Ausübung der kaiserlichenReservatrechtehaben die Hofpfalzgrafen.
Daneben kommen kaiserlicheKommissionen, sowie die Chefs der Ver-

waltungszweige (Reichsgeneralissimus, Generalpostmeister, Reichs-
pfennigmeister) in Betracht, welche jedochvom Kaiser und Reichstag
ernannt werden. Der bei Lebzeitendesigniertekünftige Nachfolger,
welcher „römischer König“ hieß, hatte keine Mitregentschaft, sondern
vertrat den Kaiser bei Verhinderung. Nur wenn nach dem Tode

des Kaiserskein römischerKönig bezeichnetwar, traten die Vikarien ein.?

1H. Schulze,Einleitung S. 229; Note 26b (S. 156). — Ueber die

* Ueber Regalien. Einleitung Verantwortlichkeit u. Absetzbarkeitd.

Kaisers vgl. d. rechtsgeschichtl.Werke
: DiesAmt hieß Komitive; vyl. u. a. bei Siegel, WecchtsgeschichteH. Schulie,Einleilung S. 231 D3, 84E. 180, Weizsäck
s Näheres über das *- Der Pfalzgraf als Rchterüber #

riat: Kirchenheim, Regentschaft König (1880).



* 9. Verfassung und Verwaltung des alten Reiches. 31

III. Der Beichstag.

Neben dem Kaiser stand die ihn überall beschränkendemaß-
gebendepolitische Korporation, der Reichstag, nicht eine Volks-

vertretungim konstitutionellen Sinne, aber immerhin eine Repräsen-
tation der verschiedenenTerritorien und Kollegien, eine Versammlung
der Reichsstände. Reichsstandwar, wer Sitz und Stimme auf dem

Reichstagehatte. Früher konnte der Kaiser Reichsstände kreieren,
später mußte Anerkennung seitens der Stände in bestimmter Weise
hinzutreten und es war dinglicheGrundlage erforderlich (keine sogen.
Personalisten zugelassen).

Seit dem 14. Jahrhundert war es üblich geworden, in drei

Kollegien zu beraten, deren jedes seine korporative Gestaltung hatte.
Das Kollegium der Mächtigsten, der Kurfürsten, bestand aus den

Erzbischöfenvon Mainz, Trier, Köln, dem Pfalzgrafen bei Nhein,
Herzog zu Sachsen, Markgrafen zu Brandenburg und König von

Böhmen; da die Pfälzer Kurwürde 1623 an Bayern kam, wurde

für die Pfalz 1648 eine achte Kur errichtet; dazu trat 1692 die
neunte für Braunschweig-Lüneburg. 1771 erhielt bei Erlöschen der

bayerischenLinie Pfalz die fünfte Kurwürde zurück. 1801 und

1803 schiedenKöln und Trier aus, wofür Salzburg, Württemberg,
Baden, Hessen-Kasselkreiert wurden. Nur letzteresbehielt später den

Titel (bis 1866). Nach A. B. c. 12, 13 haben die Kurfürsten das

Rechtder Selbstbversammlungund eine weitgehendeMitwirkung bei

der Regierung; es wurden jedoch alle wichtigen Angelegenheiten
nicht mit dem Kurfürstenkollegium allein, sondern mit dem Gesamt-
reichstageberaten.

Das zweite Kollegium desselbenwar der Fürstenrat, bestehend
aus Fürsten, Grafen und Prälaten. Seit 1582 gab es 94 Viril-

stimmen und 6 Kuriatstimmen, d. h. Gesamtstimmen, zu welcheneine

größere Anzahl unbedeutenderer Grafen und Prälaten vereinigt
waren. Der Reichsfürstenrat bestand aus zwei Bänken; auf der

geistlichenBank (33 Virilstimmen und die schwäbischenund rheini-
schenPrälaten) saßen anomalerweise Oesterreichund Bayern: ersteres
alternierte mit dem Erzöischofvon Salzburg im Vorsitze. Zur welt-

1 S. oben S. 28 Note 1.
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lichenBank gehörten61 Virilstimmen (die Nebenlinien der Kurfürsten)
und die vier Grafenbänke, die wetterauische, schwäbische,fränkische,
westfälische. Letztere, sowie Osnabrück waren alternierend katholisch
oder evangelisch(I. P. O. XIII § 1), während 55 Stimmen ent-

schiedenkatholisch,43 evangelischwaren.

Seit Wilhelm von Holland erschienenals drittes Kollegium
die Reichsstädte,welche 51 Virilstimmen hatten, wovon 14 auf die

rheinischen(Köln, Aachen, Frankfurt, Hansestädte, Wetzlar 2c.), 37

auf die schwäbischeBank (Augsburg, Nürnberg, Reutlingen, Lindau,
Heilbronn rc.) entfielen. Den Vorsitz führte die Stadt, in welcher
Reichstag gehalten wurde, also seit 1663 Regensburg.

Diese drei Kollegien stimmten jedes für sich; jedoch fand bei

einzelnenAngelegenheiten(I. P. O. art. V 5l ff.), insbesonderesobald
konfessionelleFragen in Betracht kamen, eine itio in partes statt,
d. h. der Reichstaghörte auf als ein Corpus zu bestehenund organisierte
sichnach den Religionsteilen als corpus evangelicorum und corpus

catholicorum, jenes unter kursächsischem,diesesunter kurmainzischem
Vorsitz. Die vom Kaiser berufene und unter seinerAutorität gehaltene
Versammlungaller Reichsständehieß der Reichstag. Er sollte im ersten
Regierungsjahreund alle zehnJahre berufen werden; 1613—40 wurde
keiner berufen, seit 1663 wurde er in Regensburg permanent. Die

Geschäftsbehandlungwar eine ziemlichverwickelte; hatten sich die bei-
den oberen Kollegien durchRe= und Korrelationen geeinigt,so entstand
durch Zutritt des Städtekollegiums ein consultum, Reichsgutachten,
das an den Kaiser gebrachtund von ihm durch Natifikationsdekret in
einen Reichsschluß,conclusum imperü, verwandelt wurde. Da manche
GeschäfteschnellereErledigung erforderten, so wurden früher regel-
mäßige, später sogen. außerordentlicheReichsdeputationengebildet.

Schon seit Ferdinand III. hatte der Kaiser nicht persönlichReichs-
tag gehalten; vielmehr ließ sichderselbedurch einen Prinzipal= und

einen Konkommissarvertreten, welche zwar den Beratungen nicht
beiwohnten, aber das Vermittelungsorgan zwischenKaiser und Reichs-
ständen bildeten. Auch im übrigen war die Stellvertretung die Negel
geworden. Damit aber hatte auch der Charakter des Reichstages
gewechselt. Hervorgegangen aus der Vertretung deutscher Terri-

torien, war diese Versammlung zu einem europäischenGesandten-
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kongreß geworden. Derselbe ging nicht nur in Formalitäten auf
und extrahierte Universitätsgutachtenüber Zeremonien und Livreen:
er war politisch ein Werkzeugdes Auslandes, denn eine Reihe von

größeren Fürsten erwarben fremde Kronen und damit eine europäische
Stellung, ganz abgesehendavon, daß die geistlicheBank von der

römischen Kurie beeinflußt wurde. Kraft, Einigkeit und Mittel

fehlten dem deutschenVolke, um die ihm gebührendeStellung ein-

zunehmen— und doch war sein Einfluß so bedeutsam, daß in

Regensburg eine Menge von Verträgen geschlossenund gelöst wurde,
daß dort der Punkt war, in dem sich zahlreichediplomatischeVer-

handlungen konzentrierten. Nur erfolgten diese stets in dem Be-

streben, dem Volke im Herzen des Erdteils seine staatlicheExistenz
möglichst zu verkümmern.

IV. Die Reichsverwaltung.

Schon in dem bisher Gesagten ist angedentet,wie in den aus-

wärtigen und kirchlichenAngelegenheitendie Reichsgewalt eine ge-

ringe war. Auch in den übrigen Zweigen der Verwaltung zeigt sich
ein immer bedeutenderes Zusammenschmelzender kaiserlichenRechte.
Immerhin gab es kein Gebiet, auf dem nicht pro forma und de

jure noch Rechtedes Reiches über die Einzelstaatenaufrecht erhalten
worden wären. Am meisten zeigt sich dies vielleicht bei der Justiz-
gewalt. Wie der fränkischeKönig den Bann verlieh, so galt auchder

Kaiser als Quelle des Rechts. Er übte das Recht durch das Reichs-
kammergericht (1495 errichtet, 1689—1806 in Wetzlar) und den

Reichshofrat. Zahlreiche privilegia de non evocando, welche die

Nichtappellabilität der territorialgerichtlichenUrteile sicherten,machten
die Gerichtsbarkeit zum Rechteder Landesherren. UngenügenderSchutz
der Reichsgerichte,wie der genossenschaftlicheTrieb der Standes-

genossen führten zur Schaffung der Austräge. Einen Austraega
(Austragsrichter) konnten höhereReichsständenach Herkommen und

Privileg vielfach anrufen, ehe sie an die Reichsgerichtegingen.
Austrägalgerichtesind wirkliche Gerichte, nicht Schiedsgerichte;aber

es sind nicht Staats-, sondern Vereinsgerichte.!
1 C. F. Eichhorn, Diss. de differentin inter austraegas et

arbitros (Göttingen 1801).
v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staalsrechts. 3
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Die Polizei- und Militärgewalt lehnte sich an die Kreisver-

fassung an. In bezugauf die Polizei — was in den letztenReichs-
zeiten etwa so viel wie jetzt innere Verwaltung bedeutet (vgl. d 85)
— hatte das Reich fast nur die Gesetzgebungund erließ einige Reichs-
polizeiordnungen. Wohl bestanden für weitere Zweige kaiserlicheBe-

hörden, so z. B. für die Zensur das Bücherkommissariatin Frank-
furt a. M., aber selbst in diesen Gebieten der Kulturpflege wurden

die kaiserlichenRechtevielfach bestritten.
Die Kriegsverfassung erschienso recht gemacht, um die ge-

waltigen Kräfte des waffenfrohstender Völker künstlichniederzuhalten.
Die Reichsarmeewurde nach der Wormser Matrikel (1521) aus den

einzelnenKontingenten gebildet. Als Simplum galt später28000 Mann

Fußtruppen und 12000 Reiter. Der Höchstkommandierendewurde

von Kaiser und Reich ernannt, daneben gab es Reichsgeneralfeld-
marschälle,Reichsgeneralfeldzeugmeister2c., stets je zwei, einer katho-
lisch, einer evangelisch. Die Reichsoperationskassewurde erst bei

Beginn des Krieges gebildet, die Festungen Kehl und Philippsburg
waren im kläglichen Zustande. Krieg und Frieden konnte nur unter

Zustimmung des Reichstagesbeschlossenwerden.

Die erwähnte Wormser Matrikel bildete zugleichdie Grundlage
des Reichsfinanzwesens. Man legte jene für einen Nömerzug
entworfene, die Truppen auf die einzelnenReichsständeverteilende
Matrikel zu Grunde, um (an Stelle des früheren „gemeinen Pfen-
nigs“) nach dem für die Mannschaft bestimmten Monatssolde Bei-

träge der Reichsständeals Steuer zu erheben: dies waren die sogen.
„Römermonate"“. Selbst dies aber waren nur außerordentlicheUm-

lagen, die übrigens kaum zur Hälfte einkamen. Die einzigeordentliche
Reichssteuerwar der „Kammerzieler“, der Beitrag, durch welchen
das Kammergerichterhalten werden sollte. Er betrug 1719 98 000

Thaler, die aus Hunderten kleiner Beiträge (bis zu 4 Thaler hinab)
zusammenfließensollten, aber ebenfalls sehr mangelhaft eingingen
(1747 waren 563 655 Thaler rückständig).

Wir sehen somit auf allen Gebieten staatlichen Lebens Zer-
rüttung und Unordnung der Verhältnisse, nach dem Aussprucheeines

Die gründlichsterechtshistorischevgl. in StephanPreußische Post
Darlegung für eine Spezialfrage (1859) S. 39ff.
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großen Historikers wucherndeWildnis, welche nur durch politische
Eifersucht und Selbstsucht, durch die deutscheTreue und die Macht
der Trägheit aufrecht erhalten wurde.

8 10.

Untergang des Reiches. !

I. Nicht aus Juristenschriften ist der Zustand des Reiches
im 17. und 18. Jahrhundert kennen zu lernen. Besser belehren
uns die Schriften der Staatsgelehrten über die thatsächlichenVer-

hältnisse. Schon die wenigen gegebenenAndeutungen zeigen, daß
das Deutsche Reich in der Auflösung begriffen war. 1640 ver-

suchte Hippolitus a Lapide (Bogislaus Chemnitz) zu beweisen,
daß die höchsteReichsgewaltdem Reichstagezustehe,und Severinus
de Monzambano (Pufendorff) erkannte bereits, wie diese seltsame
Staatsform sich vom Bundesstaate zum Staatenbunde hinneige.
Freilich hatte der Kaiser dem Namen nach noch die obersteGewalt,
aber wie wir sahen, war sie überall beschränkt,und denkt man an

die Mitwirkung des Kurerzkanzlers, der Kurfürsten, des Reichs-
tages, an die mangelhafte Heeresverfassung,die schleppendeJustiz
und die leeren Reichskassen,so sieht man, daß die kaiserlicheGewalt

nahezu inhaltslos war. Neben diesen schattenhaften Ueberresten
monarchischerEinheit die verkümmerten Anfänge staatenbündischer
Ordnung (Kreisverfassung,Kammergericht),und über diesenTrümmer=

stücken verschiedenerStaatsformen, lebendiger als beide, die einzig
treibende Macht, der Partikularismus. Von Kaiser und Reichkonnte
eine Reform nicht ausgehen. Sobald die Mehrheit der Nation sich
der reformatorischenGlaubenslehre zuwandte, war die theokratische,
zum Teil auf die geistlichenFürstentümer gestützteKaiserwürde un-

haltbar, die Reichsverfassungeine „häßlicheLüge“. Durch den West-
fälischen Frieden war das Durcheinander wohlerworbener Einzel-
befugnissebestätigt worden, welchesdem katholischenOesterreichhöchst
willkommen war. So erscheinenim letztenJahrhundert des h. röm.

Reiches, dessenVerfassung die zünftige Rechtsgelehrsamkeitauch da

Häusser, DeutscheGesch.v. Tode Friedr. d. Gr., 4 Bde., 3. Aufl. (1861).
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noch als Idealbild des gemischtenStaates wissenschaftlicherklärte

und rechtfertigte, de kacto drei ganz verschiedeneMassen. Die eine

war nur dem Namen nach deutsch,es war das habsburgischeKaiser-
tum, das sich mehr und mehr dem protestantischenDeutschland ent-

fremdete. Diesem österreichischenStaate gegenüber wuchs aus der

alten Nordmark ein neuer Staat empor, poesielos und in strammer
Ordnung, der unpopulärste Staat der Gegenwart, aber der Staat
der Zukunft. Als ihm der Monarch gegebenward, der mit dem

nüchternen Sinn der Hohenzollern den kühnen Flug des Genius

vereinte, konnte diefer Staat selbstmit Kaiser und ReichKrieg führen.
Schon hiermit nahm er die Führung in Deutschland in die Hand,
und der junge Goethe konnte schreiben,daß die Welt „fritzisch“ ge-

sinnt sei. Durch Privilegien und Herkommen war in diesen beiden
Staaten in besondershervortretender Weise die Landesherrschaftun-

abhängig geworden, und man fand es selbstverständlich,daß beide

Großmächte, deren jede auch nicht zum Reiche gehörige Gebiete

beherrschte,ihre Reichspflichtenendlichganz außer acht ließen. Mitten
inne nun jene dritte Masse, „das Reich“, der Teil unseres Vater-

landes, in dem es sicham gemütlichstenlebte, im Behagender Vetter-

schaft und unter der weichenHerrschaftdes Krummstabes, eine Masse,
die sehr naturgemäß von dem in der Vergangenheit wurzelnden
Kaisertum angezogen wurde und die in den emporstrebendenLandes-

fürsten ihre natürlichen Gegner erblickte.
II. Es ist klar, daß diese Dreiheit einen Stoß von außen

nicht ertragen konnte; dieser Stoß aber kam infolge der französischen
Revolution. Kleinigkeiten gaben den äußeren Anlaß zur Kriegs-
erklärung an Oesterreich(20. April 1792): der tiefere Grund lag
in dem Gegensatzeder überlebten mittelalterlichen Staatsordnung
zum Prinzipe der französischenRevolution. Nach diesem ersten Zu-
sammenstoßwar der Sturz des Reiches nicht mehr zu vermeiden.

Der Reichstag ermannte sich erst, nachdemauch Preußen sich mit

Oesterreichverbunden und Frankreich schon die Niederlande besetzt
hatte, den Krieg zu erklären. In Mainz versammelte sichnoch ein-

mal der hohe Adel im Juli 1792 um den neuen Kaiser." Es war

1reitschke, Geschichte1 S. 126.



8 10. Untergangdes Neiches. 37

das Henkersmahl des Reiches, zum letztenmalerschiendie Herrlich-
keit der guten alten Zeit, „bevor das neue Jahrhundert den Urvätler-

hausrat der rheinischen Bischofsmützen und Fürstenkrönchenmit

ehernen Sohlen zermalmte". Mangel an Einheit in der Leitung,
sowie die Zerfahrenheit der Militärverfassung vereitelte jeglichen
Waffenerfolg. Preußen schloßallein am 5. April 1795 den Frieden
von Basel, der reichskonstitutionswidrigwar; andere Staaten folg-
ten diesem Beispiele; Oesterreich schloß am 17. Oktober 1797 den

Frieden von Campoformio. Auf dieser Grundlage, sowie auf Grund
der geheimenZusicherungder Abtretung des linken Rheinufers wurde

1797 der Friedenskongreß zu Rastatt eröffnet; erfolglos ging er,

als von neuem 1799 der Krieg ausbrach, auseinander. Nach den

unglücklichenSchlachten von Marengo und Hohenlinden schloß der

Kaiser für sichund das Reich — da er keine Zeit hatte, letzteres
zu befragen: — am 9. Februar 1801 den Frieden von Lüneville,
welchender Reichstag übrigens am 7. März genehmigte. ZweiBe-

stimmungendiesesFriedens bereiten die völlige Zersetzungdes Reiches
und Reichsrechtesvor. Art. VI setzt den „Thalweg“ des Rheins
als Grenze fest; 1150 Quadratmeilen und 4 Millionen Einwohner
gingendamit verloren, ohnedaß viel Aufhebens gemachtwurde. Der

zweite Hauptmoment war die eigenartigeBestimmung des Art. VII,
wonach das Reich die Fürsten für die auf dem linken Rhein-
ufer erlittenen Verluste durch Gebiete im Innern des

Reichs entschädigen sollte. Damit war die letzte Umgestal-
tung, die Säkularisation, angedeutet. Die Verweltlichung des Reiches,
die Vernichtung der geistlichenStaaten wurde dem Reichstagedurch
das Schwert des Siegers auferlegt. Dieser hatte sein Ziel erreicht:
er verpflichtete sichdie Dynastien und sichertedie baldige Zersetzung
des Reiches.

III. Alsbald machte sich die außerordentlicheReichsdeputation
ans Werk und arbeitete einen Entschädigungsplan aus, bei dessen
FeststellungFrankreich entscheidendmitwirkte. Erfolgte die formelle
Entwerfung in Regensburg, die materielle Verteilunggeschahin

Häusser I, 586; Treitschke ! ne laissant2
e tewpsnoces·

I, 138. saires“ ete. (Eingang des Friedens
: „Les conjonctions présentes von Lüneville).
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Paris. Dort fand das große Börsenspiel um Länder statt, und

Talleyrand war der unehrlicheMakler: in tiefer Selbstentwürdigung
eilte alles dorthin, die gierige Länderjagd mitzumachen. „Wenige
unter den großenStaatsumwälzungen der neueren Geschichteerscheinen
so häßlich, so gemein, so niedrig.“ Der Reichsdeputationshaupt-
schluß vom 25. Februar 1803 wurde am 27. April zum Reichsgesetze
erhoben. Bis auf die Güter des Deutschenund Johanniter-Ordens und

das Stift Regensburgwurden alle reichsunmittelbarenGüter der katho-
lischenKirche säkularisiert, alle Reichsstädtebis auf sechsmedia-

tisiert, d. h. an die zu entschädigendenFürsten verteilt, im ganzen
über 1700 Quadratmeilen mit circa 3 Millionen Einwohnern, wo-

von Bayern den Löwenanteil erhielt. So wenig lebensfähig die ein-

gezogenen Territorien waren, so enthielt doch ihre Verteilung einen

Rechtsbruch. Das Reich bewies, daß es seinen Mitgliedern auch
nicht mehr den SchutzihrerRechtegewähren könne, und unterschrieb
mit dem Reichsd

tschluß
sein Todesurteil. Im Gefühle

der sich immer mehrauflösendenNeichsordnungnahm Franz II. am

14. August 1804 den erblichenTitel eines Kaisers von Oesterreich
an. Bayern, Württemberg, Baden erhielten für Unterstützung im

Kriege 1805 Gebietserweiterungen,Nangerhöhungenund volle Sou-

veränität, Schweden riß Neuvorpommern los, Napoleon bildete ein

gleichfalls souveränes HerzogtumKleve-Berg, Preußen empfing hier-
für Hannover — da begannendie süddeutschenFürsten Unterhand-
lungen und unterzeichnetenam 17. Juli 1806 die vom 12. Juli
datierte Rheinbundsakte. Eine Note Napoleon's an den Reichstag
vom 1. August erklärt, daß er die „confédération germanique“
nicht mehr anerkenne; am gleichenTage richten die Rheinbundsfürsten
eine Erklärung nicht mehr an den Reichstag, sondern an die ein-

zelnen Gesandten, in welcher sie die Lossagungaussprechen." Der

Reichstag ging stumm auseinander. Kaiser Franz legte am 6. Au-

gust die Krone nieder und erklärte das „reichsoberhauptlicheAmt
und Würde“ für erloschen und Oesterreich aller Reichspflichten
ledig. Ruchlos wäre jenes Manifest gewesen und hochverräte-

1 G. v. Meyer, Corpus juris Bundesrechts (1822, in 2 Bänden)
confoederationis Germanicace I, 85. ist auch für das Folbendezu be-

Diese Sammlung der Quellen des nuczen.
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risch vom juristischen, formalistischen, legitimistischenStandpunkte,
hätte nicht die Macht der Verhältnisse gesprochenund wäre nicht
sofort die formelle Anerkennung der europäischenStaaten gefolgt.
Niemand dachtedaran, ein Reichsvikariat zu übernehmenoder einen

anderen Kaiser zu wählen.“ Durch einen Rechtsbruchwar die Zer-
setzungdes Reichs begonnen, durch einen Staatsstreich ward sie
vollendet. Am 6. August, an jenem Tage, an dem 64 Jahre später
der Kanonendonner von Wörth dem neuen Reich präludierte, ging
jene Krone zu Grunde, die seit tausend Jahren mit allen Erinne-

rungen des deutschenVolkes verwachsenwar. Das DeutscheReich
hörte auf zu existieren — und erst nachdemwir die Schmachder

kaiserlosenZeit von Grund aus gekostet,ist das Streben nachKaiser
und Reich wieder lebendig geworden in unseren Herzen.

/ 11.

Rheinbund und deutscher Bund bis 1848.

I. Bheinbund.

Das alte Reich war schon in den letzten Zeiten öffentlich als

„con fédérationgermanique“ bezeichnetworden. Die rechtlicheGe-

staltung des Staatenbundes erhielt jedoch Deutschland erst 1815.

Vorher aber schon nahm sie der größte Teil der Staaten an, der

sich vom Reiche lossagte und zum Rheinbund zusammenschloß;
und als 1815 mit den diesem zugehörigenStaaten die übrigen den

deutschenBund begründeten,wurde in die Bundesakte manchesaus

der Rheinbundsverfassungübertragen. Eine ausführliche Betrachtung
der letzterengehört nicht hierher; um aber den Gesamtüberblicküber

die Entwickelung der deutschenVerfassungszuständezu ermöglichen,
sind wenigstensdie Hauptpunkte dieser Episode hervorzuheben.

Der Rheinbund umfaßte jenes dritte Drittel Deutschlands, la

troisieme Allemagne, ursprünglichsechzehnFürsten, meist süddeutsche,
denen später alle nicht mediatisierten außer Preußen und Oesterreich

1 Vgl. die Note 10 in H.Schulze's von Halem, 3 Bände (1821—25);
Einleitung S. 281. | Kaltenborn, Geschichted.deutschen

: Lu cchesini, Conledera- Bundesverhältnisseu. Einheitsbestre-
zione Renana (1819—23), deutsch bungen 1806—56, 2 Bbe. (1857).
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beitraten, so daß die Mitgliederzahl 34 betrug. In großem
Bogen umklammerte dies Gebiet das verkleinerte Preußen. Die ein-

zelnenRheinbundsstaaten zeigten sehrverschiedenenCharakter: gering
war der alte Bestand der Dynastien, meistens waren es Staaten

„ohne Vergangenheit“. Bayern war ein völlig veränderter Staat

geworden, der unter Max Joseph und Montgelas tüchtig strebte,
während in Württemberg die Tyrannenlaunen Friedrichs schalteten.
Hervorragend war Baden, wo Karl Friedrich, der Neubegründerder

HeidelbergerHochschule,seinegerechteRegierung (1746—1811) führte.
Wie anders das nach französischerScheinverfassung neugebildete
KönigreichWestfalen, dessenHerrscherJerome durch elendes Spür-
spstem und schamloseOrgien deutschesWesen am tiefsten verletzte.
Die Verfassungdieser états confédérés war nichts weiter als die

eines völkerrechtlichenVereins, eines Staatenbundes, aber es war

ein Staatenvereinvon Napoleon's Gnaden; denn zwei Gewalten

gab es, deren erste (Art. XII) der Protektor war. Er hatte alle

wesentlichenRechte, — besonders den Anspruch auf Stellung von

63 000 Mann. Daneben stand als zweite Gewalt der diete de

Franesort unter Vorsitz des Fürstprimas (Dalberg). Diese Bundes-

versammlung sollte zwar zugleichSchiedsgerichtsein: das hierfür in

Aussicht gestelltestatut fondamental ist jedochniemals erschienen.
Durch die Schlußartikel der Rheinbundsakte stand der Bund im

Schutz=und Trutzbündnis mit Frankreich. Und dies war das wesent-
liche. Allen Staaten war der französischeTypus aufgedrückt. Der

Nheinbund hat positiv nichts neugeschaffen,aber er hat negativ
ebenfalls noch Trümmer vergangener Zeiten beseitigt. Als nach
neuen, völlig willkürlichen Annektierungendie Katastropheeintrat und

bei dem Rückzug aus Rußland Preußens Erhebung erfolgte, sagte
sichBayern am 8. Oktober 1813 vom Rheinbunde los. Nach der

Schlacht von Leipzig verschwanddieseGestaltung stillschweigend.Es
war eine vorübergehende,höchstunnatürliche Erscheinung, es war

nicht etwa eine Fortsetzung des alten Reiches, es war eine Neu-

schöpfung, welche als solcheim Oktober 1813 völlig aufhörte, von

deren Verfassungaber einige Bestimmungenfür den späterendeut-

schenBund vorbildlich geworden sind.
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II. Gründung des deutschen Bundes.

So gerieten die von Napoleon geschaffenenVerfassungszustände,
als den Welteroberer im Winter 1812/13 das Geschickin Nußland
ereilte, auch in Deutschland ins Wanken. Schon bei Beginn des

Befreiungskriegeswar man über das einig, was schließlichArt. VI

des erstenPariser Friedens (30. Mai 1814) aussprach: „Les états de

II'Allemagne seront indépendants et unis par un lien fédératif.“

Das Verbündetsein wurde jedochvon den beiden Großmächtensehr
verschiedenaufgefaßt: Preußen wünschteenge Verknüpfung, militä-
rischeEinheit, Oesterreichlockere völkerrechtlicheVereinigung. Von
der Ueberreichungder ersten Entwürfe im September 1814 und der

Eröffnung des Wiener Kongresses(1. November) an bis zum Metter-

nich'schenEntwurfe (8. Mai 1815) zahlreicheVorschlägeund Gegen-
vorschläge,auf der einen Seite Metternich's, auf der anderen Harden-
berg's, Wilhelm v. Humboldt's und Stein's. Infolge der Rückkehr
Napoleon's von Elba eiligste Umarbeitung des letzten „preußisch-
österreichischen"Entwurfes, aus dem bereits fast alle nationalen Garan-

tien entfernt waren, zur „Deutschen Bundesakte“, (20 Artikel), in

welcher der letzteEntwurf noch weiter abgeschwächtwar (z. B. das

Bundesgerichtbeseitigt, im Art. XIII gesetzt: „jeder Staat wird" statt
„soll eine landständischeVerfassung erhalten“ u. s. w.). Dieses Werk

österreichischerUeberlegenheit und Metternich'scher Diplomatie ward

am 8. Juni einzeln unterzeichnet,am 10. Juni der Wiener Kongreß-
akte einverleibt und damit unter die Garantie der europäischenGroß-
mächte geslellt. Eine festere Gestaltung erhielt der Bund erst durch
die Wiener Schlußakte vom 15. Mai 1820, welchedas zweite Grund-

gesetzdes Bundes darstellt und 65 Artikel enthält. Sie entstand
aus dem gemeinsamenGegensatzeder Regierungen gegen jede natio-

nale und freiheitliche Regung. Die Zeit nach dem großen Kriege
war eine Zeit geistiger Erregung („Völkerfrühling"). Jugendliche
Uebertreibungenedler Begeisterung und Verirrungen einzelner (das
Flammengericht auf der Wartburg, Attentat Sand's auf Kotzebue
am 23. März 1819) sollte die ganze Nation büßen. Die Periode ist
bezeichnetdurch einen Namen: Metternich (geb. 15. Mai 1773

zu Koblenz, gest. 11. Juli 1859). Gegner jeder liberalen Regung,
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baute er auf die Selbstsuchtund Eitelkeit der kleinen Fürsten, um „im
Trüben" das habsburgischedynastischeInteresse zu fördern. Auf seine
Veranlassung fanden sich am 6.—31. August 1819 die Vertreter
von zehnRegierungen in Karlsbadzusammen,scheinbarum Sprudel
zu trinken, harmlos und im geheimen. Hier wurde die Aufhebung
der Preßfreiheit, Einführung der Zensur, Maßregelung der Universi-
täten, Einsetzungeiner Kommission zur Untersuchung demagogischer
Umtriebe und Verbindungen beschlossen,und diesen „Karlsbader Be-

schlüssen“folgte im selben kleinlichenGeiste die genannte Wiener

Schlußakte. Zu diesen beiden Grundgesetzentraten die Bundes-

beschlüssedes Frankfurter Bundestags. 1

III. Perfassung des Bundes.

Dieser Frankfurter Bundestag war das verfassungsmäßigeOrgan
des Bundes, er war der permanente Kongreß der Repräsentanten
aller Bundesglieder; denn sofern von einer Bundesgewalt gesprochen
werden konnte, war deren Subjekt die Gesamtheit aller Bundes-

glieder. Die Zahl letzterer betrug 38 und verminderte sichspäter
bis auf 35. Hierunter befanden sichvier mit nicht zum Bunde ge-

hörigen Besitzungen: Preußen, Oesterreich, Dänemark, das durch
Schleswig-Holstein, die Niederlande, die durchLuxemburgzum Bunde

gehörten. Die Bundesversammlung, der Bundestag, setztesichaus

diplomatischen Vertretern, den Bundestagsgesandten (Gesandten
zweiterKlasse),zusammen,von denen der österreichischedas Präsidium
führte. Der Bundestag entschiedmeist nur als „engerer Rat“, in

welchem11 Viril= und 6 die Kleinstaaten zusammenfassendeKuriat-

stimmen abgegebenwurden. Das Plenum hatte nur die wichtigsten
Beschlußfassungen.Hier hatten die größeren Staaten mehrere, die

kleineren Staaten je eine Stimme, zusammen68, eine Stimmver=

teilung, an welchedie neue Reichsverfassunganknüpfte. Da hier bei

Annahme oder Aenderung von Grundgesetzen,organischenEinrich-
tungen, gemeinnützigenAnordnungen und Aufnahme neuer Mitglieder

1 Hauptwerk: Klüber, . öof- Bundesversammlung I—III; vgl. H.
N. d. deutschenBundes Kal#t- SchuldenEinleitungS. 295 N. 1,
born, Geschichted. Vu#besverhülk=S. 305 N. 1).
nisse i; Ilse, Geschichted. deutschen
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Stimmeneinheit erfordert wurde, so war die Möglichkeit gegeben,
daß die Stimme von Liechtensteinoder Homburg jeglichenFortschritt
hemmte. Dem Bundestag untergeordnet war die Bundeskanzlei,die

Bundeskassen und die aus sechswechselndenMitgliedern bestehende
technischeMilitärkommission.

Der Bund war nachamtlichenErklärungen weder ein Bundes-

staat, nochein bloßes Bündnis, sondern ein Staatenbund, ein völker-

rechtlicherVerein. Nach innen fehlte die Organisation, da erschien
die Bundesgewalt als eine vertragsmäßige „Sozialgewalt“; nach
außen war der Bund völkerrechtlichePersönlichkeit. Sein Zweck war

ein doppelter (B.A. 2): Erhaltung der Sicherheit Deutschlands,
sowie der Unabhängigkeit der deutschenStaaten. So erscheintder

Bund einmal als Schutz=und Trutzbündnis. Er hat das Recht,Krieg
zu erklären und Frieden zu schließen,und besitzteine Kriegsverfassung
(Beschlüssev. 1821 und 1855). Das Bundesheer bestehtaus Kon-

tingenten und 10 Armeekorps (3 österreichische,3 preußische,1 baye-
risches,3 kombinierte). Zur Sicherung der Grenze gegen Frankreich
besaßder Bund fünf Festungen:Luxemburg, Mainz, Landau, Rastatt,
Ulm. An Kriegen, welche Oesterreichund Preußen als europäische
Großmächte führten, beteiligte sichder Bund nicht. Den Oberfeld-
herrn wählte die Bundesversammlung: aus den Armeekorps, ja selbst
aus den Divisionen der kombinierten Armeekorps sollten Deputierte
in sein Hauptquartier kommen, um mit ihm zu beraten! (Kriegs-
verfassungvon 1821§ 79—85); über den Frieden entschiedZweidrittel=
majorität des Plenums. Die zweite Aufgabe des Bundes war, die

Sicherheit im Innern und die Unverletzbarkeitder einzelnenStaaten

zu schützen.Bei Streitigkeiten der Bundesglieder sollte ein Austrägal-
verfahren stattfinden; weigerte ein Staat die Erfüllung seinerBundes-

pflichten, so fand eine Bundesexekution statt, die nach der Exekutions=
ordnung vom 3. August 1820 an besondereFormen gebundenwar.

Rechtlichhätte danach der Bund einigen Einfluß auf die Gesetzgebung
der Bundesstaaten ausüben können, da ihm die Befugnis erteilt

war, bezüglichder Mediatisierten, der fürstlichen Gewalt 2c. einzu-
greifen; faktisch hat jedoch der Bund nur in geringem Maße ein-

gewirkt. Daß die Beschlüssedes Bundes die Unterthanen nicht
direkt, sondern nur durch Vermittelung ihrer Staatsregierungen ver-
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pflichten konnten, ergibt sich aus der Natur des Bundes als

Staatenbund.!
IV. Die Anfähigkeit des Gundes.

Die spätere Geschichtedes Bundes bewegt sich in den Bahnen
der Karlsbader Beschlüsse.Vom 1. Juli 1824 an wurde die Bundes-

versammlungzum heimlichenBundestage, da die Nichtveröffentlichung
der Protokolle beschlossenwurde. Am 28. Juli 1832 wurden außer-
ordentliche Maßregeln zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung be-

schlossen,die sich gegen Landständeund Presse, Verbindungen und

Universitäten richteten. Der geheimeMinisterkongreßvom Jahr 1834

verabredete weitere, in die Rechte der Landstände tief eingreifende
Sätze,welchedie RegierungensichanheischigmachtengleichwieBundes-

beschlüssezu erachten. Während so eine unterdrückende Polizeithätig-
keit auf allen Gebieten geistigenund staatlichenLebens geübt wurde,
besaßder Bund andererseitsnicht die Fähigkeit, einem offenbarenRechts-
bruchenergischentgegenzutreten, wie er durchdie Inkompetenzerklärung
vom 5. September 1839 in der hannöverschen Verfassungsan-
gelegenheit bewies. Geleitet von dynastischenInteressepolitikern,
hat der deutscheBund für Deutschland selbst nichts geschaffen,und
die preußischeDenkschrift vom 20. November 1847 konnte mit Recht
sagen:: „Auf die Frage, was hat der deutscheBund seit den 32 Jahren
seines Bestehens während eines fast beispiellosenFriedens gethan
für Deutschlands Kräftigung und Förderung, ist keine Antwort

möglich.“ Der deutscheBund ist nicht der Anfang einer neuen

Periode — er ist das Ende der Periode von DeutschlandsZerrissen-
heit. Eine neue Zeit beginnt mit ihm nur insofern, als bereits
in den vierziger Jahren seine volle Unfähigkeit erkannt ist. Die Bahn
der Neugestaltung Deutschlands wird erst durch zwei Ereignisseer-

öffnet: die Volksbewegung von 1848 und den Eintritt Bismarcks
in den Bundestag.

1 Vgl. obben86.
den Bund bis

* Radowit, Deutschland u. Fr. seiner Sicteratuev in SiegelsMichelttoorunten S.60 N. 1). Die Rechtsgeschichte(1886) S. 283.
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2. Abschnitt.

Entwickelung der Landeshobeit.

12.

Entwickelung der Landeshoheit im allgemeinen. 1
I. Je weniger das alte Reichden staatlichenBedürfnissen genügen

konnte, desto mehr suchtendiese Erfüllung im engeren Kreise. Und

während der Reichskörperhinsiecht und hinsinkt, entwickelt sich ein

anderer Faktor des deutschenStaatslebens, ein neuer staatsrechtlicher
Begriff, der der Landeshoheit, in langsamemRingen, zuerstin Unter-

ordnung, später in stetem Widerstande zum Reiche, endlich vielfach
mächtigerals die Gewalt des letzteren. Alles was Deutschland ge-

worden, ward es hierdurch, die Wurzeln aller Entwickelung liegen in

den „Territorien“.
Die ersteEntstehungdes deutschenFürstentums und der Landes-

hoheit läßt sich etwa ein Jahrtausend zurückverfolgen. Wir können

annehmen,daß 887, als Deutschland als selbständigesStaatswesen
vom Frankenreichesichablöste, die wichtigsten Gliedstaaten unseres
Vaterlandes, im Keime wenigstens, vorhanden waren. In den nächsten
Jahrhunderten vollzieht sichnun die Ausbildung einer landesherrlichen
Gewalt dadurch, daß das karolingischeGrafenamt erblichwird. Man

kann sichnicht ganz Deutschland in Stammesherzogtümer eingeteilt
denken — denn es bestanden viele Immunitäten, Grasschaftenrc.

nicht unter, sondern neben dem Herzog —, wohl aber war das ganze
Reich eingeteilt in Grafschaften (comitatus). An der Spitze stand
der Graf, der die königlicheMilitär-, Gerichts= und Finanzgewalt
ausübte. Ursprünglich war dies ein Beamter, nichts weiter. Aber
aus administrativen Gründen, und da die Kosten aus eigenenMitteln

bestritten wurden, gewährte man auch dem Sohne, was der Vater

gehabt hatte, besonders in den wichtigeren Grenz(Mark)grafschaften.
Hier also lag der Anfang einer territorialen Gewalt; ebenso in den

1 J. J. Moser, V. d. Landes= 1I (1863); Berchtold, Landeshoheit
hoheit (1773); E 3 told, Entwicke- Oesterreichs(1862); Maurer im
lung d. Landishohee!in DeutschlandSt.W. B. VI. 213; Kl. St. r V. II, 471.
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Immnnitäten, den größeren Bezirkengeistlicherund weltlicher Herren,
denen Freiheit von der Gerichtsbarkeitdes Grafen bewilligt wurde.
Die Immunitätsherren, welchewie Grafen schalteten,erwarben außer-
dem noch oft Grafenämter. Immunitäten wie Grafschaften zeigen
Verbindung von Großgrundbesitzund Amt; bei jenen ist der Besitz,
bei diesen das Amt das Frühere. Beide waren die natürlichen
Verbündeten des deutschenKönigs im Kampfe gegen die Stammes-

herzogtümer. Als diese zertrümmert wurden, wurden die Grafen
die Erben ihrer Rechte; die Mittelgewalt verschwindetund die Grafen
treten direkt unter den Kaiser, die Rechte, teils auch den Titel der

früheren Herzöge annehmend. Soweit sie unmittelbar vom Reiche
Eine Grafschaft zu Lehen tragen, heißen sie Fürsten, im übrigen
Herren. Ende des 12. Jahrhunderts ist diese Periode im wesent-
lichen abgeschlossen.Aus den erblichenGrasschaftenund Immuni-
täten sind die Fürstentümer geworden. Nur hinter den Mauern der
Städte hat sich eine andere Entwickelung vollzogen; auch hier hat
sich eine territoriale Gewalt entwickelt, aber sie war republikanisch,
nicht monarchisch:gleichviel, auchdie Städte bilden, wie die Fürsten-
tümer, geschlosseneTerritorien.: Die so gestaltetenRegierungsbe-
fugnisse erhielten eine ausdrücklicheBestätigung in den Urkunden

Friedrichs II., in welchenauch der Ausdruck Landesherren („domini
terrae“) gebrauchtwird.:

II. Fragen wir scharf juristisch,welcherArt war das Rechtder

Machthaber in den Territorien, so kann es zwar als Landeshoheit
im gewissenSinne, nicht aber als Staatsgewalt bezeichnetwerden.

Der Charakter der Landeshoheit ist in den verschiedenenBe-

zirken ein verschiedener. Es ist kein fester, klarer, sondern ein wer-

dender Begriff, welchem die innere Einheit fehlt. Zum „Zwing und

Bann“, zu der jurisdietio und den militärischen Rechten treten

finanzielle, Regalrechte, zur Gerichtsbarkeit, Grundherrlichkeit und

lehensrechtlichenBefugnisseneine Menge anderer, selbst privatrecht-
licher Natur; Eigen und Lehen, Herrengewalt und Amtsbefugnis ver-

schmelzenineiineinander, so daß die „Landeshoheit“ als eine Zusammen-
1 neberdidie Verschiedenheitder : S. oben §&8, IV; —SeutschenTerritorienvgl.H. Schulze, Monumento Germaniae. leges1

Einleitung S. 20
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ballung verschiedenartigster,auf besonderenTiteln ruhender Rechte
und Güter erschien.

Das Streben der folgenden Periode (1273—1517) geht auf
die Erweiterung dieser Rechteund auf die Festigung dieser Gewalt.
Was früher durch Privilegien gewährt ward, erhielt in der A. B.

grundgesetzlicheRegelung: Stärkung der monarchischenGewalt und

Anteilnahme an der Reichsregierungwar das Ziel. Mehr und mehr
Rechtemußte der Kaiser abtreten, und das Wahlkaisertum war eine

„verdeckte Verleihungsmaschine“. Eine Konsolidation wird herbei-
geführt durch Feststellung der Unteilbarkeit und Unveräußerlichkeit.)
Dazu tritt der Versuch, zunächstnur der Versuch, Einheitlichkeit in

die Landesverfassungzu bringen. Mit dem 14. Jahrhundert ist
überall der Gedanke durchgedrungen,daß die landesherrlicheGewalt
einen der alten deutschenKönigsgewalt analogen öffentlichen Beruf
in sich enthalte und die Pflicht auferlege, Friede und Recht zu för-
dern. Die Vogtei (protectio) dehnt sich über das ganze Gebiet aus:

willig wird der gewährte Schutz durch Treue und Gewärtigkeit
(Hulde) nicht mehr nur von den Vasallen, sondern von allen erwidert.

Unterwürfigkeit verlangt der Fürst; die Unterthanen aber richten
fortan jedes Begehren um Befriedigung staatlicherBedürfnisse nicht
an die kraftlose ferne Reichsgewalt,sondern an den Landesherrn, der

Macht und Mittel besaß, staatlicheAufgaben zu erfüllen. Am Ende

des Mittelalters knüpft sichdie Staatsidee nicht an das Reich,sondern
an die Territorien, es entwickelt sichdie „partikulare Nationalität".

III. Die weitere Vervollkommnung der landesherrlichenMacht-
stellung brachtedie Reformation und der Dreißigjährige Krieg (1517
bis 1618). Die Reformation verlieh den protestantischenLandes-

herren (d. h. allen, außer Oesterreichund Bayern) an Stelle der kaiser-
lichen Advokatie die Kirchenhoheit und das Kirchenregiment. War

doch die territoriale Gewalt die einzige, an welcher die mächtigste
geistige Bewegung unserer Geschichteeinen politischen Halt fand.
Die Reformation brachteaber nicht nur diesen materiellen Zuwachs
an Rechten, sie hob auch den idealen Wert der Landeshoheit durch
Betonung des gottverliehenen Berufes der Obrigkeit. Der lang-

1 S. unten § 42.
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wierige Kampf, welchensodann ein großer Teil der Reichsständemit
dem Reicheausfocht, mußte natürlich zu einer Lockerungder diese
verknüpfendenBande führen. Durch den dem Kriege folgendenFrieden
erhielt die ganze Entwickelung ihren gesetzlichenAbschluß. Hier wurden

nicht nur alle Hoheitsrechtebestätigt, sondern noch um das Recht
der Bündnisseund des Krieges vermehrt, mithin die Landesherren
zu dem erklärt, was sie schonthatsächlichwaren, zu wirklichenRegenten,
die Territorien zu Staaten unter dem Neiche. Aus dem früheren,
mit patrimonialen AnschauungendurchsetztenBegriffe ist der einheit-
liche staatsrechtlicheBegriff des jus territoriale (I. P. O. VIII.

& 1), der Landeshoheit, geworden.
Wenn theoretisch auch immer ein großes Subordinationsver-

hältnis des Landesherrn unter den Kaiser festgehalten wurde, so
schwand dies in der letztenPeriode (1648—1806) vollständig. Von
den tüchtigstenRegenten,besondersin Preußen und Oesterreich,werden
die Territoien als einheitlicheGebiete unter gleichförmigeVerwaltung
gebracht. Der Landesstaat bildet sich aus, die Rechteder Stände
werden beschränktoder beseitigt, es ist die Zeit des „aufgeklärten
Despotismus“, welche der Landeshoheit die volle Ausbildung zu

einheitlicherGewalt, die volle Freiheit von beengendenSchranken
bringt. Der letzteSchritt zur Vollendung der Landeshoheitgeschah
durch die Auflösung des Reiches. Damit wurde dem Landesherrn die

längst besesseneSouveränität auchförmlich zuerkannt, eine Reihe nicht
entwickelungsfähigerTerritorien wurde beseitigt, in der Rheinbunds-=
akte (s. S 11) der Begriff der Landeshoheit, Souveränität genau

festgesetzt.So kam Offenheit und Klarheit in die staatlichenVer-

hältnisse. Alle Schranken, welche in der Reichsverfassunggelegen
hatten, verschwanden,alle staatsgewaltlichenBefugnisse,die Kaiser
und Reich noch geübt, gingen auf die Landeshoheit über.

Der Entwickelungsgangder Landeshoheitund des monarchischen
Gedankens ist damit zu einem Abschlußgekommen.Eine weitere Wir-

kungder französischenRevolution war die völlige Umbildung der staat-
lichen Anschauungendurch das Eindringen konstitutioneller Theorien
(s. & 21). Dieser Umbildungsprozeß der mittelalterlichen Landes-

1 S. oben 8 9 (S. 29 N. 2).
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hoheit zur modernen Staatsform bedarf später einer besonderenBe-

trachtung. Hier kam es nur darauf an, zu erkennen, wie im sinkenden
Reichedie Territorialhoheit aus einem Konglomerat einzelnerRechte
nach und nach zu einer wirklichen Staatsgewalt und schließlichzur

einzigen nationalen und politischenMacht wurde.

Von der Geschichteder einzelnen Staaten sei hier kurz die eines

mittleren, des Großherzogtums Vaden, hervorgehoben. Dasselbe ist
im Laufe des Mittelalters und der Neuzeit aus sehr vielen verschiedenen
Territorien gebildet worden. Stammvater des heutigen Fürsten-
geschlechtsist der jüngereSohn von Graf Berthold, der Erbauer der

Burg Zähringen im Breisgau, Hermann I., der als Besitzer der
Mark Verona ( 1074)den Titel Markgraf führte.Sein Sohn Her-
mann II. nahm seinen Sitz auf der Burg Baden (1100) und nannte

sich Markgraf von Baden. Eigentlicher Gründer der Markgrafschaft
ist Rudolf I. ( 1288). Trotz mehrfacher Teilungengewann das Land
an Ausdehnungund wurde unter Christoph 1. (T 1527) wicderver-

einigt. Auf seine beiden Söhne ist die Baden-Vadensche Linie und
die Vaden-Durlachsche, jetzt großherzoglicheLinie zeschusübren.Unter
Karl Friedrich, der nach Erlöschen der ersteren (1771)deren Lande
mit den seinigen vereinigte, erfolgte durch Vertrag von ahne und Preß-
burgdie Angliederungzahlreicher Länderbruchstücke(über 100 Quadrat-
meilen mit circa 400 000 Einwohnern). 1803 nahm er den kurfürst-
lichen Titel an, erhielt als Rheinbundsfürst außer dem großherzoglichen
Titel die volle Souveränität und schuf aus altem Stammland und
neuen Erwerbungen am 13. August 1806 ein einheitliches Großherzog=
tum. In der Verfassung von 1818 (vgl. & 22) wurde der Grundsatz
der Unteilbarkeit erneuert. Vgl. Pfister, GeschichtlicheEntwickelung d.
St.R. v. Baden (1836, 1838, 1847); v. Weech, Geschichted. bad.

Verfassung (1868).
Bayern: Seydel, Bayer. St. R.I (1884); Marquardsen III,

6 ff. —Württemberg: Reyscher,
I rttenn riete l

g l—464 Sarwey, Württemb.Si. R. Marquardsen III,
5 ff. — Sa sen. ..

Marquardsen II. Hessen:Weiß, System d. öff. R. 1 (1837).
Für diese wie die* Mantenvgl. Marquardsen II, III.

8 13.

Entwickelung der Landeshoheit in Preußen.
I. Die Entwickelung der Landeshoheit und des monarchischen

Gedankens zeigt trotz mannigfacherUebereinstimmung in den ver-

1 Lancizolle, Geschichted. Bil- NeiterrLitteratur bei H. Schulze
dung des preuß Staates (1828); 28 ff.
Droysen, Geschichted.preuß. Politik.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechts. 4
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schiedenendeutschenGebietencharakteristischeEigentümlichkeiten.Als
besondersbedeutungsvoll für

di

hier nur auf Preußen und auchauf diesesnurkurzhingewiesenwerden.
Fast unbemerkt bildete sich im Nordosten des Reiches das Gebiet

eines Reichsstandeszu einem selbständigen,alle übrigen an Macht
übertreffenden Staate aus. Die Mark Brandenburg ist der Kern-

punkt des deutschen Staates. 1133 gelangt sie an Albrecht den

Bären, an das Haus der Askanier, nach deren Aussterben an die

Wittelsbacherund — inzwischen(1316) zum Kurfürstentum erhoben—

an die Luxemburger. Am 30. April 1415 (18. April 1417) erfolgte
zu Konstanz die Verleihung der Mark an den Burggrafen Friedrich
von Nürnberg, den Stammvater der Hohenzollern.! Unter den

nächstenNachfolgern treten die Neumark, Krossen,Nuppin, Beeskow-
Storkowm zu dem ursprünglich423 Quadratmeilen umfassendenStamm-

gebiete. Wichtigere Erwerbungen brachtendie nächstenJahrhunderte,
so die Regierung Johann Sigismunds die Herzogtümer Kleve

(mit Mark und RNavensberg)und Preußen, welches später, als

dieser Machtzuwachsdurch Annahme der Königswürde entsprechenden
Ausdruck erhielt, dem Staate den Namen gab. Der westfälische
Friede fügte Besitzungen in Mitteldeutschland und Pommern, der

Hubertusburger Friede (1763) Schlesien, die Teilungen Polens
(1772—92) etwa 2500 Quadratmeilen im Osten hinzu. Durch den

Tilsiter Frieden fast auf die Hälfte seinesbisherigenLänderbestandes
beschränkt,erhielt Preußen nach den Freiheitskriegen einzelne der

verlorenen Besitzungenzurückund Teile von Pommern, der Lausitz,
Sachsen,Westfalen, sowie fast die ganze jetzigeRheinprovinz hinzu.
Die Staatskraft ward geschwächtdurch die mit Oesterreich über-

nommene Wacht am Rhein (Luxemburg,Mainz, Rastatt); durch die

Neuerwerbungen im Westen war das Gebiet in zwei Teile nahezu
zerrissen, welche erst durch die 1866 gemachtenErwerbungen von

Schleswig-Holstein,Lauenburg,Hannover, Kurhessen,Nassau, Frank-
furt in Verbindung gebrachtwurden.

1 Ueber das Haus Hohenzol- HausefeteVBd. III; L. Schmidt,
lern s.Stillfried u. Märker, Mo- Aelt 1els.d. vᷣohenzollern.3 Teile
numentu Zollerana (1852—6) (II. 1887).
Bluntschli, St. W. B. V; Schul
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II. Mehr als diesesäußere Anwachsendes Territorialbestandes
kommt für uns die Verkittung der Teile, die innere Entwickelung in

Betracht.Wenn man als Haupttugend des Mannes den Charakterrühmt,
und wenn man unter Vergleichung des Staates mit der Persönlich-
keit auch den Staat am hWöchstenstellt, der es versteht, einen Volks-

charakterzu entwickeln, so ist der preußischeStaat seinergeschichtlichen
Aufgabe, wie kaum ein Staat aller Zeiten, gerechtgeworden. Es

gab keinen preußischenStamm und keine preußischeNation, und

doch ist heute in ganz Deutschland und über dessenGrenzen hinaus
(sei es mit Wohl= oder Uebelwollen) preußischeEigenart anerkannt.

Durch Vererbung und Volkserziehung ist politisches Pflichtgefühl
und Hingabe an Staat und Dynastie eine preußischeNationaleigen-
schaftgeworden.

Jene zahlreichenErwerbungen mußten zur Einheit zusammen-
gefaßt, aus den preußischen„Staaten“ — die noch heute auf der

Gesetzsammlungfigurieren — ein „Staat“ werden. Im Laufe der

Jahrhunderte ward aus den verschiedenenTerritorien das preußische
Staatsgebiet, und zu der Einheit des Gebietes trat Einheit des

Unterthanenverbandesund Einheit des Staatsinhaltes. Dauernd

richteten die Fürsten ihr Augenmerkauf die Erfüllung aller Staats-

angehörigenmit einer Seele und auf die Eingliederung aller Teile
in das Ganze. Die Notwendigkeit, die zusammengewürfelteMasse
zusammenzuhalten,erzwang, die Abwesenheit der Reichsunmittelbaren
in den meistendieser Gebiete erleichtertedie einheitlicheVerwaltung.

Der große Kurfürst sah, daß die zahlreichenLändchenmit ver-

schiedenartigsterVerfassung und machtvollem, aber partikularistischem
Ständetum ihren einzigenMittelpunkt im Fürsten finden konnten,
und schufdie absolute Organisation, in welcherer die Reste ständischer
Befugnisse, die zwischenihm und dem Volke standen, mit eiserner
Faust niederhielt. Er brach von Kleve bis Preußen die Macht des

Ständetums; er erkannte auch, welches die Säulen monarchischer
Vollgewalt seien, und suchtesie fest zu gründen: stehendesHeer und

stehendeSteuern. Er, der die Ehre deutscherWaffen gegenüberden

1

oGneistin Annalen 1874
1

2 Jastrow, Geschichte!des Ein-
S. 5 heitstraumes S. 141—
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Fremden (Schweden,Polen und Franzosen) rettete, war zugleichder

Begründer eines stehendenHeeres. Sein Sohn fügte zu der könig-
lichen Macht den Ausdruck des erhöhten Selbstbewußtseins in der

Königswürde, und Friedrich Wilhelm I., diese „niederdeutscheKern-

eiche“ war der Mann, um die Konzentrierung der Kräfte im Willen
des Monarchen für seinen Sohn zu vollziehen. Das „Ich stabiliere
die Souveränität wie einen rocher de bronze“ war der leitende Ge-
danke seiner inneren Politik. Zur Wehrpflicht und Steuerpflicht
fügte er die Schulpflicht und stellte damit die Dreizahl jener Pflichten
her, welche dem preußischen Volk das Staatsbewußtsein gegeben
haben. Friedrich der Große ergänzte des Vaters Thätigkeit nach
zwei Richtungen: dem Staatskörper hauchte er den Geist der Auf-
klärung und Humanität ein, und nach außen scheuteer sich nicht,
mit Oesterreichoffen zu brechenund aus der Stellung eines unter-

geordnetenReichstandeszu der eines energischenNebenbuhlers, eines

europäischenGebieters überzugehen.Zu diesen Verdiensten reihte sich
als drittes die Sorge für die Erwerbsthätigkeit, welche, früher schon
durchHerbeiziehungvon Kolonisten angeregt, ebenfalls unter Fried-
rich dem Großen ihren Höhepunkt erreichte und sich in Anlage von

Manufakturen, Erschließungvon Handelsverbindungen,Entwässerung
von Sümpfen 2c. äußerte.

So war eine neue Großmacht auf wesentlich deutscher und

evangelischerGrundlage erstanden und dem kosmopolitisch-katholischen
Oesterreichgegenübergetreten, damit aber jener Dualismus geschaffen,
der die Sprengung des Reiches und die Reugestaltung unseresJahr-
hunderts herbeiführen mußte. Noch inmitten der schwerenNot der

Kriegszeit (1807) ging man an den weiteren Ausbau des Staates,
durch die Stein-Hardenberg'scheGesetzgebung,welcheBelebung des

Gemeingeistesund eine neue wirtschaftlicheOrdnung der Dinge im

Gefolge hatte.
Nach der Erschütterungder Freiheitskriege begann dann noch

einmal die gewaltige Arbeit, wie sie der große Kurfürst vollzogen.
Das Preußen von 1815 war eine lose Zusammenfassungder aller-

verschiedenstenBestandteile, von den ehemaligengeistlichenLändern
am Rhein über die Kurlande und Schlesien hinüber zu den polnischen
Gebieten. Das alles wurde unter sich zu einem Staatswesen ver-
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bunden. Das Verdienst Friedrich Wilhelms III. und seiner Staats-

männer ist die glücklicheRegelung des Staatsschuldenwesens, die

Einführung eines neuen Steuersystems (vgl. 8 19), die Herstellung
vereinigenderMomente für die evangelische,friedlicher Beziehungenzu
der römischenKirche,die Neubelebungdes Schulwesens,vor allem aber

die tiefgehendsteReform der inneren Verwaltung durch Einteilung
des Staates in Provinzen u. s. w., sowie durch Schaffung eines

Verwaltungsrechtsin der Dienstinstruktion von 1817. So war das

Vierteljahrhundert von 1815—40 für Preußen keine Periode der

Erniedrigung und des Stillstandes, vielmehr eine Zeit der Wieder-

herstellung nach schwerenKämpfen und der stillen Sammlung von

Kräften für eine große Zukunft. Preußen hatte einen Fonds po-

litischer Machtmittel in sichzusammengefaßt,um der staatlicheKry-
stallisationspunkt für Deutschland werden zu können.

3. Abschnitt.

Entwickelung der deutschenEinheitsbewegung.

¾;14.

Vorgeschichtedes Einheitsstrebens.
I. Die Geschichteder Zersplitterung und des Zerfalls, und die

Entwickelung der politischenMacht haben wir kennen gelernt. Nun-

mehr bedarf es zunächstder Schilderung jener Bewegung, welchedie

deutscheEinheitsidee zur Verwirklichung gebrachthat. Diese Be-

wegung schiensichwie plötzlichzu erheben,anzuschwellenund die Ge-
müter zu erfüllen; wer aber tieferes Verständnis für die nationale

Geschichtehatte, der wußte auch damals, daß jene Einheitsidee nicht
das Erzeugniß einer augenblicklichenrevolutionären Aufregung war,

sondern daß das Streben nachEinigung so alt wie die deutscheGe-

1 Klüm7“Die däutschenEin- 1650 Jastrow, J., Geschichted.geitsecbtn(1853); Klüpfel, deutschenSEnheitsteaumes,1885.
Geschichte der deutschen Wüplees(2. Aufl. 1886), woselbst S 320ffbestrebungen bis zu ihrer Erfüllung Fittergiurangaben(vol. C. Vi.f
1848—71. 2 Bve. 1872, 73; Wirth, . 35).
M., Die deutsche Nationaleinheit
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schichteselbst und an wichtigen Wendepunkten mit immer neuer

Wucht hervorgetreten ist.
Ehe wir daher die Periode von 1848— 70 betrachten, müssen

wir uns kurz zu vergegenwärtigensuchen, in welcherWeise früher
unser Volk der Einheit entgegengestrebthat.

Schon als die Landeshoheitentstand, als die Macht des deutschen
Königtums dahinsank,blieb im Volke der Glaube und die Hoffnung
auf Wiedererstehendes letzterenwach. In der Sage von der Wieder-

kunft des KaisersFriedrich erkennen wir die ursprünglichsteForm des

deutschenEinheitstraumes. Wurde derselbe auch zeitweisezurück-
gedrängt, er tauchte immer wieder auf; und seit Pufendorf die

Hirngespinnste der Doktrinäre des 17. Jahrhunderts zerschmettert,
seit Jakob Grimm und Rückert die poetischeGestaltung jener Sage
neu belebt, seit Fichte durch seine Reden und Arndt durch seine
Vaterlandslieder Prediger nationalen Willens und Propheten künftiger
Größe wurden, seitdem war der Einheitstraum zum heißenSehnen,
zum unbezwinglichenStreben geworden, und nicht wenige hofften
bereits bei der Rückkehraus den Freiheitskriegen, die Einheit des

Siegesheeres werde zur Einheit des Vaterlandes führen. Doch
unklar war der Einheitsdrang, kein Verlangen nach bestimmten
Grenzen war erkennbar, über die Staatsform der Zukunft war man

im Zweifel, und die Macht, welchedie Führung zu übernehmenhatte,
erkannten nur erleuchteteGeister.

II. So lebte das Einheitsverlangen im Volke. Aber schon
früher finden wir in der deutschenGeschichtedas Ringen des deutschen
Einheitstriebes in zahlreichenBündnissen. Wie im Privatrechte der

deutscheGenossenschaftstriebzu mannigfachenEinungen führte, so
ist in unserer Staatsentwickelung der nationale oder territoriale

Einigungstrieb unverkennbar. Als in der kaiserlosenschrecklichen
Zeit des Interregnums die Reichsgewaltunfähig war, den Land-

frieden zu schützen,verbanden sichzu diesem Zwecke die rheinischen
Städte: ähnliche Verbindungen treten uns häufiger entgegen. An

eine wirkliche Festigung des Reichskörpers wurde mehrfachgedacht,
und schon 1491 werden Vorschläge und Entwürfe betreffs einer

neuen Reichsverfassunggemacht. Die kirchlichenSpaltungen lassen
aber die nationalen Einheitsbestrebungenvöllig scheitern. Von der
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fürstlichen Macht gehen sodann andere Versuche der Zusammen-
fassung aus, die zwar eine Rolle in der hier betrachteten Entwicke-

lungsreihe spielen, aber doch zum Teil andere Ziele verfolgen.
Hierher gehört vor allem der Fürstenbund von 1785, der in der

That war, als was er sichselbstbezeichnete,ein „Associationstraktat“,
welchergegenübereinem etwa zu starkenKaisertum die Einzelstaaten
in ihren Besitzungensichern wollte.

Beim Zerfall des Reiches fehlte es nicht an Versuchenund Ent-

würfen zur Erreichung jenesZieles. Während Dalberg eine neue Ord-

nung der Dinge auf Grund der alten Kreisverfassungplante, versuchte
Preußen, dem Rheinbund ein Föderatiosystem entgegenzusetzenund

ein norddeutschesKaisertum zu schaffen, das an dem Egoismus
Sachsens und Kurhessensund an Napoleons Intriguen scheiterte.

Das Wiedererstehen des deutschenStaates war so durchweg
mißlungen; das Kaisertum war verfallen, doch die Einheitsidee war

nicht erstorben. Aber nur Gedanken und Macht zeugen die That. Und so
kam es darauf an, den Einheitsdrang in richtige Bahnen zu lenken und

ihm durch die Berührung mit politischerMacht Geltung zu verschaffen.
Eine solcheMacht war allein in Preußen vorhanden, welches

nicht nur die Hälfte der Deutschenzu einer staatlichenEinheit ver-

bunden, sondern auch die genügendenMachtmittel angesammelthatte,
um die politischeFührung und die nationale Einigung zu übernehmen.
Noch ehe der Einheitstrieb in den Märztagen von 1848 ungestüm
hervorbrach,hatte Preußen es verstanden, in Deutschland durch den

Zollverein eine wirtschaftliche Gemeinschaft herzustellen, welche
den vollen Keim der deutschenEinheit in sichenthielt. Wie diese
aus jenem unmittelbar erwuchs, steht in so engem Zusammenhange
mit der Schöpfung des neuen Reiches, daß es dort zu schildern
sein wird (vogl.& 19).

l115.
Das DeutscheReich vom Jahre 1848.7

Der Gedanke, daß Deutschland aus einem Staatenbunde ein

Bundesstaat werden müsse,hatte sich indem Menschenalternachden

1 Schmidt,Geschichteder preu-
2 Häberlin, Staatsarchiv XIV,

ßisch-deutschenUnionsbestrebungen
seit

447 (Klüpfel, 1. Aufl., S. 304).
der Zeit Friedrichs desGroßen (1851).* Val. die in §§ 11 u. 14 an-
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Freiheitskriegen zu immer größerer Klarheit entwickelt. Zuerst in

wissenschaftlichenWerken niedergelegt,hatteer bald Platz gewonnen
in den Herzender Gebildeten; durch Gelehrt lungen,Burschen-
tage und erleichterteVerkehrsverhältnisseerhielter weitere Verbrei-

tung und Anregung. Was alle fühlten, das sprachFriedrich Wil-

helm IV. 1818 aus, wenn er als Ziel seiner Politik vie Umwandlung
des Staatenbundes in einen Bundesstaat bezeichnete.Wenn auch
das Streben nachNeugestaltung im bundesstaatlichenSinne mit dem

Wunschenach einer ganz aus dem Volke hervorgegangenenVertretung
Hand in Hand ging, so steht doch das erstere im Vordergrunde und

bedarf einer abgesondertenBetrachtung.
I. Schon seit Mitte der vierziger Jahre gährte es allerorten;

ganz besonders hatten die liberalen Ideen in Baden Verbreitung
gefunden. Noch ehe die französischeFebruarrevolution ausbrach,
brachteder MannheimerBuchhändlerBassermann(12. Februar 1848).
einen (in ähnlicher Form schonim Oktober zuvor auf dem „konsti-
tutionellen Rütli“ von Heppenheim: verabredeten) Antrag auf Volks-

vertretung am Bundestage vor die badischeKammer. Unmittelbar

darauf begannenallerorten Unruhen, die durch die Nachrichtenvon

den Ereignissen in Paris reiche Nahrung erhielten. Während sich
die Bewegung vom Rhein her tiefer ins Innere Deutschlands fort-
setzteund Volkstumulte mancheReformen erzwangen, ging die alt-
liberale Partei im südwestlichenDeutschland direkt auf das Ziel los,
das wir jetzt allein betrachtenwollen: Reform des Bundes. Am

5.März traten 51 Oppositionshäupter in Heidelberg zusammen.
Sie ernannten einen Siebenerausschuß,der in kühnemGedankenfluge
schnell eine Verfassung (mit Staatenhaus und Volkshaus, Ver-

bürgung der Freiheiten, Gemeinsamkeitdes Heeres, des Rechtes,der

Handelspolitik) ausarbeitete und alle Mitglieder deutscherStände-

versammlungen, sowie andere durch das Vertrauen des Volkes aus-

gezeichneteMänner nachFrankfurt einlud. Man nannte diese freie

geführten Werke von Klüpfel. Ilse, lung(berausgegebenvon Wigard),
Kaltenborn, insbesondere letzteren9 Bände (1848, 49); St. W.B. VII

. Dd. II; Weil, Quellen u. Akten--- S. 15 ff. (Gäusser).
stückez. Verfassungsgeschichte(1850); !1 Bismarck 17. April 1850
Stenograph. Bericht über die Ver= (Hahn I, 34).
handlungen der Nationalversamm-=
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Versammlung von etwa 500 Notablen in der an neuen politischen
Begriffen und Ausdrücken reichenZeit das Vorparlament. Unter

Vorsitz des HeidelbergerProfessors Mittermaier faßte man in vier

Tagen die weittragendstenBeschlüsseüber die Stellung Schleswig-
Holsteins, Polens, sowie über einen Wahlmodus der Nationalver-

sammlung. Auf. eine Permanenzerklärung, welche die Radikalen

wünschten,ging man nicht ein; vielmehr ernannte man einen Fünf-
zigerausschuß,der die Ausführung der Beschlüssehinsichtlich der

Wahlen zum Parlamente sichernsollte.
Staatsrechtlich fehlte dem Vorparlamente jeder Auftrag, jede

Grundlage; aber seine Macht war so groß, daß seine Beschlüssefür
das Weitere maßgebendwurden und daß der Bundestag mit dem

Fünfzigerausschußin geschäftlicheVerbindung trat. Der ersterehatte
im März 1848 unter dem Einfluß der französischenRevolution und

der geschildertenEreignisse plötzlich neue Bahnen betreten und in

nie gekannterSchnelligkeitVersäumtes nachzuholengesucht.Liberale

Gesandte ersetztendie früheren, die Preßfreiheit ward gestattet, die

Burschenschaftsfarbenals Bundesfarben verkündet. Am 10. März
wurden die Regierungen aufgefordert, Männer des allgemeinenVer-

trauens, und zwar einen für jede der 17 Stimmen, nach Frankfurt
zu senden, um bei der Revision der Bundesverfassungauf „zeit-
gemäßer und nationaler Grundlage" mitzuwirken: und bereits am

30. März werden zu einer Nationalversammlung Wahlen angeord-
net, deren Modus jedochganz nachden Wünschendes Vorparlaments
geändert wird. Die erwähnten Vertrauensmänner, welche am

15. April zusammentraten,legten am 26. einen Verfassungsentwurf
(Siebzehnerentwurf) vor, in welchem der preußischeVertreter, Pro-
fessorDahlmann!: aus Bonn, mit markigen Zügen die bundesstaat-
lichenGedanken zum Ausdruck gebrachthatte (erblicherKaiser, Ober-

haus, Unterhaus, Reichsgericht). So war von beiden Seiten die

Reform in Angriff genommen: hier die Beschlüssedes Bundestages
bis zum Siebzehnerentwurf, dort die Bestrebungender Volksführer

1 Ueber T

Daylmann=Gee.Zu |AScheiftenund Reden (herausgegeben
Wismar 13. Mai 1785, gest. 5. Ok- n Varrentrapp), 1886; Biogra=
tober 1860 zu Bonn) BistrebungendhnseDahlmann's von Springer
ogl. F. C.Dahlmann, Kleine (1870).
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vom BassermannschenAntrage bis zum Vorparlament. Das Wich-
tigste, ein formelles Organ zur Vermittelung zwischendiesen beiden

Reihen, fehlte. .

II.Sotratam18·Mai1848diekonstituierendedeutfche
Nationalversammlung in Frankfurt a. M. zusammen.Unter dem

Jubel der Bevölkerung zogen die Vertreter der Nation vom Römer in

die Paulskirche. Die feurigenWünschedes ganzen Volkes begleiteten
sie: Deutschland schien erwacht aus langem Schlummer; auf diese
Versammlung setzteman alle Hoffnungen! Und edler waren die Ge-

fühle, die an jenem 18. Mai die 40 Millionen Deutscheerfüllten,
als die, welche in den Sommertagen 1789 die erste französische
Nationalversammlung erweckte. Dort rief man Freiheit, Gleichheit,
Brüderlichkeit — aber hier Freiheit und Einheit! Hätte man am

18. Mai 1848 eine Statistik der politischen Gefühle aufnehmen
können, man hätte wohl bei vielen Tausenden den Wunsch nach
Volksfreiheiten gefunden; aber was die Herzen von Millionen er-

füllte, das war das Sehnen nacheinem Deutschen Reiche. Hinaus
aus der Misere des Bundes! Man erhoffte kraftvolle Einheit der

Exekutive, ein großes einiges Reich, aber auch wider alle Einzelstät-
lein, einen Dombau, wie Uhland ausführte, mit den zwei großen
Türmen Oesterreichund Preußen, aber auch mit vielen kleinen und

kleinsten Türmchen. Die Nationalversammlung umfaßte über 500
der bestenKräfte, aber darunter über 100 Professoren und Litte-
raten. Mit großer Majorität wurde der freiheitsfreundliche, jedoch
gemäßigte Heinrich von Gagern zum Präsidenten gewählt. Bald

stellten sichSchwierigkeitenheraus, da man von Vereinbarungenmit
den Regierungennichts wissen wollte und über dem Gedanken der

„Nationalsouveränität“ vergaß, daß die Regierungendoch auch ein

Teilchen der Nation seien. Am 28. Juni schuf man eine proviso-
rischeZentralgewalt und man wählte ErzherzogJohann von Oester-
reich zum Reichsverweser. Der Bundestag hörte mit dem 12. Juli
1848 auf zu existieren, und die verschiedenen„Reichsministerien"
wurden besetzt.Da in bezug auf die Organisation der Zentral-
gewalt große Meinungsverschiedenheitenhervortraten, brachte man

die Zeit mit Beratung eines Systems der „deutschenGrundrechte“
hin und entwarf, gewisserwaßenein Seitenstückzu der Erklärung der
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Merschenrechte,ein darauf bezüglichesGesetz,das am 28. Dezember
1848 als solchesverkündet wurde. Indessen wurden innerhalb der

Versammlungund außerhalbdie Parteileidenschaftenaufgeregt(Waffen-
stillstand Preußens und Dänemarks 26. August, Frankfurter Revo-
lution 18. September). Am 8. Oktober wird der Verfassungs-
entwurf vorgelegt, der eine sehr intensive Einheit schafft und über

welchen bis zum März beraten wird. Heinrich von Gagern tritt

am 17. Dezemberin das Ministerium. Er ist der Träger der ein-

zig richtigen Idee, welchedie deutscheEinheit nur durch Ausschluß
Oesterreichs und unter Führung Preußens realisierbar erkennt. Die

bundesstaatlicheEinheit mit kaiserlicherOberhauptswürde wird am

25. Januar mit 214 („Kleindeutsche“",erbkaiserlichePartei) gegen
205 Stimmen („Großdeutsche") angenommen. Die kleineren Re-

gierungen, zuerst am 8. Januar der Großherzogvon Baden, erklären,
sich eventuell einem Kaiser unterwerfen zu wollen, während Oester-
reich und die Königreiche protestieren. Nachdem Oesterreich am

7. März seine Staaten für eine unteilbare konstitutionelle Monarchie
erklärt und die Versammlung die Erblichkeit des Kaisertums mit 267

gegen 268 Stimmen ausgesprochenhatte, erfolgte in der 196. Sitzung
am 28. März die Kaiserwahl. 290 Stimmen von 538 erwählten
Friedrich Wilhelm IV. Der am 3. April vom Präsidenten Simson
geführten Deputation erklärte der König, er bedürfe der Zustimmung
der Regierungen.

III. Auf eine sofortige Zirkulardepescheerfolgten 19 Zustim-
mungen. Darauf erklärte die Nationalversammlung, daß die An-

nahme der Kaiserwürde die unbedingte Annahme der Verfassung
voraussetze. Nun erfolgte zwei Tage darauf die endgültige Ab-

lehnung der Kaiserwürde. Friedrich Wilhelm IV. wollte keine illegi-
time Gewalt antreten, keine ohne Zustimmung aller Fürsten, keine

Kaiserkrone von der Gnade der Volkssouveränität annehmen, um

überdies einen Kampf mit Oesterreich auszufechten.: Von diesem
Augenblick an verloren die gemäßigten Elemente des Parlaments
allen Halt, die radikalen gewannen die Oberhand. Gagern legte

1 Der König von Württemberg :2 Vgl. Bismarck's Rede vom

erklärte: „Ich unterwerfe mich keinem 10. April 1849 (Hahn S. 14).
Hohenzollern.“
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das Ministerium nieder, und es wurde ein Scheinministerium er-

nannt, das den „Nullpunkt“ der deutschenGeschichtebezeichnet.
Die meisten Regierungen beriefen ihre Abgeordneten zurück,andere

traten freiwillig aus; nur die eigentlicheLinke (104 Mitglieder)
blieb übrig, welche auf Veranlassung von Karl Vogt am 6. Juni
in Stuttgart, da in Frankfurt der Boden zu heiß wurde, zusammen-
trat, dort als Rumpfparlament einige Sitzungen hielt und eine

„Reichsregentschaft“einsetzte,bis militärischeBesetzungdes Sitzungs-
lokales am 18. Juni ihre Auflösung herbeiführte. So endete das

erste deutscheParlament.
ö16.

Das Interim 1849—1851.

I. Nach Auflösung der Nationalversammlung erkannte Preußen
die provisorischeGewalt des Reichsverwesersnicht mehr an. Um

dem dadurchdrohenden Konflikte entgegenzutreten, schlossenOesterreich
und Preußen (30. September 1849) eine Uebereinkunft, wonach sie
vorläusig gemeinsamdurch eine Bundeskommissiondie Zentralgewalt
in die Hand nahmen. Diese Kommission übernahmam 20. Dezember
die Leitung der deutschenAngelegenheitenvom Reichsverweser.Man

nennt diese Zeit bis zum Juni 1851 das Interim.
Während desselben sollte die deutscheVerfassungsangelegenheit

durch freie Vereinbarung geregelt werden. Der König von Preußen
erließ unmittelbar nachAblehnung der Kaiserkroneeine Proklamation
an sein Volk und eine Zirkulardepeschean die Regierungen, worin
er die Aufnahme des Verfassungswerkesankündigt. Die Grundidee

dieser Dreikönigsverfassung, welche von Radowitz stammte, war:

Deutschland und Oesterreich staatsrechtlich getrennt, völkerrechtlich
verbunden.! Deutschland sollte ein gesonderter staatlicher Verband

sein, an dessenSpitze nunmehr statt des Kaisers ein Reichsvorstand
(Preußen), unterstütztvon einem Fürstenkollegium,erscheint. Auch im

übrigen war die Frankfurter Verfassung zur Grundlage genommen,
aber in wesentlichenPunkten umgestaltet. Am 26. Mai ward zu

1 Die Grundzigefinden sich-be welche diese von General v. Rado-
reits in der oben (S. 44 N. 2) er witz ausgearbeiteteDenkschrift enthält
ten Denkschrift. Es sind die s Vgl. J. v. Radowitz, Deutschland
Gedanken Friedrich Wilhelms IV., und Fr. Wilh. IV. (1848).
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Berlin zwischenPreußen, Sachsen und Hannover das Dreikönigs-
bündnis geschlossen:die künftige Verfassung war in ihren Grund-

zügen festgestellt,eine provisorischeGewalt, ein Verwaltungsrat aus

Bevollmächtigten der Regierungen wurde eingesetzt. Die meisten
Regierungen erklärten im Laufe des Sommers ihren Beitritt zu der

neuen Union. Auch das Volk nahm Anteil an dem neuen Ent-

wurfe. Viele Abgeordneteder Frankfurter Mittelpartei fanden sich
zu Gotha zusammen, und 130 unterzeichnetendaselbstEnde Juni
eine Erklärung, dahin gehend, daß die Zwecke,die die Frankfurter
Reichsverfassungerstrebte, ihnen höher ständen, als das starre Fest-
halten an der Form.1 Diese bundesstaatlichePartei (die man fortan
die „Gothaer“ nannte) wirkte weithin im Sinne ihrer Erklärung,
wurde aber von der demokratischenPartei, besonders in Mittel= und

Süddeutschland,stark angegriffen.
Im Oktober wurden die Wahlen zum Volkshause vom Ver-

waltungsrate ausgeschrieben:Sachsen und Hannover schiedenaus

letzterem aus. Als das Parlament berufen wurde, sagte sichHan-
nover definitiv los. Nach einer infolge dieser Veränderungen er-

lassenenAdditionalakte (26. Februar 1850) sollte der Bundesstaat
„Deutsche Union“ heißen. Das Parlament derselben wurde am

20. März 1850 zu Erfurt eröffnet, nahm die vorgelegten Ver-

fassungsentwürfeunverändert an und ging am 29. April auseinander.
II. Trotz der Annahme der Unionsverfassungwurde dieselbe

— auch durch den Fürstenkongreßzu Berlin im Mai 1850 — nicht
ins Leben geführt. Gegner der Union waren nicht nur die süd-
deutschenDemokraten, nicht nur Häusser und Gervinus, welche an

dem ernstlichen Willen der Königreiche zweifelten, nicht nur die

HerrscherBayerns und Württembergs, deren letzterer selbst in der

Thronrede vom 15. März 1850 den deutschenEinheitsstaat als ge-

fährlichstesTraumbild bezeichneteund die preußischenSonderbunds-

bestrebungenin wenig königlicher Weise verdächtigte — Gegner
war vor allem und zwar mit dem größten Rechtedie „preußische"
Partei in Preußen selbst, welche es nicht billigen konnte, daß im

Staatenhause vier preußischeStimmen nötig seien, um den Einfluß

1 DeutscheZeitung 1849 Nr. 178 (Beilage).



62 GeschichtlicheEinführung.

eines Nassauersaufzuwiegen,daß es 5 Millionen Privilegierte und
16 Millionen politisch minder Berechtigtegebensolle, und dieses die

Preußen seien.! Der mächtigsteFeind aber, der allen (außer den

letztgenannten)Rückhalt gab, war Oesterreich,das Preußens bundes-

staatlichePläne zu untergraben strebte und bereits im November 1849

durch diplomatische Noten protestierte. OesterreichsBemühungen
fanden bei den KönigreichenerwünschtenAnklang, und Bayern, das

sich als dritte deuischeGroßmacht hierzu berufen fühlte, brachte im

Verein mit Sachsen und Württemberg den Münchener Entwurf
(Februar 1850) zustande, der ein Direktorium von 7 Mitgliedern
und eine zu ½ aus Oesterreichern, ½ aus Preußen, ½ aus den

übrigen Staaten bestehendeNationalversammlung vorschlug, jevoch
ohne jeden praktischenErfolg blieb.

III. Am 26. April 1850 berief Oesterreich„kraft seinesPräsidial-
rechtes“ die Bundesglieder nachFrankfurt, und obwohl der Fürsten-
kongreß (sieheoben) dies nicht anerkannte, konstituierten sich elf Re-

gierungen als Bundesplenarversammlung und faßten die völlig
widerrechtlichenBeschlüssebetreffs Schleswig-Holsteins und Kur-

hessens. Die hauptsächlichvon bayerischenTruppen („Strafbayern")
vollzogeneBundesexekutionsollte die „kurhessischeFrage“ lösen und
damit Gelegenheit zum Kriege gegen Preußen geben. Dort schien
es, als ob man den Kampf aufnehmen wollte: Nadowitz, der Träger
des Unionsgedankens,hatte das Ministerium des Auswärtigen über-

nommen. Man hoffte noch auß die Vermittelung Rußlands. Ende

Oktober fand eine Zusammenkunftdes österreichischenKaisers, welcher
Anfang des Monats in Bregenz mit den Monarchen von Bayern
und Württemberg über ein kriegerischesBündnis gegen Preußen ver-

handelt hatte, mit dem Kaiser von Rußland in Warschaustatt. Graf
Brandenburg, der Vermittelungsvorschlägeüberbrachte,erlitt eine hoch-
mütige Behandlung und kehrte in Fieberphantasienzurück. Er starb,
nach Helm und Schwert rufend, am 6. November, ein preußischer
Nitter und Ehrenmann. Im Ministerrat unterlag die durch den

Prinzen von Preußen unterstützteAnsicht von Radowitz; letzterertritt

1 Bismarck (Hahn S. 32). der Reaktivierung der Bundesver-
: Zachariä, Rechtswidrigkeit!] sammlung. Göttingen 1850.
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zurück und Freiherr Otto von Manteuffel übernimmt, während die

Mobilmachung vor sich geht, das Portefeuille. Die Union wird

formell aufgelöst, und am 29. November unterzeichnetManteuffel
die Olmützer Punktation, indem er noch hinter diebereits fried-
liebende Instruktion des Ministerrats zurückwichund die österreichi-
schenForderungen unbedingt anerkannte.! Es war eine Niederlage
Preußens. Friedrich Wilhelm IV. und mit ihm eine große Partei
wollte um jeden Preis den Krieg vermeiden, den Preußens Ehre
zu fordern schien; die Mehrzahl betrachtetedies als einen Akt der

Schwäche, welchen man in monarchischerPietät mit Nachsichtbe-

urteilte, allen Haß auf Manteuffel richtend und erfüllt vom Rache-
gefühl gegen Oesterreich.

IV. Die freien Konferenzen, welcheManteuffel aus dem Ol-

mützer Schiffbruch(Art. IV) gerettet hatte, begannensofort (Dezember
1850) in Dresden. Preußen sah hierin das Mittel, die Rückkehr
zum Bundestag zu vermeiden; Oesterreichhoffte dadurch größeren
Einfluß zu gewinnen. Die Konferenzenverliefen völlig fruchtlos.
So blieb nur die Rückkehrzum alten Bundestage übrig. Die große
Bewegung verlief im Sande; alles erschienwie ein Traum; tiefe
Verzweiflung ergriff die Gemüter.

∆ 17.

Vorbereitung der staatlichen Neugestaltung Deutschlands
(1851—1866).2

I. Der Bundestag wurde von Preußen im Mai 1851 wieder

beschickt,und zwar durchden Bundestagsgesandtenv. Rochow und den

gleich zum Nachfolger designierten Geheimen Legationsrat Otto
v. Bismarck.“ Noch eine kurze Spanne Zeit trennt uns vom

Ziele der preußisch-deutschenPolitik. Die neue Periode hatte be-

gonnen, mochtenauch manche nur die Trümmer gescheiterterHoff-

1 Vgql.Klüpfel, 2. Aufl., I. 150;
M. Duncker, Vier Monate aus-

* Geboren 1. April 1815. Die

vollständigste“Mufführungder Bis-
wärtigerPolitik. Berlin 1851.

: Bismarck, (Hahn l, 36).
Poschinger, Preußen im Bun-

destag 1—IV (1882—1884).

gab ein

lage der Nordd. Allgen.Zeitung
vom 1. April 1885; vgl. auch Mühl-
brecht, Wegweiser (1886) S. 170.
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nungen sehen. Im Volke hatte die Bewegung von 1848 und der

klägliche Ausgang derselben das Sehnen nach Einheit nur heißer
erregt, und die Reaktion wurde um so stärker empfunden. Unter den

preußischenStaatsmännern aber bildete sichdie stillschweigendeUeber-

einkunft, daß der Fluch, der auf dem Bundestage ruhte, nie dürfe von

ihm genommen werden. So drängte alles, wie vor 1848, hinaus
aus den alten Verhältnissen: nur war zum heißenpolitischenWunsche
das klare Verständnis gekommen,wie DeutschlandsEinheit nicht zu

erreichensei. Freilich bewegtesichder Bundestag bald wieder in den

alten Bahnen, faßte Beschlüssewider die Preßfreiheit, erklärte die kur-

hessischeVerfassung für nichtig, übergabdie Elbherzogtümeran Däne-

mark, verfügte (31. Dezember1851) die Auflösung der mit großen
Opfern geschaffenendeutschenFlotte, setzteeinen Ausschuß ein, den

der Diplomatenhumor „Reaktionsausschuß“nannte u. s. w. Aber im

Bundestage selbst ward jetzt durchdie einzigmögliche,weniger offene
als zähepreußischePolitik dafür gesorgt,daß ihm auchjeder Schein
der Popularität verloren ging. Der Geheime Legationsrat v. Bis-

marck ward noch im Juni zum Bundestagsgesandtenernannt: er ward

von der heftigstenAbneigung gegen den Bund erfüllt, er fühlte das

ganze Elend — und er strebte, es zu beseitigen.?
Oesterreichhatte nur ein Augenmerk, sein thatsächlichesUeber-

gewichtauszubilden und sicheine Majorität gegen Preußen zu ver-

schaffen. Es war dabei der Hilfe einer Macht gewiß, die als Feindin
Preußens das alte Reich zurückerstrebte,ver katholischenKirche, mit

welcher es konkordierte. : In der harten Schule diesesdiplomatischen
Verteidigungskampfesgewannen Preußens Staatsmänner die Einsicht,
daß Preußen seineExistenzals Großmacht und den deutschenStaats-

gedankenmit den Waffen werde zu verteidigen haben, und daß es

Aufgabe des Staates sei, sich bessergerüstet finden zu lassen als
vor Olmütz." Aus diesem Grunde wurde die Militärreorganisation

1 Ugl. unten 8 78 I.
* Schon 1853 konnte er z. B.

schreiben: „Das bekannte Lied von

Heine „O Vund, du Hund, du bist
nicht gesund“ wird bald zum Natio-=
nalliede erhoben werden,“ und: „Ich
habe nicht unerheblich beigetragen,

den Bund zum Bewußtsein des durch-
bohrenden Gefühls seines Nichts zu
bringen.“" Bismarck (Hahn I, 45).

Zehn Jahreösterreich.Bundeslei-

tungiin Mejer's Einleitung S. 231 f.
*Bismarck's Denkschrift: Preu-

ßen im Bundestage III, 487.
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begonnen und trotz des Konfliktes mit der Volksvertretung (siehe
unten § 23) durchgeführt.«

II. Obwohl, abgesehenvom deutschenHandelsgesetzbuch,der Bund
in dieser Zeit nichts von Bedeutung hervorbrachte,erloschenim Volke

nicht die Einheitsgedanken. Vielmehr wurden sie in den verschiedensten
Kreisen genährt. Im Mai 1861 tagten die Vertreter deutscher
Handelskammern als erster Handelstag in Heidelberg,Festigung des

Zollvereins und Einigung von Münze und Maß erstrebend. 1860

rief Holtzendorff den Juristentag ins Leben, und schon 1859 ward,
zum Teil veranlaßt durch die Einigung Italiens und in Nachbildung
der societaà nazionale, der für den Bundesstaat werbende deutsche
Nationalverein (Vorstand: R. v. Vennigsen) begründet,: dem als

(großdeutscher)Rivale 1862 der Reformoereinmit föderalistischer
Tendenz gegenübertrat.

III. Auch die Regierungen ergriffen wieder die Initiative zur
Reform des Bundesrechts, und sind kurz folgende Vorschlägezu
erwähnen.

1. Am 15. Oktober 1861 teilte der sächsischeMinister v. Beust,
der schondamals mit OesterreichsEinverständnis handelte, ein Projekt?
mit, wonach die Exekutivgewalt einem „Dreierkollegium“ übertragen
und eventuell eine Delegiertenversammlungzur Beratung von Gesetz-
entwürfen berufen werden sollte. Hiermit stimmten im wesentlichen
die Vorschläge der Mittelstaaten — der sogen.Würzburger — vom

14. August 1862 überein.“ Nach Ablehnung dieser Vorschlägebot
2. Oesterreich imSommer 1863 ein neues Projekt, welches

neben den Hauptorganen des Münchener Entwurfes von 1850 noch
eine Fürstenversammlung enthielt. Es wurde am 17. August 1863

1 Jubiläumsschrift des Juristen= Grundlage(Integrität der Bundes-

tages(Berlin 1886). ide); 2) eine engere Vereinigung
2 Der Nationalverein (Koburg uu Bundesstaatenim freien Ver-

861). tragswege in allen Materien des
* Staatsarchiv I S. 397, II inneren Staatsrechts. Diese Forde-
1—15. rung gab den Anlaß zu den identi-
* Dem Beust'schenProjekt gegen= schen Noten der deutschen Staaten

über forderte Preußen (Depeschedes (Februar 1862), zum österreichi-
Grafen Vernstorff v. 20. Okt. 1861): cenVorgehen 1863 undeschließlich1) Die Zurückführung des Bundes= zum hiensbelchcuß

vom Juni 1866
vertrages auf die völkerrechtliche (S.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Slaatsrechts. 5
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auf dem Frankfurter Fürstentage beraten: von allen Fürsten fehlte
hier nur der König von Preußen, der seine Ablehnung der übrigens
wieder „ohne jede bindende Erklärung“ angenommenen Reformakte
eingehend motivierte. Letztere entsprach weder der berechtigten
Stellung der preußischenMonarchie, noch den berechtigtenInteressen
des deutschenVolkes. Die Bürgschaft, daß diese und nicht parti-
kularistische Interessen zur Geltung kamen, konnte das preußische
Staatsministerium — an dessenSpitze jetzt bereits seit dem 23. Sep-
tember 1862 Bismarck stand: — „nur in einer wahren, aus direkter Be-

teiligung der ganzen Nation hervorgehendenNationalvertretung finden“.
Mit dem Fürstentag schließtdie Reihe der VersucheOesterreichs,

Deutschland habsburgischenInteressen dienstbar zu machen. Eine

andere Epochebeginnt. Preußen, gestärktdurchneue Heeresverfassung,
bricht mit seiner Friedenspolitik und tritt mit dem Schwerte für
die Behauptung seines deutschenBerufes ein. Den Wendepunkt
bezeichnetder 14. November 1863, der Tod Friedrich's VII. von

Dänemark. Hierdurch war eine QuellepolitischerVerwickelunggegeben,
und die Unvereinbarkeit der österreichischenund preußischenZukunfts-
pläne trat noch einmal öffentlichzu Tage. Die schleswig-holsteinische
Frage? wurde zunächstdurch die gemeinsameAktion der beiden

deutschenGroßmächtegelöst, welche sich im Wiener Frieden (30. Ok-
tober 1864) die Herzogtümerabtreten ließen. Das Kondominium ließ
sich,auchdurch den Gasteiner Vertrag (14. August 1865), nicht durch-
führen. Oesterreich trat amBunde gegen Preußen und für den

Prätendenten Herzog Friedrich VIII. von Augustenburg auf; als

dasselbe im Frühjahr 1866 rüstete, berührte Preußen noch einmal die

Reformfrage, indem es

3. am 9. April 1866 auf die Forderungen von 1863 zurück-
griff und die Schaffung des nationalen Staates unter Mitwirkung

1 Hahn, Bismarck l S.142, 154. heitenernannt.
: Wirkl. Geheimmratvon Bis- !* Ueber die schleswig-hol-

arck-Schönhausen wird am 23.| steinische Frage gl. Preuß.Jahr-Genkenber1862 zum Staatsminister bücher XIII S. 39, 313; Hahn,
und interimistischen Vorsitzendendes Bismarck 1S. 123 ff., 165 ff., 192 ff.,
Staatsministeriums, am 8. Oktobert53 ff., und besondersMejer, Ein-

zum Präsidenten desselben und zum leitung § 61, sowie die dort S. 243

Minister der auswärtigen Angelegen= N. 1 angeführteLitteratur.
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einer aus allgemeinen Wahlen hervorgehendenVertretung, unter

Zusammenfassungder nationalen Streitkräfte und voller Gleich-
berechtigungder beiden Großmächteverlangte. Diese Anträge wurden
von Oesterreich und dem Bunde dilatorisch behandelt und durch die

folgenden, nunmehr darzustellendenEreignissegegenstandslos.

∆ 18.

Die Krisis 1866. Norddeutscher Bund. 1
I. Oesterreichstellte am 11. Juni 1866 den mit einer Kriegs-

erklärung gleichbedeutendenAntrag beim Bundestage auf Mobil-

machungsämtlicher nichtpreußischerArmeekorps, nachdemPreußen
am Tage zuvor durch Zirkulardepescheeinen neuen Reformentwurf
mitgeteilt hatte, welcher bereits im einzelnen die Grundzüge des

norddeutschenBundesrechts enthält.? Am 14. Juni erfolgte die

Beratung des österreichischenAntrages, welcherdurchausdem Bundes-

rechte zuwiderlief. Denn einmal handelte es sich um das Verhältnis
von Großmacht zu Großmacht, nicht um Bundesordnung, sodann
war ein Austrägalverfahren nicht beantragt, und schließlichkannte das

Bundesrecht nur eine Bundesexekution, deren Formen und Fristen
in keiner Weise innegehalten waren. Preußen protestiertegegen jede
geschäftlicheBehandlung des Antrages, als nach Form und Inhalt
bundeswidrig. Trotzdem fand eine Abstimmung statt, bei welcher
von 16 Stimmen außer Oesterreich folgende 8 für den bundes-

widrigen Antrag abgegebenwurden:

Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, beide Hessen,
Nassau-Braunschweig(wo Nassau die Stimme führte) und die

16. Stimme (hierin für den Antrag Reuß ä. L. und Liechtenstein).
Der preußische Gesandte erklärte hierauf, daß seine Regierung
den Bundesvertrag als gebrochenansehe,dagegennicht die nationalen

Grundlagen, auf denen er beruhe, als zerstört betrachte. Preußen
halte fest an der über vorübergehendeFormen erhabenenEinheit
der deutschenNation und halte sichfür verpflichtet, hierfür den ange-

messenenAusdruck zu finden. Der Gesandte erklärte damit seine

1 H. SeaaFKisisdes deut- : Hahn I S. 447.

schenSt. R.(1867 Mejer S. 256 N. 14.
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Thätigkeit als beendet und verließ die Sitzung. Am 15. Juni
erfolgte eine Depeschean die Staaten, welchedie Wiener Kongreß-
akte unterzeichnet,um den Bruch des Bundesvertrages zu konstatieren.

Das Ziel des damals geführten Krieges wurde erreicht und das

Hindernis aller deutschenEntwickelung, die Machtstellung Oesterreichs,
auf den Schlachtfeldern Böhmens überwunden. Die Nikolsburger
Präliminarien vom 26. Juli (Art. 2) und der Prager Friede vom

23. August (Art. 4) enthielten die Anerkennung der Auflösung des

Bundes und die Zustimmung zur NeugestaltungDeutschlands ohne
österreichischeBeteiligung. Der Bund war somit in aller Form des

Rechtes aufgelöst: 1. waren die Niederlande und Dänemark schon
früher ausgetreten; 2. traten nach Preußen 18 Kleinstaaten (vom
21. Juni bis 4. August) aus; 3. erfolgte jene AnerkennungOester-
reichs sowie die übereinstimmende in den Friedensschlüssenmit den

übrigen Staaten; 4. verloren einzelneStaaten ihre Selbständigkeit
durchVereinigung mit Preußen (Gesetzvom 20. September und 24. De-

zember1866); 5. erfolgte die Anerkennungdurch den Bund selbst; der

„Bundestag“ ging provisorischnachAugsburg, wo er am Tage nach
dem Prager Frieden endete. In dieser Sitzung waren noch ver-

treten: Bayern, Hannover, Sachsen,Württemberg, Hessen-Darmstadt,
Nassau und Liechtenstein; 6. erfolgte auch die völkerrechtlicheAner-

kennungder europäischenMächte in Art. 6 des Londoner Vertrages
vom 11. Mai 1867. Die Beseitigung des Bundes erfolgte also in

der vollständigstenWeise: das völkerrechtlicheGebilde verschwand
gänzlich,ohne daß irgend welcheSuccession in etwaige„Bundesrechte“
stattgefunden hätte. 7

Damit war die negative Vorbedingung des Neubaues gegeben:
die positive Thätigkeit begann bereits mit der Depeschevom 10. Juni.

II. 1. Es handelte sich darum, nachdemder deutscheBund
ein halbes Jahrhundert die ZerrissenheitDeutschlands dargestellt,:
das loseBand, welchesdurch diejenigenvernichtetwar, die das Recht
und die Macht des nationalen Geistes fürchteten, in anderer Gestalt
fester und heilvollerzu erneuern.“ Zu diesem Zwecke forderte

Laband1 S. 8. 1 S
Preu bischeProklamationan das

"
i ——ie An Mein Volk“

deutsche Volk vom 18. Juni (Hahn (eodem).
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Preußen bereits am 16. Juni eine Reihe norddeutscherStaaten auf,
mit ihm ein Bündnis einzugehen,unter Zusicherungder Unabhängig-
keit. Nach Annahme der Einladung seitens der meisten Staaten

wurden am 18. August 1866 die Bündnisverträge unterzeichnet:
diese auf ein Jahr geschlossenenVerträge enthielten außer einem

Offensiv= und Defensivbündnis nur die Verpflichtung zur Herstellung
einer Bundesverfassung.Sie enthielten die völkerrechtlicheGrundlage
des neuen Staatsgebildes.

2. Zufolge dieserVerträge traten die Bevollmächtigtender daran

beteiligten Staaten am 15. Dezember1866 in Berlin zusammenund

stellten auf Grund der Vorlage, welche eine weitere Ausführung der

Grundzüge vom 10. Juni enthielt, unter Ueberwindung mancher
Schwierigkeitenbis zum 7. Februar den Entwurf der Verfassungfest.

3. Sodann hatten die verbündeten Regierungender Verpflichtung
des Art. 5 nachzukommen,d. h. die auf Grund des Reichswahl-
gesetzesvom 12. April 1849 vorzunehmendenWahlen zum Parlamente
anzuordnen. Auf verfassungsmäßigemWege! wurde das Wahlgesetz
in den verschiedenenStaaten genehmigt, die Wahlen am 12. Februar
vorgenommen und am Sonntag den 24. Februar 1867 der kon-

stituierendeReichstag eröffnet,„ein erhebenderAugenblick: mächtige
Ereignisse haben ihn herbeigeführt,große Hoffnungen knüpfen sich
an ihn“ (Thronrede). Es folgte nunmehr die Beratung des Ver-

fassungsentwurfes, welcher zunächstentläuschte. Man hatte allerlei

von Grundrechten u. dgl. erwartet. Der Entwurf aber enthielt, wie

es die Thronrede andeutete, eine Verständigungüber praktischebe-

deutsame Einrichtungen und eine Anknüpfung an gewohnte frühere
Verhältnisse. EinzelneVerbesserungsvorschlägewurden aufgenommen,
gegen die meisten, höchstdoktrinären, Amendements verhielt sichdie

Majorität ablehnend. Es kam darauf an, Deutschlandsozusagen„in
den Sattel zu heben“.: Fehlte es auch nicht an einzelnenRadikalen,
die lieber noch einmal die deutscheEinheit als ihre private oder

partikularistischeAnsicht hätten scheitern sehen, und bestandenauch
einige erheblicheMeinungsverschiedenheitenzwischenReichstag und

1 Vgl.Bezold, Materialien0-5 bewirdessaes Hihonallein können")vom

erhrsah(1873) 1 S. 62 ff. 1. März1
Bismarck's berühmteRede („drei-
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Regierungen (so hinsichtlichdes Heeresbudgets,der Diätenlosigkeit),
so gelang es doch, am 16. April 1867 den modifizierten Entwurf zur
Annahme zu bringen (230 Stimmen gegen 53 Polen, Fortschrittler2c.).
Die Regierungsvertretererklärten am gleichenTage ihre Zustimmung.

4. Der norddeutscheBund — ein Ausdruck, der übrigens zum

erstenmal im Nikolsburger Vertrag (Art. 2) vorkommt — war

damit noch nicht geschaffen. Der Reichstaghatte nur die Aufgabe
der „Beratung“, und die verbündeten Regierungenwaren nicht befugt,
einen neuen Staat zu gründen. Sie bedurften dazuder Zustimmung
der Volksvertretungen, und es erfolgte in den nächstenMonaten die

Annahme der Verfassung in allen Kammern und Kämmerchen.
Hierauf wurde in allen einzelnen Staaten die Verfassung in der

gehörigenForm mit Gesetzeskraftseit 1. Juli verkündet. Mit diesem
Tage sind die Augustverträge durch Erfüllung erloschen,das einheit-
liche Staatsrecht einer über den Einzelstaatenstehendenhöheren staat-
lichen Ordnung in Kraft, diese selbst, der norddeutscheBund, selb-
ständig ins Leben getreten.

19.

1867—1870. Der Zollverein.
I. Die preußischeRegierung hatte das Ziel künftiger Einigung

Gesamtdeutschlandsnie aus den Augen gelassen.Im Prager Frieden
gab Preußen zwar zu, diesseits des Mains zu bleiben. Es fügte sich
formell den Wünschen Napoleon's, um durch diplomatischeSchach-
züge die unberechtigteInterzessionillusorisch zumachen. Die „Main=
linie“ war eine Scheinlinie. Sie wurde äußerlich innegehaltenund

selbst die Anträge, welche auf Einfügung Badens in den Nordbund

zielten, zurückgewiesen::aber eine großartige Politik bereitete alles

zum Eintritt des gesamtenSüddeutschland vor. Der Widerspruch
Oesterreichs gegen einen solchen war durch den Prager Frieden
(Art. 4) bereits abgeschnitten:durch Art. 79 der Bundesverfassung

1

Treitschke.,PreußischeJahr= desgl. 13000Annalen 1868 S. 232
bücher XXX S. 397 ff., 479 ff. (und 1. auch1885S. 875).

HeschichteBd. 9— St.W.B. XI; * Gründeder Ablehnung: *Falcke, Geschichtedes Sollvereinsmarck 24. Februar 1870 (Hahn
(1869); v. Festenberg-Pakisch, S. 882).
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war der Eintritt der süddeutschenStaaten „im Wege der Gesetzgebung“
ermöglicht,d. h. man wollte solcheEinfügungen nicht als Verfassungs-
änderungen, nicht als Neubegründungen,sondern als bloße Erweite-

rungen aufgefaßt wissen.
Nicht nur diese formellen Vorbedingungen für ein Deutsches

Reich waren geschaffen.Vielmehr war schonzwischen1866 und 1870,
während der Bund mit aller Kraft am Ausbau der Gesetzgebung
und der gemeinsamenEinrichtungen arbeitete, die Einheit des ganzen

Deutschlands in den wichtigstenBeziehungen,nämlich die volle Wehr-
und Wirtschaftsgemeinschaft,nicht nur vorbereitet, sondern erreicht.

Preußen hatte einmal die süddeutschenStaaten, da Napoleon
deren Vereinigung mit dem Nordbunde hintertrieb, gezwungen, neben
den FriedensverträgenSchutz=und Trutzbündnisse einzugehen,welche
vorerst geheimzu halten waren. Hierin wurde dem König von

Preußen für den Kriegsfall der Oberbefehl übertragen, und um jene
geheimenBündnisverträge wirksam erfüllen zu können, nahm man

1867 auf Konferenzendie Grundzüge der preußischenWehrverfassung
an und setzte1868 eine süddeutscheFestungskommissionein.

II. Sodann aber war Deutschlands Einheit schon seit langer
Zeit von einem anderen Punkte aus vorbereitet. Sobald der nord-

deutscheBund geschaffenwar, machteBismarck Anstalt, die Beziehungen
zum Süden durch Wiederherstellungdes Zollvereins festerzu knüpfen.
Dieser Zollverein aber ist es, aus dem das DeutscheReich un-

mittelbar hervorgegangen: er war nicht nur das Band, welches seit
über drei Jahrzehnten das deutscheVolk auf das innigste zusammen-
hielt, er enthielt in seiner Verfassung und seinen Einrichtungen be-

reits das künftige Staatsgebilde vollkommen angedeutet. Wir müssen
daher kurz uns vergegenwärtigen, wie dieser Verein aus der Macht
der materiellen Bedürfnisse entsprang, wie er Einheitsstreben und

Sondergeist in jener bundestäglichenPeriode praktischversöhnte und

wie er endlich in dem DeutschenReicheaufging.
Nicht vom Bunde, sondern von Preußen ging dieser Verein aus.

Letzteresschuf,da Art. 19 der Bundesakte nicht verwirklicht wurde,
in dem bedeutsamenGesetzvom 26. Mai 1818 für die bis dahin

1 Mejer S. 303 ff.



72 GeschichtlicheEinführung.

durch mannigfacheSchranken getrennten und verschiedenartigstenBe-

stimmungen unterworfenen Landesteile ein einheitliches Zollwesen.
Dieses gemäßigte Schutzzollsystemwar von vornherein für ganz

Deutschlandbestimmt. In den Mittel= und Kleinstaaten betrachtete
man den Schritt, den Preußen in vollster Berechtigung that, als

eine „Vergewaltigung“ (ja „Bundesbruch“ u. dgl.). Richtig ist,
daß 13 Staaten dadurch gewissermaßenzu Enklaven eines einheit-
lichenHandelsgebietes,28 andere von ihm berührt wurden und daher
schlimmerdaran waren wie zuvor. Während aber kleinstaatlicheAgi-
tation die Beseitigung jenes Gesetzes,welcheszehnMillionen Deutsche
wirtschaftlichzusammenschloß,erstrebte,dachtenerleuchteteKöpfe schon
damals an ein allgemeinesdeutschesZollsystem. Vorkämpfer dieses
Gedankens waren der Tübinger Professor Friedrich List, der junge
badischeStaatsmann Nebenius? und später auch der Buchhändler
J. F. v. Cotta. Indessen begannensehr bald die einzelnenStaaten,
besondersdie bezeichnetenEnklaven, Verträge mit Preußen zu schließen,

um sichdurchdenAnschlußmaterielle Vorteile zu sichern, zuerst
hausen am 25. Oktober 1819. Aber durch die

verschiedenenVerträge erfolgten nur Zollanschlüsse, kein Zollverein
ward dadurch gebildet. Ein solcher wurde merkwürdigerweiseerst
aus Antagonismus gegen Preußen, und zwar von Bayern und

Württemberg, nach verschiedenenvergeblichen,auf die Einbeziehung
anderer Mittelstaaten gerichteten Versuchen am 18. Januar 1828

ins Leben gerusen. Unmittelbar darauf (14. Februar) bildete sich
der hessisch-preußische,der zweite deutscheZollverein. Der bayerisch-
württembergischeVerein sah bald ein, daß sein Gebiet zu unbedeu-

tend, und schloß aus zwingendenGeldgründen baldigst (27. Mai

1829) mit Preußen einen Vertrag. Ein „mitteldeutscher Zollbund“.
(vom 24. September 1828) wandte sich, als Kurhessen 1831 aus-

schied,an den Bund mit dem Antrag, Art. 19 der Bundesverfassung
in Kraft zu setzen,worüber natürlich bei den völlig veränderten Ver-

hältnissenselbst eine Beschlußfassungunterbleiben mußte. Mit den

sübdeutschenStaaten genügte der Vertrag bald nicht mehr, und

am 23. März 1833 ward zwischenPreußen und den ihm ange-

1 Deutsche Vierteljahrsschr. 1838 S. 379; Vad. Viographien II S. 99.
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schlossenenStaaten einer- und Bayern und Württemberg andererseits
der deutsche Zollverein geschlossen.Die Neujahrsnachtvon 1834

brachtedem größten Teile Deutschlands den ersehntenfreien Verkehr.
Es wird berichtet, daß auf den Landstraßen die Frachtwagenhoch-
beladen in langen Zügen vor den Mauthhäusern hielten und sichunter

dem Jubel fröhlicher Volkshaufen mit dem letztenGlockenschlagedes

alten Jahres die Schlagbäume hoben. „Alle waren von dem Gefühle
durchdrungen,daß Großes errungen sei.“ Die erste Vertragsperiode
lief mit 1841 ab, keinerseits erfolgte Kündigung, vielmehr wurde

der Verein am 8. Mai 1841, 4. April 1853, 16. Mai 1865 auf je
12 Jahre trotz der österreichischenSprengversuche erneuert. Er

umfaßte schließlichalle deutschenStaaten außer Oesterreich,Liechten-
stein, Mecklenburg, Holstein, Lauenburg und den Hansestädten. Im
Zollverein war keine staatlicheOrganisation gegeben, es war ein

durchVerträge begründeterwirtschaftlicherStaatenverein, in welchem
jede Aenderung, jede Vertragsschließungmit auswärtigen Mächten
der Zustimmung sämtlicher Vereinsglieder bedurfte.

III. Der letzteZollvereinsvertrag vom Jahre 1865 hatte durch
die Ereignissevon 1866 seineGeltung in verschiedenerRichtung ver-

loren. Die norddeutschenStaaten brauchtennicht mehr die Verträge,
denn im norddeutschenBunde war das Zollwesen Sache der Ge-

setzgebung. Den süddeutschenStaaten hatte Preußen durch beson-
deres Entgegenkommendie Fortdauer des Zollvereins auf sechsmonat-
liche Kündigung gewährt. Die Regelung der Zollvereinsverhältnisse
war jedochspäteren Verhandlungen vorbehalten. Sollte eine dauernde

Erneuerung der Zollverträge stattfinden, somußte — wofern die

süddeutschenRegierungen sich nicht ohne weiteres dem Bundesrat
und Reichstag unterwerfen wollten — ein Weg gefundenwerden,
der die Teilnahme an der Entscheidungüber Zollangelegenheitenin

der gleichenWeise regelte. Dies gelang durch den Vertrag vom

8. Juli 1867.7 Mit diesem Vertrage ist die deutsche Einheit,
so gut wie erreicht. Zur Wehrgemeinschaftist die wirtschaftliche
getreten; aber mehr — es ist die Organisation Gesamtdeutschlands
vollendet. Zwar müssendie Gesetzein landesüblicherForm verkündet

: B.G.Bl. 1867 S. 61; Hahn I S. 689.
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werden, aber die Gesetzgebungwird geübt durch einen Bundesrat
des Zollvereins (welchesder durchdie süddentschenStimmen verstärkte
norddeutscheBundesrat ist) und durch ein Zollpgxlament, welches
aus dem norddeutschenReichstageund süddeutschenAbgeordnetenbe-

steht. Das Präsidium des Bundesrates steht der Krone Preußen
zu, welche Schiffahrts= und Handelsverträge abschließenkann (val.
Art. 8 §&6 des Vertrages und §&11 der Reichsverfassung). Nie-
mand zweifelte jetzt mehr, daß die deutscheEinheit nahezuvollendet

sei. Napoleon erkannte dies vor allem und hielt mit dem Kaiser
von Oesterreicheine Zusammenkunft in Salzburg; in Süddeutschland
hielt man Versammlungen, um den Eintritt in den norddeutschen
Bund zu befürworten, und der Großherzog von Baden konnte am

5. September in der Thronrede sagen,daß er der nationalen Einigung
unausgesetztnachstrebenwerde und im Zollparlamente die ersteregu-
läre Vertretung des gesamtendeutschenVolkes begrüße. Diese Ver-

sammlung wurde zum erstenmal am 27. April 1868 in Berlin

eröffnet.! Man ging nicht zu weit, wenn man in diesenEinrichtungen
des Zollvereins verfassungsrechtlichdas fertige Gefüge des neuen

Reichsbaues sah und die baldige Umwandlung des Zollparlaments
in ein Vollparlament erwartete. Trotzdem schiendas nicht so ein-

fach zu gelingen, da sich in dieser Versammlung viele süddeutschen
Gegner der Einheit zusammenfanden,die sich„Bismarck's Einigungs-
politik zu verpfuschen“zum Ziele gesetzthatten.?

Mit der Schaffung eines neuen Reiches hörte der Zollverein
co ipso auf, er streifte sein völkerrechtlichesWesen ab und ging in

das Reichvollständig auf. Es ist klar geworden, was der Zollverein
für DeutschlandsEinheit bedeutet hat: vierzigJahre hindurch hat er

bestanden, von kleinen Anfängen ausgehend, allmählich den größten
Teil Deutschlands umspannend, getragen von der Macht des natio-
nalen Gedankens und von dem Bedürfnis des Volkes nachFreiheit
des inneren Verkehrs. Durch den Zollverein war eine Gestaltung
Alldeutschlands vorhanden; der norddeutscheBund war infolge der

gekennzeichnetenVerträge von vornherein auf Erweiterung zum Reiche

1 S. Klüpfel II S. 257 ff.,X : Klüpfel II S. 328.
296, 327; Hahn 1 S. 779 ff. 1
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veranlagt; es bedurfte nur eines Anstoßes zur Krönung des Ge-
bäudes.

g 20.

Abschluß der Einheitsbewegung (1870).1

So war der nordveutscheBund frisch erblüht; durch wichtige
neue Gesetzewurde in jeder Reichstagssessionder staatliche Ausbau

vollzogen: Post= und Zollwesen verknüpften aufs engste,Rechtshilfe-
verträge folgten dem Rechtshilfegesetz,und auf gemeinsamesStraf-
recht wurde neben dem einheitlichen Handelsrecht hingearbeitet. Je
mehr aber der norddeutscheBund sich zum Einheitsstaate abrundete
und vervollkommnete, desto geringer ward in Süddeutschland die

Hoffnung auf Anschluß, zumal die widerwilligen partikularistischen
Kammern Bayerns und Württembergs jede patriotischeRegung zu

erstickenschienen.
Aber die ruhige Entwickelung des norddeutschenBundes störte

nach der Ansicht der Staatsmänner Napoleon's das „europäische
Gleichgewicht". Nachdem schon 1867 die heraufbeschworeneLuxem-
burger Frage maßvoll und fxiedfertig zurückgedrängtwar, benutzte
Napoleon die spanischeThronkandidatur des Prinzen von Hohen-
zollern, trotz dessenAblehnung, zum Kriegsanlaß. Das brüske offi-
zielle Verlangen des Botschafters Benedetti auf der Promenade zu
Ems am 13. Juli 1870, der König von Preußen solle die Zusiche-
rung erteilen, daß dieseKandidatur nie wieder aufgenommenwerde,
wurde von allen Deutschen als eine frivole Herausforderung,die
Ablehnung des Königs aber von Frankreich als eine Beschimpfung
aufgefaßt. Die süddeutschenFürsten telegraphierten, nachdem sie
den Mobilmachungsbefehlerlassen, unter gehobenerStimmung des

ganzen deutschenVolkes am 20. Juli, daß sie den casus toederis

für eingetretenerachtetenund ihre Streitkräfte dem König von Preußen
unterstellten. Indessen erklärten — was auch zum Verständnis der

staatsrechtlichenZustände als denkwürdig zu verzeichnenist — die

AbgeordnetenKolb und Jörg in der bayerischenKammer — während

1 Hahn,Der Krieg Deutschlands) Reichsverfassung v.Bezold 1—1II

gegen Frankreich u. d. Gründung d. (1873); Laband18. 1 ff.; Annalen

Kaiserreiches(1871);Materialien der1870—
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der Vorgänge in Ems und Paris! —, daß eine Gefahr von außen
nicht vorliege, und das „Vaterland“, das Organ der ultramontanen

Partei, befürwortete unbedingt die Waffenbrüderschaftmit Frankreich
gegen Preußen. Aber überall siegte die Volksstimmung, und

die Kreditforderungen wurden durchweg mit großer Majorität be-

willigt.
Die gemeinsameGefahr hatte das Gefühl der Zusammengehörig-

keit mehr denn je belebt, und nach dem Zusammenbruchder fran-
zösischenMacht war jedes äußere Hindernis der deutschenEinheit
verschwunden. Am Tage von Sedan, noch vor der Kapitulation
(2. September 1870), erneuerte Baden den früher abgelehntenAn-

trag auf Eintritt in den norddeutschenBund. Auch Bayern wünschte
von den völkerrechtlichenVerträgen zu einem „Verfassungsbündnis“
überzugehen.Bevollmächtigteder vier süddeutschenStaaten wurden

nach Versailles geladen, wo die Verhandlungen bald zu einem

günstigenAusgange führten. Am 15. November wurde mit Baden
und Hessenein Vertrag geschlossen,dem eine „Verfassung des deutschen
Bundes“" beigegebenwar. Diesem Bunde trat Württemberg durch
Vertrag d. d. Berlin 25. November bei. Die etwas größeren Schwie-
rigkeiten mit Bayern fanden ihre Erledigung durch den Versailler
Vertrag vom 23. November. Durch einen besonderen Vertrag
(Berlin 8. Dezember)stimmten diese Staaten gegenseitigden be-

züglichenVerträgen zu.:
Der deutscheBund war kein Neubau, sondern der „Ausbau

eines fertigen Hauses“, der norddeutscheBund erweiterte sich
zum deutschenBunde, so daß allerdings zwischenbeiden eine Konti-
nuität besteht.“ Es bedurfte nunmehr nur noch der Zustimmung
des nordventschenReichstagesund der vier Landtage. Der Reichs-
tag, die badischen und hessischenKammern nahmen freudigst,die

württembergischenunter geringer Opposition, die bayerischeI. Kammer

fastvnsimmig,
die II. nach hitzigen Debatten it 102 gegen

S. Klüpfel II S. 340 ff. (Marquardsen II, 1 S. 13), H.
Sell. Bismarck I1 S. 255 ff. Schulze (Lehrbuch 1 S. 172) und

* Daß diese Kontinuität den die Mehrzahl an. Die gegenteilige
norddeutschen Bund und das Deutsche Ansicht begründet Zorn 1 S. 40
Neich als dasselbe Rechtssubjekt er= N. 13. Hiergegen wieder Jellinek,
scheinen lasse, nehmen Laband Staatenverbindungen S. 273.
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48 Stimmen an. Das DeutscheReich trat gemäß den Verträgen
am 1. Januar 1871 ins Leben: auch dort, wo die Verträge erst im

Januar angenommen wurden, trat die Verfassung (da ja die An-

nahme sichauch auf die dies bestimmendeKlausel der Verträge bezog)
am 1. Januar (dort also rückwirkend) in Kraft.

Das Verfassungsrechtdes DeutschenReiches war in den drei

verschiedenen,in den Novemberverträgen angeführten Urkunden ent-

halten. Diesem Uebelstande wurde durch die einheitliche Redaktion

abgeholfen,die am 16. April 1871 erfolgte.
Wesentlich in dieser neuen Redaktion war die Einfügung der

Bezeichnungen„Kaiser und Reich". Am 30. November fragte der
König von Bayern durch ein Schreiben bei allen Fürsten und freien
Städten an, ob sie einverstanden wären, wenn die Präsidialmacht
den Kaisertitel erhielte. Nach einstimmiger Bejahung stellte im

Bundesrat Sachsen-Weimar den Antrag auf Wiederherstellung der

Kaiserwürde, welcher dort wie im Reichstage angenommen wurde.

Eine Deputation überreichte am 18. Dezember in Versailles eine

Avdresse.Der König sichertees zu, der durch König Ludwig an ihn
ergangenen Aufforderung Folge zu leisten, sobald die Zustimmung
der südbeutschenKammern erfolgt sei. Das Wort FriedrichWilhelms IV.

hatte sichbewahrheitet: „eine Kaiserkronekann nur auf dem Schlacht-
felde errungen werden“ (vgl. oben & 15, S. 59). Durch ein Schreiben
an die Fürsten und freien Städte erklärte der König die definitive
Annahme, und am 18. Januar 1871 mittags 12 Uhr fand die feier-
liche Proklamation im Schlossezu Versailles statt.

Damit ist der Abschluß einer langen Entwickelung erfolgt: die

Veränderungen,welchedie Reichsverfassungseit 1871 erfahren, sind
unwesentlich.! Die erste und wichtigsteUmgestaltung erfolgte durch
die Einverleibung Elsaß-Lothringens, wodurch nicht nur entfremdete
Glieder zurückerlangt,sondern auchdem Reicheine natürlichesichernde
Grenze gewonnen wurde. Die Bestrebungen, welche sichauf den

Weiterbau des Verfassungsrechtsrichten, sind gekennzeichnetin der

erweiterten Justizgesetzgebung,der Organisation der Behörden, der

1 Art. 28 Abs. 2 (Ges. v. 24. Fe-= 417 (20. eenber1878, Ges. vom

bruar 1873), 4 (31. März 1873),| 17. März 1878).
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Schaffung selbständigenFinanzrechts, der Erwerbung von Kolonien
und Faktoreien. Eine feste Einheit ist geschaffen,wie sie zu keiner

Zeit unserer Geschichtebestanden,wie sie von Geschlechtzu Geschlecht
ersehntwurde. Die Stellung nach außen ist begründet, die inneren

Verhältnisse werden immer eingehendergeregelt, die politischen.Frei-
heiten sind durchalle wünschenswertenBürgschaftengewährleistet,eine

kräftige Vollzugsgewalt ermöglicht, alle Stämme und Staaten ver-

bunden zu einer wohlorganisierten Einheit, zu einem mächtigen, ge-

achteten, national geschlossenenReiche.
An die deutscheEinheitsbewegung beginnt sich eine neue Be-

strebung anzuschließen:um die Errungenschaftjener dauernd zu er-

halten, folgt mit Naturnotwendigkeit der europäischenGroßmachts-
politik eine Kolonial-Weltmachtspolitik, durchwelcheDeutschlandnicht
nur wirtschaftliche Kräfte zu gewinnen, sondern auch seine oft eng-

herzigenund kleinlichenBürger mit jenem weltumspannendenweiteren
und stolzerenGeiste zu erfüllen hofft, welcherdas Merkmal der in

der Geschichteleitenden Völker ist (vgl. § 31).

Vierter Abschnitt.

Entwickelung der konstitutionellen Ideen.1

8 21.

Vorgeschichte der sog. konstitutionellen Ideen.
I. Zwei Gedankenreihenhaben wir verfolgt: das Werden der

deutschenEinzelstaatenund das Werden des deutschenEinheitsstaates.
Ein drittes Moment bedarf noch der Erörterung: die Entwickelung
des sogen.konstitutionellen Gedankens, bessergesagt: die Herausbil-
dung des Verfassungsstaates. Das Wort „konstitutionell“ ist eines
der Stichwörter, die in neuester Zeit das Vorrecht haben, an die

Stelle jedenGrundes sich einzustellen.? Es ist daher die schärfste

1 R. v. M* in Staatsrecht,580. Weitere reiche Litteraturan-=

Völkerrecht rc. 1 gaben:Rönne

Mohl, tcn dergiavisscn iomarc24. September1849

schaften 267—337 und Tüb.Hahn 22).
Zeitschr.k n6 St. W. B. iäen- S.

i#( —
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juristischeErfassung der diesen Begriff bildenden Merkmale erforder-
lich. Das Wesen des konstitutionellen Staates ist nicht in einer ge-

schriebenenVerfassungoder in einem Steuerbewilligungsrecht,sondern
einmal darin zu erkennen,daß das Recht der Bürger auch gegenüber
dem Staate gesichertist, sodann, daß das Volk in seinerGesamtheit
eine aktive Teilnahme an der Staatsgewalt mittels eines Vertre-
tungsorganes ausübt. Diese später auszuführendenGedanken sind
allerdings in diesemJahrhundert in Deutschland zu einer Gestaltung
gelangt, die man als Neuschöpfungzu betrachtengeneigt ist. Jedoch
einmal ist die konstitutionelle Bewegung keine uns eigentümliche,sie
ergreift vielmehr seit einem Jahrhundert fast den ganzen Kontinent,
so daß das volle Verständnis nur durch einen Hinblick auf die euro-

päischenStaaten möglich ist, — sodann aber ist die Sache selbst
nicht so neu, wie sie scheint: vielmehr kann der tiefere historische
Blick nicht verkennen, daß der Gedanke,denman heute als „konsti-
tutionell" bezeichnet,die verfass

schränkung

der Herrscher-
gewalt und die Teilnahme der Beherrschtenan ihrer Ausübungein

sehr alter ist und unter verschiedenenFormen erscheint.
II. Dem Mittelalter lag die Idee einer Volksrepräsentation

nichk so fern wie dem Altertum, wenn auch der Ausspruch Mon-

tesquieu's, das konstitutionelle System sei in den Wäldern Ger-
maniens entstanden, übertrieben ist. Schon früh erkannte man, daß,
wo Volksrechte geübt werden sollten, dies durch Vertretung zu ge-
schehenhabe. Erinnert sei an die praktischeGestaltung dieses Ge-
dankens in den Reichsversammlungender Franken. Ganz besonders
aber vertrat die kanonistischeWissenschaftdie Lehre von der Reprä-
sentation, darauf alle Ansprücheder Konzilien gründend. DieseDoktrin
wurde für das Staatsrecht angenommen, und man faßte die weiteren
und engeren ständischenVersammlungen als Volksvertretungen auf.“

Volksvertretungenwaren dies aber in ganz anderem Sinne,
insofern meistenteils nur einzelneStände Anteil an der Regierung

1 Demombynes, Lesconsti- u 12. N B Bebenburgtutions européennes, 2. Auflage 5 p. 357. Vgl. hier-
(1883), S. I—XXNIN. für“ n „Althusius

: Marsilius Patav., Delen.1880) S. 211ff.
sor Pacis I, 12—13; Nicol. Cusa
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hatten: man nannte sie treffend die Landstände, und ihre Entwicke-

lung hält gleichenSchritt mit der der Landeshoheit.“ In der Zeit, da

diese sich aus den privatrechtlichenBanden löste und zu einem staat-
lichen Begriffe wurde, schlossensich die widerstandsfähigen Elemente

zusammen,um ihre Rechte, die sie Freiheiten nannten, zu verteidigen.
Als der private Besitz der Fürsten für die gesteigertenBedürfnisse
des Landes nicht ausreichte, mußte mit den einzelnenLandsassenüber
die zu bewilligenden Summen verhandelt werden, was zur Erweite-

rung ihrer Rechte führte. Der deutscheEinungstrieb veranlaßt so-
dann engere Zusammenschließungder Ritter, der Prälaten, der Städte.

Zu diesen drei fast überall vorkommenden Ständen tritt zuweilen
ein gesonderterHerrenstand, selten eine Vertretung der Bauern.

Diese in sich fest geschlossenenStände verbinden sichwohl zur „ver-

einigten Landschaft“, die im 14. und 15. Jahrhundert einen großen
Einfluß nicht nur auf Grund urkundlicher Verbriefung ihrer Rechte,
sondern allenthalben übte. Mit dem festen Abschluß der Territorien

im 15. Jahrhundert und mit der Beseitigung der Möglichkeit der

bewaffneten Selbsthilfe durch den ewigen Landfrieden (1495) begann
bereits der Kampf der Landesherren gegen die Stände. Mit der

zunehmendenOhnmacht des Reiches ward alle Kraft der Landes-

hoheit, die nunmehr in einem einflußreichenBauernstande und einem

abhängigenHeere mächtigeStützen fand, gegen die Stände verfügbar.
Die gesamteStaatsentwickelungkonzentriert sich seit dem Dreißig-
jährigen Kriege in der fürstlichenGewalt, welche die wahre Ver-
treterin der Volksinteressen und aller nicht privilegierten Klassen
wurde. Zu ihren gunsten wurde der Kampf zwischender privatrecht-
lichenAuffassungdes Mittelalters und der modernen staatsrechtlichen
entschieden. In wenigen Landesteilen bestand die Landschaft in

früherer Geltung weiter: meist blieb nur ein spärlicherUeberrestoder

der Name; in einzelnenGebieten verschwandendie Stände spurlos. So
war am Ende des vorigen Jahrhunderts der Untergang der Land-

stände (außerin Württemberg und Mecklenburg?) gänzlichvollzogen.

1 Außer den § 12 N. 1)KgeihrLitteratur bei H. Schulze II S.
ten Schriften: St. W.B. V l 9.

484 W « «Bgl.auchMejer,Einc.§52
RechtölexckonVlS. 751.*—W Note 6.
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III. Als Heimat des dem konstitutionellen System zu Grunde

liegendenRechtsgedankenswird meistensEngland bezeichnet.!Dessen
Verfassung wurde allerdings zum Vorbilde für viele Reformen ge-
nommen. Beachtenswert ist jedoch, daß auch auf dem Koutinente,
insbesondere in Spanien, die Grundsätze des modernen englischen
Staatsrechts sich in frühen Zeiten verwirklicht finden.: In England
gelang es den großen Vasallen am 15. Juni 1215, dem Könige die

Magna Charta abzunötigen,welche neben einer gesetzlichenBeschrän-
kung seiner Verwaltungsbefugnissein der Bestimmung über die Be-

rufung der Kronvasallen zu außerordentlicherSteuerbewilligung den

Ansatz einer parlamentarischenVerfassung enthielt. Langsam aber

kam dies zur Geltung, bis unter Heinrich III. auch Vertreter der

niederen Ritterschaftberufen werden mußten. Die Versammlungen —

schon früh parliamentum ?genannt — erscheinenals Gerichtshof für

außerordentliche Fälle, als steuerbewilligenderKörper, als großer
Rat des Königs bei Erlaß von Gesetzen,und zerfallenseit Richard III.

in das Haus der Barone und das Haus der Gemeinen. Der Versuch
der Stuarts, die Grundlagen der Parlamentsverfassungzu beseitigen,
hatte — im Gegensatzezu Deutschland — die gänzlicheNiederlage
der königlichenGewalt zur Folge, so daß 1688 in der declaration

of rights alle parlamentarischenRechte neu bestätigt wurden. Seit-

dem suchtedas Parlament, das nach und nach neben den erbaristo-
kratischenElementen Städte und Bürgertum in sich aufnahm, sich
selbst zum entscheidendenFaktor im Staatsleben zu machen. Es hat
dies erreicht, insofern die Krone durch eine seit 1782 feststehende
Praxis genötigt ist, das Ministerium aus der Majoritätspartei des

Unterhauses zu bilden („parlamentarische Regierung"). Diese Ent-

wickelung im britischen Inselreiche zeigt in früherer Zeit manche
Aehnlichkeit mit kontinentalen Einrichtungen. Ihre Ausbildung in

den letztenJahrhunderten läßt eine Nachahmungunter anders ge-

stalteten Verhältnissen meistens nicht zu.“
1 Gneist, Das englischeParla= taries, book I chapt. 2 (15. Aus-

mentv. 9.—19. Jahrhundert(1880). zabev. 1809 Note 1 S. 147). Vgl.
nglada y Korgas. Las sevochWeigang,DeutschesWör-

] cntalunos (C.Bl. f. R. W. gerhuh11 S. 305.

S. 393). *-Bbismar24. Septbr. 1849
* Blackstone, COCommen- (Hahn 1 S. 24). Das Werk von

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staaterechto. 6
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IV. Die englischeVerfassung wurde auf dem Kontinente durch
die Darstellung Montesquieu's(esprit des lois XI, 6) bekannt.

Während erst unsereZeit das Original zu erforschensuchte,wandte

sichdamals alles der französischenNachbildung zu. Montesquien er-

kannte die Eigenheit der englischenVerfassung in der Mischung von

Monarchie, Aristokratie und Demokratie und in der Teilung der

Gewalten (s. § 5, III). Seine unrichtigeDarstellung gewann einen

bedeutenden Einfluß auf Europa, zunächstauf die französischeVer-

fassung. Doch mit diesen Anschauungenvon einem wirklichen, wenn

auchzum Teil mißverstandenenStaatswesen verbanden sichdie Ideen
einer radikalen Philosophie, die LehrenRousseau's von der vertrags-

mäßigen Entstehung des Staates. Beide Gedankenreihen,Gewalten=

teilung und Volkssouveränität (vgl. § 5), brachtezum Ausdruck die

französischeVerfassung vom 3. September 1791, welcher zugleichdie

Erklärung der Menschenrechteeinverleibt war. Die teils republi-
kanischen,teils absoluten Verfassungendes nächstenJahrzehnts, die

schnell verschwanden,übten einen geringeren Einfluß als die Charte
Ludwigs XVIII. vom 4. Juni 1814, welcheden deutschenStaaten —

ebensowie die spätere belgischeVerfassungvom 25. Februar 18811 —

vielfach zum Vorbild diente.

V. Auf diesen geschildertenromanischenwie germanischenVor-
bildern beruhen die sogen. konstitutionellen Theorien dieses
Jahrhunderts, die sich im wesentlichen in zwei Formen bewegen.
Die Einen gehen von den Grundrechten aus, im Staatswesen stets
eine Verletzung der Einzelinteressenerkennend. Diese Grundrechte
sind in keinem englischenGesetzeformuliert, jedoch in der bill of

rights bereits angedeutet. Als allgemeineMenschenrechte:verkündet

sie die Erklärung des nordamerikanischenKongressesvom 4. Juli 1770

und die erwähnte declaration. Wenn dieseErklärungen dem heuti-
gen Geschlechtezu leidenschaftlichund abstrakt erscheinen, so darf

nichtvergessenwerden, daß damals durch sie viele die Menschheit

Gneisthebt besondershervor, wie eine Nachbildungder Parlaments=
unter denParteiministerien die Inte= verfassung ohne jenen Unterbau ist.

al-grität der Staats= und Lokalverw 1 Brie, jsreuß.Jahrbücher XVII

tung allein durch den Zwischenbau 342, XVIII S. 351.
der grafschaftlichen Selbstverwaltung * Vgl. Kl. St W. B. II S. 588.
erhalten wurde und wie gefährlich D
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fördernde Wahrheiten ausgesprochenwurden. Heute ist erkannt, daß
volltönende Verkündungen nutzlos sind. Aber das Erbteil jener
Lehren, welche in der Periode des bevormundenden Polizei= und

Wohlfahrtsstaates die Einzelfreiheit betonten, war der Rechtsstaat,
besserder Verfassungsstaatunseres Jahrhunderts, welcher die Ver-

waltung nach Gesetzen,die genaue Abgrenzungder Individualrechte
gegenüberder Staatsgewalt verwirklichte und die Willkür der letzteren
durch Feststellung der gesetzlichenVoraussetzungenihrer Thätigkeit
zu beseitigensuchte.

Eine zweite Theorie geht von der gesetzgebendenGewalt

(volonté générale) aus. Diese, im absoluten Staate mit der voll-

ziehendenim Herrscher vereint, soll von letzterer getrennt und unter

Mitwirkung einer Volksvertretung geübt werden. Teilung der Ge-
walten und Teilnahme des Volkes war das Ziel der Bestrebungen,
welche in den letztenJahrzehnten ihre Fortsetzung in der Forderung
noch weiterer Mitwirkung im Staatsleben fanden. Denn nicht nur

an der Gesetzgebungund an der Spitze des Staatslebens, auch an

der Verwaltung und in den unteren Instanzen soll thätige Teil-

nahme der Bürger erfolgen (Selbstverwaltung).
Heute ist erkannt, daß diese Theorien mancheMißverständnisse

und Mängel in sich bargen.: Insbesondere ist bei uns durchweg
ein Gleichgewicht der Gewalten erstrebt worden, was freilich den

Ausspruch gerechtfertigterscheinenläßt, daß das konstitutionelleStaats-
leben auf Kompromissen beruht. Wird das Kompromiß vereitelt,
so treten Konflikte ein, und Konflikte werden, da das Staatsleben

nicht still zu stehenvermag, zu Machtfragen. Einseitig aber wäre

es, das moderne konstitutionelle Prinzip eben darin erblicken zu

wollen, daß alle Konflikte durchNachgebender Regierunggegenüber
der Volksvertretung gelöstwerden müßten, — eine Ansicht, die sich
sehrhäufig in der

Part hinter
dem Worte„konstitutionell“ versteckt.

Vielmehr ist die GrundlageunsererVerfassungdie Gleichberechtigung
der Krone, der ersten und der zweitenKammer in der Gesetzgebung."

1 Agl. besonders auch Kant, Bismarck'sberühmte Redeüber
Nechtslehre(1797). das Gleichgewicht der gesetzgebenden

2 K. ohl, Staatsrecht rc. Hewalten-ze- Januar 1863 (Hantv.

(ogl. Note 1) S. 324 ff. S. 88). Vgl. auch Hahn 1. 265,
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*22.
Der Konstitutionalismus im 19. Jahrhundert.“

Die Bundesakte von 1815 hatte in ihrem dreizehntenArtikel

bestimmt,daß in allen deutschenStaaten eine „landständische“Verfassung
stattfinden werde, ohne eine Nötigung festzusetzen,dieserAnordnung zu
genügen (ogl. S. 41). So kam es, daß zunächstdie beiden Groß-
mächteeine Verfassungnicht erhielten, Oesterreich,weil es das Prinzip
des Beharrens darstellte, Preußen — nachdem Aussprucheines Würt-

tembergers — weil dort die Anhänglichkeitdes Volkes, durch die

pflichtgetreueErfüllung des Herrscherberufsgenährt, eine so tief ge-

wurzelte war, daß man im Absolutismus ungestört verharren konnte.

Neben diesen zwei Mächten konnte man zwei andere Staatengruppen
unterscheiden, die südwestdeutschen,welche liberaleren Anschauungen
huldigten, und die mittleren und kleinen Staaten, das „altständische
Stillleben Norddeutschlands“, :

wo die Verfassungsformenentschlafener
Zeiten, der hösischeAbsolutismus Kurhessens, die ständischeViel-

herrschaftSachsens, Hannovers, Mecklenburgs, die bürgerlicheOli-

garchie der Hansestädte erneuert wurden. Im ganzen machendie

konstitutionellen Ideen geringe Fortschritte, und das nationale Leben

ist von fremden Einflüssen, bald von der französischenVolksbewegung,
bald von der Politik der heiligen Allianz, beherrscht.

In der ersten Periode (bis 1820) errichtendreizehnRegierungen
neue Verfassungen, teils an altständischeEinrichtungen, teils an das

französischeVorbild sich anlehnend. Wo Reste der Landstände be-

standen, mußte man die Verfassung mit diesenvereinbaren, während
im übrigen sie einseitig vom Monarchen gegebenwurde. Abgesehen

51; ferner (24. September 1849) —E
21. April) cknt=25.

!1Holtzendorff, S. 1027ff. . 1

(Litteratur daselbst S. 1030). Eine P de n bi Dez.
ältere Sammlungvon Verfassungendu 1220 (25. r*.z“AI-rga achariä, DeusscheVerfas= schweig (St W. B. r S

1

#ngogesede(1855, 1 (26 2 (21.2 2 Dez.)* S. Sensbtehenmnkes-, Baden; 1819 (25. Sept.) Württem-
Geschichte11 . I rg; 1820 (17. März) Hessen-

* 1814 Nasan:1816 (15. Ja- L s
nuar) Schaumburg-Lippe,(8. Januar,
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von kleineren Staaten, ist die erste Verfassungdie (von Karl August
bereits 1809 entworfene) Weimars vom 5. Mai 1816, welche in

den übrigen thüringischenStaaten bald Nachahmungfand.
War im Norden das Festhalten am Ueberlebten oder selbst die

Nückkehr dazu hervortretend, so war im Süden ein Anknüpfen an

das Alte überhaupt unmöglich. Hier, wo man fast die ganze Macht-
stellung der Gunst des Rheinbundprotektors verdankte, galt es vor

allem, die den Stammlanden angegliedertenneuen und verschieden-
artigen Gebiete zu einer Einheit zusammenzuschließen.Dies geschah
durch umfassendeKonstitutionen, welche für Bayern und Baden er-

lassen, für Hessenund Württemberg vereinbart wurden: unter ihnen
knüpfte die letztere am meisten an die ehrwürdige alte Ordnung an.

Alle diesesüddeutschenVerfassungensind zwar der französischenCharte
nachgebildet,halten sich jedoch fern von den Folgerungen der Volks-

souveränität, welcheallerdings im Süden sehrverbreitet war." Teilweise
an Gegebenesanknüpfend, achten sie die monarchischeGewalt und

versuchen,staatsbürgerlichenGemeinsinn zu erwecken.

Wenn auch alle diese Verfassungen der GesellschaftAnteil bei

Ausübung der Staatsgewalt sicherten, so war man sich über den

wirklichen Grundgedanken der Teilnahme doch nicht im klaren.

Ueberdies machte nun die Wiener Schlußakte (Art. 54 ff.) allerlei

Beschränkungen(Art. 57 sogen. monarchisches,Art. 58 sogen.födera-
tives Prinzip), so daß eine zweite Periode und zwar eine Periode
des Stillstandes folgte, in welcher man sogar zum Teil, so in

Bayern, an eine Beseitigung der nun als übereilt bezeichnetenVer-

fassungdachte.“ Das Unbestimmte jener Sätzeder Schlußakte, wonach
der Bund vor allem die Oeffentlichkeit landständischerVersammlungen
im Interesse der Ruhe überwachendurfte, begünstigtedynastischeund

altständischeInteressen, so daß die Verfassungsgesetzgebungim nächsten
Jahrzehnt beinahe stillstand. Nur die drei sächsisch-ernestinischen
Verfassungenerschienen,und in Preußen begannman mit Einrichtung
von Provinzialständen.

1 Ueber Rotteck vgl. Mohl, * Welcker,Urkundenf. d. Rechts-
Gesch. I1 S. 561; Treitschke 11/standd. deutschenNation S.320 ff.;

. 99. Pertz, Leben Stein's IV S. 624 ff.
: H. Schulze, Einleit. S. 347. Treitschke II S. 505.
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Eine dritte Periode begannnach der Julirevolution von 1830.

Dieselbe gab den äußeren Anstoß zur Verfassungsreform für die

bisher zurückgebliebenennorddeutschen Staaten, von denen 1831

Kurhessen! (am 5. Januar), Sachsen?:(5. September), 1832 Braun-

schweig?(12.Oktober), und 1833 Hannover(26. September) freisinnige
und maßvolle Verfassungenerhielten." Nachdem jedoch der Bund
die drei Beschränkungender Wiener Schlußaktein Erinnerung gebracht
und eine etwaige Steuerverweigerung der Stände als hochverräterisch
gekennzeichnethatte, begann wiederum eine Periode der Reaktion
und Willkür, welche ihren Höhepunkt in der einseitigen Aufhebung
der hannöverschenVerfassung Wilhelms IV. durch dessenNachfolger
Ernst August, dem offenbarstenRechtsbruchunserer Staatsgeschichte,
erreichte.“ Der konstitutionelle Gedanke war somit wieder zurück-
gedrängt, obwohl in den vierziger Jahren eine Verfassung nur noch
Oesterreich,Preußen, Oldenburg, Anhalt und Teilen von Mecklenburg
fehlte. Im Jahre 1848 erfolgte nun ein Umschwung, indem der

Einheitsgedankein engsteGemeinschaftmit der konstitutionellen Be-

wegung trat. Eine Reihe von Umgestaltungen ist seitdem vorge-

nommen," und auch das Jahr 1866 und 1870 hat eine Veränderung
insofern herbeigeführt,als nach dem föderativen Prinzip des Reiches
keine Landesverfassungdie Erfüllung der Bundespflichten hemmen
darf. Von besondererWichtigkeit ist jedochjetzt die preußischeVer-

fassungsentwickelungals des größten und einflußreichstendeutschen
Staates.

1 Ueber das Verhängnis der kur= Sigmaringen (11. Juli 1833), Son-

hessischenVerfassung s. Pfeiffer, dershausen(24. Sept. 1841), Luxem-

eitshr.für N. XIII N.86, burg (12. Okt. 1841); vgl. auch H.

Schulze,Einleitung II S. 352.18Aenderungder sichsischenPer, VLitt. s. Zeitschr. f. deutschesR.

fassung 31. März 1849, ai II. 1—176; H. Schubee,Einlei-
1852, 27. Nov. 1860, 19. Ott.# tung S. 313 N.
3. Det.1868, 12 Srt. 1874. * Gute n bei Holtzen=

'nraunhe(Marquard= dorff S. 1029. Ueber Oester-
sen III, 2, 1 S. 95). reich ebend. S. 1030 u. Ulbrich,

*PMlore (29. April 1831), Oesterr. St.N
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8 23.

Die preußische Verfassung.!

I. Die Bedeutung der preußischenVerfassung ist seit Entstehen
des Reicheseingeschränkt,insofern Preußen die Stellung eines selb-
ständigen Staates damit eingebüßt und seine Gesetzgebungder des

Reiches untergeordnet hat. Sie ist aber hinwiederum erweitert, als

ihr Inhalt durch die Verquickungder höchstenVerwaltungsstellen und

der Krone mit den Reichseinrichtungennotwendigerweise auf das

Reichsrechtwie das gesamteLandesstaatsrechtder übrigen Staaten

einwirken muß.
Den Ausgangspunkt für eine neue Entwickelungbilden das Allge-

meine Landrecht(II,13), welchesals posthumus Friedrichsdes Großen
1794 ans Licht trat, und die Stein-Hardenberg'scheGesetzgebung,
welcheden Grund der organischenEinrichtungen legte und die Teil-

nahme der Bürger am Staate zu beleben versuchte. Im Sinne
der Stein'schen Städteordnung wurden zunächstProvinzen und Kreise
zur Teilnahme herangezogen, was jedochvöllig ungenügend war,
während die Erfüllung einer mehrfach,insbesondeream 22. Mai 1815,
erteilten Zusage? einer Volksvertretung und Verfassungsurkunde
zunächstunter Einfluß der Wiener Schlußakte unterblieb und erst,
nachdem seit Friedrich Wilhelms IV. Thronbesteigung das Begehren
danach lauter aufgetreten war, durch Patent vom 3. Februar 1847

erfolgte.
Der auf Grund dieses Patentes erste vereinigte Landtag

(eine Vereinigung der Provinziallandtage) trat am 11. April 1847

zusammen.“ Die ihm zugemessenenBefugnisseentsprachenauchnicht
den bescheidenstenAnforderungen, selbstdie regelmäßigeWiederkehr
der Einberufung ward nicht zugesichert. Dieser Landtag aber ist

1 Außer den im folgenden auf= .. die landständischeVerfassung(1847).

HefhrtenSchriften: Holtzendorff G.S. 1810 S. 131, 1811 S.
1031; Vergius, Preußen in 62, 1815,S. 103, 1817 S. 67,FuasbeniuceTenichung(1838). 1820

2 V. v. 5. Juni 1823; Lum-
* h- Litteratur bei Rönne

RötbttDenkschriftvom 29. Nov 1 S. 32, 33; Bleich, Der erste ver-

ber 1821;Laneizolle, Nechisgquelleneinigte Landtag(1847).
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von großer Bedeutung, weil in ihm zum erstenmal das ganze
preußischeVolk als Einheit vertreten war und weil zum erstenmal
hier die wichtigsten staatsrechtlichenFragen öffentlich —und man

darf sagen besonnen — verhandelt wurden. Trotzdem scheuteman

sich, den Schritt vom absoluten zum konstitutionellen Staate zu thun.
Der Landtag ging im Juni auseinander. Der aus den Ausschüssen
der Provinziallandtage gebildetevereinigte Ausschußtagte vom 3. De-

zemberbis 6. März 1848 in Berlin: für den 27. April ward der

Landtag berufen. Aber man war der Verheißungen müde. Die

Februarrevolution (vgl. S. 56) erzeugte eine stürmischeBewegung,
die sich vom Westen aus bald nach dem Osten fortsetzte. Geführt
von den Litteraten und Juden der sogenannten„Zeitungshalle“, be-

gehrte man radikale Umgestaltung. Eine Verordnung vom 17. März
1848 versprachPreßfreiheit und beschleunigteBerufung des Land-

tages. Das Ministerium wurde entlassen, allen vernünftigen An-

forderungen schien genügt. Aber es gab Leute, die die Revolution
um jeden Preis wollten und jenen 19stündigen Straßenkampf her-
beiführten, welcher die wohlwollendsten Absichten des Königs ver-

eitelte.: Ein Aufruf vom 21. März bewilligte, nachdemdas Militär

abgezogenund eine Bürgerwehr errichtet, alles.: Die rechtlicheKon-
tinuität der Verfassungwurde dadurch gewahrt, daß dem vereinigten
Landtag, der am 2. April zusammentrat, ein Wahlgesetzfür die zur
Vereinbarung der preußischenVerfassung zu berufende Versamm-
lung und eine Verordnung, betreffend die Grundlagen einer künftigen
Verfassung, vorgelegt wurden. Nach Veröffentlichung des Wahl-
gesetzes trat auf Grundlage fast unbeschränkterallgemeinerdirekter

Wahlen"am 22. Mai 1848 die preußische Nationalversamm-
lung zusammen, welche, sehr viel praktischerals die Frankfurter,
eine Kommission zur Feststellungder Verfassung ernannte.? Dieser
Gegenentwurf aus dem Schoßeder Versammlung ward statt des

königlichenEntwurfes zur Grundlage genommen. Als nachBeginn

1 Stahr, de-preußischeRevo- ?! G. S. 1848 S. 87ff.
lution, 2. Aufl. (1850); Menzel, « «Mtttetlitngen statfstischenGeschichteder letzten 40 Jahre II « Biireaiisl (Bei·lin 1849) S. 1—16
S. * Mit199. glieder: Rönne i 3

- MBl d. i. V. 1848 S. 81, 82.
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der Plenarberatungen im Oktober eine Vereinbarung aussichtslos
erschien,! ward die Versammlung zuerst nach Brandenburg verlegt,
sodann aufgelöst und am 5. Dezember eine Verfassungsurkunde
regierungsseitigfestgesetzt(„oktroyiert“), welcheganz auf demokratischer
Grundlage beruhte.

Diese Urkunde wurde von den auf Grund eines ebenfalls ok-

troyierten Wahlgesetzesgewählten und am 26. Februar 1849 zu-
sammengetretenen beiden Kammern als zu Rechtbestehendanerkannt
und bildete die Grundlage für die weitere Entwickelung. Am
27. April sah sich die Regierung veranlaßt, wiederum die zweite
Kammer aufzulösenund am 30. Mai ein Wahlgesetzzu oktroyieren, wel-

ches das noch heutegeltendeDreiklassensystem(sieheunten §&55, III)
zur Grundlage nimmt. Die im August 1849 neu zusammentretenden
Kammern revidieren die erwähnte Urkunde und genehmigenauchnach
Annahme der Revision durch den König dessenpersönlichePropo-
sition vom 7. Januar 1850, so daß sie am 31. Januar 1850

vollzogen und am 6. Februar beschworenwerden konnte.: Diese
Verfassungsurkunde ist das zwischen König und Volksvertretung
vereinbarte Grundgesetzdes preußischenStaates.

Dasselbe ist durch eine Reihe von Gesetzenerheblichabgeschwächt;
es ist durch die Reichsverfassung,wenn auch nicht ausdrücklich, so
doch anerkanntermaßen, in vielen Bestimmungen verändert; es ist
endlich in die später erworbenen Landesteile eingeführt."

II. Die preußischeVerfassungsuchtzwischenzwei verschiedenen
Strömungen, der radikalen Demokratie und der absolutenBüreaukratie,
zu vermitteln und ist sonachweder nachForm nochInhalt ein Muster
zu nennen. Die Gedankenreihe der gesellschaftlichenVorstellungen
beginnt mit den Grundrechten(Tit. 1 Staatsgebiet, Tit. II Art. 3—42

„Rechte der Preußen"), schreitet fort zur Idee der Selbstverwaltung
— worüber die meisten Paragraphen fielen (Art. 105) — und endet

mit der Idee der Repräsentation, worüber einigeNormen in die Ver-

1 Gneist, VerlinerZustinde
* Rönne I S. 71

(Berlin2 Nön * Rönne I S. 72; ansne1
V. v Jannarrs 4. S. 73 N. 2; Ges. v. 12. "März1850,

1850 S. 5032 3212 180 5. Nov. 1854,20. Sept., 4. Okt. und-
am 2. Februar). 24. Dez. 1866, 23. Juni 1876.
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fassungaufgenommensind (Tit. V Art. 62—85). Die entgegengesetzte
Gedankenreihegeht von der Regierungsgewalt aus und findet ihren
Ausdruck im Tit. III vom Könige (Art. 43—59) und Tit. IV von

den Ministern (Art. 60, 61). Tit. VI behandelt die richterlicheGe-
walt (Art. 86—97), Tit. VII die Beamten (Art. 98), Tit. VIII

die Finanzen (Art. 99—104), Tit. X, XI (Art. 106—119) allge-
meine Uebergangsbestimmungen.

Die Fortbildung der konstitutionellen Jdeen konnte im größten
deutschenStaate in den folgendenJahrzehnten nicht erfolgen. Man

versuchtenicht nur mehrfachVerfassungsbestimmungengesetzlichab-

zuschwächen,sondern auch durchAuslegung einschränkendzu wirken. 1
Mannigfache Mißstände hatte die schwereKrankheit Friedrich Wil-

helm's IV. im Gefolge. Die vorläufige Stellvertretung wurde in

strengverfassungsmäßigerWeisedurcheine Regentschaftersetzt.Endlich
wurde die Nichtigkeit der konstitutionellen Theorien in drastischer
Weise durch den Militärkonflikt gezeigt (1862). Obwohl das

Abgeordnetenhausdamals die Kosten für die notwendig erscheinende
Heeresumgestaltungverweigerte, ging die budgetlose Verwaltung
ihren ruhigen Gang weiter und erhielt, nachdemdie Ereignissedas

Ministerium Bismarck glänzend gerechtfertigt hatten, die formelle
Indemnität (1866). Damit wurde den in der Konfliktsperiodege-

leisteten Ausgaben nachträglich die mangelnde gesetzlicheGrundlage
gegeben. Nach Gründung des Reiches kamen viele Bestimmungen
der Verfassung zur Erfüllung; durch die neuen Verwaltungsgesetze
erfolgte in weitem Maße die Heranziehung der Staatsbürger zur

Mitwirkung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes, während nur

in bezug auf die Schulverwaltung die verheißene Einheit und

Regelung fehlt.
WelchenEinfluß die Schaffung des deutschenReichstagesauf

die Entwickelung der konstitutionellen Ideen gewonnen und wie die

geschichtePreußens (1874); Geff-
cken, Reform der preuß. Verfassung
(1870). (Zur Schärfung der Gegen-
säbe trug erheblich bei der Fall

#estenvgl. darüber unten § 58
V.) S. auch preuß. Jahrb. XII

272, XVII S. 321, XXI S. 313.

1 Aus der umfangreichen Litte-
ratur über die konstitutionellen Fra-
gen in den fünfziger und sechziger
Jahren dürften etwa zu nennen sein:
Rößler, Studien zur Fortbildung
der preuß. Verfassung, 2. Abt. (1863,
1864); Lasker, Zur Verfassungs-
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durch den sogenannten Kulturkampf veranlaßte Parteibildung auf
jene Entwickelung in den einzelnen,insbesonderesüddeutschenStaaten

eingewirkt, kann in einem kurzenLehrbuchedes Staatsrechts nicht
erörtert werden. Wir schließendarum hier die Betrachtung der Ent-

wickelung, indem wir für die staatsrechtlicheBedeutung des Reichs-
tages auf & 67 verweisen.

5. Abschnitt (Anhang).

Entwickelung der Wissenschaftdes Staatsrechts.

6* 24.

Litteraturgeschichte.
Eine Wissenschaftund Litteratur des Staatsrechts beginnt erst

mit dem 16. Jahrhundert. Vorher finden wir wohl einzelnezer-
streute Bemerkungen,wie im SachsenspiegelIII, 52—77, oder jene
allgemeinen,zum Teil durchden Streit zwischenKaiser und Kurie veran-

laßten Untersuchungen,unter denen die des Marsilius de Menandrino
die bedeutendsteist.? Was wir Staatsrecht nennen, wurde teils im

römischenRechte (zu Dig. II c. 1, III c. 13) gelehrt, indem man von

der Voraussetzung ausging, daß das Justinianische Recht auch in

seinen publizistischenBestandteilen für das DeutscheReich, in dem

man ja die Fortsetzung des römischensah, Gültigkeit habe. Andere

Gegenständewurden im Lehnrecht und im kanonischenRechte be-

rührt; der mittelbare Einfluß des letzteren,welchesinsbesondereeinen

bewundernswerten Organismus einer Beamtenhierarchiekonstruiert
hatte, darf nicht verkannt werden.? Endlich wurde auch manchesin

den Vorträgen über die AristotelischePolitik behandelt.
1 Zur Litteraturgeschichte uc. Auch Stölzel, Entwickelung des

H. Schulze, Einleitung S. 44 b
102; Stobbe, Geschichteder mWi
quellen1; Stintzing9, Geschichteder

saetissesf,insbes. 1 S. 485,
718, II S. 3, 32, 165—221;r-*r[erc li, Geschichtedes Staats-

rechts (1867); SiegelsRechtsge-
schichte(1886), insbes. S. 96, 106.

gelehrten Nichtertumes (1872), und

Franklin, Das Reichshofgericht 1

(1877) passim.
* Marsilius de Mengn-drino, Defensor pacis(etwa 1326).

Leribe-Zeitschr. f. KirchenrechtVIII
S. 69.

ꝛ Holtzendorff S. 182.



92 GeschichtlicheEinführung.

Zwei Momente führten zur Bildung einer staatsrechtlichen
Wissenschaft:die Reformation, welche nicht nur die humanistischen
Studien belebte, sondern auch brennende Fragen in die bewegten
politischenVerhältnisse hineintrug, und die Gründung des Reichs-
kammergerichts,welches praktischeFälle richterlich zu entscheidenhatte.
Dadurch entstehenzahlreicheDeduktionen, welche bald Sammlungen
und Erläuterungen zur Folge haben. Hervorragend ist hier die des

vornehmen, in Freiburg stark angefeindeten, späteren Gründers der

Helmstädter Hochschule,Mynsinger von Frundeck (1514, nicht 1517,
bis 1588), der durch seineObservationes (1563) — eine präziseEr-

örterung praktischerRechtsfragen in Anlehnung an kammergerichtliche
Urteile — die sogen.kameralistischeJurisprudenz begründete. Aber

noch immer sucht man die Entscheidungsnormen im Corpus juris
eiv. oder can. und entbehrt einer haltbaren Theorie. Erst mit der

Wende des 16. und 17. Jahrhunderts beginnt das öffentlicheRecht
eine Litteratur, die nicht mehr an den Einzelfall anknüpft, zu bilden

und einen selbständigenPlatz im akademischenUnterricht zu erstreben.
In Ingolstadt ward 1636 ein Lehrstuhl für das jus publicum
begründet und durch Chr. Besold besetzt, während in Jena Domi-
nikus Arumäus zum Stammuvater akademischerPublizistenwurde und

1616—23 Discursus academici de jure publico veröffentlichte. In
dieser Sammlung von Disputationen findet sich (Bd. V Nr. 2) eine

352 Quartseiten umfassendeAbhandlung von Daniel Otto: De jure
publico, die als erstesKompendium des Staatsrechts betrachtetwird.

Mehrfach wurde dies mit Anmerkungen neu herausgegebenvon dem

bedeutendstenJenenser Publizisten Joh. Limnäus (1592 —1663).
DessenHauptwerk: Juris publici lib. IX (1629—32), war die erste
„Handbibliothek des öffentlichenRechtes“ in Deutschland. Er, der Ora-

culum in jure publico genannt wird, legt für das Staatsrecht
einen anderen Grund als das römischeRecht und stellt sichin Gegen-
satz insbesondere zu Reinking (1590—1664). Letzterer vertrat die

kaiserlichePartei, während die Jenenser Schule, der auch Carpzow
angehörte, im Gegensatzzur strengmonarchischenRichtung die Volks-

souveränität lehrt.:

1 Stintzing I S. 485—494. 2 Stintzing II S. 40 ff.
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Wir bemerken,wie sichin jener Zeit des dreißigjährigen Kampfes
eine völlige Umwandlung vollzieht. Hatte Hugo de Groot in den

Niederlanden die juristischeWelt mit rechtsphilosophischenIdeen er-

füllt, so wies bei uns der Polyhistor Hermann Conring (9. November
1606 bis 12. Dezember1681) insbesonderedurch sein Buch De ori-

gine juris Germanici (1643) auf geschichtlicheErfassung hin und

wirkte auf die Umbildung der Studien ein.

Mit Limnäus und Conring ist als dritter Bogislaus Chemnitz
(1605—78) an der Spitze einer neuen Epoche zu nennen. Als

Pseudonym(Hippolytus a Lapide) veröffentlichte er (2. Aufl. 1647)
die Dissertatio de ratione status in Imperio Romano-Germanico,
die bedeutendste der politischen Streitschriften jener Zeit. Sein

Bemühen ist, „dem Kaiser die Larve der Majestät abzureißen“ und

mit kühnerBeredsamkeit die deutschenStände gegen das Haus Habs-
burg aufzuregen. Obwohl sich Reinking's System noch ein Jahr-
hundert erhielt, und man sich nicht offen für Hippolytus erklärte,
hat seine Kritik die Illusionen der Reichspublizistik mit scharfer
Schneide zerstört. Vielleicht noch zündender wirkte eine ähnliche
Schrift von Severinus de Monzambano: De statu imperii Ger-

manici ad Laclium fratrem liber (1667), als deren Verfasser sich
der erste deutscheNatur= und Völkerrechtslehrer Samuel Pufendorf
(1632 —94)herausstellte.? Mit feiner JIronie schildert er, gleich als

sei er ein italienischer, Deutschland bereisenderEdelmann, die mon-

ströseReichsverfassungund erkennt mit prophetischemGeist das Sinken
des Reiches und das Emporkommen der brandenburgischenFürsten.

Unter den Werken des folgenden Jahrhunderts nennen wir

die von Myler ab Ehrenbach, v. Seckendorff,“ Leibniz, Pfeffinger,
Lünig, Cocceji, Ludewig, Strube. Die Werke sind entweder rein

historischeund antiquarische,oder, sofern siesichder praktischenRechts-
wissenschaftnähern, bieten sie zwar viel gelehrtes, aber meist unge-
ordnetes Material. Der Mann, der mit deutschemRiesenfleiße die

1 Stobbe, H. Conring (1870),1882); Preuß. Jahrb. XXXV und
Litteratur S. 27; Stintzing lIIXNXVI (Treitschke). Vgl. oben

«
lS. 165 ff. ,.

«Sybel,Histor.Zeitschr.xxlx Preuß. Jahrb. XII S. 257.
S. 254—306; Stintzingll S. 46 ff H. Schulze, Einleitung S. 67

*s Jastrow, Pufendorf's Lehre bis 77.
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Bausteine sammelte, der unsereWissenschaftaus einer antiquarischen
Schatzkammerzu einer großartigen praktischen Lebenswissenschaft
machte, war der „alte ehrliche“ Johann Jakob Moser. Geboren

zu Stuttgart am preußischenKrönungstage (18. Januar 1701) hat
er in vierundachtzig(r 30. September 1785) reichbewegtenJahren
nicht weniger als 500 Bände geschrieben. Die Wissenschaftbaut

auf dem von ihm geschichtetenund gesichtetenMaterial weiter, ihn als

größten Sammler und freilich auchals reinsten Positivisten erkennend.
Aber seinmännlichesVerhalten, seinedurchfünfjährige Kerkerhaftunge-

beugteGerechtigkeitsliebe,seine (z. B. in mehreren nochheuteüberall

gebräuchlichenGesangbuchsliedernausgesprochene)hchristlicheGesinnung
habendem Namen Moser auchim Herzendes Volkes eine Stätte bereitet.

Dies erhebt ihn über seinen Nachfolger Stephan Pütter:
(1725 geb., 1746—1801 in Göttingen), den vornehmen Professor,
bei dem Fürsten und hoher Adel, d. h. deren Hofmeister bezw.
Bediente, Kolleg nachschrieben. Er verarbeitet Moser's Material

systematischund übertrifft jenen an juristischerFolgerichtigkeit und

abgerundeterDarstellung. Theoretischund praktisch,systematischund

monographischist er auf dem Gebiete des Staats= und Fürstenrechts
thätig, klar und scharf, aber der richtigeDoktrinär, ohne jeden höheren
Gedanken und ohne die Morschheit und bereits beginnende Zer-
bröckelungdes Rechtsgebäudeszu erkennen,dessenGrundriß er in über

hundert Semestern seinen zahlreichenSchülern eintönig entwickelte.

In der erstenHälfte unseresJahrhunderts ist der hervorragendste
Schriftsteller des positiven Staatsrechts J. L. Klüber, dessenöffent-
liches Recht des deutschenBundes zuerst 1817 erschien. Die Litte-
ratur war teils noch von naturrechtlichen, teils schonvon den konsti-
tutionellen Theorien beherrschtund wandte sichmehr den allgemeinen
Fragen zu. Rotteck und Welcker vertraten das Vernunftrecht, Stahl,
Leo und Walter die religiöse,Schelling und Hegel die philosophische
Nichtung. Unter dem Einfluß der Eichhorn'schenhistorischenSchule
standen Dahlmann und Waitz, ebensoGneist, der durch seine ver-

1 Autobiographie, 3Bde., 3.Aufl.]393. Allg. DeutscheSiogeXXIII

177,Auszug daraus 9 bt H. G S. 372.Verke bei H.Schulze S. 79.

r, J. J. Moser (1885) Val. J : Mo HeschchtedersStaats-

ber Politik VIII (1868) * 38 wuisenhoeII S. 4
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schiedenenSchriften politischesVerständnis zu erwecken sucht.! Unter

den vermittelnden Schriftstellern sind der zu früh verstorbene und

zu wenig bekannte Schmitthenner und der — durch seinePersönlich-
keit abstoßende— Karl Salomon Zachariä zu erwähnen.:

In der letzten Zeit des deutschenBundes waren die Haupt-
lehrbücherdas von H. Albert Zachariä (2 Bde., 3. Aufl. 1867) und

Zöpfl (2 Bde., 5. Aufl. 1863); daneben, weniger verbreitet, von

etwas allgemeineremStandpunkte, J. v. Held (2 Bde., 1856). Von

größerem Einfluß wurde R. v. Mohl (1799—1875), indem derselbe
durch seine Geschichteund Litteratur der Staatswissenschaften den
Blick erweiterte, durch zahlreicheAufsätze (Staatsrecht, Völkerrecht
und Politik) das Urteil schärfte, die Scheidung von Verfassungs-
und Regierungsrechtzuerst durchführte und das erste, der modernen

MWissenschaftentsprechendePartikularstaatsrecht (Württemberg 1829

und 1831) veröffentlichte.
Mit der Durchführung der konstitutionellen Verfassungen und

mit der Gründung des Deutschen Neiches hat auch das Interesse
für das öffentlicheRechtzugenommen. Statt den Stoff mehr äußer-
lich zusammenzustellen,versucht man ihn juristisch zu durchdringen
und auchdie staatsrechtlichenBegriffe scharfzu formulieren. In dieser
Richtung suchte Gerber (Staatsrecht, 3. Aufl. 1880) zu wirken.

Mit zuweilen gesuchterUebertragung privatrechtlicher Ausdrücke hat
Laband diese Methode in zivilistischerWeise weiterzubildenunter-

nommen, während,abgesehenvon denjenigen,die eine juristischeBehand-
lung des Staatsrechts für unmöglich erklären,“ die Mehrzahl der

Publizisten auf historischerGrundlage ebenfalls eine scharfejuristische
Erfassungder Begriffe, jedochunter Vermeidung der aus dem grund-
sätzlichverschiedenenPrivatrechte entnommenen Analogien, erstrebt.“

Bluntschli GeschichteS.ölöff. Vgl. über die verschiedenenV
4Nethoden'Aönne1 S

insi iir " enheim GS#insihunge126.
St. W.B. IX S ; R. L. III

S. 65 1368.
: Tüb. Zeitschr.18/8,S. 431;

II S. 793; H. Schulze, R. v.* (1886) u. Bed. n
* Gumplowich, Rechtsstaat u.

Sozialismus (1880).

N. 3, e die AnführungeninStoer -"2#odikd. 5

3 (au1
XII S. 80—
wandte si
triebene zivilistische GaesarhKir-
chenheim: vgl. darüber Göttinger
gelehrte Anzeigen1885 Nr. 22/(Brie).
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Litteratur der Gegenwart.

1. Einleitungen. H. Schln Einleitung in das beutsch-St. R.,
Leipzig 186510186)G. Mezjer, desgl., 2. Aufl. 1885

C. Bl. f. R. W.IV
LehrbüchervonH.Sie I (690 1881, II (417 S.),

1886; G. Meyer, 2. Aufl. (725 S.), 18586volten-vorfi in seiner Enzyklopädie S. 1009—10

2. DeutschesReich.Laband, St.R. d. D. Reichs Bd. J,ũ, III :„ :

5
5 faS8 Lehrbuchdes Reichs-St.R., 1380—83(ovonl18 86

3. Wl“es n——i-Bergius, Preußen in staatsrechtl.Be-

ziehung,2. Aufl.1843; Rne, D. St.R. d. preuß. Mo-
narchie IIV, 4. Aufl.1880ff.; H. Schulze,D. preuß.

St. R. I, II, 1872—77. Bayern: 'Pözl, Lehrbuchdes bayer.
Verfassungs-R., 5. Aufl. 1378Seydel, Bayer. St.R. 1, II,
1884, 1885 (C Vi. f. R.W. JV. 114).Württemberg:Mohl,
St.N. d. AlgnrW. I, II, 1. Aufl. 1829, 2. Aufl. 1840;

Sarwey,Württemberg.St.R. I, II, 1883 (C. Bl. f. R.W.
III, 111). Sachsen: Opitz, St.N. d. Königr. S. I, 1884.

Vgl.ferner für diese wie für alle übrigen Staaten Mar-

Luardseen, Handbuchdes öffentl. Rechts (Bd. II u. III), von

188

4. MonographischeArbeiten. Besonders wichtige staatsrechtlicheAb-

handlungen, zum Teil unter Verwertungpraktischer Fälle,
sind, außer den bei den einzelnen Materien aufgeführten, in

folgenden Sammlungen enthalten:
Heffter, Feiiträgezum beuschenStaats= und Fürsten-R.,

1829; Reyscher (ogl. C. Bl. f. R. W. III, 311), Publi=
WuchVersuche,18%SolseA. d. Praxisd. Staats-
und Privat-R.,

5. Sammelwerke. WW v. Rotteck u. Welcker, 3. Aufl.
1866, 14 Bde (liberal); Staatswörterbuch v. Bluntschli u.

Brater,1870, 11 Bde.; dasselbe, kleine Ausgabe in 3 Bon.,
1875 (gemäßigt):Staats=und Gesellchaftslerikon?Wagener,
1868 onservatio=reaktionär); Baumbach, Staatslexikon
1882 pl Vgl. auch HoltzendorsfRechtslexikon,
3. Au

6. Zeisschiften,Aus füherergeitinsbesondere Linde, Archio f.
öffentl. R., 4 Bde., 1850—63; Zeitschr. f. deutschesR.,50We.1839—60 lhuch-ginizesin derDeutschenVeerteljahrs-

schrift,1841—66.100 B
Zeitschrift für nt Stgats-N.v. Aegidi I. 1867;
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Feitschrfth Geseebung u. PrarisaufroHGekbieted.

öffentl.Rechtsv Partwann,5 Rde., 5 ff.
Zur Zeit bestehen:Annalend. DeutschenKdn v. Hirth

u. Seydel, seit 1868 (reichhaltig, zahlreicheMono-

raphien,bes.v. Seydel, enthaltend); Jahrbuchf. Ge-

8 und Verwaltunvon Holgendorff(ietzt
moller), seit 1871; Archiv f. öffentl. Recht v. La-

bondu. Stoerk,seit 1385:;Zeitschrift f.Staatswissen=
7 seit 1844; Preußische-Ihlhücher,srit1853.

gl. auch die Litteraturnachweisein Hdbbl. J 64 und

Kirchenheim, Einführungin d. Verw.R. . 126 ff.
Neuere Litteratur im C.Bl. f. R.W., Abt. VIII des

Registers (val. daselbst Bb. III S. 61 ff.).
7. Materialien.Handbuchd. Verfassungenv.Stoerk, 1884 (welches

ie Sammlungen v. Pölitz, 1832—47, und Jacharii,1855—62, ersetzte);psl.S. 100;Staatsarchiov. Aegidi u

Klauhold,seit 1861

Für deutschenBund und Reich vgl. S. 42 u. § 60 ff.
Von besondererWichtigkeit sind die Verhandlungendes

Reichstagesund der Landtage.Ueberaus reiches staats-
rechtlichesMaterial in Bismarck, Reden I—IV (Berlin,
Kortkampf, bis 1885), und Hahn,FusstBismarck I—IV

(1876—80); Hahn, Zwei Jahre preußisch-deutscherPece1868; Hahn, Der Krieg Deutschlands2c., 1871.

Von Werken überallgemeines Staatsrecht und Politik seien
erwähnt: Bluntschli, Allgemeines St.R., 3 gh1“ gaust.(6. Aufl. 1885); Stahl, Philosophie denKr 5. Aufl. v. Moh

Enzyklopädie der Stantewissenschaften,2. usl 1872; 18 M -

Prinzipien der Politik, 2. Aufl.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechts. 7



Erstes Buch.

Die Grundlagen des öffentlichenRechts.
Irstes Kapitel.

Die Ouellen des Staatörechts.
8 26.

Die besonderen staatsrechtlichen Quelleu.'

I. Gewohnheitsrecht und Gesetz.

Die Quellen des Staatsrechts sind ihrem Wesen nach keine
anderen als die des Rechtsüberhaupt. Wie im Gebiete des Pri-
vatrechts unterscheidenwir hier geschriebenesund ungeschriebenes
Recht.= Aber einzelneRechtsquellensind ihrer Natur nach von be-

sonderer Bedeutung für das Staatsrecht.

1 Außer den allgemeinen Werken:
H. Schulze, Einleitung S. 12;
Nönne S. 68.

# Das ungeschriebene, das Ge-

wohnheitsrecht ist auf dem Ge-
biete des Staatsrechts ebenfalls von

Bedeutung, wenn es auchdurchunsere
zahlreichen Gesetze in den Hinter-
grund gedrängt ist. Es erscheint
häufig als Observanz, Herkom-
men, als Gewohnheitsrecht,das sich
innerhalb einer öffentlich-rechtlichen
Körperschaft (z. B. einer Kammer)
bildet. Eine ausführlichere Einlei-

Zu den geschriebenen

tung in das öffentliche Recht würde
eine gründliche Darstellung erfor-
dern. Daß selbst eine kürzere Dar-
stellung hier unterbleibt, hat FeitenGrund nicht nur darin, daß d
meisten allgemeinen und Privalrechte
lichen Werke dieseLehre eingehend be-
handeln, sondern hauptsächlichin dem

Umstande,daßindieserHandbibliothek
runggefundenhat.6—10Stengel in

dieser Hdbbl. II S. 28 l (woselbst
Litteratur S. 28 Sions1).



8 25. Die besonderen staatsrechtlichen Quellen. 99

Rechtsquellengehörendie Gesetzeim weiteren Sinne, von denen als

Quelle des Staatsrechts nur diejenigen, welche sich inhaltlich mit

staatsrechtlichenGegenständenbeschäftigen,in Betracht kommen.! Sehr
viele Gesetzeoder Abteilungen von Gesetzbüchernragen in das öffent-
liche Recht hinein oder an das staatsrechtlicheGebiet hinan: hierher
gehören insbesondereBeamtengesetze,Verwaltungsgesetze,sowie z. B.
viele Abschnitte im preußischenAllgemeinenLandrechtTeil II über das

Rechtdes Fiskus 2c. Die für das Staatsrecht in Betracht kommenden

Gesetzesind Reichsgesetzeoder Landesgesetze.Die Gesetzedes alten

Deutschen Reiches sind in Fortfall gekommen, während de jure
das Recht des deutschenBundes insofern beseitigt ist, als es strictis-

sime kein Recht des deutschenBundes gab, sondern die Bundes-

beschlüssenur kraft ihrer Publikation als Landesrechtgalten (ogl. S. 18,
d, S. 43, 44). In Elsaß-Lothringenhabenzum Teil französischeGe-

setze ihre Geltung behalten; in den Preußen einverleibten neuen

Provinzen sind deren frühere Verfassungsgesetzein ihren wesentlichen
Bestandteilen aufgehoben.)

II. Die Verfassung.

Die Verfassung nimmt einen hervorragenden Platz unter

den staatsrechtlichenQuellen ein: sie wird häufig auch als Staats-

grundgesetz bezeichnet. DieVerfassung soll der höchsteund all-

gemeinste Ausdruck der öffentlichen Rechtsordnung sein. Als die

deutschenStaaten aus der ständischabsoluten in die konstitutionelle
Ordnung übergingen, kodifizierten sie die maßgebendenGrundsätze
in einer Urkunde, die man Verfassungsurkundenannte. Diese enthält
also nur die Hauptgrundsätzeder Verfassung, welche in zahlreichen.
Einzelgesetzenzur Erscheinungkommt: ja vielfachenthält jene Urkunde-

1 Die Lehre von den „Gesetzen“
pflegt in Lehrbüchern des Staats-

techts im Kapitel von den „Quellen“
nur kurz berührt und dann im Re-

gierungsrecht ausführlicher behandelt
u werden. Es erscheint richtiger,

das Zusammengehörige nicht in zwei
wesentlich verschiedene Abschnitte zu
trennen, sondern diese Lehre, welche

ihrer Natur nach ja in eine allgemeine:
Einleitung zum (köffentlichen)Rechte
überhaupt gehört, an dieser Stelle
als grundlegende im Zusammenhang.
zu behandeln.

* Marquardsen II# S. 217.

Bgl. G. Meyer, Lehrb. § 72;.
Rönne 1 N 11.
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nur allgemeine Normen und ist eine lex imperkecta, sofern diese
Normen nicht in allen einzelnen Gesetzenzur Ausbildung und Voll-

endung gelangen.! Neben der Verfassung bedürfen auch die sogen.
„Verfassungsgesetze“besonderer Erwähnung. Man versteht darunter

Gesetze,welcheBestimmungender Verfassungsurkundeabändern oder

ergänzen und die zum Teil derselben eingeschobenwerden (3. B.

badischeVerfassung § 67a—g). Für den Erlaß dieser Gesetzegelten
mehrfach besondere Bestimmungen, um die Aenderung der Ver-

fassungzu erschweren,ihr eine größereDauerbarkeit zu sichern.: Die

preußischeVerfassung verlangt (Art. 107) für Verfassungsgesetzeeine

zweimalige Beratung mit einem Zwischenraum von einundzwanzig
Tagen.

'
III. Verträge.

Verträge kommen in verschiedenenFormen als staatsrecht-
liche Quelle in Betracht: a) in früherer Zeit waren die Verträge
zwischeneinzelnen Organen der Staatsgewalt häufig, so im Reiche
Wahlkapitulationen zwischenKaiser und Reichstag (vgl. § 8), in den

Ländern Landesverträge,LandesvergleichezwischenLandschaft(Land=
ständen) und Landesherren. Die Gegenwart hat an Stelle dieser
Verträge den Begriff des Gesetzesausgebildet und die prinvatrecht-
liche mittelalterliche Anschauung durch die öffentlich-rechtlicheüber-

wunden. Nur MecklenburgsStaatsrecht (ogl. & 54) beruht auf dem

Erbvergleichevom 18. April 1755; b) ferner kommen in Betracht die

unter den einzelnen Gliedstaaten des ReichesgeschlossenenVerträge, vor

allem z. B. die Militärkonventionen. Diese Verträge haben oft einen

ausschließlichstaatsrechtlichenInhalt;" c) auch werden — abgesehen
von privatrechtlichen Verträgen (wie z. B. der des Reichskanzlers
mit dem norddeutschenLloyd vom 3. und 4. Juli 1885) — die völker-

rechtlichen Verträge als Quelle angeführt. Sie sind mittelbar eine

solche,sofern sie staatsrechtlicheSätze enthalten. Rechtsverbindlichfür
die einzelnen Staatsangehörigen werden dieselben erst, wenn sie in

1 Vgl. Stoerk, Handbuchd.Ver- Sarwey=Württemb. St. N.I S. 17.

fassungen(1884) und oben § 22. 1 Z. B. Vertrag Preußens mit
* Vgl. auch unten § 44. *-* v. 18.Juli 1867 (G. S.1868

Eine Uebersicht älterer der= S.1); St. Ber. d. Abg.H. (167/65)artiger Quellen für Württemberg bei 1 S. 21. Vgl. unten § 75 II a
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Form des Gesetzesoder (wenn der Gegenstand, auf den sich der

Vertrag bezieht, im Verordnungswege geregeltwerden kann) der Ver-

ordnung publiziert werden. Dann haben sie dieselbeKraft wie alles

geschriebeneRecht,während sie vorher nur die Staaten unter sichvölker-

rechtlichverpflichten.?
Ueber Konkordate vergleiche das Kirchenrecht in dieser Hand-

bibliothek Bd. III, über das Vertragsrecht des Reichesund der Einzel-
staaten unten & 84.

IV. Anstruntionen u. s. w. Autonomte.

Zu den Quellen des öffentlichen Rechts gehören ferner die be-

sonders für das VerwaltungsrechtwichtigenInstruktionen und Regle-
ments,: sodann autonomische Rechtssätze. Während die Gesetze
von der höchstenGewalt ausgehen, sind diese Sätze auf organische
Verbände zurückzuführen. Die Autonomie ist ein für das gesamte
Rechtslebenwichtiger Begriff:: hier kommt nur die Autonomie solcher
Verbände in Betracht, die einen öffentlich-rechtlichenCharakterhaben,
so insbesondereder Gemeinden, Kreis= und Provinzialverbände.

V. Hansgesetze.

Eine besondere Autonomie besitzenseit dem 14. Jahrhundert
die landesherrlichen Familien. Die Sätze, welche diese kraft ihrer
Autonomie feststellten, betrafen Succession, Eheschließung,Regent-
schaft u. s. w. und waren somit vorwiegend staatsrechtlicherNatur.

Die Hausgesetze, welche diese Bestimmungen enthalten, bilden
sonacheinen wesentlichenBestandteil des Landesstaatsrechtsund sind
auch heute noch in Gültigkeit, soweit ihr Inhalt nichtmit der Ver-

fassungsurkundein Widerspruch steht. Neu zu erlassenden Haus-
1 ZornII S. 421) behauptet,daß dagegen Jellinek, Rechtl. Natur d.

Staatsverträge „gar keinen juristi-
1

Staatsverträge(1880);Marquard-
schenCharakter“ haben und (S. 421) sen 1.1S. 29, f. 0 auchStengel
Rechtscharaktererst durch Publikation in dieser Hobbl. II S. 27.

erhalten. Aber die Verträge sind : Kirchenheim,cEinfihrunge.d.
keineswegs nur ein Bestandteil des Verwaltungsrecht(188.

Moralgebietes,sondern sind „völker- zaigenee Si atur
rechtlich“. Mit der Zorn'schen Auf-fassungfällt das Völkerrecht aus dem

RKahmendes Rechtes hinaus. Vgl.

n6t eseler, Lehrbuchv 8 Plele 8 36 ff.



102 Die Grundlagen des öffentlichen Rechts.

gesetzensind jedochvorzüglich die inneren Angelegenheitender fürst-
lichen Familie vorbehalten, während Bestimmungen über Thron=
folge u. s. w. nur in Form eines Verfassungsgesetzesgetroffen
werden können. 1

26.

Gesetzund Verordunung.
I. Begriff des Gesetzes.

Aufgabe der Philosophie des Rechtes ist es, den Urquell alles

Rechtes festzustellenund zu entscheiden,ob es auf die Willkür der

Gesetzgeberzurückzuführenoder ein Erzeugnis nationalen Bewußt-
seins sei. Uns erscheinenhier als direkte RechtsquellenGewöhnung
und Satzung; im §&25 wurden diese in allgemeiner Uebersichtdar-

gestellt. Satzung oder Setzung eines verbindlichen objektivenRechts-
satzes nennen wir Gesetz. In diesem Sinne bezeichnetGesetz(lex,
jus scriptum, statute law) den allgemeinenGegensatzzum Gewohn-=
heitsrecht: sein Begriff bestehtnur darin, daß jemand, der die Gewalt

(Kompetenz) dazu hat, eine objektive (maßgebende, rechtsverbind-
liche) Rechtsregel für irgend welche Verhältnisse aufstellt. Wo wir
im allgemeinendie Ausdrücke „gesetzlich", „gesetzmäßig“anwenden,
denken wir an diesen Sinn, gleichviel ob die in Betracht kommende

Satzung sich in einem Gesetze,einem Gemeindestatut, einer Polizei-
verordnung findet.?

Aufgabe des Staatsrechts ist es, zu entscheiden,von wem und

in welcher Form Gesetzeerlassen werden können, wie sie sich unter-

scheiden,inwieweit der Beamte ihre Gültigkeit zu prüfen hat. Wenn

wir, von jenem allgemeinen Begriff ausgehend, fragen, wer Gesetze
gebenkann, so ergibt sichsofort die Beobachtung,daß der Gesetzgeber
im konstitutionellenStaate der Gegenwart ein anderer ist als im ab-

1 Holtzendorff S. 1270. Eine Puchta, Pandekten § 14; Stobbe,
Sammlung der „Hausgesetze der Privatrecht!518;„Nönneis. 347 ff.
regierenden deutschenFürstenhäuser“ aband 11 S. 1.—120; Annalen
hat H. Schulze veranstaltet(3Bde., 1885 S. 301 ff. Vgl. auchdie folgen-
1863—1883). (Die Hausgesetzeder den Anmerkungen.

Hskelkernsind hieraus einzeln * Lex est duodpopulus jubet
erschienen atque constituit (Gajus 1 § 3).

"-' Merkel,Enzyklopädte§192ss.;
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soluten Staate früherer Zeiten. Im absoluten Staate gab es nur eine
Art Gesetze,da der Fürst die ausschließlicheGesetzgebungsgewalthatte.
Aber schon damals erschienendie Gesetzein verschiedenenFormen. 1
Man nannte sie Gesetz,Verordnung, Edikt, Deklaration, Publikandum,
Patent, Ordnung, Mandat, Avertissement u. s. w. Neben dieseGesetze
und Verordnungen, welche auf Beratung des Staatsministeriums
oder nach Anhörung eines Staatsrates erlassen wurden, traten die

bloß vom König vollzogenenKabinettsordres, sowie die Verordnungen
der Behörden.

Das bisher dem Staatsoberhaupt ausschließlichzustehendeRecht
der Gesetzgebungist im Verfassungsstaatbeschränktund seine Aus-

übung an die Zustimmung der Volksvertretung gebunden. Dort

war Gesetz,was das Staatsoberhaupt (mit seinenBehörden) beschloß
und verfügte: hier ist Gesetz,was der Träger der gesetzgebenden
Gewalt nach Zustimmung der Volksvertretung (unter Gegen-
zeichnung der Minister, bezw. höchsten verantwortlichen Beamten)
beschließt und verkündet. Da jedoch das Gesetzgebungsrechtdes

Souveräns im Verfassungsstaatenur beschränkt,nicht beseitigtist, so
können immer noch durch den Souverän oder die besondersbeauf-
tragten Beamten staatlicheWillenserklärungen erfolgen,welcheebenfalls
gesetzlicheKraft haben. Wir haben danach einen weiteren und einen

engeren Begriff des Gesetzes. Gesetzeim engeren Sinne sind solche
Gesetzeim weiteren Sinne, die mit Zustimmung der Volksvertretung
erlassen sind. Jede Willenserklärung des Staates, welche durch
Uebereinstimmung von Staatsoberhaupt und Volksvertretung zu-
stande gekommenund als solcheverkündet worden, ist Gesetz. Es

gibt keinen anderen Begriff des Gesetzes: (im engeren Sinne).

1 A. L.N. II, 13 86. Ueber Ab= hat daraus einen Begriff des for-

. sung der Geseteim gesolutenmellen Gesetzes gebildet. Erste
Staate:Nönne1S. 74 N "%Andeutungbei Mohl, Württemb.

*
m Text urhelennSt.N. 1 S. 68; später E. A. Chr.Vegriffabestinmungist klar, daß in 6.7 Zeitschr. f. deutschs

Form des Gesetzes AnordnungenR. I, 201. Eigentliche Ausbil-

erlassenwerden können, welchekeinen * u Lehre durch Laband,
allgemeinen Charaktertragen, sondern Budgetrecht (1871) S. 3—11; La
individuelle Angelegenheiten regeln, d ll S. 59; Margquardsen

7 z. B E — Ex= 1I1 S. 70, 79. Hier behauptet La-
g

u. Man band, daß sich der formelle Begriff

**

EWr
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Im übrigen kann der Wille des Staates in zweifacherForm erklärt
werden: durch Verordnung oder durch Verfügung. Verordnungen
sind alle Gesetzeim weiteren Sinne, die also allein vom Staats-

oberhaupte, Bundesrate oder Behörden ausgehen: ihrem Inhalte und

Zweck nach stehensie den Gesetzengleich, ihrer Form und Entstehung
nach sind sie von ihnen verschieden, für den Unterthanen sind sie
gleichverbindlich. Während die Verfügungen den einzelnenFall be-

treffen, nicht publiziert, sondern insinuiert werden, stehen die Verord-

nungen auch in dieserHinsicht den Gesetzengleich. Im wesentlichen
ist die Dreiteilung der staatlichenWillensäußerungen in Gesetz,Ver-

ordnung und Verfügung (Anordnung) in Theorie wie Praxis
anerkannt, während allerdings leider der Ausdruck Verordnung teils

auch für Verfügungen gebraucht,teils für den Begriff Verordnung
sehr verschiedeneBezeichnungenverwendet werden.?

zu großer staatsrechtlicherBedeutung Gesetzegibt, die konkrete Verhältnisse
entwickelt hat, was keineswegs ge= ordnen und inhaltlich Verwaltungs-=
sagt werden kann. Vielmehr ist dieser akte sind. Mißverständlich jedoch wäre

Begriff der Praxis völlig unbe= es, zusagen,daß siekeineAnordnungen
kannt und wird von ihr mit Recht Rechtssätz thalten:jedesGesetz
als unverständlich und doktrinär igno-istRechtssatz.Diehervorragendstenriert. Es gibt keinen formellen oder

materiellenHegriftdes Gesetzes.Viel= griff des Gesetzesaus der unendlichen
mehr ist jedes Gesetz „materiell“, Litteratur sind etwa: Martitz, Tüb.
staatlicher Willensakt, durchwelchenZeitschr. XXXVI S. 207; Seidler,
Recht, auch der Krone gegenüber, zur Budgetrecht (1885) S. 184 ff. (gegen
Unverbrüchlichkeit gelangt. Die Schei= ihn Seligmann, Begrif d. Gesetzes,
dung von materiellen und formellen 18 86); Arndt, Verord.N. d. Reiches
Gesetzenist nicht nur geeignet, Un- (1884);Zorn,Annalen1885S. 301ff.;
klarheit zu erregen, sondern legt die Sarweyin Marquardsen l2

Axt an die Wurzel unseres Staats= S. 25ff.
lebens. Die politische Bedeutung 1ulberden Vegriff der Verord-
dieses Streites beleuchtet Loening, nung vgl. die in der vorigen Note
Verw. R.S. 227 N. 2. (Ueber den angeführtenAbhandlungenv. Arndt,
Wortstreit, betr. das Erfordernis der DSarwey, Zorn, N. L. III S 1058.
„Allgemeinheit“ des Gesetzes, Ueber den Gegensatzvon Verordnung
vgl. ebenda S.226 N1; H. Schulze,) und Verfügung vgl. Sarwey a. a. O.

* uhn,Se517, u. MargquardsenS. 29; Kirchenheim,Einfüzeung
S. 71.)Wesenund Wirkung aller in rasVerw. R. S. 75liut- sind gleich. Scheidet man Fürdie Theorieogl.Loening,

theoretischnlnrhee-Gesetze von Verw.N. S. 49. Dringend wün-
formellen, so kann das nur den schenswert ist, daß diejenigen, die
Sinn haben, hervorzuheben, daß es berufen sind, im Staatsleben prak-
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II. Begriff der Verordnung.

Als zweiterBegriff in der Lehre von den Rechtsquellenerscheint
sonachdie Verordnung, auf der einen Seite formell vom Gesetze
unterschieden,ihm inhaltlich ähnlich, auf der anderen Seite äußerlich
oft der Verfügung gleich, innerlich von ihr verschieden. Es ist bis

jetzt nochnicht gelungen, eine Einteilung der Verordnungen zu finden,
welche sich allgemeiner Anerkennung zu erfreuen hätte. Inhaltlich
sind die Verordnungen Ausführungsverordnungen, welchedie vom

GesetzgegebeneallgemeineNorm in ihre logischenFolgen auseinander

legen, oder selbständigeVerordnungen.! Die Verordnungen können

entweder auf einer besonderenVollmacht des Gesetzes(empowering
clause) beruhen oder innerhalb des der freien Selbstbestimmung
der Verwaltung überlassenenGebietes erfolgen. WelcheGegenstände
durchGesetzgeregeltwerden müssen,welchedurch Verordnung geregelt
werden können, läßt sich allgemein nicht feststellen. Die meisten
Verfassungensagennur, daß Gesetzelediglich durch Uebereinstimmung
von König und Kammern zustandekommen können, sagen aber nicht,
welche Gegenständeallein gesetzlichgeregelt werden können; einige
Verfassungen(z. B. Baden, Bayern) verlangen Gesetzesform,sofern
eine Vorschrift Freiheit oder Eigentum der Person betrifft. Aber

weper damit ist eine befriedigendeAbgrenzunggegeben,nochdadurch,
daß man sagt, das Gesetzsoll einen „allgemeinen“ Inhalt haben
oder eine „Falleinheit“ betreffen. : Eine juristischbrauchbareAntwort

auf die Fragenach der Grenze der Verordnungssphäre ist bis jetzt

tisch thätig zu sein, die Ausdrücke eru. H. Schulz,solgener-„Verordnung“ und „Verfügung“ * E 67 ff., 223), die Rechts
ftreng.auseinander halten und auch und Verwaltungsverordnungenzu
diezahlreichen!verwirrendentermini= unterscheiden. Man kann diese Schei-
wie . s. w dung so gut wie viele auf that-
moglichstvermeiden.Für die An- sächlicheUnterschiedegebauteEintei-
erkennung obiger Dreiteilung in der
Praxis vgl. bes. R.Str. G.V. § 110. es seihiermit ein Merkmal für die
Lehrreich für die Begriffe „Gesetz", Bedingungen ihrer Gültigkeit ge-
„Verordnung“ 2c.: E. d. Rg. in StrafF⅛F wonnen. Vgl. hiergegen Marquard-

sachenVIII S. 21,XS. 296; R. d R. sen I S. 30; Annalen 1805S.311.
S. vod;R. d. preuß. Ob.Trib. 2 Annalen 1885 S. 312;#i S. Arndt, Verordn. R.EsJF7*veren17Näuerdingshat Laband (dem Württ. Staats. R.
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nicht gefunden; nur so weit herrschtUebereinstimmung,als der immer-

hin eine feste Grundlage bietende Satz anerkannt ist, daß ein Gesetz
nur durch Gesetz geändertwerden kann. 1

Von der Regel jedoch,daß der Monarch oder seineVerwaltungs-
organe nicht zum Erlaß von Verordnungen befugt seien, die in den

Rechtszustandder Staatsbürger eingreifen,gibt es — abgesehendavon,
daß nach einer mehrfachgebilligten Ansicht dies durch alle Verord-

nungen mehr oder minder geschieht— einige Ausnahmen.

III. Hollzeiverordnungen.

Die erstederselbenist die der Polizeiverordnungen: dies sind
Verordnungen, welche die Gebiete der inneren Verwaltung betreffen
und Strafandrohungen enthalten. Handlungen oder Unterlassungen
werden darin unter Strafandrohung ver= oder geboten. Wie die

Verordnung das Gegenstückdes Gesetzes,so die Polizeiverordnung
das des Strafgesetzes. Das Polizeiverordnungsrecht ist von jeher
als Majestätsrecht betrachtet worden.: Es mußte jedoch schonfrühe
an die niederen und niedersten Behörden übertragen werden. Um

so mehr erschienbei der Möglichkeit erheblicherEingriffe in Freiheit
und Eigentum der Wunsch nach Garantien gegen Uebergriffe solcher
Verordnungsgewalt natürlich. Teilweise, so in Süddeutschland, suchte
man der Willkür durch Erlaß besondererPolizeistrafgesetzbüchervor-

zubeugen. In neuester Zeit hat man gleichsameine Durchdringung
auch dieses Gebietes mit konstitutionellen Iveen erreicht, indem die

Befugnis der Regierungsbeamten, Polizeiverordnungen zu erlassen,
vielfach an die Mitwirkung der Vertretungen der Selbstverwaltungs-
körper geknüpft ist. In Preußen wurde das Polizeiverordnungsrecht
durch Gesetz vom 11. März 1850 geregelt; dessenGrundsätzesind
beibehalten, jedochdurch die neuen Verwaltungsgesetzedie erwähnte
Mitwirkung festgestellt. In den westlichen und neuen Provinzen,
sowie in Posen sind im wesentlichendie früheren Grundsätzemaß-
gebendgeblieben. Im Gegensatzzu diesen zwei verschiedenenWegen

1 Lehrreich Rönne's(vonGneist : A. L.N. 1II S. 13 86.S früher
bestrittene)Erörterung über Art. 45%vgl. Bornhak, Gesch. des preuß.
der preuß. Ferfassuns1 S. 366 m- 1 S. 80, II S. 15, 88, 111

(u. 367 N. 1). 151, 166, 240.
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der nord= und süddeutschenStaaten ist die sächsischeGesetzgebung
auf dem Standpunkt verblieben, daß die Behörden allein das Polizei-
verordnungsrechthaben.

Wir haben also drei Arten von Gesetzenim weiteren Sinne
kennen gelernt: 1. die Gesetzeim engeren Sinne; 2. die Verordnungen
(Ausführungsverordnungen);3. die Polizeiverordnungen.Dazu tritt:

IV. Das Notgesetz (oder die Notverordnung).

Eine wirkliche Ausnahme von dem Grundsatze,daß Gesetzenur

mit Zustimmung der Volksvertretung gegeben,geändert, aufgehoben
oder erläutert werden können, bestehtnach den meistenVerfassungen
für den Fall, daß das Staatswohl ein schleunigesEingreifen fordert.?
Es handelt sichhier nicht um eine Verwaltungsmaßregel innerhalb
des bestehenden Rechtes; vielmehr ist das „ne quid detrimenti

respublica capiat“ hier auf das Gebiet der Gesetzgebungausgedehnt.
Für diese Notverordnungen (Notgesetze,provisorischeGesetze)wird

gefordert: a) daß eine dringende Notwendigkeit vorhanden ist, was

freilich nicht definierbar und dem Ermessender Regierung anheim-
gegebensein muß; b) daß sie innnerhalb der Verfassungbleiben. Nur,
was überhaupt durch Gesetzgeregelt werden kann, kann Gegenstand
der Notverordnung sein. Ausdrücklich ausgenommen sind mehrfach
Aenderungender Verfassungs=und Wahlgesetze2c.; c) daß sie wie

Gesetzegegengezeichnetsind; d) daß die Kammern nicht versammelt
sind (sonst könnte ja der üblicheWeg der Gesetzgebungohne weiteres

beschrittenwerden 2); e) daß sofort nachZusammentritt der Kammern

diesendie Verordnung vorgelegt wird. Erteilen sie ihre Genehmigung
(eine Art indemnity bill, wie das englischeRecht sagt), so sind

1 Litteratur beiLoening, Lehrb.
d. Verw. N. S. 231—240; Kirchen-
beim,heruhrnS. 140. Vgl.
Bra Verwaltungsgesetze 1

zunrwd.9.4 Sier Mosin, Polizei-
wererhnunghrect(1882).

: Preußen Art. 63, Sachsens s-Württemberg § 89, Baden .

Beispiele für Notgesetzebei Sarw o
Staats.N. II S. 20. Ebenso Rönne

1.368 ff. [Das sog.Kommunalsteuer=
notgesetzPreußens v. 27. Juli 1885

i nicht Notgesetz in diesem Sinne,
sondern heißt so, weil man seinen
Gegenstand bald erschöpfendzu regeln
gedenkt. Vgl. Herrfurth u. Nöll,
Kommunalabgabengesetz(1886). 19.]

2 Dagegen vgl. Sarwey a. a. O.
S. 21.
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jene Verordnungen Gesetzgeworden. Versagensie dieselbe,so tritt

nach einzelnen Verfassungen: die Verordnung sofort außer Kraft;
wo dies jedochnicht ausdrücklichbestimmt ist, bleibt sie für Behörden
und Bürger maßgebend,und nur die Volksvertretung kann versuchen,
die Regierung mit allen Mitteln zur ordnungsmäßigen Publikation
der Aufhebung zu veranlassen.: Verliert eine Notverordnung ihre
Geltung, so treten die beseitigtenGesetzewieder in Kraft, ohne daß
diese Aufhebung der Verordnung für die Zwischenzeit, in welcher
sie einem vollgültigen Gesetzegleichstand,rückwirken könnte.

Zusatz. Die Gesetzgebungin den freien Städten wird
durch Senat und Bürgerschaft gelibt. Der Senat hat eine

seloständigeVerordnungsgewaltogl. für Lübeck Marquardsen
52), in Bremen auch ein Notverordnungsrecht

* 20 derVerfassung); die OrtspolizeibehördenhabenPolizei-

verordnungerecht(Hamburg & 61, Bremen §&56ff., -*-e
88 44,50, 59; MäzuarsenIII S. 18, 25, 50ff., 75 ff.).

827.

Die Reichsgesetze.

I. Verhältnis von Reichs= und Landesrecht.

Ein Teil unseres Rechtsstoffesist landes-, ein Teil reichsrecht-
lich. Reichsgesetzeund Landesgesetzestehennebeneinander. Während
wir die Kompetenzverteilungin einem anderen Abschnitte(§ 70) zu

prüfen haben, kommt es zunächstdarauf an, die Verhältnisse der

Landes= und Reichsgesetzgebungfestzustellen.
Es gibt einmal Gebiete, welcheausschließlichder Reichsgesetz-

gebung vorbehalten sind. Das Reich ist nicht die Kuppel, welche
sich über den Einzelstaaten wölbt, es ist das Grundgerüst unseres
Staatslebens, welches man nicht umgestalten kann, ohne den ganzen

1.Koburg-Gotha § 132. piflichtung hat, Kammerberichte zu
2 Für Preußen muß dies als lesen?

das allein Richtige anerkannt werden; * Laband II § 61; Mar-

vgl. H. Schulze II S. 238. Die quardsen III S. 91; Renaud,hlrischendeAnsicht ist entgegengesetzt; Gutachten über d. Geschechungssengeogl. Rönnel S. 376. Wie aber sollte (Heidelberg 1878); Heinz
der Richter z. B. offiziell die Auf= hältnis d. Reichsstrafrechts8r1).
hebung erfahren, da er keine Ver-
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Bau zu erschüttern. Wo das Reich das ausschließlicheRecht der

Gesetzgebunghat, dürfen die Einzelstaatenüberhaupt keine Gesetze
erlassen: ein solches Landesgesetzist ungültig. Ausschließlichdem

Reiche vorbehalten sind teils solcheGegenstände,welche ihrer Natur

nach nur von ihm geregeltwerden können, wie Verfassung,Behörden-
organisation des Reiches; teils solche,welchedurch ausdrücklicheBe-

stimmung der Landesgesetzgebungentzogen sind, wie die in Art. 35, 54

der Verfassung,im Einführungsgesetzzum Reichsstrafgesetzbuchu. s. w.

genannten Gegenstände.?
Andererseits gibt es Gebiete, auf die sich die Zuständigkeit des

Reiches überhaupt nicht erstreckt. Hier haben die Einzelstaatenein

wahres und volles Gesetzgebungsrecht.Zu beachtenist jedoch, daß
eine unbeschränkteFreiheit auch hier nicht mehr bestehenkann. Da
das Reich z. B. in Art. 4 V. U. das „Strafrecht“ in seine Kompe-
tenz gezogen hat, so kann es hierdurcheinen indirekten Einfluß üben,
wie überhaupt die Normen der Reichsverfassungfür alle Gebiete der

Gesetzgebung,mögen sie auch nur in mittelbarem Zusammenhang
mit dem Reichestehen,maßgebendsind."

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich nur auf den Gebieten,
wo eine konkurrierende Befugnis der Reichs=und Landesgesetzgebung
besteht. Hier bleibt die Landesgesetzgebungzunächstbestehen.Werden
Reichsgesetzeüber diese Gegenständeerlassen, so tritt das Landesrecht,
gleichviel ob übereinstimmend oder widersprechend,außer Kraft; auch
Ergänzungen, Erklärungen, Wiederholungen von Reichsgesetzenals

Landesgesetzesind unzulässig. Dabei ist aber vorausgesetzt,daß ein

RechtsgebietvollständigdurchsolcheReichsgesetzegeordnet: wollen diese
nur einzelnePunkte regeln, so bleibt weitere landesgesetzlicheThätig-
keit möglich (Ausführungsgesetze); bezieht sich aber das Reichsrecht
auf eine ganze Materie, so dürfen z. B. darin beschlossene,aber reichs-
rechtlichnicht geregelteEinzelheitennicht etwa als übersehengelten."“

1 Jellinek, Staatenverbin- 2 Zweifelhaft; vgl. z. B. die Pra-
dungen S. 284; vgl. Laband 1##is(Kammergerich))zum preuß. G.
S. 134. v. 1. Juni 1885.

: Ugl. als besonders lehrreich die Agl. bes. die Litteratur zum
Kommentare z.R. Str.G.B. (if rs. IX. Abschn, d. R.Str.G. B. (Ols-
§ 2), z. B. Olshausen, 2. Aufl.hausen S. 587) * Binding,
(1886), S. 10 ff. Str. N. I S. 320 fl
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Als allgemeineRegel für alle Gebiete gilt danachder in Art. 2

der ReichsverfassungfestgestellteSatz: Reichsrecht bricht Land-

recht; unser Reichsrechtist nicht, wie im alten Reich, subsidiär, es ist
absolut gemeinesRecht. Und zwar gehenalle Arten gesezgeberischer
Erlasse des Reiches dem Landesrecht vor, d. h. nicht nur Reichsgesetze
den Landesgesetzenund Reichsverordnungenden Landesverordnungen,
sondern auchReichsverordnungenden Landesgesetzen.Ja auchLandes-

verordnungen, welcheauf Grund reichsgesetzlicherDelegation ergangen

sind und materiell Reichsrechtenthalten, gehenden Landesgesetzenvor.1

Für die Aufrechthaltung dieser Bestimmung in der Praxis ist
durch unser Staatsrecht in zweierlei Weise gesorgt. Es können die

Gerichte unabhängig das Verhältnis von Reichs= und Landesrecht
prüfen;: es kann aber auch die Reichsregierungdie Landesregierung
zur Aufhebung eines ihr ungültig erscheinendenGesetzesauffordern.
Eine Meinungsverschiedenheithat nach Art. 7 der Bundesrat zu

entscheiden,eventuell könnte selbst Exekution stattfinden.

II. Die Arten der Reichsgesegze.

Die Reichsgesetzesind nach Art ihrer Entstehung:
Einfache Reichsgesetze,für welchenachArt. 5 Uebereinstimmung

des Bundesrates und Reichstageserforderlich und ausreichendist;
Gesetzeüber Militärwesen, Kriegsmarine, Zölle und Ver-

brauchssteuern, welche nicht ohne Zustimmung des Kaisers geändert
werden können (V. U.Art. 5 Abs. 2);

Gesetze,welcheAngelegenheiten,die nicht allen Staaten gemein-
schaftlichsind, betreffen und daher nicht der Zustimmung aller be-

dürfen (Art. 7; vgl. aber Ges. v. 24. Febr. 1873);
Verfassungsänderungen (Art. 78). Diese können entweder allge-

meiner Natur sein,dann gelten sie als abgelehnt,wenn sie 14 Stimmen

im Bundesrate gegen sich haben, oder sie können bestimmte Rechte
einzelner Bundesglieder betreffen und dann nur mit deren Zu-
stimmung erfolgen (vgl. hierüber §&62, IV).

1 Stengel in dieser Hdbbl. II (Stenglein, Zeitschrift II S. 33),
.. welches die Aufhebung d. sächs.V. v.

*VWgl. das berühmte E. d. Dres- 10. Dez. 1870 bewirkte.
dener Gerichts v. 27. Dez. 1872
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III. Meichsverordnungen.
Wie das Verordnungsrecht in den Einzelstaaten,so ist auch das

im Reicheaußerordentlichbestritten. Die Reichsverfassunggibt zwar
keine grundsätzlicheAntwort auf die Frage, wann die Form des

Gesetzesin Anwendung zu bringen sei, zählt aber viele Einzelfälle
auf.“ Daraus kann jedochgeschlossenwerden, daß bei Begründung
der Verfassung damit an eine besondereHervorhebung von Gegen-
ständen,die gesetzlichzu regeln seien, mithin an die Möglichkeit von

Verordnungen gedachtwurde, während andererseits allerdings auf
das Schweigender Verfassung die Ansicht gestütztwurde, als kenne

das Reichsrechtüberhauptden Begriff der Verordnung nur auf Grund

besonderer Delegation. Nach Laband (Marquardsen S. 87) kann

jede Verordnung, welcheRechtsvorschriftenenthält, nur gültig auf
Grund einer speziellen,reichsgesetzlichenDelegation erlassen werden.

Dem entsprichtübrigens auchdie Praxis, welche in fast allen Gesetzen
den Träger des Verordnungsrechtsbezeichnet.

Solche Träger des Verordnungsrechts im Reichesind teils kraft
Delegation, teils kraft eigenenRechtes:

7aà) der Bundesrat, dem als Vertreter der deutschenStaats-

gewalten das Verordnungsrecht an sich und prinzipiell zusteht; im

Zweifel ist er dasjenige Organ, welchesVerordnungen zu erlassen
befugt ist. Jedenfalls streitet für ihn die Vermutung, da Art. 7:

der Reichsverfassungihm ausdrücklich den Erlaß der „allgemeinen
Verwaltungsvorschriften“ zuspricht;" damit ist aber nichts anderes

gesagt, als daß der Bundesrat die Verordnungsgewalt habe; denn
den theoretischenUnterschied der Rechts= und Verwaltungsverord-
nungen kennt die Verfassungsurkundeund die Praxis nicht;

5b) der Kaiser, dem vielfach das Verordnungsrecht ausdrücklich
übertragen ist, insbesonderehinsichtlichdesMilitärwesens;

5

o) der Reichskanzler,ev. in dessen
St

gdieZent
1 Laband II 8S 59, 67, 68; Uebereinstimmend — insbes.

Annalen 1874 S. 1143, 187JS. 11, gegen Laband u. Hänel, Studien
1885 S. 309; Arndt, Verordn.N. u S. 50 ff. —

gurndt* 6; Zorn

(1881) a. O. S. H. Schulze.2 Zorn (Annalen 1885) S.305 ff. !r-std—II S. * uchunten § 66.
Rönne, St.N. d. Deutschen "“ nel II S. 46 u. Zorn

Reiches II S. 13. O. S.315 behaupten, ein Spezial-

3
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d) den Einzelstaaten kann ausdrücklich ein Verordnungsrecht
delegiert werden. Die kraft dieses erlassenenVerordnungen gehen
dann den Landesgesetzenvor und sind innerlich durchaus verschieden
von denjenigen Vorschriften, welche die Einzelstaatenkraft eigenen
Rechteserlassen. Notverordnungenkennt die Verfassungsurkundedes

Reichesnicht; in Elsaß-Lothringensind Verordnungenmit interimisti-
scherGesetzeskraftfür den Fall, daß der Reichstagnicht versammelt
ist — gleichviel ob der Landesausschußtagt —, zugelassen.

IV. Die Gesetzgebung in Elsaß-Kothringen.

In Elsaß-Lothringen war ursprünglich der Kaiser als

Träger der Staatsgewalt auch Haupt der Gesetzgebungund übte

dieselbe unter Mitwirkung des Bundesrates; nach Einführung der

Verfassungsurkundewaren Bundesrat und Reichstag,seit dem Gesetz
vom 2. Mai 1877, neben dem ersteren, der Landesausschußgesetz-
gebenderFaktor. Sonach ist noch jetzt die Entstehung von elsaß-
lothringischen Gesetzenin dreifacher Weise möglich: 1. regelmäßig
durch Erlaß des Kaisers mit Zustimmung von Bundesrat und Landes-

ausschuß; 2. durchErlaß des Kaisers mit Zustimmung von Bundesrat
und Reichstag; 3. durch Erlaß des Kaisers mit Zustimmung des

Bundesrates (die oben erwähnten Notverordnungen).

“*

Entstehung der Gesetze.:
I. Sanktion und Publikation.

Die ersteAnregung zum Erlaß von neuen Gesetzenkann sowohl
von der Krone wie von der Volksvertretung ausgehen. Nur zuweilen
sind einzelneAusnahmen von der Initiative der letzterenaufgestellt,

titel für das Verordnungsrecht des Elsahogl-MarcnardenII1 S.266.

Kaisers könne nur durchGesetzgebung, Vgl. jedochz. B.Gew. O.8 16

nicht durch Bundesratsverordnung (auch im Aohe. kann der Be-

begründetwerden.Gegen die Auffas= griff der „Notverordnung“ für das

sung, als ob der Kaiser nicht sub- 5# nicht verworfen werden).
delegierenkönne, vgl. Arndt a. a.O. : H. Schulze II S. 216—224;
817. Ueberdie VerordnungögewaltimLaband II S. 24 ff.
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während für das Parlament geschäftsordnungsmäßigdie Regel gilt,
daß zur Einbringung eines Gesetzvorschlageseine größereAnzahl
von Unterschriftender Volksvertreter erforderlich ist.

Geht die Vorlage von der Regierungaus, so habendie Kammern
den Gesetzentwurf anzunehmenoder abzulehnen, dürfen aber nicht
zur Tagesordnung übergehen; sie haben jedochdas Recht der sogen.
Amendements. Im übrigen richtet sichdie Behandlung der Gesetzes-
vorlagen nachden einzelnenGeschäftsordnungen.Nur bestehen(ogl.
& 25) für VerfassungsänderungenmehrfacherschwerendeFormen.

Hat ein Gesetzentwurf die Zustimmung der Kammern erlangt
oder ist verändert aus der Beratung derselben hervorgegangen,so
wird er dem Monarchen vorgelegt.“ Der Entwurf wird erst zum

Gesetz durch die Genehmigungdes Monarchen. Diese Genehmigung
heißt Sanktion. Der Monarch kann sie erteilen oder verweigern
(er hat das „absolute Veto“ :). Alles, was bisher geschehen,ist
Vorbereitung, erst in dieser Sanktion liegt ein entscheiden-
der Akt.

Und dochist das eben Gesagtenicht vollkommen richtig; freilich ist
die Sanktion ein entscheidendesMoment. Aber man kann sagen,wie sich
psychologischBeschlußund Entschlußverhalten, so verhält sichdie Sank-
tion zu etwas anderem: der Publikatio n. Nurderoffenbarte, verkündete
Staatswille ist Gesetz.Die Sanktion ist vom Standpunkte des Staats-

lebens nochinnerlich,siekann zurückgenommenwerden. Verbindlich kann
das Gesetzerst werden durchamtliche rechtsgültigeBekanntmachung.“

1 Die formelle und richtige, in

Preußen übliche Geschäftsbehandlung
ist folgende: von der Volksvertretung
(l. oder II. Kammer) geht der Entwurf
an das Staatsministerium, sodann an

den Fachminister zum Entwurf des

Berichtes. Dieser kursiert zur Unter-

schriftbei denverschiedenenMinisterien
und gehtsodann an das kgl. Kabinett.

Dgl. über diesen, der preuß.Lersaffun.unbekannten, unrichtigen,
aberscrachöblichenAusbruckRönne
1 5 N.

jedochSarii, St. R.
II § 161 ff. (3. Aufl.).

Einesehr formalistischeTheorie,
welche (mit Ausnahme von Zorn 1
S. 114)allseitig verworfen ist, hat La-

band II 8 56 ff. aufgestellt, indem
er scheidet:u) Feststellungdes Gesetzes-
inhalts; b) Sanktion oder Befehl;
c) Promulgation,Konstatierungdes
verfassungsmäßigenZustandekom=
mens; d) Publikation. Dagegen An-
nalen“1878 S. 3½ff.; H. Sch

Lehrbuch 1S. 517; Sinding.Krit.

Viertelsahraschr.6.F.) 1 550.

Wort 8, 220.
wird in* verschiedenemSinne an-

gewendet. Unter Promulgation wird

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechts.



114 Die Grundlagen des öffentlichen Rechts.

Dieselbe wird vom Monarchen (meist eo ipso durch die Sanktion)
angeordnet. In der Publikationsformel wird die Zustimmung des

Landtages erwähnt, was oft ausdrücklich bestimmt, oft (so in

Preußen) gewohnheitsrechtlichanerkannt ist.
Die Form der Verkündigung ist der Abdruck in der Gesetz-

sammlung. Früher! erfolgte die BekanntmachungdurchVerkündigung
von den Kanzeln und Aunschlagan öffentlichen Orten, in Preußen
seit 1717 durch Versendung einer Anzahl von Exemplaren an die

Behörden „zur Publikation“, seit 27. Oktober“1810durch die dem

französischenbulletin des lois nachgebildete
Geset

lung. Seitdem

sind in allen deutschenStaaten Gesetzblättereingeführt.Es bestehen
dieselbenzur ordnungsmäßigenVeröffentlichungder Gesetzeim engeren
Sinne, sowie landesherrlicher und allgemeinerer Verordnungen,
während für die Verordnungen einzelner Ressorts oder Bezirke zum
Teil besondereVerordnungs= oder Amtsblätter ins Leben gerufensind.?
In den freien Städten erfolgt die Verkündigung durch den Senat.

Das Gesetztritt sofort in Kraft, sofern nicht, wie dies meistens
geschieht,im Gesetzeselbst ein Termin bestimmt, ein spatium vaca-

tionis gelassenist, oder sofern nicht, wie dies in einigen Staaten
der Fall, allgemein eine Frist festgesetztist: so treten z. B. die

preußischenund die Reichsgesetze(sofern nichts anderes bestimmt
wird) vierzehn Tage nach Ausgabe des betreffenden Stückes der

Gesetzsammlungin Berlin, in den Konsulargerichtsbezirkennach vier
Monaten in Kraft.“

II. Die Entstehung der Reichsgesetze.

Dieselbe erfolgt in analogerWeise, indem zunächstzwischenVolks-
vertretung und Träger der gesetzgebendenGewalt (Bundesrat) eine

verstanden: 1) Sanktion; 2) der Be-
fehl, das Gesetzzu befolgen; 3) Pro-
zeßdes verfassungsmäßigenZustande=
kommens; 4) Ausfertigung; 5) Pu-

blitation* *. es nach H. Schulze
O. besten wäre, auf den

Gebrauh)biesesAusdrucksganz zu
verzichten).

Vgl. Rönne I S. 394 N. 6.

: Ugl. bierüberHue de Grais
Handbuch F. 3

Rönne l S. 396 N.
* R.G v. 10. Juli *8 § 47.

(Wann treten Reichsgesetzein Aus-

landsgebieten,die nicht Konsularge-

Tichtsbezirse. in Kraft? Ugl.
Laband 1 104.)
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Uebereinstimmungerzieltwerden muß. Hier ergebensichaber nun aller-

dings Eigentümlichkeiten,welchees begreiflicherscheinenlassen,wie man

zu der oben (S. 113 N. 4) erwähntenTheorie gelangenkonnte. Jeder
— auch der vom Bundesrat vorgelegteund vom Reichstagunver-

ändert angenommene — Gesetzentwurfmuß, um Gesetzzu werden,
vom Bundesrate genehmigt werden. Dies erfolgt durch einen

besonderenBeschluß. Nach Art. 5 der Reichsverfassungist zu einem

ReichsgesetzeUebereinstimmungvon Bundesrat und Reichstagerforder-
lich und ausreichend. Indes wird diese Bestimmung durch Art. 17

der Reichsverfassungergänzt, welcherAusfertigung und Verkündigung
durch den Kaiser fordert. Offenbar ist dadurch der Rechtsstellung
des Kaisers ein monarchischesElement beigefügt. Der Kaiser hat
danachRecht und Pflicht, vor Erteilung der Unterschrift das ver-

fassungsmäßigeZustandekommender Reichsgesetzezu prüfen, also auch
das Recht, eintretendenfalls seineUnterschrift zu verweigern. Es gibt
kein Mittel, den Kaiser zu zwingen; es gibt keine höhere Instanz,
welche ihn, selbst wenn er eine irrtümliche Entscheidungtrifft, zur

Ausfertigung anhalten könnte.: Für das Reichsrechthat also aller-

dings die „Ausfertigung“ eine ganz besondereBedeutung. Die Ver-

öffentlichung geschiehtim Reichsgesetzblatteund kann nicht in den

Gesetzblätternder Einzelstaaten erfolgen. Vielmehr ist die Ver-

öffentlichung der ReichsgesetzeReichssache,die dem Reichskanzler
obliegt und jetzt vom Reichsamt des Innern ressortiert.

Ueber Ausnahmen von der regelmäßigenForm der Reichsgesetz-
gebungvgl. oben S. 110 und Zorn I S. 123.

Ueber Ausfertigung und Verkündigung der Gesetzefür Elsaß-
Lothringen vgl. Marquardsen III S. 265.

1 Die Pflicht des Kaisers, Reichs-
gesetzeauszufertigen 2c. ist eine Rechts-
pflicht: aber die Verfassungobestim=
mung ist, wie häufiger im Staatsrecht,
eine lex imperfecta insofernim
erfolgenkann. Bgl. die iungralur
lberdieEbrkbestiiteneFrage bei

Zor S. 115 N. 19, sowie in

Margquardsen III S.77. (Wann.
kann übrigens eine solche Weige-
rung nur denkbar sein? Vgl. Art. 5,

Art. 78.) Die Unmöglichkeit der
Exekution betont richiisWester-
kamp, Kommentar S. 131. Vgl.
besonders Fricker, Die Verpflich-
tung des Kaisers zur Verkündigung-
der Reichsgesetze(Leipzig 1885).



116 Die Grundlagen des öffentlichen Rechts.

III. Die Aufhebung der Gesetze.

Die Auphebungder Gesetzeerfolgt nur durch Gesetz, die der

Verordnungen durch Verordnung, in beiden Fällen entweder aus-

drücklich oder stillschweigend, wenn nämlich eine spätere Vorschrift
eine der älteren widersprechendeBestimmung enthält.

Die Befugnis, für einen einzelnen Fall die Anwendung einer

gesetzlichenVorschrift zu hemmen (Dispensationsrecht), steht auch in

unserem Staatsrechte dem Monarchen zu,! während für die Erteilung
von Privilegien (Begründung fortdauernder Ausnahmen von der

Rechtsregel)die Form des Gesetzesbezw.der Verordnung maßgebend
sein muß.

Ueber die Befugnis, einzelne Gesetze,selbst Verfassungsbestim-
mungen für eine bestimmte Zeit oder Gebietsteile außer Kraft zu

setzen(Suspension der Gesetze)vgl. S 40 V und Handbibliothek
Bd. II S. 284.

*29.

Auslegung der Gesetze.

I. Die Auslegungemittel, insbesondere die Hammerverhandlungen.

Für den einzelnenFall kommt es darauf an, den Rechtsgedanken
und den Rechtswillen zu erschließen;die dies bewirkende Thätigkeit
ist die Auslegung des Gesetzes.: Die Lehre von der Auslegung
ist keine bloß staatsrechtliche,sie kann in keiner Weise hier erschöpft
werden. Im wesentlichengelten auchfür das öffentlicheRechtdie allge-
meinen Grundsätzeder Auslegung; vochpflegeneinzelnePunkte dieses
Gebietes im Staatsrecht besonders erörtert zu werden und bedürfen
auch hier der Hervorhebung. Der eine dieser Punkte ist die Be-

nutzung der Kammerverhandlungen zur Auslegung, der

Bgl. v. EierhnJurist. Ab= Hanbbuch d. Straf.-R. S. 450- 474,handlungen(1872) S. 470. —Zum woselbstS. 450 reiche Litteratur-
Teil delegiert; vgl. z. B. Kommentare anga
zum Ges. v.5 Iet. 1875 8 33 ff. « Mahl ctaatörecht Völlerrecht

: V die Lehre von der und Politik 1 S. 1 affr
Auslegungnxz WerkelEnzy= Theoried. rn“nesklopädie 5 348 ff. undBinding's Gesetze(184
geistreicheAusbinandersetunyim
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andere betrifft das richterliche Prüfungsrecht der Rechts-
gültigkeit von Gesetzen.

Unter den Auslegungsmitteln nehmen heutedie ständischenVer-

handlungen, wie man sagt, einen hervorragendenPlatz ein. Neben

dem Gesetzehäuft sich ein mächtigerStoß von Entwürfen, Motiven,
Kommissionsberichten,stenographischenBerichten der Verhandlungen
u. s. w. Dieser Wust von Materialien kann in der That dazu
dienen, unser Recht mit einer Masse unverbindlichen Stoffes zu

durchsetzen.Bei der BerücksichtigungdiesesStoffes und bei Aufstellung
diesbezüglicherTheorien hat man vielfach übersehen, daß nur der
erklärte Willensausdruck Gesetzist. Im wesentlichenmuß man jene
Theorien, welcheallein „den Willen des Gesetzgebers“betonen, für
überwunden erachten. Nicht, was der Gesetzgeber„gewollt“ hat,
ist Gesetz,sondern nur, was er erklärt hat. Oft ist überhaupt, was

er „gewollt“ nicht festzustellen,da die Gesetzevon einer vielköpfigen
Menge beraten und beschlossenwerden; — aber siewerden nicht von

ihr als Gesetzeerlassen: Reichstag und Kammern helfen den Ent-

wurf, nicht das Gesetzfeststellen; Motive und Gutachten sind unver-

bindliche Meinungsäußerungen; das Gesetz allein ist verbindlicher
Wille und allein aus sich auszulegen. Das Gesetzist aber soweit
möglich als Einheit, jeder einzelneRechtssatzals Teil des Ganzen
zu erfassen. Wenn man nun die erwähnten Materialien zur Aus-

legung benutzenwill, kann es keinem Zweifel unterworfen sein,
daß die Motive und Ausführungen der Regierungskommissareals

erstes, oft als alleiniges Mittel in Betracht kommen. Sind sie
auch nicht schlechthinmaßgebend,so ist dochzu beachten,daß in ihnen
Einheit der Auffassungund Klarheit der Anschauungherrscht,während
die Aeußerungender Parteien häufig durchaus widersprechendesind.
Aber unbedingt können auch jene Aeußerungen nicht als maßgebend
gelten, da sie ebenfalls oft heißem Streite entspringen. Nicht das

Material ist Gesetz;„wer ein Gesetzaus den Motiven oder Debatten

als solchenberichtigendauslegt, stürzt es unter dem Scheine, es an-

zuwenden“. !

1 Ueberdie Auffassungdes Reichs=Vinding S. 473. Es soll mit den

gerichts vgl. die Entscheidung bei obigen Sätzen nicht die in der Praxis
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II. Die Prüfungsbefugnis der Rechtsgültigkeit von Gesetzen
im allgemeinen..

Die Frage, wie es sich mit der richterlichenPrüfungsbefugnis
der Rechtsgültigkeitvon Gesetzenund Verordnungen verhalte, gehört
zu den bestrittenstendes Staatsrechts. Aus dem allgemeinanerkannten

Grundsatzder Unabhängigkeit und Selbständigkeit der Gerichte scheint
sich von selber die Notwendigkeit einer Prüfungsbefugnis zu ergeben.
Hatte schonim absoluten Staate der Richter die Pflicht, festzustellen,
ob ein vom Herrscher ausgehenderBefehl als Gesetzzu betrachten
sei, so erforderte die konstitutionelle Staatsordnung, daß nur der

Wille als Recht zu gelten beanspruchendürfe, welcher verfassungs-
mäßig zustande gekommensei. LogischeFolgerung ist, daß die nicht
verfassungsmäßigzustandegekommeneWillenserklärung nicht Staats-

wille, nicht Gesetzist und vom Nichter nicht angewendetwerden darf;
denn er ist Diener des Gesetzes,nicht aber des Scheingesetzes.Nur

dadurch, daß er letzterem im einzelnenFalle die Gültigkeit abspricht,
spricht er Recht.

Diese, wie man sagt, auf der „Natur der Sache“ beruhenden
Sätze, welchegemeinrechtlichanerkannt und von den meisten Staats-

rechtslehrern vertreten sind, unterliegen der „Natur der Sache“ nach
vielfachen Bedenken und sind in vielen Verfassungenwesentlich ab-

geschwächt,da der einzelneRichter in der That oft nicht in der Lage
ist, die materielle Verfassungsmäßigkeiteines Gesetzeszu prüfen, und

eventuell sein eine irrige Ansicht enthaltendes Urteil zu erheblicher
Rechtsunsicherheitführen kann. Uebrigens ist zu beachten,daß die

Frage in der eben vorgetragenen Form zu eng gestellt ist: nicht nur

der Richter, auch jeder Beamte, der ja für die Gesetzmäßigkeitseiner
Handlungen haftet, ja selbst der Bürger müßte dem Scheingesetze

mwermeihlicheBenutzungder Mo= f. Zivil.-N. u. Prozeß X S. 18, 213,
etwa wie im Publik.=Petenid.. (2.R.a. E.)verworfen, aber

dem vielfach „übertriebenen“Moteriallenkulitusentgegengetreten
werden.

1 Die fastunübersehboreLittera-
tur vgl. u. a. bei H. Schulze II
S. 239; Rönne I S. 406; Zeitschr.

XVIS. 245 ff., 385ff.; zu#sandined. IV. Juristentages 1863,IISII
(Gneist, Jacques, v. t#
rauch); dagegen Martin, Umfang
d. Prüfungsrechts (1865); hiergegen
Planck, Jahrbücher f. Dogmatik IX
S. 288 ff.



5 29. Auslegung der Gesetze. 119

Anerkennungweigern, da er sonst das wahre Gesetzverletzt. Ein

Gesetzkann nicht für den Richter unverbindlich und für alle übrigen
verbindlich sein. Es ist darum festzustellen,wie es sich— abgesehen
von denjenigen Staaten, wo die gemeinrechtlicheAnsicht maßgebend
ist: — im gegenwärtigenpositiven Rechte mit der sogen.Prüfungs-
befugnis verhält, d. h. wie weit es Kriterien gibt, an welchendie

rechtswirksameExistenzeines Gesetzeserkannt werden kann.

III. prüfung der Reichsgesetze.

Die Rechtsgültigkeit der ordnungsmäßig verkündeten Reichs-
gesetze entzieht sich nach der richtigen Ansicht jeder Prüfung. Es

gibt nur einen Faktor, der die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit
vorzunehmenhat, das ist nach Art. 17 der Reichsverfassungder

Kaiser. Wie oben gezeigt, ist der Kaiser nicht derjenige, der die

Gesetzebloß unterschreibt. Er ist der Wächter und Hüter der Reichs-
verfassung,hat jedes Gesetzdaraufhin zu prüfen, ob es verfassungs-
mäßig entstanden ist, und hat seiner Prüfung durch die „Ausferti-
gung“, die solemnis editio legis, rechtswirksamenAusdruck zu geben.
Dadurch ist aber jede Ueberprüfung seitens eines Beamten ausge-
schlossen.

Anders verhält es sichmit den Reichsverordnungen. Hier
ist zu prüfen, ob die Verordnung vom reichsgesetzlichbefugtenOrgan
und innerhalb der vom delegierendenGesetzgezogenen Grenzenerlassen
ist. Zu beachtenist dabei, daß, wenn auch dies nicht der Fall, die

Verordnung darum nicht ganz nichtig zu sein braucht, sondern, soweit
sie gesetzlichgestütztist, ihre Gültigkeit behält."

IV. Prüfung der Landesgesetze.

Eine Reihe von Verfassungen," insbesondere die preußische
(Art. 106), haben die oben entwickelten Grundsätze abgelehnt und

1 Vgl. hierzu und zum folgen- Oldenburg 141, Schwarzburg=
den die Erörterung Laband's II Aubolstatt26, Sondershausen41,

. euß j. L. Ges.v.. 20. Juni 1856
? Vgl.Förster,PreußPrivat.-N. 7mWWaldeck70,Braunschweig

1 9 9 S. 34. L.O. 100.
* Marquardsen II S. 78, 90.
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erklären, daß Gesetzeund Verordnungenverbindlichsein sollen, wenn

sie in der vom GesetzevorgeschriebenenForm bekannt gemachtsind,
und daß die Prüfung der Nechtsgültigkeitgehörigverkündigterkönig-
licher Verordnungen nicht den Behörden, sondern nur den Kammern

zusteht. Damit ist gesagt, daß jedes materielle Prüfungsrecht den

Kammern zusteht,daß nicht nur die Beurteilung der Zweckmäßigkeit
oder Notwendigkeit,sondernauchdie der Rechtsgültigkeit eines gehörig
verkündeten Gesetzesden Behörden und Unterthanen entzogen ist.

Worauf erstrecktsich nun das Prüfungsrecht? Es hat auchnach
diesen einschränkendenBestimmungen jeder Beamte die Pflicht, zu

prüfen, ob ein Gesetz(oder Verordnung) gehörig verkündet ist. Denn
die gehörige Verkündigung ist die Voraussetzungder Anwendung
des Gesetzes. Steht dem Beamten jene Prüfung nicht zu, so ist
doch diese, die der gehörigen Verkündigung, unzweifelhaft für ihn
Recht und Pflicht. Er hat danachzu prüfen, ob die Vorschriften

über Gegenzeichnungvon Ministern gewahrt sind, ob der nötigen Zu-
stimmung der Kammern Erwähnung gethan, ob der Abdruck in der

Gesetzsammlungerfolgt ist. Weiter geht die Befugnis nicht; ob ein

Gesetzim übrigen rechtsgültig, ob eine Notverordnung dringlich, ob

eine Ausführungsverordnungdem auszuführendenGesetzeentsprechend,
das entziehtsichder Prüfung der Behörden und Unterthanen, mit

anderen Worten die Prüfung hat sich auf die Beobachtung der

formellen verfassungsmäßigenErfordernisse und der Form der Ver-

kündigung zu beschränken. Ist ein Gesetzformell richtig verkündet,
so hat der Beamte es als gültig anzunehmen.

1 Erk. d. O.Trib. v. 3. Febr. 1871

Striethorst's Archiv LXXXI S. 110.
2 Bemerkenswert ist jedoch fol-

gendeAusnahme: 8 110 R. Str. G.B.
bestraft nur die Aufforderung zum
Ungehorsam gegen „rechtsgültige"
Verordnungen. Damit sollte nicht
ein 3Secoe gegeben, sondern ein
Mehr als das bloß Rechtsverbindliche
ausgedrückt werden. Es ist kein

Zweifel, daß hier nicht bloß rite

verkündete, sondern materiell gültige
Verordnungen verlangt werden. Da-

mit ist also eine Bresche in das

Prinzip derjenigen Staaten (Preu-
ßen 2c.) gelegt, welche materiell un-

gültige Verordnungen als formell
verbindlich ansehen; auch der preu-
ßischeRichter kann — da Reichsrecht
vorgeht— Ungehorsamgegen rechts-
ungültige Verordnungennicht be-

strafen. Vgl. John in Holbtendorff's

HandbuchI #nH. Meyer S.684

Shausen, Kommentar
S. 44. EindedenMeigungOppen-
hoff.)
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Allein dieseAuffassungentsprichtder Würde unserer Monarchien.
Der Landesherr hat das nobile osfieium, vor der Verkündigung
zu prüfen, ob ein Gesetzverfassungsmäßigzustande gekommenist.
Der Landesherr ist mehr als der bloße Ausrufer des vorigen Jahr-
hunderts, der das Gesetzbeim Schall der Trompete auf dem Markt-

platz vorlas oder es ausschellte. Sein Kronrecht besteht darin, zu
prüfen, daß die für die GesetzgebungfestgesetztenVorschriften erfüllt
sind. Die Möglichkeit einer unwahren Versicherungder Zustimmung
von Volksvertretung 2c. lassen wir außer Betracht.

V. Prüfung des Verhältnisses von Reichs- und Landesrecht.

Der Prüfung der Behörden unterliegt endlich auch das Ver-

hältnis von Reichs= und Landesrecht. Hier ist die Prüfung un-

beschränkt. Da nach der ReichsverfassungReichsgesetzeunbedingt
vorgehen, so hat der Beamte zu prüfen, ob ein Landesgesetz
im Einzelfalle im Widerspruch oder Einklang mit Reichsrechtstehe.
Diese Frage unterliegt jedochdem ressortmäßigenInstanzenzuge,so
daß für Verwaltungsbehörden die Entscheidung der höheren maß-
gebend ist, während die Entscheidungdes oberen Gerichts nur für
den einzelnenFall formelles Recht schafft. Mannigfache Rechts-
ungleichheitensind immerhin hierdurch möglich und das Korrektiv
nur im Recht des Reiches, die Ausführung der Reichsgesetzezu
überwachen, gegeben(Art. 4). Die Frage, ob das Reich durch
Erlaß eines Gesetzesseine Kompetenzgegenüberdem Einzelstaate
überschritten,hat die Behörde überhaupt nicht zu prüfen, da es sich
hier um eine die materielle Verfassungsmäßigkeitbetreffende, also dem

Kaiser zustehendeEntscheidunghandelt.

VI. Prüfung der Polizelverordnungen.

Außer den Gesetzenund Verordnungen kommen für das sogen.
Prüfungsrecht die Polizeiverordnungen in Betracht. Hier
sind die Gerichte befugt, die Rechtsgültigkeit festzustellen. Einfach

Bgl. Laband II S. 46, 47. S. 61; Laband a. a. O. S. 118
: Rönne, St. N. d. Reichs11 bis 120;vgl. oben. S. 108.
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ist die Entscheidungder Frage, ob eine SacheGegenstanddes Polizei-
verordnungsrechtssei, wenn (wie in Baden, Bayern, Württemberg)
alle einzelnenGebiete desselbendurch besondere(Polizeistraf-)Gesetz-
büchergenau bezeichnetsind; schwieriger,wenn (wie in Preußen) den

Behörden im allgemeinendas Polizeiverordnungsrechtüberlassenist.
Hier ist festzustellen:a) ob die Formen (Verkündigung, vorgängige
Zustimmung der Vertretung der Selbstverwaltungskörper 2c.) erfüllt
sind; b) ob die Strafandrohung das zugelasseneMaximum nicht über-

schritten hat; c) außerdem aber, ob die Polizeiverordnung nicht mit

Verfassungoder Gesetzenin Widerspruch steheund ob der Beamte

berechtigtwar über den betreffendenGegenstand— preußischesGe-

setzvom 11. März 1850 1 — eine Polizeiverordnungzu erlassen. Hier
erstrecktsich also die Prüfung nicht nur auf das Formelle, sondern
auch auf den Inhalt der Verordnung.?

Zweites Kapitel.

Herrschaftsbereichder Staatsgewalt.

63äe0.

A. Die Lehre vom Staatsgebiet.“

I. BZegriff des Geblets.

Gebiet ist ein räumlich begrenzterTeil der Erde, welcher für
irgend eine öffentliche Gewalt oder für eine bestimmteAeußerung

1. weitereQuellenbeiKönnel d. St. R.§ 22 (1. Aufl. S. 60) u. d.
S. 1 S. 125 N.Aungefüorteufsag.Sey-

* dui.bes.Roedenbeck, Polizei= del, Vayer. S l S. 517,629 ff.;
verordnungsrecht (1885)und diewei- Labanb2.182—Essh i
tere LitteraturobenS.107N.1.Ueber S. 138 ff.; Sa

arwen.Mürttemb.
das St. R. S. 24 ff., 11S.48 f.; Friger.lege lerenda bef.buungrehtneStatsgetit½ Kl. St. W. B

Einfübrung1 S. III S.

Tresfflich:Gerber,Grundriß
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derselben den Umkreis ihrer Wirksamkeit bildet. So sprechenwir

von Geltungsgebiet der Gesetze,Reichspostgebiet,Zollgebiet u. s. w.

Das Staatsgebiet (territorium) ist das nach außen abgegrenzte
Gebiet, welchesder Herrschaft der Staatsgewalt ausschließlichunter-

worfen ist. Im Staatsbegriff liegt die räumliche Einschränkungder

Staatsgewalt (& 4). Die letztere hat zum Gegenstandeeinzelne
Personen oder Personenverbindungen,ihre Wirksamkeit bestimmt sich
durch zwei Momente: Grenzen des Staatsgebietes und Staatsange-
hörigkeit, ihre Grundlagen („Substrate") bilden Land und Leute.

Früher bezeichneteman den Inbegriff der Herrschaftsrechteüber
das Volk als Personalgewalt (jus publicum in populum), die

unmittelbar auf das Gebiet bezüglichenRechte als Territorialgewalt
(ius territoriale). Territorial= und Personalhoheit habenihr gemein-
sames Moment in dem Begriffsmerkmal: Herrschaft. Der Inhalt
der Personalhoheit ist zunächstpositiv, staatsrechtlicheUnterworfenheit;
der Inhalt der Territorialhoheit ist zunächstnegativ,Ausschlußfremder
Staatsgewalt.

Geschichtlichhat sichder Begriff der Gebietshoheit(Landeshoheit—

vgl. & 12) an die Vorstellung einer unmittelbaren Herrschaft über

das Land als Grund und Boden angeschlossen,woraus einzelne
Rechte(Regalien) hergeleitetwerden. Dies entsprachder privatrecht-
lichen Anschauung des Mittelalters. Nach heutiger Auffassung ist
die Gebietshoheitso wenig privatrechtlichesEigentum, als die Personal=
hoheit privatrechtlicheGewalt über die Unterthanen ist. Aber eine

gewisse— nicht mißzuverstehende— Analogie zwischenprivatem
Eigentumsrechteund öffentlich-rechtlicherGebietshoheitbestehtinsofern,
als beide das Merkmal absoluter, ausschließlicherGewalt gemein
haben. Jedochhandelt es sichum durchaus verschiedeneRechtssphären;
es ist falsch, ein dominium eminens ober Obereigentum, also einen

höherenBegriff derselbenRechtssphäre,anzunehmen: „Hier ist viel-

mehr eine Ueberlegenheitder höherenRechtssphäreüber die niedere“.

Es gibtnicht zwei Eigentumsrechteund nicht zwei Herrschaftsrechte

1 Es ergibtm 3 Personalhoheit (quidquid est in

Auffassung für die Steeim der terrilorio est etiam de territorio;
Fremden: die Gewalt über . ist vgl. A. L. R.Einl. § 22—24).
Ausfluß der Territorial-, nicht der



ie Grundlagen des öffentlichen Rechts.

am selben Gegenstande, während gerade privates Eigentum und

öffentlichesHerrschaftsrechtgleichzeitigam gleichenTeile der Boden-

flächebestehen. Jenes ist dominium, dieses imperium.

II. Inhalt der Gebietshoheit.

Das Wesendes Staatsgebietesist damit gekennzeichnet.Als Grund-

satzfür die sogen.Gebietshoheit kann man nur angeben,daßdie Rechts-
ordnung des Staates sich innerhalb des Gebietes äußert, daß jede
Aeußerungfremder Staatsgewalt hier ausgeschlossenist, kurz,daß „der
Staat auf ihm Staat seindarf“.! Unrichtig wäre es, den Begriff dieses
Rechtesmit einem eigentümlichenmateriellen Inhalte auszustattenund

etwa einzelneBefugnisse,Anlegung von Straßen, Einteilung in Amts-

bezirke,aufführen zu wollen. Alles dies sind nicht Ausflüsse der

Gebietshoheit,sondern Akte der Staatsgewalt, und nur die örtliche
Ausdehnung ihrer Wirksamkeit ist durch das Territorium bezeichnet.
Das Meiste, was von Schriftstellern unter Gebietshoheitzusammen-
gefaßt wird, ist eine Summe von Rechten,die sich aus der Staats-

gewalt als solcher ergeben: die Gebietshoheit soll nichts weiter
bedeuten als die soeben umschriebeneEigenschaft der Ausschließ-
lichkeit der Staatsgewalt mit der Folge ihrer räumlichen Be-

schränkung.Fürdie Staatsgewalt ist das Gebiet sachlicheGrundlage
der Herrschaft, sein Umfang, seine Lage, sein Reichtum sind die

Elemente der Macht und Entwickelungsfähigkeit. Für das Volk ist
das Staatsgebiet Heimat und Vaterland; „hier sind die starken
Wurzeln seiner Kraft“, hier ist die Kulturarbeit der Vorfahren in

sichtbarenMerkmalen ausgeprägt. Dadurch aber ist das Territorium

zugleichdas am meisten charakteristischeAttribut des Staates, welches
wir mit ihm häufig identifizieren. Wir sprechenz. B. von Baden, vom

Staate und Lande ohne Unterscheidung.Im Landgebieteerhält der

Staat wirklich seine Verkörperung. Gewiß ist der Menschder Herr
der Erde, aber es kann nicht in Abrede gestellt werden, daß auch

1 Vgl. Gerber a. a. O. Dies die 2 Es ist im Grunde ein Wort-
Regel; Ausnahme: Str. G.B. 8 4; streit, obman das Staatsgebiet als
internationales Privatrecht, Exterri: „Objekt“ der Herrschaft bezeichnetl.torialität, Konsularrecht. Vgl.Seydel a. a. O. S.
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im Lande selbst eine wirkliche Individualisierung des Staates ge-

gebenist.“
III. Unteilbarkeit und Unveräußzerlichkeit.

Daraus ergeben sich wichtige Folgerungen für das öffentliche
Recht. Wie die Staatsgewalt unteilbar (6 5) so ist es auch das

Gebiet: solcheTeilung wäre Selbstvernichtung. Daher stellen die

meistenVerfassungsgesetzediesenGrundsatz an die Spitze. : Es sind
somit auchVeräußerungenverboten, wie überhaupt jedeVeränderung
(auch Tausch) nur durch Gesetzmöglich ist. Das Staatsgebiet ist
unteilbar, unveräußerlich, es ist auch frei und unabhängig. Es ist
keiner anderen als der einheimischenStaatsgewalt unterworfen, was

jedocheine staatsrechtlicheEinschränkungdurch die Ueberordnungdes

Reiches (vgl. unten Nr. V dieses Paragraphen) und eine völker-

rechtlichedurch die Staatsdienstbarkeiten? erleidet. Aus dem Wesen
der Staatsgewalt ergibt sich ferner, daß es nur eine Staatsgewalt
für das Gebiet geben kann, was ebenfalls durch das Reichsrecht
eine Beschränkung erfährt, andrerseits vurch die sogen. Kondo-
minate widerlegt zu werden scheint. Solche Kondominate finden
sichjedochnur höchstvereinzelt."

Als Kondominat wird neuerdings die gemeinsameHoheit der

Bodenseeuferstaatenüber den Bodensee bezeichnet. Nur im zivil-
rechtlichenSinne sei dieser res communis, im staatsrechtlichenSinne

sei er ein Territorialgewässer der Uferstaaten (condominium pro

indiviso). Nun liegt aber kein Grund vor, den verschwommenen
Begriff des Kondominats hier anzunehmen. Die Territorialhoheit
auf dem Bodensee ist weder vertragsmäßig nochgesetzlichabgegrenzt.
Die allgemeinenGrundsätzewie die bisherigeUebungsprechendafür,
daß sich die Gebietshoheit auf das Seeufer einschließlichder un-

1 Dies greift in das allgemeine
St. 3.über (vgl. Mohl, Enzyklopädie).

Vreuten,SachsenWürttem-
berg u. s. w. § 1*5 erber in

* # in*qseber SeSilabardeienfnns Zuris publici) aktive
der passive, vgl. Gönner's Mono-

grepcne(1800); Zachariä, St. R.II

(3. Aufl.) S. 597; Kl. St.W.V. 1
S. 517 und die vlkerrechtlichenWerke (Marquardsen 1· S.289).

Ganz verschwunden, wie manche
Lehrbücher annehmen, sind sie nicht;
vgl. Annalen 1885 283; Mar-

quar dsen S.250.Ueber“das
EWr

obenS. 66.
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mittelbaren Umgebung erstrecke:der übrige Teil des Sees fällt nicht
unter eine bestimmte Staatshoheit.

IV. Die Crenzen.

Das Staatsgebiet bildet überall ein geschlossenes,ein territorium

clausum, indem der geographischeUmfang durch feste äußere
Grenzen bestimmt ist: die Grenze ist die äußersteLinie des Staats-

gebietes, die bestehendenGrenzen beruhen auf Verträgen oder auf
unvordenklichem Besitzstande; sie sind künstliche oder natürliche.
Bei Landseen, Brücken, Grenzflüssenbildet im Zweifel die Mitte
die Grenzlinie, bei Grenzflüssenauch der Thalweg.: Soweit nötig
wird die Grenze durch Hoheitszeichen(Steine, Tafeln) kenntlich ge-
macht, die unter dem Schutz des Strafgesetzesstehen(Reichsstraf-
gesetzbuch§ 135). Die Grenzangelegenheitengehören zu der allge-
meinen Landesverwaltung,in Preußen vor die Regierungspräsidien,
in Bayern vor die Kammern des Innern 2c. Die Flächedes Staats-

gebietes wird durch die Landesvermessung (Triangulation), an

deren Spitze in Preußen eine besondereBehörde steht, festgestellt.?

1 Die überaus wichtige, den (Bek. v. 3. April), Baden (Bek. v.

Bodensee betressendeFrage ist neuer= 27. März),Württemberg- v.

dingssehr bestritten. Ueber das im 21. Juni 1880). Agl. bes.E. d.

Text Vorgetragene herrscht Ueber-= Rg. v. 3 Jan. 1884 (E. . '—
einstimmung. Streitig ist aber, ob IX S. 372 ff.), 1 S. 142
das übrige Seegebiet im geteilten und die belehrendeDeukschrift(St.
oder ungeteilten Besitze der Seeufer:= Ber. d. Reichstags, II. Session 1879,
staaten steheoder ein internationales VI S. 1944) über den Vertrag v.

Verkehrsgebiet bilde. Unbedingt für 28. April 1878.
die Kondominatstheorie Seydel Ugl die Lehrbücherdes Völker=
a. a. O. S. 6½0 und die tüchtige rechts. Frühere Bestimmungen bei
Schrift von Rettich, Verhältnisse d. Klüber,Völkerrecht § 133 Anm. d.

Bodensees, vgl. C. Bl. f. R. W. IV S.203 * Für Preußen vgl. Instr. v.

11885), die dedocheine befriedigende 23. Okt. 1817 § 21 (L.V.G. 8 18),
Lösung der Frage nicht herbeigeführt für Bayern V. v. 17. Dez. 1825

hat. Unter guter völkerrechtlicher §. 22; Krais, Handb. der inneren

Vegründungerklärt sich dagegenVerwaltung 1 S. 121; Quellen und

Martitz, Annalen 1885 S. 278 jj. Litteratur über Vermessungswesen:
Eine praktische, kurze und juristisch Kirchenhein,Einführung, S. 165klare Entscheidung gibt SarwenR.L 1050; ferner: Freude
Württemb. St.N. 1 S 24. Soa *2744 Vedeutungd.Prenzeel
die amtliche Auffassung in ern der Landeskulturzeitung 1887 N. 1 ff.
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V. Das Reichsgebiet.

Die Gesamtheit der einzelnenStaatsgebiete einschließlichdes

Gebietes von Elsaß-Lothringen bildet das Reichsgebiet. Wenn
man vom Begriff der „Gebietshoheit“ als der Staatsgewalt in ihrer
Richtung auf das Land ausgeht, so besitztdas Reich unzweifelhaft
eine solche,und zwar ist es richtig, zu sagen,daß die Kompetenzgrenze
zwischenReich und Einzelstaatgenau die Grenzezwischender Gebiets-

hoheit des Reichesund der Einzelstaatenist.! Wie es ein doppeltes
Unterthanenverhältnis gibt, so bestehtauch eine doppelte Gebiets-

hoheit. Es gibt also ein Reichsgebiet,das einheitlich und gesetzlich
bestimmt ist.?

Das Bundesgebietbestehtaus den Staaten:

Preußen mit Lauenburg, Bayern, Sachsen, Württemberg,
Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen-Weimar,

Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg, Braunschweig,Sachsen-Mei-
ningen, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Koburg=Gotha,AnhaltSchwarzburg-Rudolstadt,

Sch b
sen,Waldeck,

Reuß älterer Linie, Reuß üngererLinie,Schaumburg-Lippe,
Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg,

wozu durch Reichsgesetzvom 9. Juni 1871 Elsaß-Lothringen getre-
ten ist. Das Neich umfaßt danach 1 Reichsland und 25 Staaten

(4 Königreiche,6 Großherzogtümer,5 Herzogtümer, 7 Fürstentümer,
3 freie Städte). Der Umfang des Bundesgebietesist damitfest-
gesetzt,und ist zur Aenderung ein verfassungsänderndesGesetzer-

forderlich, sowohl bei Abtretung wie Einverleibung von Gebieten

Vielfach wird die Aeußerung von

FürstVismarck vom I. April 1871,
„daß die Territorialhoheit den ein-

zelnenStaatenverblieben“,.mißbräuch=
lich ausgelegt. Eine Streitfrage über
die Gebietshoheit sollte damit nicht
entschiedenwerden. Wie oben gesagt,
ergibt sich von selbst, daß die Terri-

torialhoheit (was hier gleich Landes-

hoheit gebraucht ist) den Einzelstaaten
verblieben, soweit nicht die Gebiets-
hoheit des Reiches in Betracht kommt.

Anderer Meinung,Seydel,

Hommentge“S. 28 ff. Litteratur:
Laband! S. 182 ff.; * 69;InbandLel II: S. 27. Un-

richtig (Zorn 1 S. 70), * inner=

halb desselben keine Scheidung von

In= und Ausland; z. B. für das

Lundesstrafrechtbesiehtdieser Unter-

schied" 539740 Quadratkilometer mit
46840 587 Einwohnern.
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seitens eines Gliedstaates.! Das Reich selbst kann Gebiet nur

durch einen völkerrechtlichenVertrag abtreten oder erwerben. : Die

Binnengrenzender Einzelstaatenkönnen ohneZustimmung des Reiches

verändertwerden,sofernnichtderGebietsaustauschAenderung von

lim Bundesrat „Matrikularbeiträgerc.)
zur Folgehat. Faßt man die Gebietshoheit des Reiches in dem

oben gegebenenSinne, so bedarf es hier ebenfalls keiner Auf-
zählung einzelnerRechte, die sichals Ausfluß der Reichshoheitsrechte
darstellen, so des Rechtes, das Reichsgebietzu schützen(Art. 11),
den Eintritt von Fremden zu beaufsichtigen(Art. 4Z. 1), Ausländer

auszuweisen(ReichsstrafgesetzbuchArt. 39, 284, 362), Grenzsperren
zu verhängen,Eisenbahnen und Festungenanzulegen(Art. 41, 65),
den Belagerungszustandzu erklären (Art. 63, 68), fremden Staaten
eine Einwirkungzu gestatten (Konsuln, Nacheile, Bahnhofsanla=
gen) u. s. w.#

Die Einteilungdes Reiches hinsichtlichder von ihm geführten
Verwaltungen erfolgt ohne Rücksichtauf die Landesgrenzen(Ober=
postbezirke,Armeekorpsbezirke2c.); inwieweit das — oben als ein-

heitlich bezeichnete— durch die Verfassung geeinte Staatsgebiet der

Einzelstaatenzum Zweckeder Verwaltung in einzelneTeile zerlegt
wird, ist im Verwaltungsrechte zu erörtern.

Die Unversehrtheit des Reichsgebietesund ebensodie der Staats-

gebiete steht unter dem strafrechtlichenSchutzedes § 81 des Reichs-
strafgesetzbuches,welcher eine Strafandrohung gegen gewaltsame
Einverleibung oder Losreißung von Gebiet oder Gebietsteilen

enthält.“

1 Vielfach erörtert der bereits

(N. 1 S. 126) erwähnte badisch-
schweizerischeGrenzvertrag vom 28.

8
S. 307). Verh. d. Bundesrats67 DuuäsochenNr.3, 99, 118,

Prot. § 331,412, 436. Annalen
1885 S 2

Verneintvon Seydel (Bayer.

St. R. I S. 64%%beiahtvon Zabagd. Ann 248).u. a. alen 1882 S
Vgl. un „ 8 60.

: Zorn 1 S.72; Marquard-
sen II1 S. 28.

Nicht gegen ein Unternehmen,
welchesdie Umwandlung eines ganzen
Bundesstaates in Reichsland bewirkt.

Vgl. die Kommentare und v. Liszt
Strafrecht (2. Aufl.) S. 498 N. 13.
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831.
Die deutschen Kolonien.!

I. Geschichte.

Nachdemvor zwei Jahrhunderten der Große Kurfürst den Versuch
gemachthatte, der Mark Brandenburg einen Kolonialbesitzzu ver-

schaffen,wurde die Notwendigkeit eines solchenseit der Neugründung
des Reiches vielfach betont und in den letztenJahren eine Kolonial-

politik in größerem Maßstabe in Angriff genommen. Durch diese
Politik ist eine Reihe von Rechtsfragen angeregt, welche an dieser
Stelle zu erwähnen sind; denn die Rechtsstellungder Kolonien ist
ein Gegenstand, der zwar mannigfacheBerührungspunkte mit dem

Verwaltungsrecht (Auswanderungswesen)und dem Völkerrechtbietet,
aber zu den grundlegenden Materien des Staatsrechts und soste-
matisch am besten in das Kapitel von der Gebietshoheit gehört.

a) Kaufmann Lüderitz aus Bremen erwarb mittels privatrecht-
licherVerträge im Jahre 1883 Landstreckenan der Bucht von Angra
Pequena, welcheim Frühjahr 1884 unter deutschenSchutzgestelltund
von deutschenKriegsschiffenunter Aufhissungder Flagge und Setzung
von Grenzpfählen in Besitz genommen wurden. Eine Reihe weiterer

Verträge folgte, teils Schutz=und Freundschaftsverträge,welche von

deutschenGeneralkonsuln, teils Privatverträge, welche mit Vertretern
der Firma Lüderitz geschlossenwurden und den Verkauf von Hoheits-
rechtenan letztereenthielten. Die Rechte,welcheLüderitzerworben, trat

derselbe am 4. April 1885 an die deutscheKolonialgesellschaftfür
Südwestafrika ab, die mit Sitz in Berlin durch allerhöchstenErlaß
vom 15. April 1885 die Rechteeiner juristischenPerson erhielt.

b) Weitere Erwerbungen erfolgten im Togogebiet und an der

Biafrabai (Kamerun), woselbst auf Betrieb von Hamburger Firmen
(Woermann), die dort einzelneHandelsniederlassungenhatten, die

Besitzergreifung bezw. Uebernahme eines Protektorats erfolgte,
teils auf Grund von Verträgen, welche der deutscheGeneral-=

1
v. Stengel, Die staats= und Nr. 120, 124, 129. Weitere Litteratur

völkerrechtliche Stellung der deut= vogl. Kirchenheim, Einführung
schenKolonien (1886).Derselbe in S. 147 8 69.
der Beilage zur Allg. Zeitung 1886

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatksrechts. 9
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konsul (Nachtigal) mit Häuptlingen geschlossen,teils auf Grund von

SchutzverträgenReichsangehöriger, welche bestimmte Gebiete durch
Verträge erworben hatten.

c) In Ostafrika wurde Ende des Jahres 1884 ein etwa

2500 Quadratmeilen umfassendesGebiet zwischenSansibar und dem

Tanganjikaseevon der deutschenostafrikanischenGesellschaft(K. Peters)
durch Verträge erworben, in welchen sowohl Privateigentum wie

Hoheitsrechte(und zwar „alle Rechte, welche nach den Begriffen des

deutschenStaatsrechts die staatlicheOberhoheitausmachen")abgetreten
wurden. Der Gesellschaftwurde am 27. Februar 1885 ein kaiser-
licher Schutzbrief erteilt; sie machte im Laufe des Jahres 1885 noch
einige weitere Erwerbungen.

d) Ende 1884 wurde an verschiedenenPunkten von Neuguinea
und des neubritanischenArchipels — in der Südsee — die deutsche
Flagge gehißt, im Frühjahr 1885 nach diplomatischenDifferenzen
mit England die Grenzeder deutschenBesitzungen(ca. 4200 Quadrat-
meilen — Kaiser-Wilhelmsland, Bismarckarchipel) festgestellt, am

17. Mai 1885: der Neuguineakompanieein höchst ausführlicher
kaiserlicherSchutzbrieferteilt. Hinsichtlich der ebenfalls in der Südsee
belegenenKarolineninseln wurden zufolge eines durch den Papst ge-

schlichtetenStreites mit Spanien rein völkerrechtlicheVerhältnisse
normiert. Die Abgrenzung der Machtsphären und die gegenseitige
Verbürgung der Verkehrsfreiheit zwischenDeutschland und England
hinsichtlichder im westlichenStillen OzeangelegenenGebiete erfolgte
durch Erklärung vom 10. April. 1886.“

II. BZegriff von Holonten und Schutzgebieten.
Wenn dieseGebiete jetzt häufig einfachals „Kolonien“ bezeichnet

werden, so sind doch juristisch zwei ganz verschiedeneVerhältnisse
auseinander zu halten. Die einen dieser Gebiete sind „Schutzgebiete“,
die anderen wirkliche „Kolonien“. Das Schutz=oder Protektorats-

1 Uebereinkommen zw. Deutsch- ↄ Protokoll d. d. Rom 17. Dez.
land u. England v. 29. Okt. (1. Noo) 1885 (Reichanzeiger, Januar 18800
1886.(ReichsanzeigerNr. 307.) Vgl. Komero Givon, La cuestion

eichsanzeigerv.21. Mai 1885.de les Carolinas ante el derechovolauchSchutzbrief v.18. Dez. 1886. international.(Madrid 1885).
(RNeichsanzeigerNr. 296.)

* Reichsanzeiger Nr. 104.
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verhältnis erstreckt sichzunächstauf die eigenenStaatsangehörigen;
wo eine geordnete Staatsgewalt nicht besteht, muß der Staat, da

hier Entsendung von Konsuln 2c. nicht möglich ist, selbstbis zu einem

gewissen Grade die Herrschaft übernehmen; das Schutzverhältnis
verdichtet sich aber hier sehr bald von einem personalen zu einem

territorialen. Während nun hier die Gewalt der Häuptlinge 2c.

bestehenbleibt, sind die eigentlichenKolonien — mögen auch im

einzelnenVerschiedenheitenbestehen— der vollen Souveränität des

Mutterstaates unterworfen. Sowohl das Kolonial= wie das Pro-
tektoratsverhältnis schließen Ausübung von Hoheitsrechten eines
anderen Staates vollkommen aus (§ 1 des Gesetzesvom 17. April
1886 sagt: „Die Schutzgewalt in den deutschenSchutzgebietenübt
der Kaiser aus.“)

III. Entstehung von Bolonien.:

Die Frage, wie dieseVerhältnisse entstehen,vulgo wie Kolonien

gegründet werden, ist im Völkerrecht näher zu erörtern. Hier sei
nur bemerkt, daß die Erwerbung der deutschenKolonien in aller

Form erfolgt ist. Die privatrechtliche und völkerrechtlicheBesitz-
ergreifung, welche de jure streng auseinander zu halten, sind zum
Teil, so in den Verträgen der ostafrikanischenGesellschaft,ineinander

geflossen: hier genügte also zur Erwerbung der Staatsgewalt voll-
kommen die Erteilung der Schutzbrieseauf Grund jener Verträge.
In Westafrika aber sind nicht nur Verträge geschlossen,sondern es

ist thatsächlichBesitz ergriffen, der Anfang einer staatlichenOrga-
nisation gemacht, die völkerrechtlicheAnerkennung der zunächstbe-

teiligten Mächte erfolgt. Im wesentlichen ist damit den Formen
entsprochen, welche Kapitel VI (Art. 34 und 35) der Kongoakte
als Bedingung für zukünftige Erwerbungen aufstellt.?

IV. Die Rechtsverhältnisse in den Schucgebteten.

Sind die Kolonien Ausland oder Inland? Nach welchenGe-

setzensind die Einwohner derselben zu beurteilen? Zunächst ist

Agl.hierzu auchLentner, Das 2 Aehnliche Erfordernisse wie die
internationale Kolonialrecht (Wien! Kongoakte stellt übrigens schon
1886. Abdruck a.d. Jurist. Blättern).] Grotius auf (liber II cap. II, 5).
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anerkannt, daß die deutschenSchutzgebiete,da das Reichsgebietnur

durch ein Gesetzerweitert werden kann, nicht Inland sind. In ge-
wissenBeziehungen(so z. B. strafrechtlichnach& 8 des Reichsstrafgesetz-
buches)sind siealso unzweifelhaftAusland, und die Gesetzedes Deutschen
Reichesgeltenhier keineswegsohne weitere Einführung. Andererseits
sind sie vom staatsrechtlichenStandpunkte nicht in dem Sinne Aus-

land, wie z. B. Spanien rc., da das spanischeGebiet zwar auch
negativ nicht deutsch,positiv aber einer anderen Staatsgewalt unter-

worfen ist, während für die Kolonien nur das Negative zutrifft.
Solange aber die Eingeborenensichnicht unter deutschenSchutzge-

stellt haben, kann ihre öffentlich-rechtlicheStellung nicht der eines

deutschenStaatsangehörigen gleich sein.
Positio fragt sich,welchenInhalt die Herrschaft des Reiches in

diesen Gebieten hat, welche Gesetzein Anwendung zu bringen
seien. Es konnte nur als ein Uebergangszustandbetrachtetwerden,
daß hier in Analogie des Gesetzesvom 10. Juli 1879 über die

Konsulargerichtsbarkeitverfahren wurde. Zumal da durch mehrere
Verträge mit afrikanischenVolksstämmen das Reich die Befugnis
der Rechtsprechungüber deren Angehörige erworben, bedurfte es

genauerer Regelung. Diesem Bedürfnisse, eine geordneteRechtspflege
herzustellen,ist durchdas Gesetzvom 17. April 1886 (Gesetzsammlung
Nr. 1647) entsprochenworden. Während ursprünglich beabsichtigt
war, dem Kaiser eine allgemeineErmächtigungzu erteilen und kaiser-
licher Verordnung alle Einzelheiten zu überlassen,hat das genannte
Gesetzfolgendes festgesetzt:

a) Bürgerliches Recht, Strafrecht, Verfahren und Gerichtsver-
fassung bestimmensich nach dem Gesetzüber die Konsulargerichts-
barkeit mit der Maßgabe, daß an Stelle des Konsuls der vom

Reichskanzlerzur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Be-

amte tritt.

b) Durch kaiserlicheVerordnung kann eine Reihe von Ab-

1 Vgl. die kurze, aber gute Be-1886 erlassen(hierzu Verf. d. Reichs-
gründung des arbebüichumgestalteten kanzlers und Dienstanweisung vom

Entwurfes. Für dieRechtsverhält-1. Nov. 1889, für die Marschall= u.

nisse im Schutgebiersder Neuguines= Salomonsinseln 2c.V. vom 13. Sept.
kompanie ist eine V. v. 5. Juni|] 1886 u. 11. Jan. 1887)
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weichungen von jenem Gesetzbegründet werden, so hinsichtlichder
der Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen, der Polizeiverordnungs-
befugnis, des Verfahrens bei schwererenVerbrechen, der Bestimmung
des Berufungs= und Beschwerdegerichts?in bürgerlichenRechtsstreitig-
keiten, Konkurssachenund in den zur streitigen Gerichtsbarkeit nicht
gehörigen Angelegenheiten,schließlichhinsichtlichder Vereinfachung
des Zustellungs-, Zwangsvollstreckungs=und Kostenwesens.

e) Das Gesetz,betreffenddie Eheschließungund Personenstands-
beurkundungvon Reichsangehörigenim Auslande (vom 4. Mai 1870),
kann durch kaiserlicheVerordnung auch auf Nichtreichsangehörige
ausgedehnt und vom Reichskanzlerein Beamter mit Wahrnehmung.
standesamtlicherFunktionen beauftragt werden.

V. Organisation der Holonien.

Von der ursprünglichenAbsicht, lediglich durch Freundschafts-
und Protektoratsverträge den deutschenStaatsangehörigen Schutz
zu gewähren, ist die Reichsregierung sehr bald ab= und zu einer

festeren Gestaltung übergegangen. Dabei war der Gedanke leitend,
daß die Departements des Innern und Handels zunächstden beteiligten
Kaufleuten zu überlassen,die Departements des Kriegs, Auswärtigen
und der Justiz vom Reichezu übernehmen seien.

Hierbei fragt es sichnun, welcheKompetenzdas Reichund seine
Organe — abgesehenvon besonderenGesetzen— haben. Die Kom-

petenz des Reichesist in Art. 4 der Verfassungbegründet. Organ
des Reiches ist in dieser Hinsicht der Kaiser. Da jedes koloniale

Rechtsverhältnis sich aus einem völkerrechtlichenzu einem staats-
rechtlichen entwickelt, ist die Zuständigkeit des Kaisers in Art. 11

der Verfassung begründet. Er allein hat das Recht und die Pflicht,
den in unzivilisierten Gegendenweilenden ReichsangehörigenSchutz

Abweichungen v. 8 31 des Kon= landes= oder ein Konsulargericht,bei

sulargerichtsbarkeitgesetzes,besonders BeteiligungEingeborener ein Gericht
so, daß Mitwirkung eines Staatsan= im Schutzgebiete (unter Ausschlie-
waltes (kaiserlichen Beamten oderKung des Anwaltszwanges) bezeich-
Anwaltes) und hlormlicheVorunter- net werden.
suchungstattfin

* Vgl. V. v. 21. April 1886.
2 Es kaun denhanseatischeOber-
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angedeihenzu lassen; er hat daher, wenn dieserSchutznur territorial

gewährt werden kann, die Befugnis Schutzbriefezu erteilen u. s. w.

An der Spitze der Verwaltung stehtals einzigerBeamter der Reichs-
kanzler als Kolonialminister. Verwaltungsbefugnisseübt zum Teil
der Bundesrat.! Ein Syndikat Hamburger Firmen fungiert als

Kolonialrat. Eine Mitwirkung des Reichstages ist lediglich nötig
bei Gegenständen,die (wie Gebietseinverleibung,Rechtsprechung)nur

durch Gesetzgeregelt werden können, oder soweit eine Belastung des

Reichsetats stattfindet.
Zu beachten ist, daß die Gewalt des Kaisers gegenüberden

Kolonien eine durchaus eigenartige ist, welcheman am ehestender
im & 3 des Gesetzesvom 9. Juni 1871 gekennzeichnetenStaats-

gewalt für Elsaß-Lothringen vergleichenkann. Es handelt sichbei

den Kolonien nicht um Glieder unseres Staatenstaates, sondern um

dem Reich unterworfene Gebiete.
Die Organisation, zu welcher die Anfänge gemachtsind, ist eine

verschiedeneund kann nur zum Teil eine staatliche genannt werden.

Letzteresist der Fall in den west=und südwestafrikanischenGebieten,
wo ein Gouverneur, Landeshauptmann und einzelneBeamte ein-

gesetztsind.: Dagegen ist in Ostafrika und Neuguineadie Herstellung
der Verwaltungseinrichtungenden betreffenden Gesellschaftenüber-

lassen. Diese Gesellschaften, welchenach heutiger Rechtsanschauung
von den früheren niederländischen und britischen Kompanien?
wesentlichverschiedensind, können Rechte der Souveränität erwerben
und können, wie der Kongostaatdies zeigt, zum selbständigenStaate

werden; an sichaber gelten für siedie Sätze ihres heimischenStaats-

rechts, und sie bedürfen des Schutzesihrer Staatsgewalt, den z. B.
die Neuguineakompanieselbst nachgesuchthat. Zunächst werden

diese Gesellschaftenalso unserem Gesellschaftsrechtunterstehen,wäh-

1 Vgl. z. B. Beschl. v. 21. Jan. derallgemeinenVerwaltungdesZoll-
1886 über biedoppelteVerechnung
der Dienstzeit in Togo, Kamerun rc.

nach51 des Neichsbeamtengeletes.Vgl. die Denkschrift über die

deutschenSchutgehietevom — 1885

(Annalen 1886 S. 484). r das

Lannalen1856F. 43," ’ D

und Steuerwesens in Westafrika
und auf den Marschallinselnr2c. s. V.

vom19. Juli und 15 Okt. 1886.
oscher, — (2.Ausi)S. 374 ff., und die kressendeErörterung Stengels S. 44 ff.
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rend sie allerdings, sobald sie sichund ihr Gebiet der Oberhoheit
des Reichesunterwerfen, eine den staatlichenSelbstverwaltungskörpernsehr ähnlicheStellung einzunehmenberufen sind.

*32.
B. Die Staatsangehörigkeit.“

I. Begriff der Staatsangehörtghett.

Wie der Staat die Grenzen seines Landes scharf zieht und

sicherbewacht, so muß er auch feststellen, wer gegen ihn und gegen
wen er Rechteund Pflichten habe. Das Herrschaftsbereichdes Staates

bestimmt sich, außer durch das Gebiet, durch das zweite Moment:
die Staatsangehörigkeit. Da dieser Begriff Personen in den

Staat einschließt und von demselbenausschließt,so hat er nicht bloß
eine nach innen gewandte, sondern auch eine dem Völkerrecht zuge-
kehrte Seite. Einem Staate angehören, heißt bleibendes Glied in

seinemOrganismus sein; es ist daher regelwidrig, wenn jemand zwei
Staaten angehört, zweien Herren dient.? Das Verhältnis, welches
durch die Staatsangehörigkeit bezeichnetwird, kann nicht wie ein

obligatorisches auf einzelne Leistungen zurückgeführt werden. Es

erfaßt den ganzen Menschenund findet eine Analogie nur im Familien=
rechte. Der Mensch ist zum Staate geboren (das cos oh#r#nd

des Aristoteles). Daraus ergibt sich auch die Gegenseitigkeitdes

Verhältnisses und die Unmöglichkeit einseitiger Lösung. So wenig
es für ein Hauskind die Freiheit gibt, seine Familie aufzugeben,so
wenig kann vom allgemeinen Standpunkte die oft verteidigte Aus-

wanderungsfreiheit des „Landeskindes“ — wie die Volkssprache
juristisch korrekt sagt — als richtig anerkannt werden. Vielmehr
ist de jure naturali die Unzulässigkeitder Auswanderung und nur

aus praktischen Gründen die Einschränkungdieses Grundsatzes ge-

rechtfertigt.
1

Erü##nenN#digenab1907), R.L. III S. 419. — PraktischeFragen:
Annalen 1875 S , 793111ö,Kirchenheim,Verwaltttngörechts-
1876 S. 135, oth 67 (1886 praktikum S. 35 ff.
S. 973). Weitere bissrber La- : Ueber diese Konflikte vgl. das
bandl S. 131; Mandry,Zivilrechtl. VBölkerrecht(Annalen 1875 S. 206).
Inhalt (2. Aufl.) S. 52 und bes.
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II. Fremde und Forensen.

Wer sich im Staate aufhält, ohne ihm anzugehören,wird als

Fremder bezeichnet.Fremde treten zur Staatsgewalt nur insofern
in Beziehung, als sie sich im Staatsgebiete aufhalten. Sie kommen
in Betracht, nicht weil sie Staatsgenossen, sondern weil sie in die

räumlicheMachtsphäredes Staates eingetretensind; die Gewalt über

sie ist kein Ausfluß der Personal-, sondern der Territorialhoheit und

ergibt sich aus der vorangegangenen Erörterung (Territorialprinzip
8 30). Eine zusammenfassendeDarstellung des Fremdenrechtshat an

dieser Stelle keine Berechtigung: die Rechtsverhältnisseder Fremden
greifen in die verschiedenstenGebiete über. Waren die Ausländer in

früheren Zeiten vielfachenNachteilenunterworfen, so sind siejetztpri-
vat-, prozeß=und strafrechtlichim wesentlichengleichgestellt,während
für das öffentlicheRecht der umgekehrteGrundsatzgilt.: Aus dem

Rechtedes Aufenthaltes folgen für sie keine politischenPflichten und

Rechte, und jenes Recht selbst kann ohne weiteres entzogen werden.

Ausländer können zu unseremStaate, ohnesichpersönlichdarin

aufzuhalten,auch dadurch in Beziehung treten, daß sie in demselben
Grundeigentum erwerben. Da dies ein Teil des Staatsgebietes ist,
so folgt dessenUnterordnung unter die Staatsgewalt ebenfalls aus

den Sätzen des §&30. Die Ausländer, die im Inlande Grund-

besitz2c. haben, heißen Foxensen und haben alle aus der dinglichen
Unterordnung ihrer Grundstückesich ergebendenVerpflichtungen und

Befugnisse. Die weitergehendeUnterwerfung der Forensen (land-
sassiatus plenus) ist durch die Reichsjustizgesetzebeseitigt.“

III. Staatsangehörige und Staatsbürger.

Aus der Zahl der Staatsangehörigen hebensichdie Staats-
bürger heraus, deren Begriff dadurch bedingt ist, daß sie besondere

InbesonderedeLabelsnbere- Koondd.84, 207, 208; Str. Pr.O.aitaronh1 S. 23; II S. 840), 88 112 ;äR.G. v. 13.Mai 1870.
welchez.B. Württemberg erst durch — 1 AlSPIII, 1 891, III, 2 8 105,
das Erbschaftssteuergesetzvom24.März III. — R.L. 1. 192. Zur Geschichte
1881beseitigt ist. vgl. Stobbe, Privatrecht 1 65842,43.

: Vgl. N.Str. G.B. § 3bis 8; * NStr.G.V 39, 284, 362.
R. Z.Pr. O.88 13, 53, 101, 568, 594; — * N..Pr.O. 25—27.



8 32. Die Staatsangehörigkeit. 137

Nechteder Mitwirkung im Staatsleben haben. Hier muß also zum
Merkmal der Staatsangehörigkeit noch etwas hinzutreten, z. B.

männliches Geschlecht, ein gewissesAlter, Selbständigkeit, Unbe-

scholtenheit u.dgl. m. Sind diese Merkmale erfüllt, so sprechen
wir von Staatsbürgern im engeren Sinne und erkennen diesen eine

Reihe von Befugnissenzu, welche eine unmittelbare oder mittelbare
aktive Beteiligung an Gesetzgebung,Rechtsprechungoder Verwaltung
gewähren und welche wir als politischeRechte zu bezeichnenpflegen
(vogl. § 36), so das aktive und passiveWahlrecht, das Rechtzum Ge-

schworenen-,Schöffenamteund zu anderen Ehrenämtern in der Selbst-
verwaltung.

IV. Staats- und Reichsangehörigheit.

Während nach dem oben Gesagten eine doppelte Staatsange-
hörigkeit an sich als etwas Regelwidriges erscheint, tritt uns in

unserem Staatsleben die Zugehörigkeit zu zwei staatlichen Gemein=

schaftenals etwas durchaus Notwendiges entgegen. Jeder Deutsche
ist Reichsangehörigerund Staatsangehöriger; dies sind aber nicht
wie in dem oben gedachtenFalle exzentrische,sondern konzentrische
Begriffe. Es sind zwei Begriffe, die nach unserem Rechte ohne
einander nicht gedachtwerden können, die untrennbar verbunden sind,
gemeinsam entstehen, gemeinsamvergehen. Trotzdem sind es zwei
Begriffe, nicht einer. Die Staatsangehörigkeit bleibt neben der

Reichsangehörigkeitbestehen;die Rechte, welche die erstere umschließt
und die sich auf die Teilnahme am Leben des Einzelstaatesbeziehen,
werden durch die Angehörigkeit zum Gesamtstaatevielleicht nicht be-

rührt: aber unauflösbar sind die beiden Verhältnisse verschlungen.
Niemand kann nur Reichsangehörigersein,ohne einem deutschenStaate

anzugehören;! niemand kann die Staatsangehörigkeit aufgeben,ohne
damit auchdas Reichsbürgerrechtzu verlieren; wohl aber kann letzteres
unverändert bleiben, wenn nur die Untergewalt gewechselt,ein Bre-

menser z. B. Württemberger wird. Nirgends tritt der Charakter
unseres Staatswesens deutlicher hervor als auf diesem Gebiete;
wären wir nicht Staatsbürger, sondern nur Reichsbürger, so
wäre unser Reich ein Einheitsstaat; wären wir nur Staatsbürger,

1 Welche Ausnahme? Vgl. 8 63.
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so wäre unser Reich ein Bund, wie es der deutscheBund war. Aber

nicht nur darin, daß beide Begriffe zusammenhängen,sondern auch
in der Art und Weise, wie sie sich zu einander verhalten, zeigt sich
das Eigenartige unseres Reiches; während in Nordamerika das

Unionsbürgerrechtdas prinzipale ist, welchesdas Staatsbürgerrecht
nach sichzieht, ist bei uns (wie in der Schweiz)das Staatsbürgerrecht
das primäre Verhältnis; wer Staatsbürger geworden, ist als solcher
Reichsbürgergeworden(Reichsgesetzvom 1. Juni 1870 & 1 „durch“).

Die Reichsangehörigkeitbedingt ein gemeinsamesZugehörigkeits-
verhältnis (Indigenat) für ganz Deutschland. Dasselbe hat die

Wirkung, daß der Angehörige eines jeden Bundesstaates in jedem
anderen Bundesstaate als Inländer zu behandeln, zum Wohnsitz,
Gewerbebetriebe, Grundstückserwerb, wie überhaupt zum Genusse
aller bürgerlichen Rechte gleich dem Einheimischen zugelassenist.
Diese Bestimmung hat, da durch eine große Anzahl von Gesetzen
einheitlicheRegelung von Gegenständenerfolgt und somit Ungleich-
mäßigkeit ausgeschlossenist, nur für die noch nicht gemeinrechtlich
normierten Materien Bedeutung.

Der Grundsatz, daß die Reichsangehörigkeitkein selbständiges,
sondern mit der Staatsangehörigkeit eo ipso zusammenhängendes
Recht bildet, erforderte eine einheitlicheRegelung des Gegenstandes
im ganzen Reiche,welchedurch Gesetzvom 1. Juni 1870 erfolgt ist.

V. Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkelt.

Der Erwerb der Staatsangehörigkeiterfolgt danach: 1. durch
Abstammung vom ehelichenVater oder der unehelichenMutter, ohne
Rucksichtauf den Ort der Geburt, durchLegitimation (nichtAdoption);
2. unmittelbar durch Verleihung. Außer den geborenen Landes-
kindern („Eingeborenen") kann es aus der Macht des Staates Staats-

angehörigegeben, den Adoptivkindern vergleichbar. Die Verleihung
ist ein staatlicher Verwaltungsakt, kein Rechtsgeschäft.: Sie erfolgt
durch eine von der höherenVerwaltungsbehördeausgefertigte Urkunde

Art. 3 d. V.U. Vgl. Schluß- nen 4%t Zorn1 S. 257.)
protokoll (I) des Vertrages mit aband (auch in Mar-

ayern. Dies gilt nur für Unter- Wies Arn-S. 34) annimmt.
thanen, nicht für juristische Perso-
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und heißt Aufnahme, wenn es sich um einen Reichsangehörigen,
Naturalisation, wenn es sichum einen Ausländer handelt; letztere
ist in das Ermessen der Regierung gestellt & 8 des Gesetzes)und

kann verweigert, ersteremuß unter bestimmtenVoraussetzungenerteilt
werden (C 7 des Gesetzes);3. verknüpft das Gesetzmit gewissen
Thatsachenvon selbst die Erwerbung der Staatsangehörigkeit, und

zwar erwirbt a) die Ehefrau durch Verheiratung die Staatsange-
hörigkeit des Mannes!) und vertritt b) eine Bestallung zum Beamten
die Naturalisations= bezw.Aufnahmeurkunde.

Der Verlust der Staatsangehörigkeit tritt ein — abgesehen
von Verheiratung mit einem Nichtdeutschenund Legitimation —i

1. durch Entlassung, welche der contrarius actus der Verleihung ist
und zum Zweckder Uebersiedelungin einen anderen Bundesstaat bei

Nachweis des Erwerbs der neuen Staatsangehörigkeit erteilt werden

muß, zum Zweckder Auswanderung unter gewissen,durch die Erfül-
lung der Wehrpflicht bedingtenVoraussetzungenversagtwerden darf;
2. durch zehnjährigen ununterbrochenen Aufenthalt im Auslande;
3. durch einseitigenAusspruch der Staatsregierung im Falle der

8 20 und 22 des Gesetzes,sowie bei unbefugter Ausübung von

Kirchenämtern(Reichsgesetzvom 4. Mai 1874).2
Entlassungund Verleihung erstreckensich,soweit nichtAusnahmen

festgesetzt,auf die der familienrechtlichenGewalt des Betreffenden
unterworfenen Personen.?

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß nach bestehendemRechte
jemand mehrere Staatsangehörigkeiten in sich vereinigen kann. Es
kann jemand zugleich Sachse, Bayer und Mecklenburger u. s. w.

sein. Eine weitere Anomalie ist die, daß auch der Ausländer seine
Staatsangehörigkeit zum Erwerb der inländischen nicht aufzugeben
braucht. Die daraus entstehendenKonflikte zu vermeiden, sind zuerst
zwischendem norddeutschenBunde und den Vereinigten Staaten

ise den Fall Bibesco V sion dieses Gesetzes Kinschius,Sarwey, MWürttemb. Staats-RN. Preuß.Kirchengesch(1880) S
S. 101Annalen 1876 S. 733, der * Vgl. Wohler's Lmrch-Sen
und Kirchenheim,04Verwaltunge=des Vundesamtsf. Heimatwesen,Re-
recteprarkttemNr. gister, s. v. Familieneinheit.

: Vgl. über die süchiceSuspen-
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vom 22. Februar 1868 die sogen. Bancroftverträge geschlossen
worden. Sie bestimmen,daß Angehörige des einen Teils, welche
fünf Jahre lang im Gebiete des anderen Teiles zugebrachthaben
und daselbstnaturalisiert sind, als dessenAngehörigebetrachtetwerden.

Neuniederlassungund längerer Aufenthalt im Heimatsstaate, sofern
die Absicht,in die zweiteHeimat zurückzukehren,ausgeschlossenerscheint,
wird als Verzicht auf jene Naturalisation angesehen.

Drittes Kapikel.

Die Rechtsstellungder Anterthanenim Perhältniszur
Staatsgewalt.

g 33.

Einleitung. Die subjektiven öffentlichen Rechte im allgemeinen.
I. Begriff.

Wir habenden Begriff des objektivenRechtesund sein Geltungs-
gebiet festgestellt. Die nach dem objektiven Rechte den Einzelnen
zustehendenBefugnissenennen wir subjektiveRechte; auf sie hinzu-
weisen, soweit sie für das öffentliche Recht in Betracht kommen, ist
Aufgabe dieser dritten Erörterung.: Hier sind die Grenzen zwischen
Staats= und Einzelrecht,die Schrankender staatlichenGewalt gegen-

1 Annalen 1868 S. 959, 1875 Rechtes erhalten will, sichdie Bände
S. 793, 1113, 1877 S. 204; Preuß. der Handbibliothek gegenseitigergän-
Jahrbücher(1875)XXV S. 509, zen, so ist auch hier ein Verweis auf
660, XXXVI S. 189. jenen Abschnitt nötig.BeiobigerDar-Diese Lehre gehört in eine all= stellunglehnen wir uns für die all-

gemeine.Einleitung.wie Stengel gemeine Erörterung der öffent-
(Hdbbl. 1 S. 31) und Kirchenheim lichen Rechte auf das engste an

(Einführung S. 109) bemerken. Jhre Stengel an. Seine Darlegung
praktischeWichtigkeit tritt jetzt be= (S. 31—47) wird darum hier nur

sonders im Verwaltungsrecht hervor, kurz wiedergegeben. Die einzelnen
was die Veranlassung bot, die allge= Lehren werden sodann in der in den
meinen Grundsätze dort, soweit zum staatsrechtlichen

Werken
bisherüblich

Verständnis nötig, zu erörtern. Wie Weise dargestellt. Aitteraturvgl. bei
überhaupt für den, der ein volles Stengel a. a. O. und Lirchen-Bild unseres gesamten öffentlichen heim, Einführung S. 125 § 9
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über der individuellen Rechtssphärezu erkennen. Nachdem(wie § 21

gezeigt) das Streben der Völker sichdarauf richtet, diese Sphären
durch feste Sätze von einander abzusteckenund allgemeine Normen

hierüber in den Verfassungsurkundenaufzustellen,hat man sichdaran

gewöhnt, von Grundrechten, Bürgerrechten, subjektivenöffentlichen
Rechten zu sprechen, dabei meistens an Ansprüche der Unterthanen,
in einer gewissenRichtung von Einwirkung der Staatsgewalt frei zu
bleiben, denkend. Das Bemühen, jede Durchkreuzungvon öffentlichem
und Einzelinteressezu hindern, ist ein vergebliches. Alle, auch
— ja ganz besonders— die radikalen Staatstheorien gebenzu, daß
der „Staatswille“ eintretendenfalls den „Einzelwillen“ beugenund

brechenmuß. Während in der absoluten Monarchie oder Demokratie

unbedingteUnterwerfung des Teiles unter das Ganze verlangt wird,
hat die Neuzeit versucht,festzustellen,unter welchen gesetzlichenVor-

aussetzungendas Einzelinteressedem Staatsbedürfnis weichen, ge-

opfert werden soll. Damit ist die dem Verfassungsstaateeigentümliche
Gesetzmäßigkeitder Verwaltung gegeben,daraus sind die meistender

sogen.subjektiven öffentlichen Rechte herzuleiten.
Damit ist aber zugleich der Charakter der sogen. Grund-

rechtebezeichnet,und es ist streng festzuhalten, was oben über die

Bedeutung der „Verfassung“ gesagt wurde (6 25). Die Grundrechte
bilden nicht einen abgesondertenTeil des Staatsrechts, sondern sie
kommen überall, in allen einzelnenGebieten desselben,besonders im

Verwaltungsrecht zur Erscheinung. Unter dem Titel „Grundrechte"“
sind oft nur allgemeineDirektiven für die Staatsgewalt gegeben;
ja es sind oft genug allgemeine Sätze, deren Unhaltbarkeit das

1 Die Frage, ob es „össentliche
subjektive Rechte“ gebe oder nicht,
kommt auf eine spibzfindige Theorie
hinaus. Daß sie kaum aufgeworfen
werden kann, sondern eo ipso zu
bejahen ist, erkannten die staatsrecht-
lichen Schriftsteller fast ausnahms-
los an. (Vgl. Loening, Verwal-

tungsrecht S. 13.) Es ist klar, daß
die Kategorie,der subjektivenNechtegenau so weit reicht wie das
bhendes ter oder Lebens über-

haupt. Im übrigen kommt es hier-
bei selbstverständlich auf den Stand=
punkt der Behandlung an. Vom
Standpunkt der Staatsgewalt stellen
sich jene Rechtssätzedar als Be-
schränkungen, vom Standpunkt des
Individuums als subjektive Rechte.
Beides ist richtig, hinesergibt sichaus
dem anderen. ls Ausgangspunktfür Entscheidung einzelner Fragen
kann jedoch der erstere Standpunkt
eingenommen werden.
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täglicheLeben fortwährend beweist. „Das Eigentumist unverletzlich,“
heißt es in den Verfassungen,und dochwird niemand bestreiten,daß
z. B. bei Feuer= und Wassersnot polizeilicheVerletzungendes Eigen-
tums gestattet sind u. s. w. Also juristisch faßbaren Inhalt erhalten
diese Titel erst durch die Ausführungsgesetze.Der Grundgedanke
aber, auf dem sie beruhen, durchziehtunser ganzes Verfassungs=und

Verwaltungs-, ja unser ganzes Rechtsleben; so lassensichdieseRechte
niemals getrennt vom einzelnen Teile des Rechtsstoffeserschöpfend
darstellen. Aufgabe unserer Darstellung ist lediglich eine allgemeine
Uebersicht dieser Rechtssätze,welche also durch Prozeß= und Ver-

waltungsrecht ihre Perfektion erhalten, zu gebenund damit das zu
umfassen,was üblicherweiseals „Rechteund Pflichten der Unterthanen“
oder als „Grundrechte“ 2c. erörtert wird.?

Im voraus ist also zu beachten,daß die Kategorie der öffent-
lichen Rechte selbstverständlichviel weiter ist als die der „Grund-
rechte“ und daß somit nur ein kleiner Teil der öffentlichen Rechtehier
zur Darstellung kommt. Andererseits ist zu beachten,daß das, was

man „Grundrechte“ neunt, vielfach zunächstprivate Rechtesind, daß
die Kategorie dieser Rechte, wie sich aus dem Gesagtenergibt, eine
das ganze Recht umfassende ist. So ist z. B. der Anspruch auf
Unverletzlichkeitdes Eigentums, der Person zunächstprivatrechtlich.
In das Gebiet des öffentlichenRechtes fällt dies erst, sobald es sich
darum handelt, ob und inwieweit die öffentlichen Organe diese Un-

verletzlichkeit einschränkendürfen. Die sogen.Grundrechte sind also
teils, ja wesentlichPrivatrechte, und der Begriff der öffentlichenRechte
ist ein weiterer und ein anderer.

II. Arten.

Was subjektivesRecht sei, setzenwir hier voraus; für die

Einteilung der subjektivenNechte aber gilt das in der Einleitung
1 In dieser Hinsicht hat La-merkungen Sarwey's (Württem-

band's Bemerkung1 S. 150 N. 2 bergischesStaats-R. 1 S. 176 Zuf.
a. E. einige Berechtigung. 1) zu eisen.Val insbes.ee

: Vgl. Laband! S. 149 N. 2. (Hdbb.1
deren Lehre von den Grundrechten 2c. Macht, ob Interesse,kann hier nicht
Ueber das Frreleitende einer beson “sê Srreit,obsubiektives Recht
machen wir uns die zutressendenBe= entschieden werden. Merkel (En-
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(5 10 Gesagte. Also auchdiese sind privatrechtlicheoder öffentlich-
rechtliche. Das letztereist der Fall, wenn sie sich aus dem Staats-
verbande unmittelbar oder mittelbar (aus der Zugehörigkeitzu einem

Selbstverwaltungskörper, bezw. zu einer öffentlich-rechtlichenKor-

poration) ergeben; ihren Grund und Ursprung haben diese Rechte
in der Zugehörigkeit zur staatlichenGemeinschaft: nur dies ist das

Charakteristische,gleichgiltig ist, ob sie verzichtbarsind oder nicht, Geld-
wert haben oder rein ideal sind.

Die gebräuchlicheEinteilung ist die in politische— besserstaats-
bürgerliche — und bürgerlicheRechte. Politische Befugnisse sind
diejenigen, welcheeine unmittelbare oder mittelbare aktive Beteiligung
an der Gesetzgebungoder Verwaltung der staatlichen Gemeinschaft
gewähren. Dahin gehören für den einzelnenStaatsbürger das Recht
der Teilnahme an gesetzgebendenVersammlungen, wie auch der

Mitwirkung in Organen der Selbstverwaltung, das Recht, als Ge-

schworener2c. zu fungieren, das aktive und passiveWahlrecht u. s. w.

Als bürgerlicheRechte kann man alle übrigen öffentlichen verstehen.
Hierher rechnet man die sogen. „Grundrechte“, welche in den

nächstenParagraphen Darstellung finden werden und welcheregel-
mäßig in Form von bestimmten, in der Verfassungsurkundegegebenen
Direktiven für die Gesetzgebungauftreten. Ferner gehören in diese
zweiteKategorie der öffentlichen Rechte die öffentlichen Statusrechte,
d. h. Staats= und Gemeindeangehörigkeit,die sichdaraus von selbst
ergebendenoder die durch besonderenRechtstitel erworbenen Nutzungs-
rechte an öffentlichen Sachen oder Einrichtungen. Daß viele dieser
Rechtesichzugleichvon einem anderen Standpunkte aus als öffentliche
Pflichten darstellen, bedarf nur der Andeutung. Außerdem aber gibt
es noch eine Reihe spezielleröffentlicher Pflichten, teils persönlicher,
teils sachlicher,teils gemischterNatur (Wehrpflicht, Steuerpflicht —

vgl. & 34).

zyklopädie§ 159) sagt: An beides ist auch Merkel a. a. O. § 436;
bei dem Worte zu denken; das Recht Kirchenheim, Ensührungin das
verhält sich zum Interessewie die Verwaltungsrecht S.

Festung zum geschütztenLande. Vgl.
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III. Entstehung und Untergang öffentlicher Rechte und Pflichten.

Entstehung und Untergang öffentlicher Rechteund Pflichten zeigt
ebenfalls mancheEigentümlichkeit. Insbesondere bemerkenswert ist,
daß nicht nur physische,sondern auch juristischePersonen Träger
öffentlicher Rechte sein können und daß gewöhnlichder Erwerb öffent-
licher Rechte von gewissenVoraussetzungenabhängig ist, welche bei

privatrechtlichenBefugnissennicht verlangt werden. Solche Voraus-

setzungenfind die Staatsangehörigkeit, das männliche Geschlecht,ein

gewissesAlter, wohl auchSelbständigkeit, eigenerHaushalt u. s. w.

Die einzelnen Erwerbsgründe öffentlicher Rechte sind ähnlich
wie im Privatrechte Gesetze,spezielleVerleihung (durch Verfügung,
Konzession,Privileg), Wahl, auch Vertrag. Entsprechendgehendie

öffentlich-rechtlichen Befugnisse unter durch Gesetz, durch Wegfall
des berechtigtenSubjektes, durchWegfall sachlicheroder persönlicher
Voraussetzungendes Rechtes(z. B. der Staatsangehörigkeit), Ent-

ziehungdes Rechtes(durch Strafurteil), Zurücknahme des Rechtes
durch die Behörde (Konzessionsentziehung),Vertrag oder Verzicht,
Verjährung.

Vgl. für diese ganze Lehre Näheres bei Stengel in dieser
Handbibliothek II S. 31—47.

A. Die Unterthanen im allgemeinen.

834.
Die öffentlichen Pflichten.

I. Allgemeine Pflichten.

Wer einmal das Eigentümliche des Staatsorganismus darin

erkennt, daß die Erhaltung des Ganzen die Voraussetzungfür den

Teil ist, daß dieser nur im Ganzen bestehenkann, der wird keinen

Augenblickzweifeln, daß das Verhältnis des Bürgers zum Staate
in erster Linie ein Pflichtverhältnis ist. Der Einzelne steht nicht
für sichallein da, sondern im sittlichenGanzen. Untereinander und
mit dem Ganzen sind die Glieder sich gegenseitigZweck und Mittel;
als letzteresaber erkennt der Einzelne sichund seine Leistungen be-

1 H. Schulze 1 S. 365 ff.
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sonders in den Pflichten, die ihm obliegen und durch deren Erfüllung
er zum Teil direkt — wie bei der Wehr= und Steuerpflicht — die

Staatszweckemit verwirklicht.
Auch diesePflichten hängeneng mit den einzelnenRechtsgebieten

zusammenund werden zum Teil in diesenDarstellung finden. Hier
handelt es sichdarum, den allgemeinen Ueberblick zu gewinnen.

Zunächst sind die Pflichten allgemeinere; wir können sie zu-
sammenfassenals Pflicht der Treue und des Gehorsams.

Die Treuverpflichtung erscheintvielfach mehr ethischerNatur;
sie ist die Voraussetzung,zugleich aber die Ergänzung aller anderen

Pflichten, juristisch am schwierigstenzu umschreiben. Doch hat schon
die altgermanischeAuffassung diesen Begriff zu einem Rechtsbegriff
zu gestalten versucht, und in schönerWeise hat das mittelalterliche
Lehnrecht in diesem Begriff Anforderungen des strengenRechtes mit
denen der Sitte und Ehre vereinigt und versöhnt.! In geläuterter
Gestalt ist der Begriff auf das heutige Staatsrecht übertragen, in

dem er freilich da am einfachstenzu Tage tritt, wo eine geschichtlich
begründeteDynastie den Staatsgedanken verkörpert. Solcher An-

schauungtragen mancheVerfassungenRechnung,wenn sieausdrücklich
die „Treue gegen den König“ verlangen.

Diese Treuverpflichtung läßt sichnicht obligationsrechtlichzerlegen;
sie ergreift vielmehr wie ein Institut des Familienrechts den ganzen
Menschen. Negativ können einzelneVerletzungengestraft werden, die
wir als Verrat bezeichnen. Nur ein Teil der diesbezüglichenBe-

stimmungen rücksichtigtauf das Treuverhältnis, während viele der-

selben aus politischen Gründen einen UnterschiedzwischenIn= und

Ausländern nicht machen.
Schließt so die Treue nehatiodie Pflicht ein, jede Felonie

SächsischesL. R.II S. 78, II messungKchnn bestehen(ogl.
F. 6 auch R.S 80: „eigenerdand 1S. 139 ff; Ber= Landesherr"). Bei der Majestäts-
ner, Lehrb. d. Strafrechts (14. Aufl.“
1886) S. 323—351. Für den Hoch-
verrat folgt aus dem Territorial=

prinzip (ogl. oben § 30) die Gleich-
stellung des subditus temporarius,
wenn auch hinsichtlich der Strafzu-

beleidigung (N. Str. G.B.8 94 ff.)
iedoch mußte das persönliche Ver-
hältnis des Unterthanen in den Vor-
dergrund treten (vgl. die Motive zum
N.Str.G. B. T. II Abschn. 2).

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Siaatsrechts= 10
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(d. h. in diesem Sinne den Treubruch!) zu unterlassen, so folgen
aus ihr positiv die Pflichten zu persönlichenLeistungen,die Hingabe
des Lebens im Kriegsdienst, was später zu erörtern sein wird.

Die ethischeSeite der Treupflicht suchteman früher durcheinen

besonderen Huldigungseid (homagium plenum) zum Ausdruck

zu bringen. Ein solcher ist auch heute noch einzelnen Staaten be-

kannt; er bezieht sich auf Treue, Gehorsam und Beobachtungder

Landesverfassungund wird bei Regierungswechsel,Aufnahme in den

Staatsverband oder Erreichung eines gewissenAlters geleistet.:
Auf das engste verbunden mit der Treuverpflichtung ist die

Pflicht des Gehorsams. Sie erfaßt sowohl den Ausländer wie

den Inländer; für letzteren geht sie insofern weiter, als derselbe
auch im Auslande unseren Gesetzenunterworfen bleibt (Reichsstraf-
gesetzbuch§&4). In unseremzusammengesetztenStaatswesen ist selbst-
verständlich auch die Gehorsamspflichteine zweifache,gegenüberdem

Staate und dem Reiche, jedoch so ineinander geschlungen,daß man

sie nicht in ihre einzelnenTeile zerlegenkann. Die Lehre vom bürger-
lichen Gehorsam ist geradezuein enfant chöri der Litteratur; einer-

seits vom konstitutionellen an englischeErörterungen sichanlehnenden
Standpunkte wurde die Lehre vom „verfassungsmäßigen“Gehorsam
entwickelt, andererseits unter Hervorhebungdes Satzes, daß man Gott

mehr gehorchenmüsseals den Menschen,hauptsächlichvon jesuitischen
Schriftstellern die Berechtigungdes Widerstandes dargethan." Diese

Frageist in der That ein zweischneidigesSchwert; bejaht man sie,

handelt und wie untrennbar ver-

schlungen die verschiedenen Bezie-
Üeber den mannigfaltigen Ve-griff der „lelony# vgl. z. B. Ste

phens, Engl. Str.N. (i. d. ebei-
von Bäh S. 2 N. 2).

Sachsen § 139, Bayern § 3,

Württemberg8 20, Hessen 108,
Altenburg § 73, KoburgJ28. Ueber

Bluntsch li's Gedanken,diesem Eid
(Bürgerweihe) einen Unterricht (ähn-
lich dem Konfirmationsunterricht)
voranzuschicken,ogl.Blunts 41Denkwürdiges (1884)III S. 2
275, Politik III S. %

Die Lehre zeigt deutlich,wie
es sich in diesem Kapitel um die ge-
samte Rechtsstellung des Unterthanen

hungen desselben sind. Wer vom

Standpunkt der Staatsgewalt aus-

geht, betont das Recht derselben auf
Gehorsam; wer von den Pflichten
des Bürgersausgeht, dessenGehor-
samspflicht; wer von seinen Rechten
ausgeht, faßt ae Lehre asLehre
vom Widerstande. Beste dogmenge-

shichtlicheund 4 Uebersichtgibt
Mohl, Geschichte und Litteratur

·
acharta in Ktten.s

Staatslexikon(3. Aufl.) VI S. 209.
Weitere Litteratur bei Rönne 1
S. 213, IV S. 10. Vgl. S. 147 N. 2.
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so vertritt man den inneren Krieg und hebtden Staat auf; verneint
man sie, so läßt man die unrechtmäßigeGewalt gewähren. In beiden

Fällen hebt man das Recht auf. In der Theorie erklärt sichdie

Mehrzahl für Berechtigungdes Widerstandes, obwohl auchdie gegen-

teilige Ansicht verteidigt worden.! In der Praxis aber wird diese
sehr häusigeFrage (in Preußen kamen 1878 7273 Fälle nach Ab-

schnitt 6 des Reichsstrafgesetzbucheszur Aburteilung) außerordentlich
schwierig. Sie ist in unserem Reichsrechtnach langen Debatten

dahin zur Entscheidunggebracht,daß der passiveWiderstand gar nicht,
und der aktive nur, sofern er sichgegen „rechtmäßige“ Ausübung
der Staatsgewalt richtet, bestraft wird. Man dehnt also das Recht
der Notwehr auf diesen Fall, das Merkmal des „rechtswidrigen
Angriffs“ in jener auf die unrechtmäßigeAmtsausübung aus.“ Im
Einzelfalle ist dabei zu beachten, daß unter rechtmäßigerAmtsaus-

übung gesetzmäßige,nicht aber richtige Amtsausübung zu verstehen
ist; strafbar ist der Widerstand gegen den Vollzug einer gesetzmäßigen,
wenn auch im Einzelfall unrichtigen Anordnung (z. B. eines auf
Verwechselungder Vornamen beruhendenHaftbefehls u. dgl.).

Die Pflicht des Gehorsams geht aber in einer Nichtung weiter:

der Unterthan soll das Gesetzals solchesachten. Bestraft wird daher
schondie demonstrative Verhöhnung des staatlichenWillens, welche
sich in der Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetzeoder

rechtsgültigeVerordnungenoder gegen die von der Obrigkeit innerhalb
ihrer Zuständigkeit getroffenenAnordnungen äußert. ? Hier handelt
es sich um Ungehorsam, der sich nicht gegen eine einzelneAmts-

handlung, sondern gegen die unpersönlichenGrundlagen der Rechts-
ordnung richtet (Entscheidungendes Reichsgerichtsvom 13./15. März
1884, X, 296). Noch weiter geht das Reichsstrafgesetzbuch§# 130-,
131, 184, welches dem Verächtlichmachender Staatsgewalt und

dem Vernichten öffentlicher Bekanntmachungenentgegenzutreten sucht.
1 Trendelenburg, Naturrecht richtssaal XXVII, Liszt, Lehrbuch

.
«

S.542N.6GerichtöfaalxxxS.l72,
2 Für die außerordentlich reiche woselbst Entscheidungen. Dazu die

kriminalistische Litteratur vgl. laußer Praxis d. RN.G. (Register zu § 113
den Kommentaren zu §§ 113, 117 und s. v. „Widerstand“).
R. Str. G.V.)Hiller, Nechtmäßigkeit : N. Str. G.B.88 49a, 85, 110
der Amtsausübung (1873) und Ge= bis 112.
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II. Besondere Pflichten.

Die besonderenPflichten sind entweder persönlicheoder sachliche.
Abgesehenvon den Pflichten zur Uebernahme gewisserAemter be-

ziehen sichauch die anderen persönlichenPflichten auf die Erfüllung
der verschiedenenStaatszwecke,können gewissermaßenauchals Dienst
in der Staatsverwaltung bezeichnetwerden. Hervorragend unter

diesen Pflichten ist die Wehrpflicht, welche die Aufopferung des

Lebens in sich schließt. Schon der altgermanischeStaat erkannte sie
an, und das Recht der Gegenwart hat sie wiederum zu vollem Aus-
druck gebracht.1

Wie der Staat, wenn er seine Macht nach außen bethätigen
will, sich naturgemäß der Kraft des Einzelnen bedienen muß und

so wahrhaft als organisiertes Volk erscheint, so bedarf er auch im

Innern zur Erfüllung des Rechtszweckesfortwährend der Staats-

genossen. Man hat daher von Justizpflichts gesprochenund hierher
insbesondere die sogen. Zeugnispflicht gerechnet, obwohl es durch-
aus richtig ist, diese nicht als Bürgerpflicht, sondern als ein Aus-

fluß der territorial begrenzten Gerichtsgewalt hinzustellen. Auch
die Pflicht zur Anzeige eines Deliktes (Reichsstrafgesetzbuch& 139)
muß hier genannt werden. Aehnliche Pflichten sind die der Aus-

kunftserteilung, z. B. bei statistischen Erhebungen u. s. w.*? Weiter

bestehtdie Pflicht, seinenKindern die nötige Bildung angedeihenzu

lassen, der Schulzwang. Schon das Gesagteergibt, daß es un-

möglich ist, ein Systemdieser Pflichten aufzustellen; dasselbeist viel-

mehr im gesamtenVerwaltungsrechte enthalten. Man kann das letz-
tere sehr wohl, von diesem Gesichtspunkteaus durchgehenund wird

dann finden, daß unser ganzes öffentlich s Leben von diesenPflichten
durchzogenist. Man könnte so schließlichdahin gelangen, auch den

Impfzwang oder insbesondere die Pflicht der allgemeinenHilfeleistung,
des Raupens 2c. (Reichsstrafgesetzbuch§# 360 1, 3682, 36710 hier auf-

zunehmen.Das, was im täglichenLeben als öffentlich-rechtlichePflicht
erscheint, ist teils Pflicht des Staatsangehörigen, teils Pflicht aller,
die sich im Staate aufhalten; innerlich betrachtet, sind es entweder

1 Näheres vgl. im letzten Buche : Bgl. unten 8 73.

§ 77. * Hdbbl. 11 S. 189.
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Pflichten, die direkt, wie die Wehrpflicht, die Verwirklichung der

Staatszweckeermöglichensollen, teils solche, welche festgestelltsind
weniger im staatlichen Interesse als in dem der gesellschaftlichen
Kultur und Wohlfahrt.

Unter den sachlichenLeistungspflichten ist die Steuerpflicht
hervorzuheben. Sie ist ebenfalls erst im modernen Staate zur vollen

Entwickelung gelangt. Nach der privatrechtlichen Auffassung des

mittelalterlichen Staates wurden die Bedürfnisse desselben durch zu-

fällige Einnahmen, durch das Privatvermögen des Landesherrn oder

durch außerordentlicherweisebewilligte Beiträge gedeckt(vgl. unten

* 80). Die spätere Zeit stellte wohl eine Steuerpflicht als Regel auf,
durchbrachaber dieselbe durch zahlreicheExemtionen. Als Grundsatz
habendie neueren Verfassungendie allgemeineSteuerpflicht als Bürger-
pflicht verkündet, jedochnichtüberall durchgeführt,vielmehrAngehörigen
der begütertstenKlassen eine weitgehendeSteuerbefreiung gewährt.

Die Steuerpflicht besteht heute gegenüber dem Reiche, den

Einzelstaatenund den Kommunalverbänden.
Als weitere sachlicheVerpflichtung erscheint der Zwang zur

Abtretung von Vermögensobjekten,welche für Durchführung öffent-
licher Zwecke,insbesondere gemeinnützigerUnternehmungenerforderlich
sind, vorzugsweise, jedoch nicht allein für Grundstücke (vgl. hierüber
& 35, II). Auch diesePflicht erstreckt sich übrigens auf alle Besitzer
derartiger Vermögensobjekte. Ferner kommen als solche Pflichten
die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht in Betracht, welche
im Buch III Kapitel 3 darzustellensind (§ 79).

¾ 35.

Die Grundrechte (1. individuelle Freiheitsrechte).:2
I. Anspruch auf Schutj.

Geben wir im folgenden eine Uebersicht der sogen. Ur-,
Grund= oder angeborenen,der individuellen Freiheitsrechte, oder wie

1 Vgl. über die Stenerfrioilegien.s Philosophie d. N. II, 2 §. 142 ff.;
der Standesherren § 37 IV

«
eber, Ueber bürgerl.Freiheit

* Trendelenb#r,krret (autfs,r** Sarweybei Mar-

887 ff.; St. W.B. III S.739; Stahl, quardsen1* 9lff.
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man dieselbengenannt haben mag, so geschiehtes, weil ein kleines

Lehrbuch nicht vom hergebrachtenSystem allzusehr abweichendarf.
Es wird aber nochmals (vgl. I#§33, 34) betont, daß gerade so wie

die angeborenenPflichten, deren Korrelat die angeborenenRechte
sind, das ganze System des Rechtes durchziehen, so auch diese
sogen. Grundrechte auf allen Gebieten des Lebens zur Erscheinung
kommen. Hier stellt sich die Betrachtung nur in den einen Pol,
in das fordernde Individuum, darf aber nie außer acht lassen,daß
es Rechte der bezeichnetenArt nur im sittlichen Ganzen gibt; in

allen diesen Rechten muß sichdie Richtung auf den Einzelnen und
die Richtung auf das Ganze einander ausgleichen. Man denkt

also bei den in diesem Paragraphen darzustellendenRechten an eine

ziemlich unbestimmte Summe von Forderungen, welchedahin gehen,
daß dem EinzelnenBedingungen seiner Entwickelung gewährt oder

nicht verkümmert werden, Recht des Lebens und Leibes, der wirt-

schaftlichenund geistigenFreiheit u. s. w. Das Wesentlichedieses
Abschnittes ist, daß hier die Grundsätzeder Verfassung und der auf
ihr beruhendenGesetzevom individuellen Standpunkte aus dargestellt
werden; es kommen hier aber nur die grundlegenden Sätze zur

Erörterung, während die Einzelheiten insbesondere in das Ver-

waltungs= und Strafprozeßrechtgehören.
Als erstes Recht hat man einen Anspruch auf Schutz und

Fürsorge konstruiert. Der Staatsbürger hat einen Anspruch auf
völkerrechtlichenSchutz im Auslande, anderen Staaten gegenüber.
Jeder im Staate Weilende hat Anspruch auf Schutz der privaten
und öffentlichen Rechtssphäredurch die Gerichte, sowie Anspruch auf
die in der gesamtenVerwaltung sichäußernde fürsorgendeThätigkeit
des Staates, auf den Gebrauch öffentlicher Sachen 2c.! Da diese
Rechte im wesentlichendarin bestehen, daß der Einzelne gewisse
Leistungenvom Staate verlangen kann, hat man sie als affirmative
bezeichnetund ihnen die nunmehr zu betrachtenden, welchegewisse
Einwirkungen der Staatsgewalt auf den Einzelnenausschließen,als

negative gegenübergestellt.

1 Marquardsen II, 1 S. 138, 145; Hdbbl. II S. 55.
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II. Rörperliche Anversehrtheit.

Der Staat schütztdie gesamtePersönlichkeit ebenso wie das

gesamteEigentumsrecht; beides sind Begriffe, welche das Merkmal
der Totalität in sichenthalten. Die Persönlichkeit ist den Angriffen
anderer gegenübergeschütztdurch das Strafgesetzbuch,welches das

Recht der Notwehr und selbst des Notstandes anerkennt und die

Vergehen gegen Leben und Leib, Freiheit und Ehre straft. Als

erheblicherEingriff in dieseRechtssphärenerscheinenselbstverständlich
alle Strafen; es bedarf heute kaum der Hervorhebung mehr, daß
auch diese Eingriffe nur auf Grund eines Gesetzesmöglich sind.
Abgesehenvon den Strafarten und von anderen allgemeineren
Eingriffen (Impfzwang — s. oben §&34), bildet die Unantastbarkeit,
die körperliche Unversehrtheit (Integrität) die regelmäßige
Schranke für die Verwaltungsorgane in Anwendung ihrer Gewalt.
Von vornherein klar ist, daß Ausnahmen von dieser Regel aufzu-
stellen und daß die Staatsorgane zuweilen zum körperlichenZwang
gegen Personen, zum Wegführen, Fesseln 2c., genötigt sind. Die

praktischwichtigsteAusnahme ist die Anwendung der Waffen, worüber

zahlreicheSpezialinstruktionen bestehen.
Wie die Persönlichkeit als solche, so soll auch das Eigentum

geschütztwerden. „Das Eigentum ist unverletzlich,“ so heißt es in

vielen Verfassungen.! Damit ist gesagt, daß der Staat einerseits
das Vermögen gegen widerrechtlicheAngriffe schützt,andererseits sich
selbst willkürlicher Eingriffe enthält. Was die Grundrechte vom

Jahre 1848 (VIII 32) aussprachen,daß eine Enteignung nur aus

Rücksichtendes gemeinenBesten und gegen gerechteEntschädigung
vorgenommen werden kann, ist im wesentlichen gemeinesRecht.
Aber nur das Vermögen als Ganzes ist geschützt,die Abtretung
eines einzelnenVermögensobjektes2c. kann unter den bezeichneten
Voraussetzungenverlangt werden, sofern dadurch der Gesamtbestand,
der Wert des Vermögens nicht beeinträchtigtwird. Auch die Ver-

mögensrechteder Einzelnen werden durch die höherenöffentlichen
Interessenbegrengtund bestimmt und müssen ihnen im Falle eines

17PreußenArt. 9.
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unlösbaren Widerspruchesweichen.Das Nähere hierüber enthalten die

Enteignungsgesetze(Handbibliothek II S. 197).

III. Schutz gegen Frelheitsentziehungen.

Im engstenZusammenhangmit den eben vorgetragenen Sätzen
über die äußere Sicherheit der Person stehen diejenigen über die

Unverletzlichkeitund Unantastbarkeit derselben in einer bestimmten
Richtung, über die unberechtigteFreiheitsentziehung und über die

Unverletzlichkeitder Behausung und der Papiere. Die Anforde-
rungen der öffentlichen Nechtsordnung bergen co ipso Konuflikte
mit den Ansprüchen der Einzelfreiheit in sich, welche auf den Ge-
bieten der Strafrechtspflege und Sicherheitspolizei fortwährend her-
vortreten müssen. Während Jahrhunderte hindurch in Deutschland
— unter dem Einflusse der strafprozessualischenInquisitionsmaxime
und der polizeistaatlichenAnschauungen— eine völlige Schutzlosigkeit
des Individuums bestand, hatte das englischeRecht bereits in der

Magna Charta einen Grundsatz (nullus liber homo capiatur vel

imprisonnetur) ausgesprochen,welchen das Gesetz2 Charles II. 2

vom 27. Mai 1679 (die Habeaskorpusakte) endgültig feststellte:
daß nämlich die persönlicheFreiheit nur aus gewichtigenGründen
und auf Befehl des Richters beeinträchtigt werden und gegen die

übermäßige Ausdehnung des strafprozessualenUntersuchungszweckes
Schutz gewährt werden sollte. Nach diesem Vorbilde versuchtendie

Verfassungenund Strafprozeßordnungen des letzten Jahrhunderts
Gründe und Formen der Verhaftungen genauer festzustellen,sowie
überhaupt die Zulässigkeitder zur Sicherung des Beweises dienenden,
aber naturgemäß leicht zu Schädigungen Unschuldiger führenden
Maßregeln an gewisseVorbedingungen zu knüpfen. Der Schutz
gegen Willkürmaßregeln wurde in zwei Richtungen gesucht:entweder

durch die möglichst genaue gesetzlicheBeschränkungder durch polizei-
lichesEinschreitenverursachtenRechtsstörungen,oder durch Herstellung
einer wirksamen persönlichenVerantwortlichkeit der berufsmäßig ein-

schreitendenOrgane. Das deutscheRecht hat in letzterer Hinsicht

Litteratur im R.L. II S. 227.
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nur vereinzelteBestimmungen getroffen, im übrigen sichmehr der

ersterenRichtung, wenn auchunter mancherAbschwächungangeschlossen.
Die Maßregeln, um die es sich hier handelt, sind die straf-

prozessualischenVerhaftungen, welche stets auf Grund eines richter-
lichenHaftbefehls, bei Gefahr im Verzug auchseitensder Sicherheits-
und Polizeibeamten, bei Betreffen auf frischer That seitens jedes
Privaten vorgenommen werden können, das Eindringen in die Woh-
nungen zum Zwecke der Durchsuchung, endlich die Beschlagnahme
von Gegenständen,insbesondere Briefen und Telegrammen.“ Das

Nähere gibt das Strafprozeßrecht.:
Während dieseSchranken in einem der großen Reichsjustizgesetze

gezogen, bleiben daneben selbstverständlichdie zahlreichenLandesgesetze
über polizeilicheVerhaftungen 2c. in Kraft, unter denen das preußische
„Gesetzzum Schutzeder persönlichenFreiheit“ vom 12. Februar 1850

hervorzuhebenist.? Unter gegebenenUmständenkann auch abgesehen
vom Falle eines Verbrechenssowohl eine Verhaftung wie ein Ein-

dringen in die Wohnung, etwa zum Zwecke amtlicher Feststellung,“
stattfinden. Während die Verhaftung als Zwangsmittel gegen

Zeugen 2c. geblieben ist, ist die zivilrechtlicheHaft (Schuldhaft) durch
das Reichsgesetzvom 29. Mai 1868 —ein Gesetzmit rückwirkender

Kraft — beseitigt worden.

IV. Freiheit des Handelns.

Wenn man in den verfassungs-,strafprozeß=und polizeirechtlichen
Sätzen, deren Inhalt soebenkurz wiedergegebenwurde, den Begriff
der Freiheit wesentlich als den des Nichteingesperrtwerdensgefaßt
hat, so dachte man bei Normierung der sogen. individuellen Frei-
heitsrechte vorzüglich anden Anspruch des Einzelnen nach seiner
Selbstbestimmung zu handeln, durch sein Handeln seine Interessen
zu verwirklichen und hierin von der Staatsgewalt möglichst wenig

e.40Briesgeheimnis:vgl. N.L. 1 unter gleichem Titel (Litteratur
. 4). 47

* Hou-nndorff,Lanböuchdes1 ".: öbbb.II S. 264.

Strafprozesses S. 307— 380. Ueber *
. B. Nahrungsmittelgesetz82.

den Grundsatz der Entschädigungun- * Schmölder, Wiedereinfüh-
schuldigVerhafteter vgl. Kronecker, rung der Sqhulthest(1884).
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beschränktzu werden. Eine große Reihe von Schranken sind auch
gefallen, keineswegsaber alle. Vielmehr enthält — wie ein genaueres
Studium der Gesetze,welchedie im folgendenaufgeführtenMaterien

regeln, sofort ergibt — jedes dieser Gesetzeeinmal die Anerkennung
des Selbstbestimmungsrechtes in dieser und jener Form seiner
Aeußerung, sodann aber eine Einschränkungdesselben, sei es durch
Anerkennung einer beschränkendenBefugnis der staatlichenOrgane,
sei es durch Anerkennung berechtigterInteressen der Gemeinschaft.
Mögen auchdiesebeiden Seiten nicht immer in ausdrücklichenWorten

hervortreten, inhaltlich sind sie stets vorhanden und beweisenuns

fortwährend, daß Freiheit als Rechtsbegriff stets beschränkte
Freiheit ist, nicht gleichder natürlichenFreiheit, die das Vermögen
ist, zuthun, was den Sinnen gefällt, und nicht gleich der sittlichen
Freiheit, welche die Kraft ist, der Natur würdig zu handeln; —

Freiheit in diesem juristischenSinn ist die vom Recht gewährleistete
und geschützteBefugnis, den selbstbestimmtenWillen auszuüben.

a) Zunächst mußte die Vorbedingung aller Freiheit, die Freiheit
der Person im allgemeinenund die Freiheit ihrer Bewegung, aner-

kannt werden. Das Altertum kannte Sklaven, das Mittelalter Leib-

eigene: bis zum Beginn unseres Jahrhunderts war die Masse des

Volkes an die Scholle gebunden (glebae adscriptus). Die natur-

rechtlicheWissenschaftund das philosophischeJahrhundert führte zur

Aufhebung der Leibeigenschaft,welche in Baden unter Karl Friedrich,
in Preußen endgültig durchAllgemeinesLandrechtII, 7§ 148 erfolgte.
Auch die an ihre Stelle getreteneGutsunterthänigkeit ward durch
das Edikt vom 9. Oktober 1809 beseitigt. Mit der Aufhebung der Leib-

eigenschaftfielen zugleichdie Abzugsrechte(gabellae emigrationis 2c.).
Zunächst war damit nur die Freiheit der Bewegung im allge-

meinen anerkannt, während hinsichtlichdes Rechtesder Niederlassung
viele Beschränkungenbestehenblieben, welche erst die Gesetzgebung
des norddeutschenBundes beseitigte.

Durch dieselbe(Gesetz vom 1. November 1867) ist das Recht
der Freinugiskeitanerkannt. Dieses enthält nicht nur das

Sudenheim,Geschichte,derAushebungder Leibeigenschaft(Peters-
burg 1861); Kl. St. W.B.11 S
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Recht der Auswanderung (vogl. oben §&32), welches jetzt nur un-

wesentlichenBeschränkungen:unterliegt, sondern vor allem das Recht,
sich innerhalb des ganzen Bundesgebietes aufzuhalten oder nieder-

zulassen. Einziges Erfordernis ist Nachweis der Reichsangehörigkeit
und, für Unselbständige,der GenehmigungdesGewalthabers. Immer-
hin bestehenauch heute nochBeschränkungendiesesGrundsatzes,und

zwar aus kommunalen, polizeilichenund kirchenpolitischenRücksichten.
Die Gemeinden können Neuanziehendendie Niederlassungverweigern,
wenn dieselben nicht hinreichendeKräfte besitzen, um sich und den

Ihrigen den notdürftigen Lebensunterhalt zu beschaffen. Diese Be-

schränkungrechtfertigt sich dadurch, daß die Niederlassung in einer

Gemeinde ein durchaus zweiseitige Verpflichtungen begründendes
Rechtsverhältnis ist. Außerdem kann bestraften Personen — und

eintretendenfalls selbstUnbestraften:, sowie denjenigen, die sozialisti-
scher Umtriebe verdächtig sind —, der Aufenthalt an bestimmten
Orten versagtwerden, ebensoden Mitgliedern des Jesuitenordensund

anderen Geistlichen 2c.

Im engstenZusammenhangmit den genannten Gesetzensteht
das Reichsgesetzvom 4. Mai 1868, welches die polizeilichenBe-

schränkungender Eheschließungenaufhebt. Danach ist die sogen.
Verehelichungsfreiheit eingeführt: es darf weder Gemeinde-

angehörigkeit oder eine feste Wohnung oder ein die Ehemündigkeit
übersteigendesAlter gefordert, noch eine Genehmigung der Orts-

behörde, Gutsherrschaft, des Armenverbandes verlangt werden. In
Bayern, wo dies Gesetznicht gilt, kann aus bestimmten Gründen

gegen Verehelichung Einspruch erhobenwerden."“

An dieseSätze schloßsichdie Anerkennungder Freiheit des Grund-

besitzerwerbesund der Freiheit des Gewerbes. Schon seit Beginn des

Jahrhundertsstrebendie deutschenStaaten nachFreiheit des Grund-

1

Neichsmilitärgeset8 57—69; G. v. 1. Nov. 1807;7 v. 6 BiR. Str. G.B. 140, 3607; Str. Pr. O.1970 (N. Str. G.B.8 von

470. 4. Juli 1872, 4. Mai 4%72Bgl.z.B. Kirchenheim, der Archiv für öffentl.Recht 1
wwlinehrchirekinNr. L. 1 S. 6 kec
(Entsch. d. Ob.V.Ger. VII S. Fss#Hdböl

Die geseplichenaesnen
«

Bayer. G. v. 16. April 1868
über dieses Gebiei sind: R. V. 3, 4; 834 ff. und Dekl. v. 21. April 1884.

2 8- *2 “

*5
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besitzes.Preußen begannbereits 1807 dieselbe zu erklären und voll-
endete sein Werk durch die Wn**he vom 2. März 1850. Die

Gewerbefreiheit wurde durch die Gewerbeordnung vom 21. Juni
1869 verkündet. Nach §1 derselbenist der Betrieb eines Gewerbes

jedermann gestattet, soweit nicht durch die Gewerbeordnung selbst
Ausnahmen oder Beschränkungenvorgeschriebenoder zugelassensind.
Es ist klar, daß mit Rücksichtauf die Anlagen und Umgebung, auf
die Personen und auf die Ausübung selbst sehr zahlreichesolcherBe-

schränkungenim öffentlichenInteresse sich ergeben. Uebrigens findet
auch jener Grundsatz auf eine große Reihe von Erwerbszweigen,
z. B. die Ausübung der Heilkunde, den Unterricht (§ 6), keine An-

wendung. Eine wesentliche, den Vorschriften der Ablösungsgesetze
analogeBestimmung der Gewerbeordnungwar jedochdiejenige, welche
Aufhebung, bezw. Ablösung der bisherigen Zwangs= und Bann-

rechte (§& 7, 8) anordnete, d. h. der ausschließlichenBefugnisse,
bestimmtenVerpflichteten Anschaffungoder Zubereitung gewisserBe-

dürfnisse bei anderen als den Berechtigten zu untersagen.
Die Handelsfreiheit, welcheoft mit der gewerblichenzusammen-

genannt wird, ist, soweit sie nicht in dieser enthalten, die Forderung
einer Partei, nicht aber ein Satz des positiven Rechtes.

b) Als höchsteStufe der menschlichenFreiheit wird die Geistes-
freiheit, die Freiheit der geistigenBewegung genannt. Das Geistes-
leben der Einzelnen entziehtsichder staatlichenEinwirkung. Insofern
darf man das Wort des Marquis Posa „Sire, gebenSie Gedanken=

freiheit“ als poetisch, jedoch als juristisch unzutreffend bezeichnen;
denn wie das alte deutscheRechtssprichwort sagt, sind Gedanken
zollfrei, aber nicht höllenfrei. Ebensoverhält es sichmit den religiösen
Gefühlen, auf welche ja nacheiner jetztmehrfachhervortretenden An-

schauungselbst die Kirche nicht einzuwirkenvermag. Zutreffend aber

ist das Gesagte nur, wenn man es auf die Schneide des Messers
legt. Freilich ist Gedanke und Gefühl kein Gegenstandweltlichen
Rechtes: aber es bietet eine der Staatsgewalt zugänglicheSeite,
sobald es nach außen durch Wort, Rede, Druck, Bild oder Zeichen,

1 Litteratur bei Schönberg,Handb. d. polit. Oekonomie II; Kirchen-
heim, Einführung S. 169.
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auf Bühne oder Kanzel, in kirchlichenoder anderen Vereinigungen
hervortritt. So wird der Jurist nicht von Gedanken= und Gewissens-
freiheit, sondern von Freiheit der Meinungsäußerung und des Be-

kenntnissessprechen.
Der Gang der Strafrechtsgeschichtewiderlegt den Satz vieler

Staatsrechtslehrbücher, daß Freiheit der Meinungsäußerung stets
bestanden habe. ! Vielmehr zeigen uns bereits Dekalog und Zwölf
Tafeln die Beschränkungender Redefreiheit im sozialenInteresse.
Solche Beschränkungensind auch in unserem Rechte zahlreich, und

der Spruch „qui male dicit, male fecit“ findet seineErläuterung in

allen den Paragraphen des Strafgesetzbuches, welche Wortdelikte

enthalten, sowie in den Bestimmungen über Anstiftung und Rathilfe.
Aber das Wort ist eine so gewaltige Macht, daß man neben jenen
repressivenMaßregeln insbesondere, als es in der Presse zu einer

sogen. Großmacht wurde, präventiv eingreifen zu müssen glaubte.
Mit der Erfindung des Buchdrucksward die dem russischenKaiser-
reiche und der römischenKirche noch heute bekannte Zensur erfunden,
deren Wesen darin besteht, daß die Preßerzeugnissevor ihrer Ver-

öffentlichung obrigkeitlicher Prüfung unterliegen und nur mit Ge-

nehmigungder Behörde(„Imprimatur“) erscheinendürfen. Begreiflich
ist, daß nirgends mehr als auf diesemGebiete die Bevormundung der

Staatsgewalt empfunden und abzuschüttelnversucht wurde, wenn

man erwägt, daß gerade die Freiheit auf diesem Gebiete allein die

Waffen in dem Kampfe um Befriedigung der individuellen Freiheits-
bedürfnisseliefern konnte. Nach dem Vorgange Papst Alexander's VI.

war die Zensur im 16. und 17. Jahrhundert überall eingeführt.

ObwohlArt. 18 der Bundesakte die Preßfreiheit als Grundsatz
aufstellte,ward dieselbe doch erst 1848 endgültig verwirklicht, da

der Bundesbeschlußvom 20. September 1819 die Zensur für alle

periodischen,sowie für die nichtperiodischenSchriften unter 20 Bogen
anordnete. Die nach 1848 erlassenen Landesgesetzewurden durch
das Reichsgesetzvom 7. Mai 1874 verdrängt, welches eine weit-

gehendePreßfreiheitanerkennt, nur einzelne formelleEinschränkungen
aufstellt und in wenigen Fällen eine Beschlagnahmezuläßt. Das

1 C. Bl. f. R. W.III S. 157; Oetker, Archiv f. Straf-R. XXVI.
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Nähere darüber gehört in das Preßrecht, genauer in das Preß-
gewerbe=und Preßpolizeirecht."

Die religiöse Bekenntnißfreiheit,welche dem Altertum ein völlig
unfaßbarer Begriff gewesenwäre, ist auch dem Mittelalter durchaus
fremd. Gerade das Gegenteil derselben, der Bekenntniszwang,wird
von Augustinus theoretisch vertreten und in den zahlreichenBe-

stimmungender römischenKirche über Ketzereirc. durchweganerkannt.

Erst aus der Reformation ist der Begriff der modernen Bekenntnis-

freiheit langsam hervorgewachsen.Der Augsburger Religionsfriede
und der westfälischeFriede kannten lediglich das Recht der einzelnen
Landesherren, die Konfession der Unterthanen zu bestimmen, nicht
die religiöse Freiheit dieser selbst. Preußen war es, welchediese
zuerst gewährte und im Allgemeinen Landrecht II, 11 4 1—6

formulierte. Die neueren Verfassungenseit der Bundesakte Art. 16

sprechendurchwegden Grundsatzder „Gewissensfreiheit“ aus, während
sie den Vollgenuß bürgerlicherRechte lediglich den Angehörigender

christlichenKirchen zugestehen.
Soweit diese Grundsätze im Zusammenhang mit der Gleich-

berechtigung der Bürger stehen, werden sie sogleich im folgenden
Paragraphen zur Darstellung gelangen. Im übrigen gehört die

Ausführung dieser Lehre dem Kirchenrechte zu.

636.

Die Grundrechte (2. politische Freiheitsrechte).

I. Eleichheit.

Den individuellen Freiheitsrechtenstellt man wohl die politischen
Freiheitsrechte gegenüber: jene rechnet man mehr in das privat-
rechtlicheGebiet, für diese beanspruchtman den öffentlich-rechtlichen
Charakter. Jene individuelle Freiheit kommt nur mittelbar in den

Kreis des öffentlichenRechteshinein, die politischegehörtdem Staats-

1 Berner, Lehrb. des Preß-R.
:

v. Mohl, St.N., Völker-R. 2c.

(1870); Liszt, System des Reichs= 1 S. 22 ff , Bluntschlt Allgem.
preß-R. (1880). St. N.
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recht unmittelbar an. Man pflegt unter dieser letzterendie Rechts-
gleichheit, das Petitionsrecht, das Recht des Widerstandes, zuweilen
auch das Vereinsrecht zu begreifen und nennt daher diese Rechte
wohl auch die „formellen“ Grundrechte.

Als wesentlichesRechterkennt der moderne Staat die Gleichheitan.

Es wardie französisch
lution,

welche jenen sturmerregendenDreizack
der überté,Ggalité, fraternite zuersterhob. Unter dieserGleichheit
kann jedochnur die Rechtsgleichheit,die Gleichheit als Bürger, nicht
als Individuum verstanden werden. Nur das ist der Grundgedanke:
jede andere Ansicht führt zur Zerstörung der Zivilisation und zur
Ungerechtigkeit— ipsa aequalitas iniquissima fit. Aber der Ge-
danke der Rechtsgleichheit,den schondie Mythologie des Altertums

durch das der Themis beigelegteSymbol der Wage andeutet, ist
dem mittelalterlichen Staate mit seiner Ständegliederung unbekannt.

Daher erklärt es sich, daß die Verfassungenunseres Jahrhunderts,
welche ja strebten, besonders mit den Standesrechten aufzuräumen,
die Gleichheit ausdrücklich zum Grundsatz erhoben. So heißt es:

„alle Preußen sind vor dem Gesetzegleich"“, „alle Württemberger
haben gleichestaatsbürgerlicheRechte“, „Standesvorrechte finden nicht
statt“, „kein Staatsbürger kann wegen seiner Geburt von irgend
einem Staatsamte ausgeschlossenwerden“! u. s. w. Diese Grund-

sätze,welche zum Teil schonfrüher in den Gesetzenenthalten waren,

haben nicht nur den Charakter einer Direktive, einer Verheißung,
sondern es müssen alle mit diesen Grundsätzenunvereinbaren Be-

stimmungen als beseitigtgelten. Diese Sätze bedeuten nichts anderes,
als daß der erste und unerschütterlicheGrundsatz des Staatslebens

der sein soll, daß die Gesetzeohne Ansehen der Person gegen jeden,
er sei reich oder arm, vornehm oder gering, in gleichemUmfange
anzuwendensind. Man hat dieseGleichheit auch als Gleichheit vor

dem Gerichte bezeichnet.So bedeutet der Grundsatz, — welchen man

früher gewöhnlichdahin formulierte, „niemand solle seinem ordent-

lichenRichter entzogen werden", — daß Ausnahmegerichteunstatthaft
sind. Dieser Grundsatz ist nunmehr durch das Reichsgerichtsver-
fassungsgesetz&16 im allgemeinenbestätigt; im besonderen aber ist

1 Preußen Art. 4 ff., Württemberg 26 ff. Vgl. Rönne II S. 264.
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hervorzuheben,daß zwei andere hierher gehörigeGrundsätzederVer-

fassungenebenfalls reichsrechtlichanerkannt sind. Daß niemand anders

als in den durch das GesetzbestimmtenFällen bestraft werden kann,
hat § 2 des Reichsstrafgesetzbuchs,und daß kein Deutscher einem

auswärtigen Staate zur Bestrafung ausgeliefert werden kann, § 8

desselbenfestgesetzt.
Nachdembereits in den meistenVerfassungenganz besondersdie

Unabhängigkeitdes Genussesder bürgerlichen und staatsbürgerlichen
Rechte vom religiösen Bekenntnisse betont war, wurde dieser Satz
durch ein aus der Initiative des ReichstageshervorgegangenesGesetz
vom 3. Juli 1869 zu Reichsrechterhoben.

Zusatz: Praktische Bedeutung hatte dies insbesonderefür
die Juden. Bereits seit Aufnahme des Christentums unter

Konstantin unterlagen diesebesonderenBestimmungen(Cod. I, 9;
Cod. Theodos. XVI, 8). Das Mittelalter ist im wesentlichen
von der Ansicht beherrscht,daß die Juden Fremde seien. Sie
bedurften daherbesonderenSchutzes,welcherihnen gegen Entgelt
gewährt wurde (Kammerknechtedes heiligen römischenReiches).
Ursprünglich ein Vorrecht des Kaisers wurde dieser Schutz
später — kraft besondererVerleihung — von den Landesherren
gewährt und als einträglichesRegal betrachtet. ZahlreicheJuden-
ordnungen, insbesondere der Städte (Frankfurter von 1404

ist verloren, später von 1612), setzendie jüdischenGerechtsame
fest und gebenähnlich den Zunftordnungen sehr ins Einzelne
gehende,keineswegs aber bloß benachteiligendeBestimmungen
über den Geschäftsverkehrder Juden. Nachdemam Ende des

vorigen Jahrhundertsder Leibzoll, welchem die Juden unter-

lagen, meistens abgeschafftwar, regten die die bürgerlicheGleich-
stellung gewährendenGesetzeder französischenRevolution in

den ersten JahrzehntendiesesJahrhunderts auchin Deutschland
das Streben nach Verbesserungder bürgerlichenLageder Juden
an. Die Bundesakte Art. 16 gab einige allgemeine Ver-
heißungen;mehr war die Partikulargesetzgebungdarauf bedacht,
eine Anäherung des Rechtszustandesder Juden an den der

christlichenUnterthanen herkehuführen.In Preußen galten
sehr mannigfacheVorschriften: für die alten Landesteile das
Edikt von 1812, für die später erworbenen die Vorschriften,
die dort bei der Besitznahmebestanden. Man versuchte eine

Einigung durch das Gesetzvom 23. Juli 1847. Der Art. 2

diesestes dt nur von einer Reihebestimmter Aemter
aus. Die Verfassungenvon 1848 ließen dann die meisten,
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das Gesetzvon 1869 alle noch bestehendenBeschränkungen
fallen. Bei der Auslegung dieses Gesetzesist zu beachten,
daß dasselbe ausdrücklich nur von staatsbürgerlichenund bürger-
lichen Rechten spricht und insbesonderedie Teilnahme an der

Volksvertretung und die Bekleidungöffentlicher Aemterher-
vorhebt. Soweit ein Amt mit der Religionsübungin Zu-
sammenhangsteht, kann jenes Gesetzso wenig Anwendung
finden, wie es z. B. die Bestimmungen über das kirchliche
Patronatsrechtberührt. Es darf z. B. ein Jude nicht von

einer städtischenSchuldeputationhnggeschlostenwerden,sofern
nicht besondere Umständevorliegen; es kann aber ein Jude
nicht Vorstand einer bestimmtenchristlichen Schule sein

GrzischenMinssterialbtatder inneren Verwaltung 1872

S. 53). Ueber kirchlicheRechte —Patronatsrecht 2c. — vgl.
Hbbbl.Bd. III § 14. Ob jenes Gesetzdie akademischen Wür-
den berührt, ist ebenfalls zweifelhaft.Dieselben sind seit längerer
Zeit den Juden zugänglich. Jedoch bestehenbesondershin-
sichtlich der juristischenDoktorwürde w

en
des kanonischen

RechtesBedenken (ogl.Elvers, PraktischeArbeiten,Rostock1836
Nr. VI). Auch sind UngpeesistssuautnwelcheIn von

bestimmtenoder allen Professuren(Bonn, Nostock)ausschließen,
durch jene Gesetzenicht aufgehoben.*NN5sehr reiche Lit-
teratur iber!dieSonheerstellungder Juden vgl. u. a. beiZachariä St. R. 1I& 104(2. Aufl.); Rönne II S. 267 N. c
R.L. II 418; nnbsr,Handbuch,betreffendRechtsverhältnisse
der Judenin Preußen(2. Aufl.) 1885.

II. Petitionsrecht und andere formelle Rechte.

Als formelle Grundrechte werden ferner genannt:
Das Recht des Widerstandes (ogl. & 34).
Das Recht der Vereine und Versammlungen (vgl. & 38).
Das Recht der Beschwerde,Petition und Gnadengesuche.
LetztgenannteRechte, insbesondere das Recht der Beschwerde,

sind an sich schonbegründet, aber in den Verfassungenvielfach aus-

drücklichbestätigt.
Das Recht, Gnadengesucheeinzureichen,ist eine Befugnis, die

sich aus dem Wesen der Monarchie ergibt (vgl. hierüber & 72).
Die Beschwerdeist ganz allgemeindas Mittel, um die Abänderung

der von einem Organ der vollziehendenGewalt ergangenen Ver-

1 Mohl a. a. O. (1 S. 222); Rönne II S. 176.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Sioatsrechis. 11
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fügung aus dem Grunde der Verletzung eines Interesses des Be-

schwerdeführerszu verlangen. Wer sichdurch eine gerichtlicheVer-

fügung oder Entscheidung verletzt glaubt, hat den gewöhrnlichen
Instanzenzug zu beschreiten. Gegenüber Entscheidungender Ver-

waltungsorgane ist jetzt ebenfalls mehrfach, durch Einführung der

Verwaltungsgerichte, ein unabhängigesOrgan geschaffen. In dem

Beschwerderechtist jedoch nicht die Erlaubnis persönlicherBelästi-
gungen 2c. enthalten, gegen die polizeilicheMaßregeln zugelassensind. ½

Das Petitionsrecht enthält die Befugnis, Bitten aller Art über

allgemeine,öffentlicheund gemeinnützigeAngelegenheitenden Staats-

behördenund insbesondereder Volksvertretung vorzulegen.Handelt es

sichbei der Beschwerdeum eine ergangene Verfügung, so erstrebtdie

Petition eine zukünftige Entschließungauf dem Gebiete der Gesetz-
gebung oder Vollziehung. Ein solchesPetitionsrecht ist in unbe-

strittener Uebung auchda, wo es nicht durchdie Verfassungerwähnt
ist. EinzelneVerfassungengewähren es ausdrücklichund beschränken
es z. B. in der Weise, daß Petitionen unter einem Gesamtnamen
nur Behörden und Korporationen oder daß den Personen des Heeres
Petitionen, nur soweit dies mit den militärischen Gesetzenverträglich,
gestattet sind.

6* 37.

Rechtsunterschiede der Staatsangehörigen.!
I. Allgemeines über Ständegliederung.

Wenn der vorige Paragraph zu erläutern suchte,was man unter

Gleichheitder Staatsbürger verstehe, so ging schonaus dem Zusatz
daselbst hervor, daß eine volle Gleichheit selbstder Rechtsstellung
noch bis vor kurzem in einer bestimmten Richtung nicht bestanden.
Es gab,wie wir dort sahen,rechtlichbenachteiligteKlassender Staats-

angehörigen. Dieselben sind nicht mehr vorhanden, wohl aber gibt
es noch rechtlichbevorzugteKlassen.

1 Rönne a. a. O. S. 179 (lauch veränen und mediatisierten Häuser

A#ullageist zulassisvgl. A. G.O.). Deutschlands (1871); Rose, Der
Anh. § 442 zu III, 1 § 15 (Rönne, Adel Deutschlands (1883); Kohler,
ergiazungen4. Aufl. S. 584). Das staatsrechtl. Verhältnisd. Adels

Sarwey, WürttembergSt. NK.(1844); Zöpfl, Staatsrechtl. Stel-
187. Preußen Art. 32. 1lung der Standesherren, 2. Aufl.
Heffter, Sonderrechte d.sou= (1867).
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Wenn die Verfassungendie allgemeineGleichheit verkündeten,
so konnte damit nur gesagt sein, daß die Grundlage der Staats-

ordnung das allgemeineStaatsbürgertum, nicht die mittelalterliche
Ständegliederungsein solle. Daß jedochder öffentliche oder private
Beruf Sonderrechte nicht bewirken solle, konnte nicht gemeint sein.
Solche Sonderrechte treten uns auf Schritt und Tritt entgegen, am

vielseitigstendie der Militärpersonen (§ 77. V), ferner die Rechteder

Beamten, der Schiffsleute, der Kaufleute u. s. w. Von diesen sich
von selbstergebendenUngleichheitenhandelt der allgemeineTeil der

Staatsrechtswissenschaftnicht; er betrachtet vielmehr nur jene Un-

gleichheitenvor dem Gesetze,die in geschichtlichenGründen, besonders
in der Ständegliederung früherer Zeiten ihre Erklärung finden.

Diese Ständegliederung hatte in den letztenJahrhunderten des
Mittelalters ihren Abschlußerlangt. Damals unterschiedman einen

hohen Adel, der, über das ganze Reich verbreitet, als Stand der

Herrschendenbetrachtetwerden konnte, einen niederen Adel, d. h. den
Stand der Ritter, der aus den kriegerischDienenden hervorgegangen
war, sodann den Bürger= und den Bauernstand. Der Bürgerstand
ist derjenige, welcherdem heutigen Staatsbürger am meisten ent-

spricht. Während auf dem Lande die Gemeinfreiheit verschwindet,
der deutscheBauernstand verkümmert, „macht Stadtluft frei“, und

das Stadtbürgertum mit seiner Unabhängigkeit und seinem gleichen
Recht ist die Vorstufe des Staatsbürgertums. Erst damit waren

die Anschauungendes alten deutschenRechtesdurchbrochen.Dieselben
gingen durchweg aus von der ungleichenWertung der Menschen:
das älteste Recht kannte ungleichesWergeld für Freie und Unfreie;
das spätere Rechtmachteden Uebergang aus einem Stand in den

anderen schwierigoder unmöglich. Es verdient schließlichnoch her-
vorgehobenzu werden, daß neben den genannten Ständen es völlig
rechtloseLeute gab, Uneheliche,Unehrliche, Spielleute u. s. w.'

Schon der absoluteStaat strebte der Beseitigung der Standes-

unterschiedeentgegen und die Gesetzgebungenim Anfang diesesJahr-
hunderts sprachendieselbemehrfachaus. Bei der Auflösung des

Heusler, Institutionen d.deut- Sere I1 S. 38 81,
schenPrivatrechts (I, 1885) S. 153 sf.S. 45 § 9
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Reiches wurden die meisten früheren Fürstenhäuser der Regierung
ihrer Mitstände unterworfen, der frühere Reichsadelwurde einfacher
Unterthan, die Hörigkeit der Bauern und die scharfeTrennung der

Stände verschwand. In die deutscheVerfassung von 1848, dem-

nächstaber in die meisten Landesverfassungenwurde dann der Satz
von der Aufhebung der Standesvorrechte ausgenommen. Da nun

bekanntlichder Adel überall besteht,so fragt es sich, inwieweit vieser
Satz Bedeutung hat, bezw.durch welcheSonderbestimmungener eine

Einschränkungerfährt.

II. Der niedere Abel.

Zunächst ist der niedere Adel zu betrachten. Das Recht des-

selben läßt sich überhaupt nur verstehen, wenn man in Erwägung
zieht, wie dasselbe durchaus von geschichtlichenUeberlieferungen be-

einflußt ist. Da ergibt sich aber, daß der Adel unter völlig ver-

änderten Verhältnissen in das moderne Recht übergegangenist. Der
niedere Adel ist ein Rest der mittelalterlichen Ständebildung, der

sich unter völliger Wandelung seinesWesens in der Neuzeit erhalten
hat. Der Staat hat die äußeren Zeichen eines früheren Geburts-

standes in das System seiner öffentlichen Auszeichnungen ein-

geordnet und dieselben nicht nur den Nachkommenjener ehemaligen
Standesgenossenschaftbelassen,sondern auch als Belohnung persön-
licher Verdienste aufgenommen. Von einem Adelsstande kann also
durchaus keine Rede sein; vielmehr ist der Adel eine Titularaus=

zeichnung,mit historischenErinnerungen verknüpft, vom Staate wie

andere Auszeichnungenanerkannt, verliehen und geschützt,mehr von

gesellschaftlicherals von staatsrechtlicherBedeutung. Systematisch
also würde die Lehre vom Adel in die Lehre von der sogen.Ehren-
hoheit des Monarchen gehören.

Der niedere Adel ist den Grundsätzenvon der Rechtsgleichheit
der Bürger durchwegunterworfen. Die Vorrechte, die er genießt,
sind nicht Standesvorrechte,sondern tragen den Charakterpersönlicher
Privilegien. Adelige haben das Recht, ihrem Namen das „von“

1 Es wird nicht in den „Adels- Adel wirdverliehen.1 Rönn
II S.

stand erhoben“ (wie die Zeitungs-329 N. 1 und S.
sprachezuweilen sagt), sondern der
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oder die Bezeichnung „Freiherr“, „Graf“ 2c. vorzusetzen,und das

Recht der Wappenführung, welches übrigens auch Nichtadeligen
zusteht. Nur darf ein Nichtadeliger kein adeligesWappen führen.
Im übrigen sind die Rechte sehr mannigfachgestaltet, da es in den

verschiedenendeutschenStaaten vielfach Abstufungen des niederen

Adels gibt. In Bayern z. B. werden ausdrücklichFürsten, Grafen,
Freiherren, Ritter und Adelige mit dem Prädikat „von“ geschieden,
Unterscheidungen,welcheSeydel mit den verschiedenenGraden eines

Ordens vergleicht.¾ In Württemberg, wo sich die Ueberresteder

Reichsritterschaftdes schwäbischenKreises finden, genießendie als

Besitzer „ritterschaftlicher“ Güter eingetragenenAdeligen besondere
Vorrechte.“ Abgesehenvon diesem früher reichsunmittelbaren Erb-

adel, gibt es noch anderen niederen Erbadel, der dem hohen sehr
nahe steht; dies sind die landsässigenFürsten und Herzöge, die im

preußischenHofrangreglement vom 19. Januar 1878 unter derselben
Nummer (10) mit den Mediatisierten unmittelbar hinter denselben
aufgeführt sind. Der niedere Adel genießt nach einzelnenRechten
noch besondereVergünstigungen, so der ritterbürtige rheinisch-west-
fälischeAdel die Autonomie; in Baden bestehtdas Stammgutsrecht,
d. h. die Möglichkeitder Unteilbarkeit; in Bayern das Recht,Familien=
sideikomissezu errichten, und die Siegelmäßigkeit,d. h. Verträge und

Vollmachten 2c. gleichwiedurch obrigkeitlicheProtokollierung auszu-
fertigen. Einzelne Adelsgeschlechteroder deren Verbände haben das

Recht, in der ersten Kammer vertreten zu werden. Endlich gibt es

bestimmteHofämter und Orden, die nur Adeligen zugänglichsind,
z. B. der bayerischeGeorgs-, der preußischeJohanniterorden.

Für den letzterenkommt auch der sonst unerheblicheUnterschied
des älteren und neueren Adels in Betracht.“

1 Ueber das Wappenrecht vgl. möglich (E. d. Rg. 1II. 145 V,
Litteratur bei Rönne II S. 325 N. 3. 171).
(Vgl. auch Hauptmann, Das * Seydel, St.N. l, 592.

Wappenrechtder Bürgerlichen.Gör- * Sarwey, Württemb. St. R.1

litz 1882.) Dabei ist zu bemerken, S. 328. Verzeichnis im 67“Bl. für
daß der Ausdruck „Bürgerl iche“Wirttemberg1870 S.
irre leitet. „Adelige und Bürger- 1 Kab.O. vom Imiuss1830und

liche" ist kein “* nur· Februar 1837.

Adeligeund Nichtadeli Nachweis des alten Adels vgl.
:HiergegeniweocchiuicheKlage A. L.N. II, 9 § 23 ff.
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Württemberg und Bayern kennen auch einen Personaladel,
der mit gewissenOrden und Stellungen verbunden ist.

Im übrigen kann der Geschlechtsadelnur durch Geburt oder

Verleihung erworben werden; durch Geburt kommt er allen zu, die
von einem adeligenVater abstammen.! Wer oder wessenVorfahren
in Preußen im Jahre 1740 sich im Besitzedes Adels befunden oder
wer 44 Jahre adeliger Vorrechtesichbedient hat, für den streitet die

rechtlicheVermutung. Für Bayern ist Führung und Nachweis des
Adels von der Eintragung in die (beim Ministerium des königlichen
Hauses geführte) Adelsmatrikel abhängig.

Eine Suspension des Adels findet in Bayern (Verfassungs-
beilage V 21) bei Uebernahme niederer Lohndienste, Ausübung
eines Handwerkes und offenen Gewerbes statt. Eine Verjährung
durchNichtgebrauchgibt es nicht. Verlust des Adels tritt für Frauen
durch Verheiratung mit Nichtadeligen ein. Dagegen hat nach der

herrschendenAnsicht strafgerichtlicheVerurteilung den Adelsverlust
nicht zur Folge?:

III. Der hohe Adel.

Durchaus verschiedenvom niederen Adel ist der hohe Adel.
Er muß auch heute als Stand betrachtet werden. Zum hohen

„ 9 I3wird so aus= der Adel zu verstehen sei; 2 aber

getege4kZ.# 4 Kindeiner dürfte zweifellos die Landesgesetz-
gebungdurch das Neschrreche“eet=

* Diese „gesetgeberischeUnge-wegs gebunden sein. Gerade soheuerlichke,,(Seydel) kann sehr wie das Landesrecht den Adel bei
bestritten werden und bedürfte nähe-= Ergreifung eines Gewerbes suspen-
rer Prüfung. Zweifellos wollte man dieren kann, kann der Landesherr
den Verlust des Adels als Strafe 6

kraft seiner Ehrenhoheitbestimmen,
in das Reichsstrafgesetzbuchnicht auf„ daß der Aufenthalt im Zuchthaus
nehmen, weil man von der falschenmit der Fortführung des Adels un-

Auffassungdes Adels als Stand aus= vereinbar ist. Zutressend858 er,
ging. Es liegt jedoch offenbarin Lehrb. d. Strafrechts S. 352N. 6
der Aberkennung des Adels für den und besonders % PStants=
Nichtadeligenso wenig eine Belei= recht 1 S. 595 N. 3. AndererMei-

digung:wie in der Aberkennung nung Schulze, Meyer und alle
eines Ordens eine Beleidigung des übrigenSchriftsteller.
Nichtbesitzers desselben zu erblicken *7Die im Terte vertretene An-
ist: 1) also kann man weiselhaftsicht sucht einen neuen mittleren
sein, ob nicht unter „Würden“ i Standpunkt einzunehmen und trägt
8 34 des Reichsstrafgesetzbuchesauch!vielleicht bei zur Klärung der sehr be-

r(S
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Adel können wir rechnen: a) die Souveräne und deren Familien=
mitglieder; b) diejenigen,die seit dem Erlaß der deutschenBundesakte
die Souveränität verloren haben; c) die sogen.Mediatisierten. Die

Sonderrechteder Souveräne und ihrer Familien stehenin so engem

Zusammenhangemit den Grundsätzenüber die Dynastie, daß sie
mit diesen — im Fürstenrechte — darzustellen sind. Unter den
ad b aufgeführten, deren Verhältnisse im übrigen einer einheitlichen
Regelung ermangeln, ragt die fürstliche Familie Hohenzollern
hervor, welchernachEinverleibungihrer Fürstentümer in die preußische
Monarchie eine ihren verwandtschaftlichenund sonstigenVerhältnissen
zum preußischenKönigshause entsprechendebevorzugteStellung ge-

sichertist.
IV. Die deutschen Standesherren.

Die Mediatisierten oder Standesherren: sind die mittelbar ge-
wordenen Fürsten und Grafen, welcheReichsstandschaftbesaßenund

bei Auflösung des Reiches ihre Regierungsgewalt verloren haben.
Schon die Rheinbundsaktehatte einige Bestimmungen über dieselben
aufgenommen. Art. 14 der deutschenBundesakte sichertedann den

Mediatisierten eine Reihe von Vorrechten zu, welche die Wiener

Schlußakte unter die Garantie des Bundes stellte. Auf Grund dieser
Bestimmungender Bundesakte fand eine besondereRegelungder Rechts-
verhältnisse der Standesherren durch Landesgesetze,Verordnungen
oder Verträge statt. Teilweise wurden auch in den Verfassungen
Bestimmungenhierüber getroffen, teilweise dieselben auch wieder be-

seitigt. Sehr wichtig ist die Frage, welchenCharakter dieseRechts-
verhältnisse tragen, da zuweilen behauptet wird, sie beruhen auf
Verträgen. Man wird sichunbedingt dahin entscheidenmüssen,daß

sreittenenFrage, ob der Adel Stand, S. 731 fart„Stand“ nur als „Be-
b Auszeichnung. Der niedere und rufsstandberhoheAdel sind strengzu trennen; i Vriinsv. 7. Dez. 1849 (G. S.

Sstererit.Ausgeichnung.letzterer ist 1850 S. 289) und A. E. v. 14. Aug.
s solchencharakterisieren 1852 (G.S. 1852 S. 771).Fa2 4 die Perswaleder Eben- 2 Der Ausdruck „Standesherren“

bürtigkeit und des besonderen Ge= soll offiziell nicht gebraucht werden.

richtsstandes, die geeignet sind, ihn Wesentlichverschiedendiases;Stan-

durchaus über die übrigen Stände zu desherren in Schlesen..r*’eRönne

erheben. (Seydel [Allg. Staatslehre II S. 281, N
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die Rechtsstellungeiner Klassevon Staatsbürgern nicht auf Verträgen,
sondern nur auf Verfassungund Gesetzberuht. Die Gewährleistung
des Bundes für jene Verträge ist mit der völligen Auflösung des-

selben gefallen; nicht jedochalle Vorschriften aus Zeiten des Bun-
des: dieselben haben aber stets den Charakter des Landesrechtes
(ogl. oben) gehabt. Es können daher dieseRechte— ohnejedeZu-
stimmung der Berechtigten — im Wege der Landes= oder, sofern
das Reich kompetent ist, der Reichsgesetzgebungaufgehoben werden.

Für die Gesetzgebunggibt es keinen für alle Zeiten unabänderlichen
Bestand von Rechtsverhältnissengegenüberhöheren Mächten oder

unwiderstehlichenZeitbedürfnissen.)
Uebrigenshat man, insbesonderein Preußen, zum Teil förmliche

Rezessemit den einzelnenStandesherren abgeschlossen,deren Rechts-
gültigkeit jedochnicht anerkannt ist.2

Die Vorrechte der Mediatisierten sind im wesentlichenin den

deutschenStaaten die gleichen:
a) Regierungsrechteals solchebesitzensie nicht mehr, während

früher ihnen Gerichtsbarkeit und Polizeihoheit belassenwar. Doch
haben sie das Recht, eigeneBeamte anzustellen, zu vereidigen und
denselben bestimmte Titel und Uniformen zu verleihen, sowie viel-

fache Gerechtsameüber Kirchen und Schulen (abgesehenvom Patro-
natsrecht, z. B. besondereKonsistorien einzurichten);

b) stehenihnen eine große Reihe allgemeinerund Ehrenvorzüge
zu, wogegen sie auch zu einem besonderenHuldigungseideverpflichtet
sind. Sie haben Anspruch auf das Prädikat Erlaucht oder Durch-
laucht, auf Sitz und Stimme in den ersten Kammern, auf Kirchen-
gebet und Trauergeläute, können Ehrenwachen halten 2c. Reichs-

bes.Shrwe),St. N. 1
1 S. 610. Bayern: Ed. v. 26. Mai 1818.

1 Vcgl.
.315; Seydel

2 Ueberdie sehr bestritteneF
Frage

in Preußen vgl. Rönne ll S. 290 f.,,
S. 299 N. 2. Eine vorläufige Ei-
nigung ist erzielt durch das G. vom

15. März 1869 (dazu G. v. 27. Juni
1875, 25. Okt. 1878). Die frühe-
ren Verordnungen sind die vom

21. Juni 1815, 30. Mai 1820, G.
v. 10. Juni 1854, V. v. 12. Nov.

1855. Sachsen: V. v. 30. Okt. 120ie
Deklaration, betreffend die württem-

bergischenund badischen Häuser, bei

Rose S. 81. Ueber die Rechtsstellung
der gräflichStolberg'schen Häuser,
die eine Geldabfindung nicht bean-

spruchten, vgl. Wagener's Staats-

lexikon#n S. 502 und Litteratur
bei Rönne II S. 291. Zachariä,Nechtsgutachen(1862).
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rechtlichsind sie vom Militärdienst befreit. Sie genießenvor allem

das Recht der Ebenbürtigkeit mit den regierendenFürstenhäusern,
haben für ihre Güter= und Familienverhältnisse Autonomie und

besitzendas Recht der Austräge: (vgl. oben S. 33), welchesjedoch
nur in dem bisher landesgesetzlichgewährten Umfange und nur für
die Häupter der standesherrlichenFamilien bestehenbleibt. Auch in

nicht streitigen Rechtsangelegenheitensind sie bevorzugt. Außerdem
sind sie von Personalsteuer befreit und erhalten in Bayernsogar
Reichszölleaus der bayerischenStaatskasse rückvergütet;:

P) besteheneine Reihe dinglicher Vorrechte, die, außer durch
die Standesherrlichkeit, durch den Besitz der Standesherrschaft be-

dingt sind. Hierher gehören, außer besonderenGerechtigkeiten,die

in mehreren Staaten (so in Preußen) gewährte gänzlicheBefreiung
von den ordentlichen Grund= und Gebäudesteuern, sowie die Be-

freiung der Schlösserund Wohngebäudevon der Einquartierungslast
im Frieden. Außerdem bestehtzum Teil auchBefreiung von Orts-

gemeindeumlagen.
Weitere Vorrechte sind teils durch die Landesgesetzgebungauf-

gehoben,teils dadurch,daß dieselbenRechte(z. B. Aufenthaltsfreiheit)
auchanderen

rns gewährt wurden, gegenstandslosgeworden.

saßDie vormals reichsständischen.Häuser des hohenwerhiedels sind Arenberg,Auersperg,Bentheim, Bentinck-

Aldenburg,Castell, Coloredo, Croy, Eibach,Esterhatzy,Frstenberg.Fugger, Giech, v. Schitzgen. v. GörchHarrach, Hohen-
„Isenburg, Kuefstein, Khevenhüller-Metsch,Königsegg-laieblonderf,Leiningen,von und zu Leyen, Ligne, Lobkowi

Löwenstein=Wertheim, Looz-Coorswarem(Rheina-st
Metternich,Neipperg,Oettingen, Orttenburg, Pappenheim,
Platen-Hallermund, Plettenberg-Mietingen, Näier-Limpurg,
Quadt-Wykradt zu JInny,Rechbergzu Rothenlöwen, Rechterm-
Limpurg, Orsini (v.) NeosenberSalm-Reifferscheid, Salm,
Wild= und Rheingräfl. Haus, Sayn-Wittgenstein, Schaesberg,

1 E. G.z. G.V.G. 87 1 esherren im Geschäftslokale des.Lertrr. 8. Juli#l67Art.15.] Standesbeamten stattfinden muß.
Seydel, bayer. St. R. 6 —

(Bejahungfolgt aus Zivilstandsge-
Erwähnt sei auch die ue ver- setz §72 und vielen Dienstanwei-
wickelte Streitfrage, ob die Vor-L sungen; das Gegenteil jedoch aus

nahme der Eheschließungvon Stan-kirchenrechtlichen Analogien.)
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Schönborn, Schönburg, Schwarzenberg,Solms, Stadion,
Starhemberg, Stolberg, Thurn und Taxis, Trautmannsdorf,
Törring-Gutenzell-Jettenbach,Waldbott-Bassenheim,Waldburg,
Wallmoden-Gimborn, Wied, Windischgrätz,Wurmbrand.

38.
C. Vereinigungen der Staatsangehörigen.!

I. Allgemeines.

Das Staatsrecht hat es nicht nur mit dem Verhältnis der

Staatsgewalt zum Einzelnen zu thun. Die einzelnenBürger ver-

einigen sichauf allen Gebieten des Lebens zur Erreichungbestimmter
Zwecke. Diese Vereinigungen greifen in den gesamtenGang der

Verwaltung ein. Mit der Behauptung, daß alles Große nur aus

der Kräfte schönvereintem Streben sich erhebe,hat man die Vereins-

freiheit als ein natürliches Freiheitsrechterklärt, während andererseits
die aus einem Mißbrauch der Bethätigung dieserFreiheit erwachsende
Gefährlichkeit für Staat und Gesellschafteinleuchtet. Zunächst ist
das Vereinswesen ein privates, aber es wird öffentliches, insofern
ein Verein eine Einwirkung auf das öffentliche Leben bezweckt,be-

sondereRechte beanspruchtoder direkt in den Gang der Staatsver-

waltung eingreift.
Die Stellung der verschiedenenZeitalter zum Vereinswesen ist

aus der Staatsauffassung eines jeden derselbengerechtfertigt. Der

unfertige Staat des Mittelalters überläßt die Verbindungen sich
selbst, und ein überreiches Genossenschaftsleben,mit Zünften und

Nitterbünden u. s. w. übernimmt vielfach staatlicheAufgaben. Die

Periode des Absolutismus betrachtet sämtlicheVereine, welche der

Staat nicht selbst zu Polizeianstalten erhebt, als natürliche Gegner,
so daß das preußischeEdikt vom 20. Oktober 1798, welches bis
1848 galt, im wesentlichendieVereine verbot. Unter dem Einfluß
des Bundesbeschlussesvom 5. Juli 1832 wurde jeder politischenVer-

sammlung auf das strengsteentgegengetreten. Seit dem Jahre 1848

1 L. Stein, Verwaltungs= St.W.V. X S. Lisco, Verlehre! 23.Sehmin Schmoller's
·

emsgeseye Va Hobbl. 1
Jahrbuch VI S. 803. Welcker im S. 2 III S. 1017, aebhn
Staatslexikon (s. v. Association); Sitchein
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wurde dagegen die Vereinsfreiheit in weitem Maße zugelassenund

die Grenzen ihrer Ausübung, da die §&§&161, 162 der Reichsver-
fassungvon 1849 illusorischwurden, durch Landesgesetze(in Preußen
durch Verordnung vom 11. März 1850) geregelt. Dieselben sind
noch in Gültigkeit, und hat das Reich, zu dessenKompetenz das

Vereinswesen gehört, bis jetzt nur durch das Wahlgesetzvom 31. Mai

1869 und das Sozialistengesetzvom 21. Oktober 1878 in einigen
Beziehungeneingegriffen.

Die Verbindungender Staatsangehörigen treten in mannigfachen
Formen auf. VorübergehendeZusammenkünfte mehrerer Personen
zu gemeinsamenErörterungen nennen wir Versammlungen, welche
als Vereinsversammlungen oder als öffentliche erscheinen.Dauernde

freiwillige Verbindungenzu einem bestimmtenZweckesind Vereine.
Sie kommen in allen Gebieten des Lebens vor, als technischeund

wissenschaftliche,geselligeund religiöse,Bildungs= und Hilfsvereine rc.,

und gelangen zu besondererBedeutung, wenn sie politischeAngelegen-
heiten zum Gegenstandehaben (politische Vereine). Neben den

Vereinen bilden sich in der Gegenwart zu besondererBedeutungaus:

Genossenschaften und Verbände, welche teils unmittelbar staat-
liche Aufgaben erfüllen. Zu privaten Korporationen werden

Vereinigungen, wenn sie den Charakter von Vermögenssubjektenbe-

sitzen — schließlicherscheinendarüber die Korporationen des

öffentlichen Rechtes, Gemeinden, Selbstverwaltungskörper, von

welchen,da sie direkt Organe im Staate sind, weiter unten gehandelt
wird (val. & 52).

II. Vereine.

Soweit das Recht der Vereine die gegenseitigenPflichten und

Rechte ihrer Glieder regelt oder Vorschriften über die vermögens-
rechtlichenInteressen enthält, ist es Privatrecht. Ueber dies hinaus
gehenbereits Bestimmungen, wie sie z. B. die sogen.Aktiennovelle

enthält. Oeffentliches Recht sind die Sätze, welche sich auf die

Stellung des Vereins im Staate, seine Anmeldung, Statuten-

genehmigungu. s. w. beziehen.Für eine große Reihe von Vereinen

gilt die volle Freiheit: die früheren zahlreichenEinschränkungensind
gefallen (ogl. z. B. Gewerbeordnung § 152). Es folgt aber daraus

nicht, daß der Staat unbedingt alle Vereine gestatten müsse: in
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aufgeregtenZeiten kann eintretenden Falls eine Einschränkungdieser
Freiheit stattfinden; von vornherein aber sind Vereine unzulässig,
welche, sei es wegen ihrer Organisation, sei es wegen ihres Zweckes,
gefährlich sind (Reichsstrafgesetzbuch98 128, 129), sowie z. B.

solche,die sozialistischenBestrebungendienen.

Eine besondereStellung nehmen die Vereine, „welche eine Ein-

wirkung auf öffentliche Gegenständebezwecken",und die politischen
Vereine ein. Die Vorstände derselben sind meistens verpflichtet,
Statuten und Mitgliederverzeichnisseder Behörde binnen einer be-

stimmten Frist vorzulegen. Frauen, Lehrlinge und Schüler sind von

ihnen ausgeschlossen.Vor allem dürfen sich solcheVereine nicht mit

anderen gleicher Art zu gemeinsamenZwecken, insbesonderenicht
durch gegenseitigeOrganisation verbinden („Affiliation“ — Prinzip
der Lokalisierung). Im übrigen bilden für sie ebenfalls die genannten
strafgesetzlichenBestimmungendie Schranke.

III. Versammlungen.

Im Gegensatzzu den dauernden Vereinen sind die Versamm-
lungen eine vorübergehendeErscheinung. Trotzdem werden sie ziemlich
streng behandeltaus dem Grunde, weil ihre Gefährlichkeitdarin liegt,
daß in ihnen ein Massengeistleicht erst erzeugt und oft irre geleitetwird.

Die Regel bildet die allgemeineFreiheit der Versammlungen, jedoch
mit folgenden Beschränkungenfür solche,in denen öffentliche Ange-
legenheitenerörtert werden:: a) daß der Unternehmer der Polizei-
behörde (in Preußen 24 Stunden zuvor) genaue Anzeige macht;
b) daß eine Ueberwachungund Auflösung durch einen Vertreter der

Polizeibehördestattfinden kann. Von einer förmlichen Genehmigung
sind dagegenmeistensVersammlungenunter freiem Himmel abhängig;
denselbenstehen öffentliche Aufzüge gleich. Bewaffnete Versamm-

lungensindüberhaupt nicht zugelassen.

eber.Freimaurer ogl.U Leichenbegängnisse, Prozessio-
preuß. Edikt v. 20Okt. 1798, § 3 nen 2c. „in hergebrachter Art“ sind

G.S. 1816S. 7 zugelassen. Sehr reiche Kasuistikneann PsientlicherAn= üÜber diese Bestimmung im 8 10 desW*’r“ vgl. die Praxis (R. d. preuß. Gesetzes. Vgl. R. d. O. 1

bertribunassVIII S. 290, XV S. 287, III S. 5, 44, 513, XI
S. 318, XXS. 92). S. 221, XIV S. 239, 494, XVI
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Die Militärpersonen sind reichsgesetzlich(Militärgesetz & 44)
von politischen Vereinen und Versammlungenausgeschlossen.Wahl-
vereine und -versammlungen unterliegen den erwähnten Beschrän-
kungennicht, wogegen durch das Sozialistengesetznoch einigeweiter-

gehendeauferlegt sind.

IV. Korporationen.

Wie es bevorrechtete Einzelbürger gibt, so gibt es, allerdings
in anderem Sinne, bevorrechteteVereine. Solche Vorrechte können
nur durch staatlicheGenehmigungverliehen werden. An sichist jeder
Verein Privatverein; zu rechtlich anerkannter und geschützter,mit

voller Handlungsfähigkeit ausgestatteter Gesamtheit (Korporation)
wird der Verein erst durch die Erklärung des Staates. Diese Er-

langung der Korporationsrechte erfolgt zuweilennach festen Be-

stimmungen (z. B. nachdem Reichsgesetzvom 4. Juli 1868, betreffend
die Genossenschaften)oder je nachdemdie Lebensfähigkeitund Gemein-

nützigkeitdes Vereins dargethan ist. Die Ausführung dieserLehren
pflegt in den Einleitungen zum Privatrecht gegebenzu werden.

V. Korporationen des öffentlichen Rechts.

Es gibt Vereinigungen, welche öffentliche Interessen befriedigen
und in dieser ihrer Handlungssphäre vom Staate ausdrücklich als

solche anerkannt sind. Sie spielen heute eine bedeutende Rolle in

dem staatlichenGesamtorganismusund sind — soweit sienicht im Ver-

waltungsrechtnäher behandeltwerden (Handbibliothek II S. 112) —

unten Buch II Kapitel 3 zu betrachten (G 52).

* 39.

Die Religionsgesellschaften.!
I. Staat und Kirche.

Die gewaltigste Gemeinschaft außer der staatlichen ist die

religiöse. Jeder Einzelne steht in Kirche und Staat. Diese Körper-

S. 234, HallleS. 468, 553, 696, des Staatsrechtsnur der Vollstän-
XiX S. 298, XX S. 1oé. digkeit halber in größter Kürze die

1 Es kann in diesem Lehrbuche #chrevomRechtsverhältnis desStaa-
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schaften,so grundverschiedenin ihrer Entstehung, ihrem Zweck, ihrer
Gewalt, ihrem Umfang, ihrer Dauer, sie müssen in geordnete Be-

ziehungen treten. Der Staat bedarf der Kirche, welcheseine Ein-

richtungenheiligt; die Kirche kann den Staat, der der feste Boden

ihrer Wirksamkeit ist, nicht entbehren. Die Weltgeschichtezeigt einen

ewigen Kampf der Anschauungen, und es scheint in der That un-

möglich, dieseactio finium regundorum zwischender geistlichenund

weltlichen Gewalt dauernd zu endigen. Vier Systeme und Theorien
sind es, auf welche im wesentlichendie Streitgkeiten zurückzuführen
sind. Entweder will die Kirche durchaus herrschen,wie im Mittel-

alter, oder der Staat (Cäsaropapismus, gemäßigt Josephinismus),
oder es soll volle Unabhängigkeit beider Gemeinschaftenbestehen
(Cavour's „libera chiesa in libero stato“) oder ein geordnetesZu-
sammenwirken erstrebt werden. Letzteresist der Zielpunkt des gegen-

wärtigen Geschlechts:Zusammenwirken,aber nichtEinheit; Sonderung,
aber nicht Trennung.

Die Religionsgesellschaftensind wie alle Vereinigungen der

Herrschaft des Staates unterworfen. Den Inbegriff der dem

Staate über die Kirchen zustehendenHoheitsrechte bezeichnetman

als Kirchenhoheit (jus eirca sacra) im Unterschiedevom Kirchen-
regiment (jus in sacra), dem Inbegriff der der Kirche über ihre
Mitglieder zustehendenRechte. Jene Kirchenhoheitist nichts weiter

als die Staatshoheit in ihrer Richtung auf die Kirche. Naturgemäß
äußert sich dieselbe verschiedenje nach Beschaffenheit und An-

sprüchender einzelnenKirchen: die katholischeKirche muß vielfach
wie eine auswärtige Macht behandelt werden, während der evan-

gelischengegenüberdie Kirchenhoheit mit dem Kirchenregiment in

einer Person zusammenfällt. Die evangelischeKirche hat sich
in enger Anlehnung an den Staat entwickelt, was oft zu einer

Unterdrückung des kirchlichenRechtes unter staatlicheAnschauungen
geführt hat.

Die Kirchenhoheit zeigt sich im Reformationsrecht (jus refor-

mandi), im Oberaufssichtsrechtzus supremae inspectionis) und im

tes zur Kirche berührt und eine An= den. Vgl. Litteratur wie genauere
zahl Hauptgrundsätzeangedeutet wer- Darstellung in Hdbbl. III § 14.
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Schutzrecht (jus advocatiae); sie steht auch nach Gründung des

Reichesden Einzelstaaten zu.!

II. Religlonsgesellschaft und anerhannte Kirche.

Das Mittelalter kannte nur eine Kirche. Erst nachder Glaubens-

spaltung wurde den Landesherren (im Augsburger Religionsfrieden
1555) das Reformationsrecht zuerkannt. Es ist das Recht über die

Zulassung einer Religionsgesellschaftim Staatsgebiete zu entscheiden
und deren Stellung zu normieren (cujus regio ejus religio). Dieses
Recht, im westfälischenFrieden beschränktund in den Verfassungen
von 1848 meist beseitigt, erscheint heute in wesentlich anderer Form.
Eine völlige Ausschließung einer Religionsgesellschaftist nachReichs-
verfassungArt. 3 nur im Wege der Reichsgesetzgebungmöglich. Im
übrigen sind die Landesgesetzeaußerordentlich verschieden:einige
(Bayern, Elsaß) verlangen unbedingt staatlicheGenehmigung, andere

(Baden) gewähren Freiheit (exercitium religionis privatum und

publicum). Bei den letzterenzeigt sichdas jus reformandi in der

Erteilung von Korporationsrechten und besonderenPrivilegien.
Wir unterscheidendanach: 1. einfacheReligionsgesellschaften,welche

nichtPrivatrechtssubjektesind, in vermögensrechtlicherBeziehungdem

Gesellschaftsrecht,in staatsrechtlicherHinsicht dem Vereinsrechtunter-

liegen; 2. Religionsgesellschaftenmit Korporationsrechten,welche
privatrechtlichePersönlichkeitsind und strafrechtlichenSchutzgenießen;
8. die ecclesia recepta, bei uns die beiden christlichenKirchen, welche
als Korporationen des öffentlichen Rechtes einen besonderenSchutz
für sich und ihre Beamten, sowieeine Dotation vom Staate erhalten.

1

Das Aeichhatdie Negelungddes—
S. 149. Auch hat es die Kirchen-

Ni
hoheitin ElsaßeLothringen(vgl. Mar-“— Gesandtschaftsprediger50 quardsen III S. 293) und in den

stellen, den strafrechtlichen Schutz, die Kolonien.

Gesetzgebungüber Ehesachen,die Auf-
2 Ueber Religionsgesellschaften

sicht über das Vereinswesen — dar= „mit Korporationsrechten“ vgl-die
unter ist die Kirche als solche nicht! Entscheidungen des N.G. zu § 166
zu fassen die völkerrechtliche Ver= des R. Str. G.B. Aufführungdie-

tretung in Kirchensachen.Vgl. Thu= ser eligionsgesellschaften.beiThu-
dichum, Deutsches Kircheprecht ! dichum a. a. O. S. 180 —191.
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III. Das Oberaufsichtsrecht.

Das Oberaufsichtsrechtist ein unveräußerlicher Bestandteil der

Kirchenhoheit. Von unserem Staatsrecht anerkannt, ist dieses jus
cuvendi von der römischenKirchestets verneint worden. Aber wie der

Staat für die Entfaltung aller Lebensaufgabendie Grenzen steckt,so
kann er auch auf diesenBeruf gegenüberder Kirche nicht verzichten.
Nach deutschemStaatskirchenrecht äußert sichdies jus inspectionis
im allgemeinen in dem Rechte, Normativbestimmungen zu erlassen,
nach welchen sich die kirchlicheGesetzgebungsgewaltzu richten hat,
im besonderen aber in folgenden Punkten, welche im Kirchenrecht
genauer darzulegensind:

1. in dem (meistbeseitigten)Rechtder Kenntnisnahme von kirchlichen

. in der Mitwirkung bei Errichtung, Veränderung und Besetzung
von Kirchenämtern;

Hin der Beaufsichtigungdes Kultus, soweit er in das öffentliche
Leben eingreift (Prozessionen,Kanzelparagraph),sowie in der

Aufsicht über das kirchlicheGenossenschaftswesen(Orden);
in der Ueberwachungder kirchlichenAnstalten zur Ausbildung
der Kleriker und der Beschränkungder kirchlichenDisziplinar=
und Strafgewalt;
in der Aufsicht über die Vermögensverwaltung der Kirche
(Admortisationsgesetze);
in der Gewährung des recursus ab abusu (appel comme

d'’abus).

15D

*

8

2

IV. Das Schutzrecht.

Der staatliche Schutz, welcher sich teilweise schonin dem eben

(unter Nr. 6) angeführten Rechtsmittel offenbart und welcher im

Mittelalter als advocatia ecclesiae vom deutschenKaiser, jedoch
nach kirchenrechtlichenGrundsätzen,gewährt wurde, zeigt sichheute in

folgenden Richtungen. Der Staat schütztjede Kirche in ihrem an-

erkannten verfassungsmäßigenBestande. Er schütztdas Vermögen

derKicche,wirktmit zur Beitreibung der Abgaben im Wege des
fahrens und gewährt Dotationen. Auch imJ

eigenen Interessesorgter für die Heilighaltung der Sonn= und
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Feiertage. Den Dienern der Religion gewährt er Unterstützungund

schütztsie in ihrer Amtswürde (Reichsstrafgesetzbuch& 196). Ins-
besondereaber bedroht er durch seine strafgesetzlichenBestimmungen
jede Beschimpfungvon Religionsgesellschaftenoder Herabwürdigung
anerkannter kirchlicherEinrichtungen und Gebräuche(Reichsstrafgesetz-
buch § 166 ff.).

Wiertes Hapitel.

Der Schutzdes öffeutlichenRechts.
40.

Verfassungsgarantien und Verwaltungsrechtsprechung.)

Wir haben im vorigen Kapitel kennen gelernt, wie die ger-

manischeStaatsauffassung und die fortschreitendeGesetzgebungeinen
immer bestimmterenRechtskreis um Einzelne und Familie, Gemein-

schaft und Genossenschaftgezogen. Die Ausübung der Staatsgewalt
ist durch Gesetzegeregelt. Das Gesetz als abstrakte Norm bedarf
aber auf allen Rechtsgebietendes Schutzes. Der Schutzeines Rechtes
besteht nach der richtigen romanistischenAnsicht in der Erzwingung
der Pflicht, die dem Rechte entspricht, erscheintaber zunächstals ein

Recht, die Aufhebung der Verletzung zu verlangen. Dazu bedarf
es aber einer unparteiischenMacht, die das Gesetzanwendet. Diese
Macht findet sich für das gesamteGebiet des Privatrechts in den

unabhängigenGerichten. Auf dem Gebiete des Völkerrechtesist eine

solcheMacht so gut wie gar nicht vorhanden, es sei denn, daß ein

internationales Schiedsgerichtbestellt werde. Wie steht es nun mit

dem öffentlichenRechte? Hier können dochebenfalls Konflikte zwischen
Einzelrechtund Staatsrecht vorkommen. Werden Verletzungenstaat-
licher Rechte begangen, so liegt die Sache einfach, da in solchem
Falle die ordentlichen Gerichte gegen den Unterthanen nachden be-

treffenden strafgesetzlichenBestimmungen zu verfahren, dabei aber

zugleich die Verfassungsmäßigkeitder staatlichen Maßnahmen zu

1# . Schulze 11 S. 836 fl
v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechts. 12
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prüfen haben (vgl. § 34). Aber wie nun im umgekehrtenFalle,
wenn rechtswidrigeVerletzungenvon der Staatsgewalt selbst oder

deren Organen ausgehen? Schon bei privatrechtlichenStreitigkeiten
werden häufig beide Parteien sich im vollsten Rechteglauben, wie

viel schwierigernun, wenn sichStaat und Einzelner gegenüberstehen!
Dieser Gedankengangführte naturgemäß dazu, allen Scharf-

sinn aufzubieten, um auch in diesen Fällen für Rechtsschutz zu

sorgen, und die gewaltige Bewegung für den sogen.Rechtsstaat ist
zum großen Teil auf dieseForderung zurückzuführen. Zu bemerken

ist jedoch, daß man den Rechtsschutzhier zunächstin anderer Weise
suchteals auf privatrechtlichemGebiete. Während derselbeauf letzterem
besonders in Form der Klage gewährt wird, mußte man auf staats-
rechtlichemGebiete, im Hinblick auf die etwaigeNutzlosigkeitnachträg-
licher Klage, vor allem daran denken, die Aufrechterhaltung der

Verfassung und der durch sie verbürgtenRechtedurch vorbeugende
Maßregeln zu sichern. Man hat in der ersten Hälfte unseres
Jahrhunderts sichaußerordentlich viel mit diesen Fragen beschäftigt
und zahlreicheMittel empfohlen, „Throne gegen Empörung und

die Bürger in ihren Rechten zu sichern". Diese Schutzmittel be-

zeichnetman als Verfassungsgarantien.! Im engeren Sinne

sind dies alles rechtlicheEinrichtungen, welche unmittelbar und

spezielldie Verfassung gegen willkürliche Verletzungen oder Wieder-

aufhebung sicher zu stellen bestimmt sind.: Es ist dies aber nur

die eine Seite des Rechtsschutzesauf dem Gebiete des öffentlichen
Rechtes. Neben dem Rechtsschutzder Verfassung als solchersteht
zweitens der Rechtsschutzder einzelnenBürger gegen Verletzungen
seitens der Behörden, den man jetzt gewöhnlichals Rechtsschutzauf
dem Gebiete des Verwaltungsrechtesbezeichnet.

Danachkommen jetzt folgendeArten des Rechtsschutzesim Gebiete
des öffentlichenRechtes in Betracht:

1 L. Hoffmann, Die Garan= mann oft in die Lage kommen kann,
tien (2. Aufl.) 1831. VeitereLitte= das geltende Recht zu verletzen. Die
ratur bei Rönne II S. 339,440. Verletzung staatsrechtlicher Bestim-

2 Es ist klar, daß die scn Ga= mungen (oder der Verfassung über-
rantieder Verfaffungi

in ihrer inneren haupt) pflegt zuweilen als „Staats-
Tüchtigkeit liegt und daß der Staats= streich“ bezeichnetzu werden.
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I. Das DeutscheReich, welches gegründet ist „zum Schutzedes
in seinemGebiete geltendenRechtes“, kann auch als Hort der öffent-
lichenRechtsordnunggelten. Die Reichsverfassungenthält zwei hierauf
bezüglicheBestimmungen. Nach Art. 19 (dem Art. 29 der Wiener

Schlußakte entnommen) hat der Bundesrat festzustellen, ob ein

Bundesglied seine verfassungsmäßigenBundespflichten verabsäumt.
Nach§ 76 Absatz2 sind Verfassungsstreitigkeitenin solchenBundes-

staaten, die eine Behörde zur Entscheidungderselben nicht kennen,
auf Anrufen eines Teiles vom Bundesrat auszugleichenoder im

Wege der Reichsgesetzgebungzur Erledigung zu bringen. Zunächst
also hat das Reich nur auf Anrufen eines Teiles thätig zu werden.
Es kann jedochauch aus eigenemEntschluß eingreifen, wenn z. B.
Art. 19 in Betracht kommt oder wenn etwa der Thron selbstunter

mehreren Prätendenten streitig ist: (vgl. § 70 V).
II. Der erwähnte Artikel der Reichsverfassungbezeichnetsich

selbst als eine Aushilfe für den Fall, daß nach LandesrechtBe-

stimmungen über die Schlichtung von Verfassungsstreitigkeitenfehlen.
Nur wenige deutscheStaaten kennen aber derartige Bestimmungen,
insbesondereOlvenburg, Braunschweig, und lassendie Entscheidung
durch einen Staatsgerichtshof oder durch ein besonders zu
bildendes Schiedsgerichtergehen.

III. Erkennt man eine Garantie in der Verfassungsurkunde
selbst. Ueber die Bedeutungdieser Urkunde (eines „Blattes Papier““)
ist bereits oben gehandeltworden.

IV. Obwohl die Verfassungdes Landes an sichverbindlichist,
so hat man doch schonzu alten Zeiten eine Gewähr in der feierlichen
eidlichen Bekräftigung gesehen. Im Altertum stand die Verfassung
selbst unter dem Schutze der Götter („leges sacratae“), und in

Deutschland wurden schonvor Jahrhunderten von den Fürsten Pri-
vilegien feierlich und förmlich beschworen.“ Es wird dadurch mehr

1 Laband S. 270. Ueber die

Mizulänglichtet,DhesSchutzes vgl.
Nönne 1 S.

2 .usbhdt 2.0. *#231,
Oldenburg 8 209, Sachsen153.
Vgl.Merauarofen, 2,1 S. 14,
17, 80, 126

Ueber die Notwendigkeit eines

solchen vgl. Rönne a. a. O.

Friedrich Wilhelm's IV. Thron-
rede vom 11. April 1847. V9gl.

oben § 25 II.
« * Schmitthenner, Allgemei-
nes Staatsrecht (1845) S. 421.
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eine sittliche als eine rechtlicheVerpflichtung begründet. (Vgl. über

die Bedeutung dieses Verfassungseides § 43 I

V. Werden als Verfassungsgarantiendie durchdie Gesetzgebung
gezogenen Schranken für Erlaß von Notgesetzen(§ 26, IV) und die

Bedingungen, unter welcheneine Erklärung des Belagerungszustandes
stattfinden kann, betrachtet.

VI. Als besondereGewähr derVerfassunggilt die Minister-
verantwortlichkeit.: Diese erscheint als notwenige Ergänzung
der Unverantwortlichkeit des Monarchen. Sie ist als Grundsatz in

die deutschenVerfassungenaufgenommen, wenn auchdie Einzelheiten
vielfachnicht bestimmt und daher die Verfassungsnormenunanwendbar

sind. Ja auch das Reich hat diesen Grundsatz angenommen, indem

der Art. 17 Reichsverfassungausdrücklichvon „Verantwortlichkeit“ des

einzigen leitenden Ministers spricht.
Die Ministerverantwortlichkeit wird in verschiedenerBedeutung

gefaßt, als moralische vor der öffentlichenMeinung, als politische
oder parlamentarische vor der Volksvertretung. Durchaus anders

ist die rechtlicheVerantwortlichkeit, welcheeine Anklage des Ministers
durch die Volksvertretung statthaft macht. Durch die zur Gültigkeit
der monarchischenRegierungsaktevorgeschriebeneGegenzeichnungdes

Ministers übernimmt derselbedie Gewähr für die Verfassungsmäßigkeit
jener Akte. Die rechtlicheVerantwortlichkeit der Minister ist aber
eine andere als die bloß zivilrechtlicheoder strafrechtliche. Entgegen
dem Verhältnis der einfachen Beamten, die bei Verfassungsver-
letzungenhöchstensdisziplinare Ahndung zu gewärtigen haben, er-

fordert die höhere Stellung des Ministers in diesen Fällen eine

schärfereBeurteilung. Den reinen Disziplinarcharakterhat besonders
das nordamerikanischeRecht zum Ausdruck gebracht, während das

englischeimpeachment als Kriminalklagegelten, das Oberhausdarauf-
hin zu gewöhnlichenKriminalstrafen verurteilen kann. Unter An-

1

## Stengel in dieser Hdbbl. St.W. B.III S. 812; Bluntschli,
II S. i Kommissionsbericht an die erste ba-

2 Esten: Responsabilité 1dische Kammer vom 19. Okt. 1867.
dles ministres (rsich,Mohl, Ver Thudichum in Annalen 1885
antwortlichkeit (1837); Samuely, S. 637—6989. Ueber den nreußichenRrimsipderminihterverantworticfenEntwurf vgl. Rönne II S. 3
(1869); St.W.B. X S. ; K
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lehnung an die erstere Auffassung haben die deutschenVerfassungen
in ziemlichunklarer Weise die Ministeranklage aufgenommen. Die-

selbe ist weder als disziplinare noch als strafrechtliche, sondern als
eine außerordentlicheMaßregel zu betrachten.Sie bildet den Schluß-

Rechtes. Trotzdem ist die Abneigung dagegen in Deutschlandeine

sehr verbreitete, und übertriebener Ueberschätzungist große Unter-

schätzunggefolgt; man geht vielfach von der Ansicht aus, daß es

unthunlich sei, die Stellung der leitenden Staatsmänner an derartige
juristischeNormen zu fesseln.?

Die deutscheGesetzgebungnähert sich hinsichtlichBestimmung
der Fälle der Ministeranklage dem englischen,hinsichtlichdes Urteils-

inhaltes dem amerikanischenRechte. Als Gegenstandder Minister-
anklage gelten im allgemeinen Verfassungsverletzungenoder Ver-

letzungen der Gesetze. Nur das sehr bekannt gewordene badische
Gesetzvom 20. Februar 1868 läßt sie auch bei schwerenGefähr-
dungen der Sicherheit und Wohlfahrt zu und erkennt somit die

Möglichkeiteines Urteils über das politischeVerhalten des Ministers an.

Im einzelnenkönnen angeklagtwerden die Minister (auchohne
Portefeuille) oder auchandere höchsteBeamte. Ankläger ist der Land-

tag oder eine Kammer oder nur die zweite Kammer, Richter die

erste Kammer oder ein besondererGerichtshof (Staatsgerichtshof).
In Baden übt das Richteramt die ersteKammer in Verbindung mit
dem Präsidenten des oberstenGerichtes und acht aus den Kollegial=
gerichtenausgelostenRichtern. Das Verfahren ist öffentlich-mündlich.
Rechtsmittel sind nur selten zugelassen;das Urteil geht auf Amts-

verlust oder Unfähigkeit zu Aemterbekleidung,eine Begnadigungkann

1 Ueber die Erfordernisse eines
die Ministerverantwortlichkeit regeln-
den Gesetzes hat sich prinzipiell
Bluntschli in dem genannten

selben eine wirksame Garantie finden
und die Volksfreiheit eine kräftige
Stütze. Aber es darf die Würde der
Staatsämter nicht der Parteileiden-

Berichte gut ausgesprochen: „Es
muß dem Mißbrauch der Gewalt eine

starke Schranke ziehen und zugleich
den vollen Gebrauch der Autorität n
im Interesse des Staates schützen.
Das Verfassungsrecht soll in dem-

schaft zum Opfer bringen und nicht
die leitenden Staatsmänner daran

hindern, alles das zu thun, was die

Staatswohlfahrt gebieterisch ver-

langt.“
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gar nicht oder (wie in Baden & 67“ Absatz5) nur auf Antrag oder

mit Zustimmung der Stände stattfinden.
VII. Diese Ministerverantwortlichkeit, sehenwir, ist eine außer-

ordentliche Maßregel. Es ist selbverständlich, daß die zivil= und

strafrechtlicheVerantwortlichkeit für den Minister ebensowie für
jeden anderen Beamten besteht. Auch in dieserallgemeinenBeamten-

verantwortlichkeit, von welcher im Kapitel 2 des II. Buches 48)
gehandelt wird, ist eine Gewähr der Verfassung zu erblicken.

VIII. Ein Teil der Unklarheiten in bezug auf die Ministerver-
antwortlichkeit schrieb sich daher, daß man in ihr nicht bloß ein

Mittel zur Aufrechthaltung des Verfassungszustandes,sondern auch
ein solcheszum Schutzeder „auerkannt verfassungsmäßigenRechte“
(Baden §&67) sehen wollte. Ein solchesMittel ist jedochneuer-

dings in der Verwaltungsrechtsprechung gefunden. Während
also die ad 2—6 dargestelltenEinrichtungen Gewähr der Ver-

fassung als Ganzes sind, erscheint in der Verantwortlichkeit der

Staatsbeamten und in den Kontrollen der Verwaltung der Rechts-
schutzder einzelnenBürger und ihrer anerkannten Rechte, kurz die

Gewähr verfassungsmäßiger Verwaltung.
Diese Gewähr für die Verfassungsmäßigkeitwird gebotendurch

die politische Kontrolle der Volksvertretung, durch die lediglich die

staatswirtschaftlicheSeite betreffende Kontrolle der Oberrechnungs-
behörden, sodann aber durch die aus der Oberaufsicht der Behörden
sich ergebendeVerwaltungskontrolle selbst. Diese Oberaufsicht aber
kann von Amts wegen oder infolge einer Beschwerdegeltend gemacht
werden. Ueber das Recht der Beschwerde vgl. oben & 36. Dazu
tritt nun aber die gerichtlicheKontrolle, und zwar die unmittelbare:
denn ein mittelbarer Rechtsschutzwird auch durch die Zivil= und

Strafgerichte gewährt, welchebei Beurteilung eines ihnen vorliegenden
Falles die rechtlicheGültigkeit einer Maßnahme zu prüfen haben.
Die ummittelbare Rechtskontrolle ist in der neuen Einrichtung der

Verwaltungsgerichtegegeben. In den meisten deutschen Staaten

sind unabhängige, zum Teil mit den Vertretungen der Selbstver-

1Gneist, Rechtsstaat(2. Aufl.) S. 840 undStengel Hbbbl. II
1879. Litteratur ogl. bei H.Schulzes S. 209 N.
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waltungskörper in Verbindung gebrachteGerichtshöfe des öffentlichen
Rechtesins Leben gerufen, welcheentscheidensollen, wenn ein Staats-

angehörigersich in seinenRechtenverletzt, die Schrankender Staats-

gewalt überschrittenglaubt. Auf dieseWeise wird das gesetzmäßige
Handeln der Staatsorgane einer dauernden Kontrolle unterworfen,
gesetzwidrigesEingreifen erschwert,die Achtung vor dem Einzelrecht
und damit die Beobachtungder Verfassung gesichert.

Das Nähere gibt ausführlich das Verwaltungsrecht; vgl. das

Lehrbuchdesselben in dieser Handbibliothek S. 209—252.
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1. Abschnitt.

Die Organe in den Einzelstaaten.

Erstes Kapitel.

Der Monarsth.!

∆#41.

Die Rechtsstellung des Monarchen.

I. Allgemeines.

Im reichgegliedertenVerfassungsbau der konstitutionellen Mo-

narchien erscheinenals Organe: 1. der Monarch, der Träger der

Staatsgewalt; 2. die Beamten zur Ausübung staatlicher Rechte
in beschränktemKreise; 3. die Gemeinden und die Kommunal=

verbände; 4., derLandtag, als beschränkendesElement.

Schon die geschichtlicheEntwickelung (§& 12) ergab, wie der

Begriff der monarchischenGewalt aus einem Konglomerat einzelner

!1Dahlmann, Politik (2. Aufl.) 748; Kl. St. W.B. II S. 611;
S. 85; St. W.B. VI S. 704, IX Nönne'I S. 150
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Herrschaftsrechtesich zu dem öffentlich-rechtlichen,modernen Begriffe
des Königtums herausbildete. In seinemWesenistdieser Begriff
durch die tiefgreifenden Umgestaltungendes 19. Jahrhunderts nicht
verändert worden. Auch nach heutigerAuffassung bestehtdas Wesen
der deutschenMonarchiedarin, daß eine physischePerson aus eigenem
RechteTräger der Staatsgewalt ist. Der Monarch ist Träger der

Staatsgewalt, nicht bloß Chef der Exekutive, nichtDiener des Staates.
Der Ausspruch Friedrich's des Großen „Ich bin der erste Diener
meines Staates“ ist politisch und ethischerhaben; juristisch ist der

Fürst nicht der höchsteBeamte. Aber jener Ausspruchdeutet an,
was seit einem Jahrhundert die deutschenFürsten durch die That
bewiesenhaben, daß das monarchischeRecht nicht wie in früheren
Zeiten ein Eigentumsrechtam Staate sei, sondern daß es zugleichden

höchstenBeruf, die höchstePflicht in sichenthalte. Der Monarch
steht freilich nichtaußer dem Staate, wie die römischenImperatoren,
die sichals Götter verehren ließen; aber er ist auch nicht ein Glied
im Staate, welches anderen Organen gleichgestelltwerden kann;
vielmehr ist er ein böheres Organ, dessen rechtlicheStellung am

allertreffendsten mit dem Worte „Staatsoberhaupt“ angedeutet
wird.

Ist die Staatsgewalt in der Person des Staatsoberhauptes
vereinigt, so fordert nun das konstitutionelle Prinzip, daß die Aus-

übung derselben an bestimmte Formen und an die Mitwirkung
selbständigerOrgane gebundensei. Die absolute Gewalt war schranken-
los — princeps legibus solutus! —, die monarchischeGewalt der

Gegenwart ist „verfassungsmäßigbegrenzt“. Da aber unsere Ver-

fassungennicht, wie die englischeungeschriebene,sichstetig entwickelten,
sondern zum Teil, wie die preußische,aus einer Reihe gegenseitiger
Konzessionenentstanden, so hat der Monarch alle Befugnisse,die ihm
nicht ausdrücklichentzogen sind, und ist seineMachtvollkommenheitnur

soweit beschränkt,als das mit der Volksvertretung vereinbarte Staats-

Hrundgesetzdies bestimmt.: Es kann im Einzelfalle der Wille des

Monarchen mangels Zustimmung gesetzlicherFaktoren nicht zum

1 Dagegen c. 4 Cod. 1 14; St.. II (1875) S. 712.

Bluntschli, St.N. (5.Aufl.) S.197ff. Aeußerung.Bismarck's (vom
Am bestenhierüberMommsen, Röm. 24. Jan. 1882 im R.T.).
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Staatswillen werden; es kann aber nichts ohne oder gegen den

Willen des Monarchen geschehen.

II. Anverantwortlichkeit des Konarchen.

Der Monarch ist Staatsoberhaupt. Darin liegt: er ist nicht
Unterthan, also die einzigePerson im Staate, die nicht beherrschtist.
Die Verfassungendrücken dies aus, indem sie von Heiligkeit, Unver-

letzlichkeitsprechen. Wer niemand unterthan, ist niemand juristisch
verantwortlich. Der Monarch ist dies nicht, weil er als Träger der

Staatsgewalt keinerGerichtsbarkeitunterworfen seinkann. Menschlich,
vor Gott und Geschichteist er verantwortlich, nicht aber wie ein

Bürger oder Beamter. Die Frage nach der Verantwortlichkeit des

Monarchen kann jedochnicht so allgemeinbeantwortet werden. Viel-

mehr ist zu scheiden:
a) die privatrechtlicheVerantwortlichkeit. Sie bestehtz. B. in

England de jure auch heute noch nicht, ist aber bei uns insofern
durchgeführt, als die Kasse des Fürsten als eine besonderePerson
aufgefaßt wird und vor den Gerichten des Landes Recht zu nehmen
verpflichtet ist;

b) eine strafrechtliche Verantwortlichkeit kann es nicht geben,
da die majestas ossibus inhaeret. Begeht ein Monarch auf der

Jagd eine fahrlässige Tötung, so ist es ein geringeresUebel, wenn

diese That ungefühnt bleibt, als wenn durch eine Bestrafung das

monarchischePrinzip erschüttert würde. Der, in dessenNamen alle

Erkenntnisse gefällt und alle Verhaftungen vorgenommen werden,
kann nicht selbst einer Gerichtsbarkeit unterworfen sein;!

e) auchdie politischeUnverantwortlichkeit ist allgemeinanerkannt.
The king can do no wrong. Der Monarch kann nicht zur Ver-

antwortung gezogen werden. Damit jedochfür die politischenAkte

ein verantwortlicher Träger vorhanden ist, fordert das neuere Staats-

recht die Gegenzeichnungeines höheren Staatsbeamtenzur Rechts-

1 Interessante Streitfrage über Monarchen persönlichvertritt, vonder
die Verpflichtung einer Hoftheater= Polizeibehörde zu bestimmten Maß-
verwaltung gegenüber polizeilichen nahmen gezwungen werden?

Anordnungen. Kann erstere, die den!
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gültigkeit. Dieselbe ist nichtnötig bei Verleihung von Titeln, Orden,
persönlichenBotschaften u. s. w., findet jedochauch da meistensstatt.

Bedeutet die „Unverletzlichkeit“ einerseits, daß der Monarch
nicht zur Rechenschaftgezogen werden darf, so enthält sie andererseits
den Gedanken,auf welchemdiebesonderenzumSchutzedes Monarchen
erlassenen

B sti èsberuhen (S

880,94 ff.).
DiebevorzugteStellungim Staatslebenerheischtbesonderenstrafgesetz-
lichen Schutz.

III. Regierungs- und Ehrenrechte.

Der Monarch ist der Träger der Staatsgewalt: dieselbeerscheint
in ihm personifiziert. Daher hat er alle Befugnisse,die zur Staats-

gewalt gehören. Diese unmittelbar aus dem Regentenberuf folgen-
den Rechte sind die Regierungsrechte; es sind nicht „Re-
servatrechte“ oder „Prärogative“", wie man früher sagte, sondern
Ausflüsse der einheitlichenStaatsgewalt. Man pflegt daher wohl
eine Aufzählung für unnütz zu erklären, und eine solche kann

auch nur den Zweck haben, die systematischeKlarheit zu fördern.
Der Monarch ist Vertreter des Staates nach außen und oberster
Kriegsherr — was durch die Verfassung des DeutschenReiches jetzt
eine Einschränkungerleidet. Er ist es, der den Willen der Vollziehung
an Stelle der Gesetzesetzenkann (vgl. Hdbbl. II § 59, 1I). Er gilt als

der Urheber alles Rechtesund aller Gnade (vgl. §&72). Von ihm
gehen alle Aemter, Würden, Titel und Ehren aus. Auch das letztere
Recht ist zu den Regierungsrechtenzu zählen. Der Begriff der Ehre
wird zur rechtlichenPotenz im Staatsleben erhoben, wenn der Mo-

narch Orden und Würden verleiht. Die Mißbräuche bei manchem
Sternfall: dürfen uns diesenGedanken nicht verdunkeln. In ihrer
äußerlichen Gestalt sind freilich die verschiedenenOrden dieselben,
ob sie einem Sänger für eine Arie, einem Hofmarschall gelegentlich
einer Reise, einem Staatsbeamten für fünfzigjährige treue Dienste
gewährt werden. Innerlich sind sie durchausverschieden:die einen

sind Kourtoisieorden, die anderen Verdienstorden.: Daher erklärt

1 Ausspruch Bismarck's (Busch, samwerdurchführbar sein. Wer das

ReichskanzlerI1 S. 238). aatsleben kennt, weiß, daß nach
? Diese Scheidung wird praktisch * AnschauungenKourtoisie-
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es sich wohl, daß das Recht, Orden zu erteilen, vielfach — und für
die Kourtoisieorden nicht unrichtigerweise—zu der zweiten Gruppe
monarchischerRechte gestellt wird. Diese, die Ehren= oder Maje-
stätsrechte, sollen der bevorzugtenStellung des Fürsten entsprechen-
den Ausdruck geben. Hier wird das Abstraktekonkret; in der Person
des Monarchen ehrt das Volk den Staatsgedanken. Abgesehenvon

der Ehrenhoheit, zeigt sich dies darin, daß a) der Person des Mo-

narchenbesondereEhrenvorzüge zugestandenwerden. Könige führen
den Titel „Majestät". Die Fürsten zeichnen„von Gottes Gnaden“.

Schwert und Zepter deuten militärische und bürgerlicheGewalt an.

Besondere militärische Ehren und Schiffssalute werden gewährt, auf
Fürbitte im Kirchengebet und Landestrauer haben sie Anspruch;
b) auch der Umgebung des Fürsten wird ein besonderer Glanz
verliehen. Alle Personen, die für spezielleDienstleistungen des

Fürsten und seiner Familie bestimmt sind, nennen wir Hofstaat.
Hofbeamtegab es bereits zur Zeit der fränkischenKönige (aula, cour).
In späterer Zeit wird der Hofdienst zum besonderenLebensberuf. Für
die Entwickelungwird der Hof von Burgund vorbildlich, dessenSitten

durch die Verbindungen der HabsburgernachDeutschland kamen. Erst
spät (etwa seit zweihundertJahren) wird das spanischeZeremoniell
durchdas französischeverdrängt. In Preußen steht an der Spitze der

Angelegenheitendes königlichen Hauses ein Minister des königlichen
Hauses, welchernicht zum Staatsministerium gehört und von dem das

Heroldsamt, die Familiengüter (Hofkammer) und das Hausarchivressor-
tieren. Der Hof zerfällt in sogen.Stäbe, für welchedas Hofmarschall-
amt eine Art Zentralbehörde bildet. Die Hofbeamten sind nicht
Staatsbeamte: in Preußen habendie vier großen Landesämter in Ost-

orden unentbehrlich sind. Vom theo= Preußen: A. 22. Jan. 1850
retischenStandpunkte trefflich Mohl, (G.S. S. 40), — Generalordens=Staatsrecht, Völkerrecht und Politik kommission, u. 21. Dez. 1871(M.B
II S. 155. Vgl. St. W.B.VII S. 381!1172 S. 2), betr. #le 61% kuol
H. Schulze, Lehrbuch 1 S. 147;| R. Str.G.V. 8#33, 34, 360; Rönne
Schoonebeck, Hist. des ordresS. 157. Ueber den Johanniter-
mililaires I. II (Amsterdam1721);

chulze (Lieutenant a.D.), Chro-

¾*sämtl. Ritterorden 2c. 1 (1870),
II (1878), Supplement (1886). Für

orden s. Kab.O. v. 15. Okt. 1852
(G. S. 1858 S. 1) u. oben S. 165

5.



* 42. Die Thronfolge. 189

preußen insofernBedeutung,als ihre Träger lebenslänglicheMitglieder
der ersten Kammer sind.

42.
Die Thronfolge.!

I. Rechtliche Natur der Thronfolge.

Die Fürstentümer des Mittelalters waren (vgl. § 12) aus dem

Amte hervorgegangen. Solange der Amtscharakter nachwirkte, hielt
man an Individualsuccession mit Altersvorzug und Unteilbarkeit fest.
Doch seit etwa dem 13. Jahrhundert werden die Grundsätzedes alten

deutschen Lehnrechtesdurch patrimoniale Anschauungenverdrängt.
Die Länder werden nach rein privatrechtlichenGrundsätzenvererbt,
wie Vermögen, wie Herden und Landgüter. Dadurch wird das

Ansehender Dynastien bedroht,und von ihnen selbstgeht, im Dienste
des Familieninteresses, nicht der Staatsidee, die Neaktion aus. Nach-
geborenewerden gezwungen, ehelos zu bleiben oder, was gleichwertig
war, in den geistlichenStand einzutreten. Später wird die Bevor-

zugung des Erstgeborenenals einzigwirksamesMittel für die Staats-

einheit erkannt, so in der Goldenen Bulle zunächstfür die Kürfürsten.
Hiermit im Zusammenhangsteht die Entwickelung der Unteilbarkeit
und Unveräußerlichkeit. Die Fürstenhäuserselbst beginnender ver-

hängnisvollen Zersplitterung ihrer Staaten durch Hausgesetzeund

Verträge entgegenzuwirken. In einzelnen Gebieten gelangt der

staatliche Grundsatz der Unteilbarkeit schon früh zum Durchbruch
— so in Brandenburg durch die Dispositio Achillea von 1473, in

Württembergdurch den Münsinger Vertrag von 1482: —, aber in

den meisten Ländern erst in späteren Jahrhunderten nach vielen

Schwankungenund manchemRückfalle in privatrechtlich-patrimoniale
Anschauungenzu endgültigem Siege.

Das heutige Staatsrecht hat den Begriff und die juristische
Natur der Thronfolge klarer entwickelt und aus den Banden des

Veraltet: Lehrbücher v. Zacha- „Deutsche Thronfolge“. El.riä und Zöpfl. Die FichtigesAnsicht rie Privatrecht VS. 320
bes. bei Held, Verf. R. 204, 1 ff.)
247, u. in Aegidi's W4. 1S. 40; H. Schulze, N. d. Erstgeburt

Schulze 1 S. 173 (5 58 M. 3 (1851).Adam, Unteilbarkeitsgesetz
DeutschesSt. R. S. 205; St.W. B i. württemberg. Fürstenhause (1883).
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sogen. Privatfürstenrechtes (vgl. &48) herausgelöst. Wenn wir bei
dem Uebergangder Monarchenrechteauf den Thronfolger von „erben“
sprechen,so ist das Wort im übertragenenSinne gebraucht, ebenso
wie wir wohl bildlich sagen: „die Krone ist erblich". Die Thron=
folge ist äußerlich der privatrechtlichenErbfolge ähnlich, innerlich von

ihr ganz verschieden. Man darf so wenig die römischrechtlichen
Sätze von der Universal= und Singularsuccession, wie die deutsch-
rechtlichen von der suecessio ex pacto et providentia majorum
herbeiziehen. Die Thronfolge ist übrigens lediglich einer einzigen
privatrechtlichenForm der Nachfolge von Todes wegen zu vergleichen,
nämlich der Beerbung ex lege. Das Wesen der Erbmonarchieist
die Verknüpfung mit einer bestimmten Familie („Dynastie“). Das

Recht auf den Thron bestehtkraft fester Ordnung um des Staates

willen, ist der Privatwillkür entzogen, ein öffentliches Recht. Die

Thronfolge ist nicht Erbschaftserwerb um der Privatannehmlichkeit
willen, sondern Einrücken in den Herrscherberuf, und dieses kann

sehr wohl von jenem Erwerb der privaten Verlassenschaftgetrennt
sein. Daraus ergibt sich der nunmehr allgemein anerkannte Satz,
daß die Bestimmungenüber das Thronfolgerecht als ein wesentlicher
Bestandteil des Verfassungsrechtesgelten; auch äußerlich zeigt sich
dies darin, daß dieselbenaus den Hausgesetzenin die Verfassungs-
urkunden verwiesen sind, daher an allen Garantien der Verfassungs-
sätze teilnehmen, unzweifelhaft aber auch verfassungsmäßigerAb-

änderung unterliegen.!

II. Das Thronfolgerecht.

Die Thronfolge ist eine ordentliche, welchenach Geblütsrecht
— ex jure sanguinis — vor sichgeht, oder eine außerordentliche.
Bei jener kommt zweierlei in Betracht: das Thronfolgerechtund

die Thronfolgeordnung.
Damit jemand thronfolge(successionshberechtigtsei, müssen in

ihm folgende Erfordernisse erfüllt sein. Zunächst wird verlangt:
1. Abstammungvom ersten Erwerber (primus acquirens) der

ber die Teiehungendes preußischenThronfolgerechtes zur Reichs-verfassinervgl. § 6
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Krone: alle Thronfolge ist Deszendententhronfolge.Abstammung
heißt leiblicheAbstammung; Adoption begründetkein Thronfolgerecht
und ist zuweilen hausgesetzlichausdrücklich untersagt.

2. Die Abstammung muß eine eheliche sein; auch die Legiti-
mation kann den Makel unehelicherAbstammung nicht tilgen und

keine Berechtigungverleihen. Selbst die legitimatio per subsequens
matrimonium kann den Kindern („Mantelkindern") ein Successions-
recht nicht geben.

3. Die Abstammung muß aus einer ebenbürtigen Ehe erfolgt
sein.: Eine solcheist nicht — wie Moser und Heffterannahmen—

mit jeder Person von Adel möglich, vielmehr nur dann vorhanden,
wenn sie mit einer Person geschlossenist, welche aus einem der jetzt
regierenden christlichenFürstenhäuser oder der ehemals regierenden
Fürstenhäuser oder der ehemals reichsständischenHäuser stammt.
Dies gilt, auch wo die Hausgesetze,welche durchwegan erster Stelle

maßgebendsind, Bestimmungen zu treffen unterlassen haben. Die

Ebenbürtigkeit war ursprünglich ein Grundsatz des gemeinenPrivat-
rechtes; nachdem jedoch die Standesunterschiedein ihrer rechtlichen
Bedeutung geschwunden, ist der Begriff nur im Rechte des hohen
Adels erhalten. Da nachder älteren Auffassungdie Thronfolge eines
an sich SuccessionsunfähigenVerletzung wohlerworbener Rechteder

Agnaten war, galt der Grundsatz, daß eine an sich nicht ebenbürtige
Ehe durch Zustimmung aller Agnaten ebenbürtig werden konnte, wie

es z. B. 1698 bei der Ehe des Fürsten von Dessaumit Anna Fösen
geschah. Hat eine solcheErklärung stattgefunden,so ist jede spätere
Anfechtung ausgeschlossen.Wie aber läge der Fall heutzutage,kann

auch heute noch die Zustimmung der Agnaten jene Wirkung üben?

Die Frage ist zu bejahen, während einzelneSchriftsteller die Mit-

wirkung der Volksvertretung für nötig erachten. Obgleichdie Wir-

kungen von Mißheiraten von selbst eintreten, ist es in anbetracht
der stets zu fürchtenden Verwickelungen seit dem 14. Jahrhundert
üblich geworden, die RechtsfolgensolcherEhen im voraue durch einen

1 Ueber Ebenbürtigkeit vgl. Weitere Litteratur vgl. H. Schulze's
Pütter, Ueber Mißheiraten (17960); LehrbuchS. 218— 226. (Derselbe
Zöpfl, Mißheiraten(1853); Staats= vertritt de lege lerenda die unter

lexikon XII S.64 1;St. W. B.lII S.187. Nr. 4 ausgeführte Ansicht.)
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Vertrag zu bestimmen. Man spricht dann von morganatischenEhen,
Ehen zur linken Hand, ad legem Salicam. In diesenVerträgen
kann wohl ein eventuelles Successionsrechtbegründet werden, wie

es z. B. 1787 bei der Ehe Karl Friedrich's von Baden mit Luise
von Geyersberggeschah.,!

4. Die Abstammung muß erfolgen: aus einer vom Familien=
haupt genehmigten Ehe, sofern dies durch Hausgesetzeoder

Observanzverlangt wird. Zuweilen wird sogargesagt, dieser Grund-

satzder Zustimmung genüge vollkommen, die Ehre der Familie zu
wahren, und machejenes Erfordernis ad 3 unnötig (Standpunkt der

Royal Marriage Act 1772).
5. Die württembergischeVerfassung fordert ausdrücklich Be-

kenntnis zur christlichenKirche. Unzweifelhaft ist dieses Erfordernis
auch für die übrigen Staaten aufzustellen und folgt eo ipso aus

staats= und kirchenrechtlichenGrundsätzen.
6. Früher wurde noch körperliche und geistige Fähigkeit ge-

fordert. Die sinnliche Auffassung der alten Germanen begriff nicht,
daß auf „altvile twerge und kropelkind“ Lehen und Kronen ver-

erben könnten, und der berühmteParagraph der A. B. XXV enthielt
das „nisi sit fatuus vel mente captus“. Das moderne Recht
nimmt hier nur einen Fall der Regentschaftan (s. unten); doch
haben gewichtigetheoretischeStimmen wie auch ein praktischerFall
(Baden 1856) die alte deutscheAnschauungmit Erfolg verteidigt..)

III. Die Thronfolgeordnung.

Aus den SucMcessionsfähigenwird nur Einer zur Thronfolge
berufen. Dieser Satz ist schonseit Jahrhunderten deutschesStaats-

recht. Die geschichtlicheEntwickelung zeigte in Preußen, Württemberg
und anderen Staaten das Streben der Fürsten, die Unteilbarkeit

1 Ueber diesen Fall und über; Inwieweit einnichtdeutscher
die Gegenansprüche (Sponheimschen Fürst thronfolgeberechtigt sein kann,
Surrogate) vgl. Kl. St. W.B. III|I darüber enthalten mehrfach die Ver-
S. 956. fassungen besondere Bestimmungen.: Oppenheim i. Weil's Konstit. Ueber die Thronfolge in Koburg-
Jahrbüchern, 1843 (Blindheit); Kir= Gotha vgl. H. Schulze, Haus-

#nheim,Die Regentschaft N. 14 gesetzeIII S. 265 u. den Verzicht des
(S. 151). Prinzen von Wales daselbst S. 291.
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der Staaten möglichstfrüh durchzusetzen.Der Grundsatzist heutein

vielen Verfassungen,z. B. der badischen,sächsischen,ausdrücklichaus-

gesprochen;teils ist er indirekt festgesetztdurch die Aufstellung einer

Thronfolgeordnung, welche die Unteilbarkeit und die Individual-
thronfolge in sichschließt. Diese kann in Form des Seniorats,
Majorats und der Primogenitur erfolgen. Das heutige deutsche
Staatsrecht kennt nur die Primogeniturordnung. Das Wesen
dieser Thronfolgeordnung nach dem Rechte der Erstgeburt besteht
darin, daß unter den Söhnen des letzten Throninhabers (ultimus
defunctus) der Altersvorzug entscheidet. Geht die Thronfolge über
die Söhne hinaus, so entscheidetnicht der natürliche Altersvorzug
der etwa vorhandenen Thronfolgeberechtigten, sondern allein der

Altersvorzug der Linien, d. h. es findet reine Linealfolge und unbe-

dingtes Repräsentationsrechtstatt, die Linie des zweitenSohnes des

erstenErwerbers tritt erst ein, wenn in der Linie des ältestenSohnes
kein einziges thronfähiges Mitglied mehr vorhanden.

Die deutscheThronfolge ist eine agnatische: überall besteht(im
Gegensatzzu England) ein Vorzug des Mannsstammes vor dem Weibs-

stamme,entweder so,daß die Weiberund die von Weibern abstammenden
Männer gänzlichausgeschlossen(französischesSystem, lex Salica) oder

nur nachAussterbendes Mannsstammes (deutschesSystem) zugelassen
sind. In Preußen ist ausdrücklichdie agnatischeLinealfolge aner-

kannt. Wo eine eventuelle Thronfolge der Kognaten zugelassen
ist, pflegen Prinzessinnen bei ihrer Vermählung sogen. „Verzichte
auf den ledigen Anfall“ auszustellen, welche, staatsrechtlich be-

deutungslos, lediglich den Zweck haben, bestehendeNormen zu be-

kräftigen. Wer im Falle kognatischerThronfolge der Erstberufene
sei, ist bestritten. Wo besondereBestimmungenfehlen, muß die

Berufung nach den für den Mannsstamm geltenden Grundsätzen
erfolgen, also eventuell Erstgeburts=und Linealfolge eintreten. Die

Konsequenzdaraus wäre der Vorzug des „Regredienterben“vor der

„Ebbtochter“,
: während das Gegenteil als allgemeineRegelbehauptet

1 Preuß. Verf. Art.53. Bestritten, contra Heffter, 3 %i0.Vgl. die
ob hierdurch die Kognaten gänzlich Aeußerung beiAönne7. . 168 M. 4
ausgeschlossen?Nichtigbejahend u. a. * Erbtochter ist die vom **

achariä, H. Schulze, G. Meyer; Throninhaberbröstammendeoder mit

v. Kircheuheim, Lehrbuch des Staatsrechts. 13
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wird. Die Frage würde im Einzelfalle nachder Art des Verzichtes
und dem speziellenRechtedes betreffendenFürstenhauses zu ent-

scheidensein.

IV. Anßerordentliche Thronfolge.

Es fragt sichschließlich, wer den Thron nachAussterbenaller

durchVerwandtschaft zur Thronfolge berufenenPersonenzu besteigen
hat? Hier kann eine Thronfolge durch Erbvertrag eintreten. Solche
Verträge, Erbverbrüderungen (pacta confraternitatis), liegen vor,
wenn zwischenzwei oder mehreren Häusern für den Fall des Aus-

sterbenssdes Mannsstammes! ein gegenseitigesThronfolgerechtfest-
gesetztwird. Dieselben beruhen zwar, ebenso wie die einseitig ein

Thronfolgerecht zusicherndenVergabungen, auf den privatrechtlichen
Anschauungendes Mittelalters. Es ist aber kein Zweifel, daß die

durch sie begründetenAnsprüchevon den neueren Verfassungennicht
berührt sind, ja zum Teil nicht berührt werden können. Eine Auf-
hebung von Erbverbrüderungenwürde die Zustimmung der beteiligten
Dynastien erfordern; andererseits würde eine Ausführung von Erb-

verbrüderungenmöglicherweiseder Zustimmung der Volksvertretungen
bedürfen, insofern jene Erbansprüche,z. B. auf Teilung eines Ge-

bietes,mit den Grundsätzendes modernen Staatsrechtesin Widerspruch
ständen. Der Abschluß neuer Erbverträge würde unbedingt nach
den Normen, welche für Verfassungsänderungengelten, zu be-

urteilen sein. #

Sollten alle dieseMöglichkeitenerschöpftsein, so würde, da eine

testamentarischeVerfügung des Kroninhabers dem deutschen Staats-

rechtestets fremd war, durch ein besonderesGesetzfür die Thron-
folge gesorgt werden müssen.

#ihosb 534506 5. * —— 24

vater habendeweibliche Person soder
Linie], Regredienterbin die früher

wurchdenunnhstauee-
pril 1

(Recht Brandenburgs beiAussterben

Litteratur bei Zachariä (2. Aufl.)
§ 74. Wichtige Erbverbrüderungen:
Joachim's II. v. 19. Okt. 1537, betr

Liegnit, Brieg, Wohlau (J. P. Lude=
wig, Rechtsbegründetes Eigentum d.

" Kurhauses 2c. auf Jägerndorf rc.,
1740). — Erbverbrüderung zwischen
Sachsenund Hessen (1373), zu wel-
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*43.

Umfang und Antritt der Staatssuccession.?
I. Erledigung des Thrones und Eintritt der Thronfolge.

Die Erledigung des Thrones, welchedurch Tod oder Verzicht
des bisherigen Inhabers erfolgen kann, ist die notwendige Voraus-

setzungder Thronfolge. Nach der herrschendenAnsicht findet unter

dieser Voraussetzung der Uebergang der Staatsgewalt ipso jure
statt. Diese Ansicht ist für regelmäßigeVerhältnisse richtig. Der
Staat kann keinen Augenblickdes Herrschersentbehren; dieStaats-

gewalt ist ewig. Ist in Republiken schon an sichder Trägerder

Staatsgewalt, das Volk, unsterblich, somuß in der Monarchie diese
Unsterblichkeitkünstlich hergestelltwerden. Dies ist geschehendurch
die Fiktion, daß der König nicht stirbt („le roi est mort, vive le

roi“). Die natürliche Sterblichkeit des Trägers der Staatsgewalt
kann die Idee von der ununterbrochenenDauer der Monarchie nicht
berühren.? Diese Lehre vom Ipso-jure-Anfall der Krone, welche
ursprünglich aus dem deutschenPrivatrechte (le mort saisit le vif,
der Tote erbt den Lebenden) entwickelt wurde, ist jedoch nur an-

zunehmen,sofern sie in den Verfassungenausdrücklichausgesprochen
ist, und auch dann können sicheventuell nochSchwierigkeitenerheben,
welchevon den Staatsrechtslehrern vielfach übersehenwerden.

Einmal liegt in der oben angedeutetenMöglichkeit des Verzichtes
offenbar der Satz, daß gegen den ausvrücklichenWillen ein Erwerb
der Krone nicht stattfinden kann.

cherBrandenburg (1457—1614) hin-
zutrat. Hierüber vgl. E. Loening,
Die Erbverbrüderungen 2c., Frankfurt
1867 (im Sgeonisunrichtig)und
weiteres bei Schulze l S. 198. Erb-

vertrag Brandenburgs mit Hohen=
zollern vom 26. November 1695.

—

Ein vertragsmäßiges ##“5#bezw. Rückfallsrechtbesteht auch fü
Oesterreich auf die Lausitz durch den
Prager Traditionsrezeß vom 30. Mai Z„
1635. Vgl. überdiese schwierigeFrage

die gründliche Schrift von Deumer,

Ferner kann im DeutschenReiche

Der rechtl. Anspruch Böhmen-Oester-
reichs r2c.(Leipzig 1884). WitereLitte-
ratur: Marquard sen II2, S. 180.

achariä l #§ birt. Ueber

Awischenherrich(interreg-
numi baselinS. 363; R L. III
S. 150 Feelisset willigeEnt-

sooungeH. Schulze §7
„Rex non moritur“ 4 Vgl.

Eisenhardt,Das Recht in Sprich-
wörtern (1823) S. 328. Weiteres
bei Rönne 1 S. 173 N. 8. Za-
chariä S. 307 N. 8.
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ein Ipso-jure-Anfall durch besondereVerhältnisse, wie kürzlichdie

BraunschweigerFrage zeigte, ausgeschlossensein. Endlich ist es eine

sehr feine und bedeutungsvolle(erst 1885 in Spanien praktischge-

wordene) Frage: Wie verhält es sichmit der Thronfolge, wenn beim
Tode des Monarchen dessenoder eines Agnaten Witwe guter Hoff-
nung ist? In allen diesenFällen kommt die Theorie in große Ver-

legenheit. An einem Träger der Staatsgewalt darf es nicht fehlen.
Die letztereFrage kann nach englischenPräzedenzfällendahin ent-

schiedenwerden, daß der voraussichtlicheThronerbe den Thron be-

steigt, vorbehaltlich der Rechtedes später zur Welt zu bringenden
Sprößlings. Ist das Kind tot oder thronfolgeunfähig, so sind
niemandes Rechteverkürzt; ist es aber thronfolgeberechtigt, so hat,
da der Embryo nicht Träger der Krone sein kann, in der Zwischen-
zeit (vom Momente des Todes des letztenInhabers bis zur Geburt)
eine eigeneArt Regentschaftstattgefunden. In den übrigen Fällen
wird entweder ein Uebergangder Staatsgewalt auf eine andere

Person oder — sofern nicht besondereVorsorge getroffen ist — eine

Zwischenherrschaftstattfinden.
Der Erwerb der Regierungsgewalt ist in den meisten Staaten

von einer bestimmtenForm nicht abhängig. Es ist zwar üblich, daß
der Monarch in feierlicher Weise die Uebernahme der Regierung
erklärt und eine Huldigung entgegennimmt; einigeMale hat sogar
— so in Preußen am 18. Oktober 1861 — eine Krönung statt-
gefunden, die jedenfalls als die geeignetsteForm des Regierungs-
antrittes betrachtetwerden kann;: eine rechtlicheBedeutung hat alles

dies nicht. Fraglich ist dagegen, wie weit eine solche der Ver-

fassungseid beanspruche. Einige neuere Verfassungenverlangen
nämlich,daß der Monarch die Verpflichtung, die Verfassungzu halten,
durch einen Eid bekräftige. Dieser Verfassungseid,der in Preußen,
Bayern, Koburg-Gotha, Oldenburg und Waldeck gefordert wird, be-

stätigt lediglich die aus dem Regierungsantritt bereits folgenden

Verpklichtungen.Die Unterlassung der Eidesleistung oder der in

!1 Ma"urVersassungageschEng- 2 König Wilhelm: „Anmein Volk“
lands Kap. 1 irchenheim, (Staatsanzeiger 1861 Nr. 10, 160).
Die mn’ë94 (Spanien: Für früher vgl. Streckfuß, Hul-
Erl. v. Nov. 1835.) digungsfest (1840).
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vielen anderen Staaten verlangten Versicherungbei fürstlichemWort
wäre eine VerfassungsverletzunggröbsterArt; eine Suspension der

Regierungwürde jedochnur in Gotha, Oldenburg(Reuß ältere Linie),
wo besondereBestimmungenfür diesenFall bestehen,dadurch herbei-
geführt werden.!

II. Thronfolge und Privaterbschaft.?
Der Gegenstand der Thronfolge ist die Staatsgewalt. Im

Monarchen vereinigen sichzwei Persönlichkeiten,welchejuristisch vom

Momente seinesTodes an zwei ganz verschiedeneSchicksalehaben: die

staatsrechtlicheund die privatrechtliche. Jene erwirbt alles, was zur
Staatssuccession gehört. Von dieser (früher als „Staatsverlassen=
schaft“ bezeichneten)Masse ist das Privatvermögen zu scheiden. Es
bleibt unter den Regeln vielleicht einer besonderenhausgesetzlichen
oder fideikommissarischen,aber immerhin privatrechtlichenErbfolge,
mag auch die Bestimmung getroffen sein, daß der Landesherr Erbe

sei. Im Einzelfalle werden Schwierigkeitenunvermeidlich sein, da
bei Lebzeitenjener Dualismus zweierRechtspersönlichkeitenoft völlig
zur Einheit verbunden ist. Hier bringt ein Monarch wertvolle Beute-

stückeseiner Gemahlin zum Geschenke,sie werden später vom Staate

beansprucht. Soll der obersteFeldherr aber nicht das Recht haben,
welches auch dem geringen Soldaten möglicherweisezusteht? Wie

verhält es sichmit Sammlungen von Handschriften oder Gemälden?
Die bayerischeVerfassung hat aus diesen Gründen genauere Be-

stimmungen getroffen (Verfassung III & 2, Gesetzvom 9. März
1828). Bei Sonderung der Privatverlassenschaftwird eventuell ein

Inventarium aufzunehmen,Streitfragen von den ordentlichenGerichten
zu erledigensein.

III. Stellung des Thronfolgers zum Vorgänger.
Bei der eben erwähnten Frage kreuzensich staats= und privat-

rechtlicheGesichtspunkte,rein öffentlich-rechtlicherNatur ist dagegen
1 Ueber die Bedeutung des Ver-- rt. 54, BavernX

8
1, Württemberg

fassungseidesogl. oben § 40; belg. 8 10,Sachsen8138, Reuß. L. 888).

Verfassung
3
* 79; Rönne §8 185; 2 Litt. „ System d. enLa band§25.A# S#ewey,E1 S *) 5. Schulze,Lehrb. 1

Württ. St. R. 1 S. 54 (Preußen
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die Frage nach der Stellung des Thronfolgers zu seinemVorgänger.
Während frühere Epochen in zivilistischerBeschränktheitdie Beant-

wortung wohl abhängig machenwollten von der Entscheidung,ob

jemand Universal-, ob Singularsuccessor,können heuteZweifel nicht
mehr obwalten. Sahen wir doch: der König stirbt nicht; er wechselt
nur die Person. Verbindlichkeitendes Fürsten als solchensind also“
Verbindlichkeiten des Staates. Die Regierungshandlungensind für
den Nachfolger ebensoverpflichtend, als hätte er sie selbstvorge-
nommen, nur auf verfassungsmäßigemWege können sie widerrufen
oder geändertwerden. Die entgegengesetzteAnschauungkönnte po-

litischenGesinnungsverschiedenheitender Herrschereine jedeStetigkeit
und gesundeEntwickelung des Staatslebens vernichtendeKraft bei-

legen.
Zu ganz besonderenVerwickelungenkommt es, wenn der Vor-

gänger ein illegitimer war. Illegitim nennen wir eine Staats-

gewalt, welchegegen das bestehendeRecht zur Herrschaft gelangt ist.
Die Bezeichnung„legitim“ oder „illegitim“ wird aber nachden Macht-
verhältnissenwechseln. Ein vertriebener „legitimer“ Herrscherkann
die Staatsgewalt nicht ausüben; kehrt er zurück, so muß er die

Handlungen des Vorgängers, welcher seiner Meinung nach nur den

thatsächlichenBesitz hatte, anerkennen; also von letzterem,nicht vom

rechtmäßigen Erwerb hängt die Ausübung der Staatsgewalt ab.

Im erwähnten Falle trägt die illegitime Staatsgewalt den Charakter
der Zwischenherrschaft.Die sichdaraus ergebendenFragen sind aber

nicht nur staats-, sondern auchprivat= und insbesonderevölkerrecht-
licher Natur.2

1 Allgemeine Litteratur bei Za-
chariä §76. — Der hannöversche
Verfassungsstreit. Unter Veru-

fung auf die entgegengesetzteAn-

schauunghobErnst August am 5. Juli
1837 das am 26. Sept. 1833 von

seinem Vorgänger rile publizierte
Staatsgrundgesetzauf. (Die Erklärung
der „Göttinger Sieben“, —Albrecht,
Dahlmann, J. d W. Grimm,
Gervinus, Ewald, Weber — vgl.
Schlosser,GeschichteXVI S. 319.)

Gründlichste juristische Besprechung:
Reyscher, Zeitschrift für deutsches

Necht11 S. 1—176 (s. oben S. 86).
- Praktisch wurden dieselben für

Deutschland insbesondere durch die

französischeOlkupaltion am Anfang
diesesUhrhundertsVal. Zachariä
§578N. 2, 3 u. Tüb. Zeitschr. IXS. 79.
Ueber die Legitimität, die bald
als juristischer, bald nur als sittlicher
Begriff gefaßt wird, vgl. Brockhaus,
Lehitimitätsprinzip (Leipzig 1865.);
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8 4.

Stellvertretung und Regentschaft.)
I. Regierungsstellvertretung im allgemeinen.

Die Ausübung der Regierungsrechtedarf keine Unterbrechung
erleiden. Ist der Monarch an derselbenverhindert, so muß für die

Leitung der RegierungsgeschäfteSorge getragen werden. Dies ge-

schiehtbei kürzererVerhinderung durch einfacheStellvertretung, im

übrigen durch Einsetzungeiner Regentschaft.
Ueber die Stellvertretung durchAuftrag schweigendie meistenVer-

fassungen.Gleichwohl muß eine solchezulässigsein. Freilich ist die Aus-

übung der Monarchengewaltein höchstpersönlichesRecht; aber die

Fälle, in welcheneine solcheAusübung unmöglich, ohne daß die Be-

dingungen der „Regentschaft“ vorliegen, sind zahlreich,und der ge-
ordnete Gang des Staatslebens darf nicht gestört werden. Die

Frage, ob eine Stellvertretung zulässig, ist daher von weittragender
Bedeutung. Die Theorie hat sie zuweilen verneint; die thatsächliche
Uebung aller konstitutionellen Monarchien hat sie bejaht; es leuchtet
ein, daß jene Doktrin im täglichenLeben zu den nutzlosestenVerschlep-
pungen führen würde, und daß die letztereAnsicht sich einfach aus

„der Natur der Sache“ rechtfertigt.: Anderenfalls würden entweder

fortwährende Neichsverwesungenunvermeidlich oder der Monarch in

seiner persönlichenFreiheit, z. B. bei größeren Reisen, mehr beschränkt
sein, wie jeder Beamte. Es kann jedoch als maßgebendeNorm

ungeschriebenenRechtes gelten, daß die Stellvertretung als ein

Akt der Staatsverwaltung der ministeriellen Gegenzeichnungbedarf,
daß sie die Einsetzung einer förmlichen Regentschaft, sofern die

Voraussetzunxgenderselben vorliegen, in keiner Weise berührt und

Brie,
Legitimation usurpierter Staat : Vgl. Sächs. Verf. § 9. Bayern

gewalt,1 gewend** Blunt:z, Oldenburg § 16. Mittnacht

in.eer II Buch11 8, und i. d. DeutschenVierteljahrsschrift1804
bes. Kl. St. W. B. II S. 52 S. 223. Trefflich Sarweyl S. 68 ff.

1

Kürchenhee,nseen Die Fälle vorübergehender Stellver=
schaft (1880), wo S. 157 die Ver- ttu#gA#i ilrech (vol. z. B.

falsungobestimmungen,S -* 164 ff. sächs.G.Bl.1848S. 97, 1866 S. 1die Litteratur; St. W.B.VIII S. 563; bad. 201881 S. 209; N.G.B
Gareis bei Marquardfen!!,1, S. 88. 1878 S 101
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daß dem Stellvertreter naturgemäß solcheRechte, welcheselbstder

Regent nicht ausüben kann, nicht übertragenwerden dürfen.

II. Regentschaft (oder Reichsverwesung).

In einzelnenFällen kann eine derartige Stellvertretung nicht
ausreichen und eine wirkliche Reichsverwesung,Regentschaftnot-

wendig werden. Jene ist vorübergehend,diesedauernd, jene speziell,
diese generell, jene erfolgt kraft Auftrags, diese kraft der Verfassung,
jene ist abhängig vom Willen des Monarchen, diese selbstgegen

seinen Willen möglich. Es können Fälle eintreten, in welchenzeit-
weise die Person des Thronberechtigtenungewiß ist (s. & 43) oder

in welchen der Monarch völlig außer stande ist, die Regierung zu

führen (preußischeVerfassungArt. 56); letzteres liegt vor bei körper-
licher oder geistigerUnfähigkeit und — was am häufigsten— bei

Unmündigeit. Die Volljährigkeit erreichen die regierendenFürsten
meistens mit dem achtzehnten,nach einigen Rechtenmit dem ein-

undzwanzigstenLebensjahre. Die früheren Zeiten ließen hier eine

Regierungsvormundschafteintreten, deren Grundsätze dann auch
auf die übrigen Fälle übertragen wurden. Erst das neuere Recht
hat den Bann privatrechtlicherAnschauungenauch hier gebrochenund
neben der Vormundschaftdes minderjährigenFürsten die rein staats-
rechtlicheRegentschaftkonstruiert. Sie ist die kraft eigenenRechtes
übernommene Verpflichtung und Berechtigung zu selbständigerAus-

übung der vollen Staatsgewalt an Stelle des behindertenMonarchen.
Ihrer inneren Natur nach bezwecktsie den rechtlichenAusgleich
zwischender Dauer der Erbmonarchieund der Thatsacheder Unfähig-
keit des Thronberechtigten.

Im häufigstenFalle, dem der Minderjährigkeit, ist die Not-

wendigkeit der Regentschaftunzweifelhaft, im anderen bedarf es

einer besonderenFeststellung. Diese wird entweder vom Landtage
allein oder in Verbindung mit den Agnaten getroffen, nachdemdie

Initiative entweder von diesen oder vom Staatsministerium aus-

Koburg, Reußä.L.,Schaum-
burg-Lippe,Waldeck 21 Iahre.) Ueber

benianetatis vgl. Kirchenheim
90.

Vorm E III 138 ff.;:
Kirchenheim a. a. O. S. 61. (Meck-
lenburg 19 Jahre; Meiningen,Al-
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gegangen ist. In Preußen hat der Landtag auch im Falle der

Minderjährigkeit über die Notwendigkeitsfrage zu beschließen,welche
also, z. B. wegen besondererNähe des Volljährigkeitstermins, ver-

neint werden kann. Vielfach hat der Regent einen Eid zu leisten,
dessenrechtlicheNatur insofern von dem Verfassungseiddes Mon-

archen verschiedenist, als z. B. in Preußen die Regentschafterst
mit der Ableistung des Eides beginnt: er bestätigt nicht, sondern er

begründet ein Rechtsverhältnis. Mit dem Fortfall des Grundes
und mit dem Tode des Vertretenen endigt die Regentschaftüber-

haupt, während die Regierung des einzelnenRegenten durch Un-

fähigkeit desselben,nicht aber wenn ein näherstehenderAgnat voll-

jährig wird, aufhört.
Nächstden Fragen: wann tritt eine Regentschaftein und wie

wird sie eingeleitet? steht die: wer wird Regent? Auch diese ist
in verschiedensterWeise beantwortet. Die privatvormundschaftliche
Anschauungklingt in Bestimmungendurch, welche die Mutter und

Großmutter oder sogar testamentarischeErnennung zulassen;einer

völlig entgegengesetztenAuffassung entsprangen Sätze, welche die

Regentschafteines hohenBeamten oder die Wahl durch den Landtag
verlangen. Den wahrhaft staatsrechtlichenGrundsatz des älteren

deutschenRechtes, wonach der nächstethronfolgeberechtigteAgnat
Regentwird, habenPreußen,Württembergund Sachsenfestgehalten.

Die Rechtsstellung des Regenten ist dadurchbezeichnet,daß
er die volle Staatsgewalt in fremdemNamen ausübt. Er ist interi-

mistischesStaatsoberhaupt. Der Inhalt seinerRegierungsrechteist le-

diglich zeitlichvon der Gewalt des Monarchen verschieden,sofern nicht
die VerfassungenAusnahmen aufstellen. Solche, den richtigenStand-

punkt verdunkelnde und Mißtrauen bekundende Beschränkungenfinden
sich neuerdings mehrfach, und zwar teils materielle in Bezug auf
Ehren= und Amtshoheit, teils formelle durch Forderung eventueller

Zuziehung eines Regentschaftsrates.Alle dieseBeschränkungenwider-

sprechender modernen Auffassung und es kann keinem Zweifel
unterliegen, daß nachdieser der Regent alle Rechte des Monarchen,
also auch die Befugnis zu Verfassungsänderungenhat.!

1 Der Regent zeichnet z. B.: „Im helm von Gottes Gnaden, Prinz von

Namen S. M. des Königs, Wir Wil: Preußen, Regent" (vol. Allerh. Bot-
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Die persönlicheRechtsstellungdes Regenten ist nichtdie eines

Monarchen, aber auchnicht die eines Unterthanen.! Der Regenthat
die Unverantwortlichkeit, wie der Monarch,und kann auch nachEn-

digung der Regentschaftnicht,wie ein römischerKonful,zur Verant-

woktunggezogenwerden. Er ist nachgeltendemRechtejedochnicht
unverletzlich,wie der Monarch; er genießt nur eines besonderenstraf-
rechtlichenSchutzes,und es wird durch seineVerletzung nach unserem
Reichsstrafgesetzbuchein Hochverratnicht begangen.?

Schließlich ist zu bemerken,daß die für Preußen hinsichtlichder

Regentschaftund Stellvertretung geltendenSätze auchohne weiteres

für das Reich Geltung haben.

∆6745.

Vermögensrechte des Monarchen.“

I. Geschichte, insbesondere in Preußen.

Die hervorragendeStellung des Fürsten im Staatsleben hat
eine Menge von Pflichten im Gefolge, deren Erfüllung bedeutende
materielle Mittel erfordert. Diese Mittel zu gewähren ist Sache
des Staates, und das moderne Recht anerkennt einen Anspruch des

Monarchen auf ökonomischeAusstattung. Bei vielen Ausgaben kann
es zweifelhaft sein, ob sie im Interesse des Staates erfolgen: oft

schafto.20. Okt. 1858). Bayern V.u.I11 §9—21, Württember?& 15. Kir
chenheim a. a. O. S. 92—103. Urber.
das Recht des Regenten zu Verfas-
sungsänderungen: Zöpfl, Regie-
rungsvormundschaft (1830). (Vraun-

schweigicceLandschaftsordnung vom

April 1820.) Seydel, Regent-Zi (1886) S. 38. Ueber die Rechte
d. Regenten als Familienchef: Kir-

chenheim a. a. O. S. 153 N. 20.
1 Anderer Meinung G. Meyer

S. 206. Dagegen Sachsen-Koburg-
Gotha 8 21 und die meisten Schrift-
steller (ogl. Kir henpeima,a. O.

15 eydel, Dayer.St.N. und NegentschaftS. 48.

: N.Str.G.B.5 80,81)90—101.
Kirchenheim a. a. O. S. 106 ff.,
S. 151 N. 23, 24; insbes. auchdie
Kommentare zu § 80 des R.Str.G.B.
von Schwarteu. Olshausen
(2. Aufl. S. 391).

Hierzu vgl. unten 8 65 u. Kir-
chenheim, Negentschaft S. 117 ff.
(iedoch nicht Kirchenheim's Habi-
litationsschrift, in welcher dieser Ab-
schnittnur teilweise wiedergegebenist).

1Litteratur: Zachariä (2. Auf-
lage) II § 207; Zöpfl (5. Aufl.)
II § 485; Treitschke im St.W. B.
III S. 162. eberr Zivillistevgl.
Kl. St. W.V.
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ist eine Scheidungdes Fürsten als solchenvon seinerprivatrechtlichen
Persönlichkeit schwerdurchzuführen. Die schwierigstenRechtsfragen
erhebensichauf diesemGebiete.

Ihre Kompliziertheit erklärt sichzum Teil aus der geschichtlichen
Entwickelung. Die Herausbildung der Staaten aus Amtsbezirken
läßt es natürlich erscheinen,daß dieselben Vermögen nicht besessen:
nur der Fürst hatte umfangreicheGüter. Dem patrimonialenStaate

des Mittelalters war der Begriff des Staatsgutes fremd: ver Grund-

stockdes landesherrlichenVermögens war durch privatrechtlicheGe-

schäfteerworben, es waren Güter und Forsten, die einfach im Eigen-
tum des Fürsten standen. Mit diesen vereinigten sich die als

Pertinenzen des Amtes zu betrachtendenGüter. Allmählich ver-

schmolzendieseeinzelnenMassen, an welchendas Eigentum ein sehr
verschiedeneswar, zu einem Vermögenskomplex,welcherals Kammer-

gut bezeichnetwurde. Dies war einerseits privates Eigentum der

fürstlichen Familie, andererseits ruhte darauf in späteren Jahrhun-
derten als öffentlicheLast die Verpflichtung, die Kostender Regierung
zu bestreiten.

So sehr die Fürsten bestrebtwaren, dieses Kammergut zu ver-

größern, so reichtedasselbebeim Anbruch der Neuzeit voch nicht aus,
um alle Regierungskostenzu decken. Die Fürsten verlangten bei

„Infuffizienz" des Kammergutes Geld von den Ständen. Aber

diese waren sparsam: in Ausnahmefällen, zur Ausstattungeiner Prin-
zessin, zum Loskauf eines Fürsten aus der Gefangenschaft,wurde

wohl eine kleine Summe, erst sehrallmählich regelmäßigereBeiträge
bewilligt. Diese Gelder durften aber nicht von der fürstlichen
Kammerkasseverwaltet werden, ihr trat vielmehr eine landschaftliche
Kassegegenüber.

Preußen war es, welcheszuerstin großstaatlichemSinne diesen
auch die ganze Verwaltung beeinflussendenDualismus beseitigteund

anstatt der landschaftlichenund fürstlichen Kassen die Staatseinheit
zur Geltung brachte. Der Mittelbegriff des Kammergutes, dessen
Festsetzunganderen Staaten so viel Schwierigkeiten bereitete, ver-

schwand. Nachdemschonunter dem Großen Kurfürsten eine Summe

aus den Einkünften des Herrschersausgesondert, erklärte Friedrich
Wilhelm I. Schatullgut wie Domänen für unveräußerlich. Das All-
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gemeineLandrechtbestätigteausdrücklichdie Beseitigung diesesUnter-

schiedesund hob besondershervor, daß das Eigentum an den Do-
mänen dem Staate zustehe. Nur ein Teil der Domanialeinkünfte
dient zur Bestreitung der Kosten des königlichenHaushaltes. Rund

7½ Millionen Mark (2573099 Thaler) werden von vornherein
aus den Domäneneinnahmen in Abzug gebracht: sie sind die „Rente
des Kronfideikommißfonds“,für welche dieser, der einen speziellen
Güterkomplexbildet, an ersterStelle verpfändet ist. Da jedochdiese
Summe nicht ausreicht, erfolgt ein „Zuschuß" von 4½ Millionen

Mark, welcher im Etat unter der Rubrik „Dotation“ erscheint.)

. Bivilliste und Kammergut.

Ob man die oben gedachtenBezügedes Monarchen als „Zivil=
liste“ bezeichnenwill, ist eine reine Wortfrage. Wir können dies

so nennen, wenn wir darunter das verfassungsmäßigdem Monarchen
zu gewährendeEinkommen verstehen. Die gesetzlicheTerminologie
gebrauchtdiesenAusdruck nicht. Wesentlich für die Erkenntnis der

Entwickelung dieser Lehre ist nur, daß Preußen zuerst unter den

deutschenStaaten den staatsrechtlichenGedanken zur Geltung brachte,
wonach die Domänen Staatsgut sind, behaftet mit der öffentlichen
Pflicht, bis zu einer gewissenHöhe die Kosten des königlichenHof-
haltes zu tragen. Welch ein Gegensatzzu der mittelalterlichen,
geradezuumgekehrtenAnschauung,wonach das Kammergut aufgefaßt
ist als Privateigentum des Fürsten, belastet mit einem Servitut, für
des Landes Regierung zu sorgen!

In den übrigen deutschenStaaten wird ebenfalls eine bestimmte
Summe für den fürstlichen Hofhalt gewährt. Dieselbe bestehtmei-

stensin Geld, teils in Naturalien.: Sie ist entweder, wie in

irenhenCdiktt.13. Aug. 1713; Juli 1867. — Kl. St.W. B. 1
A.L.R. II, 14811ff.; Verf. v.17.Jan. **m (ogl. auch § 80 u. 81).
1820; Verf.Art. 50; G. v. 30. April : In Mürttemberg erhält der
1859u.27. 8 1868.— -v. 17. Dez. 1dos;Verord. v. 6. Juni
1812, 9. As 1819.Aus der Praxis
vol. Striethorst's, Archiv 38 S. 92,

·
3 S. 76. — Für die

neuen Provinzen: Verordnung vom

König nach Gesetzv. 20. Juni 1820
u. 1. August 1864 4500 Ztr. Dinkel,
1250 Ztr. Roggen, 768 Ztr. Verste,
11200 Ztr.Hafer, 1400 Klaft. Buchen-
holz, 800 Klaft. Tannenholz und
777800 Gulden.
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Preußen, auf den Ertrag der Domänen radiziert, oder wird aus

besonderemKrongut gewährt, oder gilt als Entschädigungfür die
dem Staate abgetretenenNutzungsrechtedes Domänengutes. Man
nennt diese Summe meistens Zivilliste: der Ausdruck wie der

Begriff stammen ursprünglich aus England, woselbst früher aus der

für den König fixierten Summe auch ein Teil der Ausgaben des
eivil government bestritten werden mußte. Aus der französischen
Konstitution kam der Begriff in deren Töchterverfassungenund wurde

durch Vermittelung der Rheinbundsstaatenauch in Deutschland ein-

gebürgert.

III. Die deutschen Domänengesetzgebungen.!
Die Frage, wer als Eigentümer des Kammergutes anzusehen

sei, ist nach vielen Schwierigkeiten im Anfange des Jahrhunderts,
jetzt meist durch die Gesetzgebungentschiedenworden. Als Rechts-
frage erschiensie vielfach unlösbar, wofür auch der Umstand spricht,
daß jahrelangeStreitigkeiten hierüber meist durchVergleicheerledigt
wurden. In der That mußte oft eine Vereinbarung zwischenLandes-

herrn und Landschaft erfolgen, weil das so ganz anders geartete
historischeRecht der früheren Jahrhunderte einfach jene oben auf-
geworfene Frage nicht beantworten konnte. Bei solchenVerein-

barungen kann nicht von allgemeinenRegeln ausgegangen werden,
vielmehr müssen stets die einzelnenVerhältnissegeprüft, die einzel-

nen Massen geschiedenwerden. Es können dabei als maßgebende
Gesichtspunkteetwa folgende aufgestellt werden: einmal, daß das

Kammergut ursprünglich der fürstlichenFamilie gehörteund nicht in

seiner ganzen Ausdehnung zum Staatsgut erklärt werden darf; so-
dann, daß auf demselben früher dieRegierungskosten mitlasteten,

1 Vxgl. Kl. St. W. V. 1 S. desvertretung, durch Ges. v. 20. Juli541

naer n 2S. 19, III, 1
127. aden Pgiritd)*n*-“%IIIo 9 S. 8 (Verf. 58).

Uebe4 F gz
Treitschke,GeschichtellS.3S. Von
besonderer

st

war*8—eini ng er Domänenfrage,
seit 1826 eine Quelle vielfachen
Streites zwischenRegierung und Lan-

181entschieden.Litteratur: Zacha-
ä, DasRechtsverhältnis des Kam-

uetts (1861); contra Reyscher,
R. des Staates und der Domänen

(1863); Luther, Rechtl. Natur der

Lammergüter(1857); Tüb. Zeitschr.
XIX S. 212. Gutes Resümee: Mar-

quardsen, HandbuchIII2, 2 S.57.
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es also nicht in seinem vollen Bestande in einen Privatfideikommiß
umgewandeltwerden kann.“

In einzelnenStaaten (Braunschweig,Sachsen-Weimar) ist eine

definitive Regelung dieser Frage umgangen; hier ist der Landesherr
als Eigentümeranzusehen;in anderen hat eine Teilung des Do-
maniums unter Dynastie und Staat stattgefunden. Im ganzen lassen
sichdie Domänengesetzgebungender deutschenStaaten in zwei große
Gruppen scheiden. In den einen, z. B. Bayern, Sachsen,Württem-

berg, sind die Domänen Staatsgut. In den anderen Staaten gelten
sie als Familiengut des fürstlichen Hauses, d. h. sie sind ein Fa-
milienfideikommiß, denn die fürstliche Familie ist keine eigentums-
fähige juristischePerson. Hier ist denn wieder die Verschiedenheit,

daß diese Domänen bald von besonderenBehörden, bald trotz ihrer
fideikommissarischenEigenschaftvon den allgemeinen Finanzbehörden
mitverwaltet werden. Auch finden wir zuweilen neben dem Staats-

gut ein „Hofdcmänenkammergut“ (Württemberg) oder dergl. Es

sind also häufig drei Klassen zu scheiden: reines Staatsgut —

Patrimonialgut, mit eventueller Verpflichtung, die Kosten des Hof-
haltes zu bestreiten — reines Privatgut des Fürsten.

IV. Andere Vermögensrechte des Konarchen und seiner Famille.

BesondereRechtssätzemußten infolge der Ausbildung der Primo-
geniturordnung hinsichtlich der Ausstattung der nachgeborenen
Prinzen entwickelt werden. Dies geschahin den Hausgesetzen.In
älterer Zeit erfolgte die Versorgung durch Paragien, d. h. An-

weisung bestimmter Güter, neuerdings durch Apanagen,d. h. jähr-
liche Rentenzahlungen,welche entweder für die einzelnenPrinzen
oder für deren Linien festgesetztsind und auf welchedie Betreffenden
einen gegen das Kammergut oder gegen die Staatskassegeltend zu
machendenRechtsanspruchhaben.? In Abweichung von diesem
Systeme sind die preußischenPrinzen mit ihren Ansprüchen lediglich
an den König gewiesen,welcheraus dem Kronfideikommißfondsihnen

1 H. Schulze,Lehrbuch I S. 203.|] (der Ausdruck kommt auch sonst vor
: Vgl. Holtzendorff I, 1277. . B. bad. Apanagengesetz88 6—9)

Die Prinzessinnen erhalten zu= und haben Anspruch auf Aussteuern,
weilen eine besondere„Sustentation“ Witwen auf besonderes Wittum.
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Unterhalt zu gewähren hat. In der erwähnten Summe von

12 Millionen Mark ist die ganze pekuniäre Leistung des Staates
an das gesamte königliche Haus enthalten. Die Verteilung dieser
Summe seitens des Familienhauptes entziehtsichder Oeffentlichkeit.“

Zu den Vermögensrechtendes Fürsten dürfte schließlichauch
die Steuerfreiheit und die Befreiung von Portogebührenzu rechnen
sein (Reichsgesetzvom 5. Juni 1869).

46.

Ehe- und prozeßrechtliche Sonderrechte des Monarchen.

I. Zesondere Vorrechte des Monarchen.?

Bereits oben wurde gezeigt,wie der Fürst im modernen Staate

nicht über dem Gesetzestehe. Soweit seineFamilien= und vermögens-
rechtlichenVerhältnissenicht durch seine Stellung als Staatshaupt
bestimmt werden, finden die Grundsätzedes gemeinenRechtesAn-

wendung. Wie aber das Privatleben des Fürsten für den Staat

nicht gleichgültig ist, so ist es auch begreiflich, daß die privaten
Rechtedesselbendurch seine staatsrechtlicheStellung vielfach modi-

fiziert werden. Vor allem kommen hier zwei Gruppen von Sonder-

bestimmungenin Betracht. Die einen beziehensich auf die Erfor-
dernisseund Form der Eheschließung. Auch für den Fürsten
geltendie allgemeinenBestimmungen,z. B. hinsichtlichder absolut in-

dispensablenEhehindernisse;wo Dispens möglich, kann ihn sichder

Fürst selbst erteilen. Ebenbürtigkeit ist für die Gültigkeit der

Ehe nicht erforderlich, und diese Rechtsfrage ist durchaus von der
über die Successionsfähigkeitzu scheiden. Als Standesbeamte fun-
gieren meist die Minister des königlichenHauses. Die Zulässigkeit
der Eheschließungdurch Stellvertretung ist nach Observanznicht zu

bezweifeln. Ueberhaupt sind die besonderen Bestimmungen über

Form der Eheschließung,Standesregister 2c. durch die neueren Ge-

!1 H. Schulze I S. 430. 26. Sept. 1879; preuß. G. v. 24. März
: N.G. v. 6. Febr. 1875 § 721879 §9; Holtzendorff, Hand-

(Sarwey 1 S. 138); E.G. z.buch des Strafprozesses S. 294; bad.
Z.Pr. O.5, z. G.V. 5; kaiserl.V. v.] V. v. 27. Juli 1885.
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setzenicht berührt. Die Ehescheidungkann entweder nachHausgesetz
durch Ausspruch des Oberhauptesoder durch die Gerichte erfolgen.

Ferner enthalten die Pro zeßordnungen einzelne Sätze,
wonachdie Landesherren von der Pflicht, als Zeuge vor Gericht zu
erscheinen,befreit sind. Wie weit sie auch von der Pflicht zur Aus-

sageentbunden sind, kann zweifelhaft sein. Freilich enthalten Landes-

gesetze— auch z. B. frühere Strafprozeßordnungen — ausdrücklich
die Bestimmung, der Landesherr könne nicht vernommen werden.

Innerhalb des Heimatstaatesgelten die Haus= und Landesgesetze;
außerhalb desselbendie Bestimmungender Reichsprozeßordnungen.

II. Privatfürstenrecht.?

Am Schlusseder der Rechtsstellungdes Monarchen gewidmeten
Betrachtungsind nocheinige Bemerkungenüber die Sonderrechteseiner
Familie hinzuzufügenund damit das ebensoinhaltreichewie kom-

plizierte Gebiet des sogen.Privatfürstenrechtes anzudeuten.
In der Erbmonarchie besteht ein inniger Zusammenhangzwischen
der Staatsordnung und dem Familienrechtder Dynastie. In Deutsch-
land waren die Territorien ursprünglich nicht Staaten, sondern
patrimonial regiert. Das Recht jener hohen Adelsfamilien, welche
von Großgrundbesitzernzu regierenden Herren geworden, nannte

man Fürstenrecht. Man erörterte in dieserLehre insbesondere alles

das, was in diesemKapitel dargelegt wurde. Alles dies ist aber

bei uns zu öffentlichem Rechte geworden. Man hat daher sogar
versucht,das Fürstenrechtin zwei Gebiete zu zerlegen, ein öffentliches
und ein privates, was jedoch praktisch— z. B. beim Eherecht—

undurchführbar ist. Richtig ist jedoch,daß das eine Gebiet Rechts-

sätestaatsrechtlicherNatur, welchemit dem Familienrecht des Fürsten
1 Ueber die Frage der Eheschei-

dung fehlt eine gründliche Erörterung.
Zunächst wird hier das Vechtdes

Familienhaupten(vgl.z.V. für Würt-

emberg chulze, XXIII S. 499),reuentueldas des
milienrates in Vetracht kommen. l#
nige Litteratur bei Heffter in der

§837angeführten Schrift S. 138, 139.

? Das Fürstenrecht (bisherPrivat-
fürstenrechtgenannt) bildet nur zum
Teil einen Vestandteildes Staats-

rechtes. Mo Familienstaatsrecht
der deutschenNechostande(1775);
Heffter, Beiträge (1829); H.

chulze bei Holtzendorff S. 1259
(Litteraturangaben S. 1260).
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zusammenhängen,enthält, während das Privatfürstenrecht den

Inbegriff der vom gemeinenRechte abweichendenNormen umfaßt,
welchedie Privatverhältnisse des Fürsten und seinerFamilie regeln.
Die Quellen für dieses Rechtsgebietsind die Hausgesetze;das

charakteristischeMerkmal desselben ist, daß die Familie sichhier zur
Persönlichkeitkonsolidiert hat, woraus auchweitere Folgerungen hin-
sichtlich der Vermögensrechte hergeleitet werden. Die wichtigsten
Punkte, deren Ausführung nicht in ein staatsrechtlichesLehrbuch
gehört, sind folgende:

1/ Die ganze Familie steht unter der Oberaufsichtdes regierenden
Fürsten, welcher große Rechte hinsichtlich der Exziehung,

Disziplinargewalt u. s. w. hat.

DemFamilienoberhauptsstehtei
ein FamilienratzurMitwirkungbei

k

zur Seite.
Die besonderen3 hinsichtlichdesKonsensesbei

Ehen, Adoption 2c. (vergl. & 41).
Die Vermögensrechtedes fürstlichen Hauses(vergl. & 45).
Die besonderensteuer=und strafrechtlichenVorrechte.
Endlich ist eine wichtige Frage die nach dem Gerichtsstande.

Während zu Reichszeitender Reichshofrat das regelmäßige
Forum war, werden heute Kriminalfälle vom Familienhaupte unter

Zuziehung des Familienrates entschieden;für Zivilsachenbestehtmeist
ein besonderesForum (Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungs-
gesetz§ 5).

*

--
7

Zweites Kapitel.
Die zeamten.

A. Staatsdienst und Staatsbeamtentum.

4847.
Begriff und Begründung des Beamtenverhältnisses.1

Im Monarchen ist in den monarchischenStaaten Deutschlands
die gesamteStaatsgewalt vereinigt. Zur Ausübung derselben, zur

1 Die Lehrevom Staatsamt und Stande der Wissenschaftim Staats-
Staatsdienst wird nach dem heutigen und

V
ltungsrechte behandelt.Sie

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatbrechts. 14
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Verwirklichung des einheitlichenStaatswillensbedarf es besonderer
Organe, welchewir Behörden,Beamte nennen und welchein ihrer
Zusammensetzungden Amtsorganismus bilden. Nicht nur der that-
sächlicheGrund, daß der Monarch nicht alle Staatsgeschäfteselbst
besorgenkann, ist maßgebend;vielmehr erkennt der höher entwickelte

Staat eine solcheTeilung der Thätigkeiten als rechtsnotwendigan:

erst der Monarch in Verbindung mit dem Amtsorganismus ist „die
Staatsregierung“.

Das Staatsamt ist ein Inbegriff staatlicherRechteund Pflichten,
welche einer oder mehreren Personen zum Zweckder Durchführung
staatlicherAufgaben übertragen sind. Das Staatsamt ist ein Teil

des Staates selbst: es ist keine juristischePerson außerhalbdesselben.
Jedes Staatsamt ist ein abstrakter Begriff, welcherdes konkreten

Trägers bedarf. Das Amt bezeichneteinen bestimmt abgegrenzten
Kreis staatlicherFunktionen:diese können aber nur durch Menschen
ausgeübt werden. So wird der objektive Begriff des Amtes in die

Wirklichkeit umgesetztdadurch,daß einer Person die Befugnis ver-

liehen wird, in diesem Kreise staatlich thätig zu sein. Träger
eines solchenAmtes kann ein Ehrenbeamteroder ein berufsmäßiger
Staatsbeamter sein. Da letzteresdie Regel, so ergebensichdanach
auch für die Rechtsverhältnissezwei Seiten der Betrachtung, die der

objektivenund der subjektivenSeite des Amtswesens. Die obiektive
Seite dieses Gebietes ist die Lehre vom Amtsorganismus,

ehört in das letztere, insofern der Die subjektive Seite des Staatsbe-

Organismus der Behörden und ihre
achlicheZuständigkeit betrachtet wird.

IndieserHandbibliothek ist die Schei-
dung in der Art vorgenommen, daß

m Lehrbuch des Staatsrechtes ledig-
lich die allgemeinenGrundzüge der

Organisation in ihrer geschichtlichen
Entwickelung und gegenwärtigen Ge-
staltung skizziertwerden, während das

Lehrbuchdes Verwaltungsrechtesdie Gliederung der Behörden im
einzelnen darlegt. Dort werden auch
die Lehren von der Organisations=
gewalt (S. 158) und vom Aemter=
besetzungsrecht(S. 159) behandelt.

amtenverhältnisses dagegen,die Lehre
vom Staatsdienst, ist ausschließlich
dem Staatsrecht vorbehalten. Diese
logisch anfechtbare Scheidung ist die

bblicheund —’ praktisch (so
uch in

sht die bei19 8 28 Ms
Teilung strenger durch und zieht
S. 108bis 148 das ganze Staatsdienst-
recht in das Verwaltungsrecht,Lterratur für 88 47—51: B. 1
S. 204, IX S. 680; Gönner, Der
Staatsdienst (1808); Schmit th en-

ner, Staatsrecht (1845) S. 500 ff.,
und Hdbbl. II S. 156.
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welchenur in ihren Grundrissen dargelegt wird, da die Einzelheiten
im Verwaltungsrechte behandeltwerden. Die andere, die subjektive
Seite ist das Staatsdienerrecht, dessenDarstellung ausführ-
licher im Staatsrecht zu erfolgen pflegt. Auch im praktischenLeben

sprechenwir von „Amt“ und „Dienst“, amtlich und dienstlich, und

beziehendie Bezeichnung„Amt“ auf einen objektiv bestimmtenKreis
von Rechten, „Staatsdienst“ auf das subjektiveVerhälltnis.

Nicht jede Dienstleistung für den Staat führt aber zu einem

Staatsdienstverhältnis: wer im Dienste des Staates als Schöffe
erscheint,ist so wenig Staatsdiener wie derjenige,welcherdem Staate

Geschützefabriziert; wir sprechennicht von Staatsdienst im technischen
Sinne, sofern es sichum Erfüllung einer Bürgerpflicht, um Herstellung
rein äußerer Bedingungen, um eine einzelneLeistung handelt. Der

Staatsdienst im engeren Sinne beruht vielmehr auf einer speziell
übernommenen Verpflichtungzu einer vom Staatsoberhaupt über-

tragenen, durch besondere Treue und Gehorsam gegen dasselbe
geregeltenThätigkeit für bestimmte Staatszwecke. Wahre Staats-

zwecke,besondereAnstellung, besonderePflichten, das sind die Merk-
male dieses Begriffes."

I. Geschichte.

Das deutscheStaatsdienerrecht entwickelt sich erst seit einigen
Jahrhunderten. Die Aufnahme des fremden Rechtesmachtegelehrte
Beamte nötig. Diese erscheinenzunächstin dem unausgebildeten
Staatswesen des 17. und 18. Jahrhunderts als persönlicheDiener
des Fürsten, als „landesherrlicheBediente". Ihnen gegenüberfinden
wir die Beamten der Landstände: jene Fürstendiener,ein „ziviles
Landsknechttum“, diese Vertreter ständischerInteressen. Auch hier
trat Friedrich Wilhelm I. schöpferischauf. Vielfach verstand er es,

ständischeBeamte in den Dienst des Staates hineinzuzwingen—

wofür die eigenartige Umformung des Kreiskommissars zum Land-

rate ein treffendes Beispiel leiht —, vor allem aber gelang es ihm, aus

dem heimatlosenGeschlechteeinen preußischenBeamtenstand zu ge-

1 Daraus folgt zugleich, wer nicht Staatsbeamter im engeren Sinne
(Hofbeamte, Geistliche).
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stalten, der in Kleve wie in Memel sich als ein besondererStand

fühlte und die Staatsgesinnungüber den Sonderinteressenzur Gel-

tung brachte,nicht verkümmert im engeren Gesichtskreiseder Ritter-

schaftund Landschaft. Die Aristokratie der Geburt wird durch die

Aristokratie der Bildung und Tüchtigkeit verdrängt, die Ehre des

Beamtenstandes entwickelt, durch feste Rangordnung und sicheres
Gehalt eine geachteteStellung im bürgerlichenLeben gewährt. So
war es nicht Zufall, sondern innerlich gerechtfertigt,daß das Allge-
meine Landrecht das erste Gesetzwar, welches von Staatsdienern

sprach. In der gesetzlichenRegelung des Staatsdienstverhältnisses
folgte die bayerischeLandespragmatik von 1805 und im Laufe
unseres Jahrhunderts die übrigen Staaten, während die Gemeinde-

ordnungen die Rechtsverhältnisseder Kommunal-, die Reichsgesetze
die der Reichsbeamtenregelten. Die neuesteZeit suchtden Berufs-
stand der Beamten in den Hintergrund zu drängen und durchEhren-
beamte zu ersetzen,was stets nur in beschränkterWeise durchführbar
sein wird.

II. Die rechtliche Natur deg Staatsdienstes.2

Die Frage nach der rechtlichenNatur des Staatsdienstes hat
seit mehreren Jahrhunderten eine überaus umfangreiche Litteratur

hervorgerufen, welche zum Teil allein doktrinäre Bedeutung hat.
Den praktischenHintergrund der Erörterungen bildete wohl die Frage,
ob Fürst, ob Diener das Verhältnis willkürlich lösen könnte. Da
es ein „Staatsrecht“ nochnicht gab, ist es begreiflich,daß die privat-
rechtlichenGattungsbegriffebenutztwurden, um ihnen auchdies Ver-

hältnis einzufügen. Man war zunächstgar nicht im Zweifel, daß
hier ein Vertrag vorliege, es fragte sichnur, welcherVertrag. In
diesemAntiquitätenkabinett juristischer Scholastik finden wir neben
dem Mandat die locatio conductio operarum, sodann das pre-

carium, eine Theorie, die beliebt wurde, weil danachpro Nbitu
concedentis Widerruf möglich. Endlich griff man zu der bequemen
Aushilse des Innominatkontraktes (do ut tacias). Dem gegen-

1 Ugl. . Oncken, Zeitalter nes Staattrecht(1845) S. 504, 200Friedrich's"E Großen1 S. 227. Nehm in Annalen1884 S.

Schmitthenner, Allgemei- Wi
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über wurde seit Anfang diesesJahrhunderts unter Führung von Nik.

Thaddäus Gönner eine rein staatsrechtlicheTheorie verfochten,wonach
das Verhältnis auf einseitigemStaatsakte beruhe. Als dritte Gruppe
erscheinendie Anhänger einer gemischtenTheorie, welche zum Teil
einen Hauptvertrag, betreffend das Amt und einen Nebenvertrag,
betreffend das Gehalt annahmen. Neuerdings ist in verschiedener
Form die Vertragstheoriewieder belebt worden, teils durchAnnahme
eines öffentlich-rechtlichen, teils durch solcheeines gemischtenVer-

trages, während die herrschendeAnsicht zwar das Verhältnis als

inhaltlich gemischtesbetrachtet, aber auf einen einseitigenStaatsakt

zurückführt.
Der lebhafteStreit kommt vielfach hinaus auf den Streit dar-

über, ob Willensübereinstimmung— Vertrag Rechtsgeschäftsei. Es

ist aber im modernen Verfassungsstaateeine solcheErörterung eine

rein doktrinäre. Bei uns sind die Rechtssätzeüber den Staats-

dienst genau normiert und es kann danachkein Zweifel sein, daß
das Verhältnis ein rein staatsrechtlichesist. Freilich liegt Willens-

übereinstimmungvor, aber die Kategoriedes Vertrages, des Rechts-
geschäftes,findet hier keine Anwendung. Niemals liegt ein Vertrags-
verhältnis vor, wenn der Staat, als hoheitsvolle Macht, dem

Einzelnen gegenübertritt und auf diese Weise einseitig subjektive
öffentliche Rechte begründet. Das aber ist hier der Fall. Ver-

handlungen werden geführt, aber, mag deren Ergebnis auch in

der Anstellungsurkunde erwähnt werden, so lautet dieselbe doch:
„Wir .. . ernennen hiermit“ 2c. Es handelt sich nicht um Kontra-

hierung eines Geschäftes,sondern um die Erschaffung eines Organs
für Staatszwecke.

Wieso aber fanden und finden jene privatrechtlichenTheorien
so vielfach Verbreitung? Die Erklärung ist in dem berechtigten
Bestreben zu suchen, den Gehaltsanspruch zu sichern. Dies aber

glaubte man nur zu vermögen, indem man das ganze Verhältnis
auf einen Vertrag gründete. Man hat jedoch in unserem Jahr-
hunderte erkannt, daß es sehr viele Verhältnisse des öffentlichen
Rechtesgibt, welchevermögensrechtlicheFolgen haben. Die letzteren
aber nötigen uns keineswegs, ein gemischtesVerhältnis oder einen

besonderenNebenvertrag auf Gehalt anzunehmen. Vielmehr ist
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Grund und Zweck des Staatsdienstverhältnisses und somit dieses
selbstöffentlich-rechtlicherNatur und allein nachNormen des Staats-

rechts zu beurteilen. Die privatrechtlichen Folgen — so wichtig
für den Einzelnen— sind dochunwesentlich,accidentalia, aber freilich
im heutigen Staate nicht „prekär“, sondern verfassungsmäßigbe-

stimmt.
Wenn wir in dieser Weise das Beamtenverhältnis erklären, so

ergibt sichdaraus schon,daß wir dem Amte einen ethischenInhalt
beilegen. Der Staatsdiener soll die Verwirklichung der Staatsidee
vermitteln: durch diese Tausende von Organen dringt jene Idee in

das täglicheLeben. Nach deutscherAuffassung ist der Staatsdiener
der Träger höhererIntelligenz, eine sittlich wirkende Potenz im Volks-
leben: nicht bloßer Vollzieher von Gesetzen,wie in England, und

nichtbloßer Diener der Verwaltung, wie in Frankreich.

III. Arten der Beamten.

Die Beamten teilen sich in eine Reihe von Gruppen, deren

Verschiedenheitenauch rechtlichbedeutsamsind. Zunächsthaben wir

Reichsbeamte(vergl. unten & 69), Staatsbeamte und Kommunal=
beamte,welche letztere thatsächlichhäufig, rechtlich nur in wenigen
Beziehungenden Staatsbeamten gleichstehen. Unter diesen scheiden
wir sodann die Militärpersonen, für welchedie Beamtengesetzenicht
gelten, und die Zivildiener. Diese sind richterlicheoder Verwaltungs-
beamte, ein Unterschied, der weniger hinsichtlich der Rechte und

Pflichten, als hinsichtlich der Entlassung in Betracht kommt. Im
engeren Sinne verstehenwir unter Beamten solche, die eine obrig-
keitliche (autoritative) Stellung einnehmen, während im weiteren

Sinne und von manchen Gesetzgebungenausdrücklich dazu auch
Lehrer, überhaupt solche,die nachBluntschli eine „pflegende" Thätig-
keit verrichten, gerechnetwerden. Oft gelten auch verschiedeneNor-

men für die höheren,die Subaltern= und die Unterbeamten. Von

jenen wird eine wissenschaftliche,von den Subalternbeamten eine

geschäftlicheVorbildung erfordert, während die Unterbeamten zu rein

mechanischenVerrichtungen angestellt sind. Hier ist das rechtliche
Verhältnis in conereto zu entscheiden:vielfach sind mit derartigen
Bediensteten einfach Verträge (Dienstmiete) abgeschlossen;ist dies
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nicht der Fall, liegt eine wirkliche „Anstellung“, wenn auch mit

Kündigungsberechtigung,vor, so sind dieselbenBeamte.
Der Unterschiedvon ständischenund staatlichenBeamten, wie

ihn frühere Zeiten kannten, ist geschwunden;dafür kennen wir Ehren-
und Berufsbeamte, sowie „mittelbare“ Staatsbeamte (vergl. z. B.

preußischeProvinzialordnung § 96). Auch die „Erbämter“ haben
staatsrechtlicheBedeutung nicht mehr.

IV. Die Anstellung im geltenden Rechte.

Die Begründung des Staatsdienstverhältnisseserfolgt — wie

aus dem Gesagten hervorgeht — durch die Anstellung. Dieselbe
geschiehtdurch den Monarchen oder eine beauftragteStaatsbehörde.
Die Reichsbeamtenwerden vom Kaiser ernannt; eine Mitwirkung
des Bundesrates bestehtinsofern, als derselbeteils gutachtlicheAeuße-
rung zu geben,teils ein Vorschlagsrechtauszuübenhat (vgl. 869). Für
die Anstellung in den Einzelstaatengibt es eine Reihe von Erforder=
nissen. Von manchenLehrern wurde als erstes die Staatsange-
hörigkeit aufgestellt. Dies ist nicht mehr der Fall; vielmehr wird

dieselbe jetzt durch Anstellung im Staatsdienst erworben. Erfordert
wird aber der Vollbesitzder bürgerlichenEhre — und zwar ist dieser
Satz einer der wenigen, welcherreichsgesetzlichfür das Staatsdiener=

recht besteht—, sowie nach LandesrechtUnbescholtenheit.?Außerdem
wird, seitdem sichder Staatsdienst zu einem geregeltenOrganismus
entwickelt hat, der Nachweisder für das einzelneAmt erforderlichen
Befähigung verlangt. Für die richterlichenBeamtensinddieseEr-

fordernisse teils gemeinrechtlich(Reichsgeri tz), wäh-
rend im übrigen für die höherenBeamtendurchdasLandesrecht
meistensUniversitätsstudium, Ablegung von Prüfungen und Vorbe-

reitung im praktischenDienst gefordert wird. Durch Bestehender

Prüfung und Zurücklegungder Vorbereitungszeitwird aber ein Recht
auf Anstellung nicht erworben. Zu den genannten Erfordernissen
tritt für einzelneBeamte,hauptsächlichfür diejenigen, welcheVer-

mögensobjektedes Staates aufbewahrenoder verwalten, die Bestellung

4è P 1870 § 9. Instruktion v. 23D#t,1617s 38;
§ 31, 34; preuß. Rönne III S.
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einer Kaution.! Dieselbe erfolgt durch Verpfändung, und kann

auch durch andere Personen als den Beamten selbstgeleistetwerden.
Ueber die Anstellung wird dem Beamten in der Regel eine

besondereBestallung erteilt. Nach einer verbreiteten Ansicht be-

ginnt das Beamtenverhältnis mit der Zustellung und vorbehaltlosen
Annahme dieser Anstellungsurkunde.? Dem Amtantritt geht ge-
wöhnlichdie Beeidigungoder eine feierlicheEinführung voraus, deren

Unterlassung jedochrechtlichnicht von Einfluß ist.

|(648.

Pflichten der Beamten.?

I. Die Amtspflichten im allgemeinen.

In jedem Beamten soll die Idee des Staates zu wirklicher,
lebendigerErscheinungkommen. Durch den Eintritt in den Staats-

dienst entsteht ein Verhältnis, das nicht mit einem kontraktlichen,
sondernweit ehermit einem familienrechtlichenverglichenwerden kann.

„Mit einem Wort gesagt,die Pflicht des Beamten ist nicht äußerliche
Leistunggeldwerter Dienste, sondern innere, vollkommene Hingebung.

1. Aus dieser Hingebung des ganzenMenschenfolgen zunächst

Köne lil S.457/feepreuß.z 1873; N.G.
2 Eine Einigungder in Gesetz-

gebung wie Theorie schwankenden
Ansichten über den Beginn des

Beamtenverhältnissesscheint
nicht zu erzielen (ogl. Annalen 1885

142 N. 2): a) Zeitpunkt der

Empfangnahme der Bestallung; b)
Datum der Ausfertigung der Be-

stallung; c) Zeitpunkt des Amtsan-
trittes (Reichsbeamtengesetz§4);, d)
eidliche Verpflichtung; auch-wirde)
die Behändigung der vorläusigen
Mitteilung über die Vollziehung der

Anstellung als maßgebend betrachtet.
Die Gerechtigkeit scheint es zu for-
dern, daß letztere Ansicht angenom=
men wird, da sonst z. B. für Wit-

wengeldansprüche2c. dem Beamten

möglicherweise große Nachteile er-

wachsen können. So wäre zu schei-
den: Beginn des Amtsverhältnisses
durch Amtsantritt; Beginn der Titel,
Rechte 2c. mit dem bezeichnetenZeit-
punkte. Aehnlich schon A. L.N. II,
10 8 84. In der Praxis der meisten
Staaten erfolgtdie vorläusigeMittei-

lung einer Ernennung wie deren amt-

liche Bekanntmachung lange vor Ein-

händigung des Anstellungsdekretes.* Laban H. Schulze
8 100. Ueber die Treuewolbes.

ZluntschtiqS. 622; R. d. O. IV

38, V S. 1 ronV S41 Nönne
III S. 4473 5 5. Urlaub: Rönne
S. 464 N. 3. Gürden Urlaub der

JustizbeamteninPrußen.vgl. Verf.
vom 28. Mai 1885.)
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die zahlreichenBestimmungen,welche dem Beamten die Uebernahme
von Nebenbeschäftigungenverbieten.Die Uebernahme von Neben-

ämtern, der Betrieb von Gewerben ist untersagt oder nur mit Ge-

nehmigung zulässig. Eine solcheist ebenfalls zur Uebernahmevon

Ehrenämtern in Gemeinde und Kirche, zu Vormundschaften,zum Ein-

tritt in Verwaltungs= oder Aufsichtsorganevon Erwerbsgesellschaften
erforderlich.

2. Die Verpflichtung zur Erfüllung der Dienstobliegenheiten
ist teils allgemeinnormiert, teils durchbesondereVorschriften geregelt.
Die letzteren finden sich in den oft sehr umfangreichenDienstan-
weisungen(Instruktionen). Wesentlichist durchweg,daß der Beamte
seine Amtsgeschäftemit „genauesterAufmerksamkeit“ (Allgemeines
Landrecht II, 10 & 88) führen soll. Daher darf auch kein Beamter

ohne Vorwissen oder Genehmigungdes VorgesetztenseinenDienstort
verlassen. Vielmehr bedarf er dazu eines Urlaubes, der nach sehr
verschiedenenBestimmungengewährt wird.

3. Die Pflicht zum Gehorsam ist eine der ersten Pflichten des

Beamten, aber sie ist im konstitutionellenStaate keine unbedingte.
Der Beamtesoll gehorsamsein dem Gesetz,der Instruktion, den

Anordnungen der VorgesetztenOintelligenterGehorsam"). Wie

aber, wenn dieseAnordnungen mit der Verfassungund den Gesetzen
in Widerspruch stehen oder zu stehenscheinen? Von unbedingtem,
sklavischemGehorsam kann hier nicht die Rede sein. Als unzweifel-
haft aufgehobenwird man die Gehorsamspflichtaber nur betrachten
können, sofern ein Auftrag: a) der gehörigenForm (z. B. Ver-

öffentlichung,Unterschrift) entbehrt; b) von einer an sichunzuständigen
Behörde ausgeht oder an eine solchegerichtet ist; c) einem Straf-
gesetzezuwiderläuft (ogl. oben S. 147). In allen Fällen, wo solche
Ungesetzlichkeiteines Auftrages nicht offenbar, wo die Verfassungs-
widrigkeit zweifelhaftist, kann der Beamte lediglichseineBedenken kund-

gebenund muß, wenn trotz dieser die vorgesetzteBehörde auf der Aus-

führung des Befehles beharrt, entweder gehorchenoder der auf Ver-

letzung des Gehorsams drohenden Disziplinarstrafen gewärtig sein.
4. Wir verabsäumen nicht, die Pflicht der Treue aufzuführen,

welchevon G. Meyer und Laband mit Unrecht geleugnet wird. Die

deutscheTreue, welcheden GrundgedankenunseresgewaltigenNational-
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epos bildet, ward im mittelalterlichen Lehnsverbandezu einem festen,
ja zu einem alles beherrschendenRechtsbegriff (ogl. oben S. 145).
Und heute noch ist sie auch juristisch kein „leerer Wahn“, oder nur

„moralisch“, mögen auch jene Formen des Lehnrechtesgeschwunden
sein, mag auch jene feste Umgrenzung fehlen, wie sie z. B. das

Militärstrafgesetzbuchim Verhältnis zu den Kriegsartikelnkennt. Die

Gehorsamspflicht ist erfüllt, wenn die erhaltenenAufträge in Form
und Inhalt vollzogensind; die Treue reichtweiter: sie bindet den Be-
amten in seinem übrigen Wirken und verkettet ihn innig mit dem

Staatsoberhaupt. Daraus folgt nicht, daß der Beamte in seinem
Wahlrecht oder privaten Aeußerungen beschränktsei oder sichjedes
oppositionellenGedankens gegen das augenblicklicheMinisterium ent-

halten müsse. Aber der Beamte, insbesondereder Verwaltungsbeamte,
darf den Gegensatzseiner Gesinnung zur politischenRichtungder

Regierung nicht amtlich oder öffentlich zum Ausdruck bringen.! Wer
dies thut, muß als ehrlicher Mann auf sein Amt verzichten. Der

Beamte ist ein Organ des Staates, eine Disharmonie ist hier unmöglich.
Die Pflicht der Treue enthält es in sich,daß der Beamte nicht

zugleichBeamter eines fremden Staates sein kann. „Niemand kann

zweienHerren dienen.“ Ehrenzeichen,Geschenkeꝛc. darf der Beamte

von anderen Fürsten nicht ohne Genehmigungdes eigenenannehmen.
5. In enger Verbindung hiermit steht die Pflicht zur Ver-

schwiegenheitüber alles, was amtlich zur Kenntnis des Beamten
kommt; daraus erklärt sich auch die eventuelle Befreiung von der

Zeugnispflicht.
6. Die Staatsdiener sollen ihr Amt nicht zur Benachteiligung

oder Unterdrückung der Staatsbürger benutzen,und vor allem haben
sie die Pflicht der Unbestechlichkeit.In diesemSinne hat das Reichs-
strafgesetzbucheine Reihe von Bestimmungengetroffen (6 331 ff.).

7. Indem der Staatsdiener einen Lebensberuf übernimmt, tritt

er in einen Kreis von Berufsgenossen,welcheeinen besonderenStand
bilden. So ergebensichneben den amtsmäßigenPflichten Standes-

1 E. d. (preuß.) O.Verw.Ger. v. - 372, 373; Str. Pr. O.8§ 53,
10. Dez. 1886. 75, 76:; N.Str.G.B. Abschnitt 28.

7 Beamtengesetz512; 3. Pr. O.
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pflichten, welchedarin gipfeln, daß der Beamte „durch sein Verhalten
in und außer dem Amte der Achtung,die seinBeruf erfordert, sich

würdigzeige“ (Reichsbeamtengsetz& 10).

II. Disziplinarrecht.

Der Beamte kann, direkt oder indirekt, gezwungen werden, seinen
Pflichten zu genügen. Dies geschiehtz. B., wenn, nach einigen
Staatsdienergesetzen,die Vornahme einer Amtshandlung bei Ver-

meidung einer Geldbußeaufgegebenwird. Die Ordnung des Staats-

dienstes wird aber ferneraufrechterhaltendurch Strafen; und zwar

ist die Strafgewalt eine zweifache,die allgemeineund die disziplinare.
Die Grenze zwischendiesen Gebieten läßt sich im allgemeinennicht
feststellen. Jede Pflichtverletzung kann bestraft werden; entweder

aber ist eine solchenur ein Dienstvergehenoder sie wird vom Gesetz-
geber für so schwerangesehen,daß siedurcheine öffentlicheStrafe ge-

ahndetwerden muß. Wann dies letztereder Fall, wann ein „Amtsdelikt"
vorliegt, das ist verschiedennachder jeweiligen Verwaltungsordnung
und bei uns im Reichsstrafgesetzbuchbestimmt. Das Disziplinar=
strafrecht dagegen ist naturgemäß der Landesgesetzgebungüber-

lassen. Dort Reichsrecht, hier Landesrecht; dort Urteil des Straf-
richters, hier einer Aufsichtsbehörde; dort scharfeBegrenzungder

Thatbestände,hier allgemeinereFormulierung; dort öffentlicheStrafe,
hier Amtsentsetzung oder andere Ordnungsstrafe. Das sind die

wesentlichenGegensätzedes allgemeinenund des besonderenStraf-
verfahrens gegen Beamte; bestritten ist, ob diese Gegensätze„prin-
zipieller“ Natur seien. Der Unterschied zwischenKriminal= und

Disziplinarstrafe ist kein Wesensunterschied:beide werden verhängt
propter malum actionis, beide habenden Zweck,die Rechtsordnungzu

schützenund Reaktion gegen deren Verletzung zu sein. Aber die Dis-

ziplinarstrafebewegtsichim engeren Kreise, siespezifiziertjenen Schutz,
indem sie getreue Pflichterfüllung und standesgemäßesVerhalten

1 Trunkenheit, Spiel, Schulden= tra Binding, Grundriß (2. Aufl.)
machen: vgl. preuß. G. v. 21. Juli S.112; Laband, St. N. IS. 447 ff.;
1852 82; Rönne III S. 18N. 2. R.L.l, -*.dMeves in PetShekansensenRönne S. 472 s Handbuchd. Str.N. III S. 939 u.

: Liszt imR.L. IIUS. 968 con- Gerichtssaal XXXIX, S. 216.
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der Beamten zu einer rechtlich geschütztenPotenz erhebt; sie steht
nicht an Stelle einer Kontraktsklageauf Leistung, sie ist auchkein

pädagogischesZuchtmittel.
Das Disziplinarverfahren steht neben dem allgemeinenStraf-

verfahren; es kann daher nach einem solcheneintreten, ohnedaß der

Grundsatz „ne bis in idem“ verletzt wird. Wie das Kirchenrecht
für die Geistlichen besondere Disziplinarstrafen ausgebildet hat,
so steht auch der Beamte in einem besonderenRechtskreise. Trotz
Freisprechungseitens des bürgerlichen Gerichtes kann nachträglich
ein Disziplinarverfahren eintreten.

Neben der strafrechtlichenVerantwortlichkeit der Beamten erscheint
die zivilrechtliche. Der Beamte, der, sei es absichtlichdurch eine

Pflichtwidrigkeit, sei es fahrlässig durch Verabsäumung der nötigen
Sorgfalt, einen Vermögensnachteil herbeiführt, haftet für den zuge-
fügten Schaden. Der Geschädigteist entweder der Staat, welcher
sich durch Einbehaltung von Gehalt schadlos hält und sichdadurch
zugleich die Rolle des Beklagten sichert, oder der Private, welcher
seinen Anspruch vor dem Zivilgerichte geltend machen kann. In
diesem Falle hat jedochdie vorgesetzteBehörde das Recht, den Kom-

petenzkonfliktzu erheben oder muß überhaupt ihre Genehmigung
erteilen (Einführungsgesetzzum Gerichtsverfassungsgesetz& 11).

Schwieriger ist die Frage, ob und inwieweit der Staat selbst
für die Folgen von pflichtwidrigen Handlungen und Unterlassungen
von Beamten haftet. Zu unterscheidenist hier, ob der Staat als Staats-

hoheit handelt oder gleichsamprivatrechtlicheGeschäfte(Post, Eisen-
bahn) schließt. Im letzterenFalle haftet er nachden einzelnenRegle-
ments eventuell wie ein Geschäftsherr. Wo der Staat aber Hoheits-
rechteausübt, der Beamte mit obrigkeitlicherGewalt dem Einzelnen
entgegentritt oder zur Entstehungvon Rechtenmitwirkt (Grundbuch-
wesen), da muß der Staat unbedingthaften; denn nicht die Person
A. oder B. tritt hier dem Privatmann entgegen, sondern ein Stück

Staatsgewalt, verkörpert im Beamten A. oder B.

1 Rönne 8 267 leugnet jede § 68. E. Loening, Haftung des
Verbindlichkeit. Vgl. Sachsen-Koburg! Staates (1878).
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(49.

Rechte der Beamten.½

I. Allgemeines.

Wie jedes Rechtsverhältnis, erzeugt auch der Staatsdienst bei
beiden Beteiligten Rechte. Den Ansprüchen des Staates, welche
sich als Pflichten des Beamten darstellen, stehenRechteder Beamten

gegenüber. Diese Rechte sind teils wesentliche, teils accidentielle.
Unter den ersterennennt man wohl auchden Anspruchdes Beamten

auf AnerkennungseinerAutorität, auf publica fides, auf Gehorsam;doch
sind dieseRechteim Grunde solcheder Staatsgewalt. Wir betrachten
hier die persönlichenRechtedes Beamten: diese umfasseneinmal das

Recht auf Rang, Titel, besonderenstrafrechtlichenSchutz, sodann sind
sie vermögensrechtlicherNatur. Ob damit gesagtist, sieseienPrivat-
rechte, ist fraglich. Von Wissenschaftwie Gesetzgebungist dies an-

genommen. Vom allgemeinen Standpunkte jedoch muß man dies

insofern als irrig erklären, als auch dieseRechtesich nur aus dem

öffentlich-rechtlichenVerhältnisse ergeben.
Der Beamte hat Anspruchauf die Anerkennungseinerbesonderen

gesellschaftlichenStellung, welchesich in Rang und Titel ausdrückt.
Titel und Rang werden schondurch die Bestallung verliehen und

ergebensich im allgemeinen aus dem Amte selbst. Zuweilen jedoch
wird ein höhererRang und Titel als besondereAuszeichnungverliehen.
In Preußen ist die Rangordnung der höherenZivilbeamten (in fünf
Klassen)durch die mehrfachergänzte Verordnung vom 7. Februar
1817 festgesetzt,die Amtstrachten (Uniformen) sind durch besondere
Reglements bestimmt. Der Verlust von Rang und Titel tritt infolge
von strafrechtlichenund auch infolge von disziplinarischenErkennt-

nissen ein.
6

Außer dem Schutz,welcher gewissenBeamten durch § 113 des

Reichsstrafgesetzbuchesgewährt wird, genießenalle Beamte nocheinen

weiteren strafrechtlichenSchutz; Beleidigungen in Beziehungauf den
Beruf des Beamten sind im & 196 des Reichsstrafgesetzbuches

1 Rönne III S. 400 ff.
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besonders hervorgehobenund können auch auf Antrag des Vorge-
setztenverfolgt werden.

II. Vermögensrechte der Staatsdiener.

Die Vermögensrechteder Staatsdiener sind anderer Natur wie

die eben erwähnten Ansprücheauf Titel und Schutz. Diese Vorrechte
sind rein staatsrechtliche,verliehen, um dem Vertreter des Staates

eine besondereAchtung zu sichern. Das Beamtenverhältnis hat aber

noch eine andere Seite. Der Staatsdiener hat nur die Verpflichtung,
übernommene Dienste zu leisten, nicht Sachgüter zu opfern. So

ergibt sichder Anspruchdes Beamten,Entschädigungfür eine derart

erlittene Vermögenseinbußezu verlangen. Der Staat muß dem Be-

amten zunächstdie durch das Dienstverhältnis entstandenenAus-

lagenersetzen.Dies ist eine vermögensrechtlicheWirkung der Beamten-

stellung;durch zahlreicheSpezialgesetzeist der ErsatzdieserAuslagen
nach festen Normen geregelt. Teils wird einPauschquantum,z. B.

für Büreaubedürfnisse,teils werden Repräs
lder,

Rationen rc.

gewährt; oder es werden für regelmäßigeAuslagen,z. B. für
Dienstreisen Taggelder, Diätensätze festgestellt. Alle diese Ver-

gütungen gehörennicht zum Gehalte und werden häufig auchunbe-

soldeten Beamten gegeben.
Das wichtigsteaus dem Beamtenverhältnis folgendeVermögens-

recht ist der Anspruchauf Besoldung. An sich ist dieserAnspruch
dem Beamtenverhältnis nicht wesentlich. Er ergibt sich aber als

Gegenstückdes berufsmäßigenBeamtentums. Jeder Mensch bedarf
der Sachgüter zu seinem Lebensunterhalte. Dieser kann in den

letztenJahrhunderten auch dadurch gewonnen werden, daß man seine
Arbeitskraft dem Staate widmet. Wer dies thut, verliert die

Möglichkeit anderen Erwerbes (& 48 1). So erklärt es sich,daß der

Staat die Forderung auf „Ernährung“ — wie sich dereinst die

staatsrechtlicheKommission der württembergischenKammer bei Be-

ratung des Staatsdienergesetzesausdrückte —
zu einer rechtlichen

Forderung macht. Der Beamte erwirbt eventuell mit der Anstellung

Andee Vorrechteugl.N. Z.Pr. O. 1873 (mehrfach ergänzt, s. Rönne,
88 347,367; Str. Pr. O. 8§49, 72. III S. 510). Ueber die Umzugs-

: Preuß. Gesetzvom 24. März kosten vgl. G. v. 24. Febr. 1877.
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den Anspruch auf das „etatsmäßige Gehalt“. Die Besoldung ist
keine Bezahlung einzelnerDienstleistungen; sie ist vielmehr eine Art

Rente, welchedaher auchbei zeitweiliger Verhinderung gewährt wird.

Inwieweit im letztgenanntenFalle, sofern eine Stellvertretung nötig
wird, die Kosten derselben der Staatskasse oder dem Beamten zur
Last fallen, ist vom Landesrechtverschiedenbeantwortet. Meistens
trägt der Staat die Kosten, mit der Maßgabe, daß bei längerem
Urlaube zu Privatzweckenein Gehaltsabzugeintritt.!

Aus der Natur der Beamtenbesoldung erklärt sichauch, daß
dieselbe im Vollstreckungsverfahrennicht zum vollen Betrage mit

Beschlagbelegt werden darf (Zivilprozeßordnung d 715) und daß
die Verpfändung, Zession u. s. w. Beschränkungenunterliegt (Reichs-
beamtengesetz& 6).

Die Besoldung wird in Geld, heutzutageseltener in Naturalien

gegeben.In letztererHinsicht ist als häufigsterFall der der Gewährung
einer Dienstwohnung hervorzuheben.Statt dessenhaben neuere Ge-

setzeauch Wohnungsgeldzuschüsseeingeführt, welchesich nach dem

Range des Beamten und nach den Wohnungspreisendes Amtssitzes
(„Servisklassen") bestimmen.

Neben den Wohnungsgeldzuschüssen2c. kommen wohl persönliche
Remunerationen vor, wogegen die Gebühren fast allgemein, für die

Richter reichsgesetzlich(Gerichtsverfassung6 17) beseitigt sind.
Alle diese Ansprüche vermögensrechtlicherNatur könnem im

Rechtswegegeltend gemachtwerden. Durch die ganze neuere Staats-

dienstgesetzgebunggehtdas Bestreben, die vermögensrechtlichenForde-
rungen der Beamten gegen den Staat ungeschmälertund unverletzt
zu erhalten.? So darf auchbei Versetzungen(außer bei disziplinaren)
eine Verringerungdes Diensteinkommensnicht stattfinden.Dagegen
gibt es eine Rechtsforderungauf Gehaltsaufbesserungim allgemeinen
nicht. In Bayern wird Staats= und Dienstgehalt unterschiedenund

nur ersteres als fester unentziehbarerBestandteil angesehen.

1 Ueber die im allgemeinen zu
2 N.G. v. 27. Juni 1876; Wrausenverneinende Frage, ob der in den 12. Mai1873; #en 5Reichstag gewählte Beamte die Stell- ! N. euß.

vertretungskosten zu tragen habe: * vĩiai 8 — 1885
Litteratur bei Rönnel S. 245 N. 2. 109.
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Der Anspruch auf Besoldung findet seine Ergänzung in dem

Anspruch auf fortdauerndeGewährung des Lebensunterhaltesauch
nachAusscheidenaus dem Staatsdienst, Pension. Diese Pension
wird nur nacheiner gewissenDienstzeit(zehnJahren) gewährt, wenn

der Beamte durch Abnahme der körperlichen oder geistigenKräfte
dienstuntauglichwird. Ist die Dienstunfähigkeiteine Folge der Berufs-
ausübung, so wird die Pension auch eher gewährt; ebensounbedingt
nachErreichungeines bestimmtenDienst=oder Lebensalters (65 Jahre).
Die Pension wird nach größeren Bruchteilen des Diensteinkommens
C1806bis 19/60) berechnetund sind für die Berechnunghinsichtlich
der Inanschlagbringung außerordentlicherDiensteinkünfte besondere
Normen festgesetzt(preußischesGesetzvom 27. März 1872 1), ebenso
für die Anrechnungder dem eigentlichenStaatsdienste üblicherweise
vorhergehendenVorbereitungszeit,der Dienstzeit in fremdem Staats-

dienst, der Dienstzeit in den veutschenKolonien, welche,wie beim

Militär die Kriegszeit, doppelt berechnetwird. Die Pensionsberech--
tigung ruht bei Bezug eines neuen Einkommens vom Reichs=oder

Staatsdienst und bei Verlust der Reichsangehörigkeit.
Weitere vermögensrechtlicheNachwirkungenäußert das Berufs-

beamtenverhältnis auch nach der Beendigungdurch den Tod seines
Trägers auf die Hinterbliebenen, auf Frau und Kinder. Zunächst
haben dieselbenden Anspruch, das Gehalt noch eine Zeitlang weiter

zu beziehen(Sterbemonat, Gnadenquartal), ein Recht, welches
offenbar seinVorbild im älteren protestantischenKirchenrechtgefunden.
Ueberdies strebt man seit langer Zeit dahin, den Witwen und Waisen
der Staatsdiener einige Fürsorge zu gewähren. In Preußen und

im Reicheist dies erstdurchneuere Gesetzeerzieltworden.? Die Fürsorge
für die Hinterbliebenen wurde in Preußen früher durch die könig-
liche allgemeineWitwenversorgungsanstalterreicht, welcheFriedrich
der Große am 28. Dezember1775 ins Leben rief.“ AehnlicheEin-

richtungen bestehenin den anderen Staaten. Sie habenden Ka-

1 Novellen vom 31. März 1882, Myxlins, N. Corp. C. Teil Ve.

30. Abril18 84. S. 381; Litteratur bei Rönne III

A. L R. II, 11§ 838. S. 554 N. 3 ff. Im übrigen drei

?7R.G. v. 20. scwals1661:preuß. Soysteme, vgl. Loening, Verwal=

Gesetzvom 20. Mai tungsrecht S. 137.



8 50. Beendigung des Staatsdienstverhältnisses. 225

rakter der Gegenseitigkeitsanstaltenunter Staatsgarantie mit obli-

gatorischemBeitritt.

*ä50.

Beendigung des Staatsdienstverhältnisses.

I. Versetzung.

Versetzung in ein anderes Amt von nicht geringeremRang
und nicht geringeremEinkommen kann bei Verwaltungsbeamtenstets
unter Vergütung der reglementsmäßigenUmzugskostenvom Staate

verfügt werden. Erfolgt die Versetzungauf Antrag des Beamten,
so werden nach einigenGesetzgebungendie Umzugskostennicht ersetzt.
Nichter können gegen ihren Willen nur infolge richterlicher Ent-

scheidung oder unter bestimmtenVoraussetzungen, insbesonderebei

Organisationsveränderungen, versetzt werden (Gerichtsverfassungs-
gesetz§8). Eine unfreiwillige Versetzungin ein geringeresAmt kann
den Charakter der Disziplinarmaßregel haben.

II. Suspension.

Auch eine Versetzungin den Ruhestand kann bei den Beamten,
welchenicht auf Probe, Kündigung oder Widerruf angestellt sind,
nicht willkürlich stattfinden. Es ist jevochdie einstweiligeStellung
zur Disposition und die Suspension zu scheidenvon der definitiven
Versetzungin Nuhestand und der Entlassung. Suspension ist zeit-
weilige Enthebung des Beamten von der Ausübung seiner amtlichen
Funktionen. Als Strafe, wie sie auch das Kirchenrechtsehr genau
ausbildete, ist sie jetzt nur noch wenigen Gesetzgebungenbekannt.

Dagegen tritt sie häufig als vorläufige Maßregel kraft Gesetzes
oder infolge besonderenBeschlussesein, sobald ein gerichtlichesoder

disziplinares Strafoerfahren gegen den Beamten eingeleitet oder

seine Verhaftung angeordnet ist, überhaupt wenn die fortdauernde
Amtsführung öffentlichesAergernis zu gebengeeignetwäre. Richter
können nach & 8 des Gerichtsverfassungsgesetzesnur aus besonderen
Gründen suspendiertwerden. Ein Teil des Gehaltes pflegt bei der

Suspension zurückbehaltenzu werden.
v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatkrechis. 15
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III. Die Stellung zur Disposition.

Dieselbeist eine zeitweilige Versetzungin den Ruhestand, entzieht
dem Beamten das bisher von ihm bekleidete Amt, beendigt aber nicht
seinBeamtenverhältnis überhaupt. Der Beamtezur Disposition behält
alle Pflichten des Beamten, welchenicht mit der aktiven Dienstführung
zusammenhängen.Die Stellung zur Disposition, welchein einzelnen
Staaten — so in Baden, Hessen,— von der Versetzungin den Ruhe-
stand nicht unterschiedenwird, kann nur unter Gewährung des regle-
mentsmäßigenWartegeldeserfolgen. Sie kann nach freiem Ermessen
des Landesherrn, in anderen Staaten bei Entbehrlichkeit oder Be-

hördenumgestaltung,bei Richtern gar nicht eintreten. Bei gewissen
Beamtenkategorien,deren Regierungstreue besonders notwendig er-

scheint,kann die Stellung zur Disposition jederzeiterfolgen. Dieses
Recht ist vor allem in Preußen ausgebildetworden und in die Gesetz-
gebungdes Reiches übergegangen;es kann in Anwendung kommen

gegenüberMinistern, Unterstaatssekretären, Oberpräsidenten, Re-
gierungspräsidenten,Staatsanwälten, Landräten 2c.

IV. Die gänzliche Versetzung in den Muhestand.

Die gänzlicheVersetzungin den Ruhestand ist an gewisseVor-

aussetzungenund Formen gebunden.Dieselbekann entweder stattfinden
a) mit dem Willen des Beamten. Wenn es auch als ein

Satz des deutschenStaatsrechtes gelten darf, daß der Beamte jeder-
zeit seine Entlassung fordern kann, so kann man dochnicht von der

Möglichkeit eines freiwilligen Aufgebensdes Staatsdienstverhältnisses
sprechen. Die Lösung findet vielmehr in analoger Weise wie die

Anstellung durch einen Akt der Staatsgewalt statt. Das Beamten-

verhältnis ist kein Vertragsverhältnis, von dem einseitig zurückge-
treten werden kann.“ Vielmehr hat der Beamte, wie der Soldat,
auf seinemPosten zu bleiben, bis die Ablösung verfügt bezw. erfolgt

! Preuß. V. v. 14. Juni und dies Recht wäre der Staatsdienst
24. Okt. 1848; G. v. 21. Juli 1852 Sklaverei“. Die Bestätigung der im

65 87; N. B.G. 88 24, 25. Texte vertretenen Ansicht gibt z. B.
:2 Laband! S. 488.folgert das die berühmte Nchtgonehmihmmedes

Gegenteil aus der entgegengesetzten Bismarck schen Entlassungsgesuches
Grundanschauung. Er sagt, „ohne 1877 (Hahn II S. 850, III S. 319).
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ist. Im Interesse des Dienstes kann die Erteilung des Abschiedes
verschobenwerden. Daß jedoch der Beamte in einem gewissen
Alter seineEntlassung mit Pension nachsuchenkann, ist aus einer

Reihe gesetzlicherBestimmungenindirekt zu entnehmen.
b) Wider den Willen des Beamten kann die Versetzungin

den Ruhestand ebenfalls stattfinden. Unter welchenVoraussetzungen
aber dies möglich sei, das ist die große Frage, um welche sich die

wissenschaftlichenund praktischenErörterungen der letztenJahrhun-
derte bewegten. Während in älterer Zeit wohl die Möglichkeit
einer Entlassung „pro lubitu concedentis“ vertreten wurde (s. oben

&47, konnte es schonals großer Fortschritt betrachtet werden, als

man Ende vorigen Jahrhunderts nur nochdie Entziehung des Amtes,
nicht die der Besoldung zuließ. Die neuere Gesetzgebungaber hat
den Grundsatzzum Durchbruch gebracht,daß die Entlassung, einerlei

ob mit oder ohnePension, nur aus bestimmten gesetzlichenGründen

erfolgen könne.! Dies kann in doppelter Weise geschehen.
Einmal kann eine Dienstentlassungals Strafe stattfinden, und

zwar entweder infolge eines strafgerichtlichen,oder infolge eines

disziplinarenUrteils. Der erstereFall tritt nach den S§831—35

des Reichsstrafgesetzbuchesein. Durch diese Bestimmungen sind
die landesgesetzlichenBestimmungen über das Disziplinarverfahren
nicht berührt. Vielmehr kann auf Grund eines solchen die Dienst-
entlassung(Kassation) erfolgen, welche Verlust des Amtes, Titels,
eventuell Pensionsanspruchesbewirkt. Die Entscheidung,welcher ein

kontradiktorischesVerfahren vorausgeht,erfolgt durch die Gerichte
oder Verwaltungsbehörden,in einigenStaaten durch besondereBe-

hörden (Reichsgeri 6 8, Einführungsgesetz§ 13).
Sodannkann abgesehenvonder strafrechtlichen und diszipli-

naren Entlassung eine Versetzungin den Ruhestand nur aus gesetz-
lichen Gründen — nur in einigen Staaten nach behördlichemEr-

messen— erfolgen. Sie ist statthaft, wenn ein Beamter, obwohl

! NR.G.V.G. 88; E.G. § 13. Für g8 24—31), in zweiter Instanz das
Preußen: Disziplinargesetz m Staatsministerium; für dasReich die
21. Juli 1852 (Kommentar v. F. Sey- Disziplinarkammernrc. (R.V.G.
del 1883). EntscheidendeBehörde ist 86 ff., 110 ff.). Vgl. auch § 69.
meist der Disziplinarhof (vgl. Gesetz
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durch Taubheit, Blindheit oder in sonstiger Weise dienstunfähig,
seine Entlassungnicht selbstnachsucht.Zur Feststellungder Dienst-
unfähigkeit ist ein besonderesVerfahren angeordnet, welches dem

Beamten die Möglichkeitder Einreden gewährt Ceichsbeamtengesetz
60—68. UeberEntlassung von Richtern müssenin solchenFällen
Gerichte urteilen (Gerichtsverfassung§ 8, 131). Der zwangsweisein

den RuhestandversetzteBeamte hat unter denselbenVoraussetzungen
wie der freiwillig ausscheidendePensionsberechtigung.!

¾51.

B. Der Amtsorganismus.-:

I. GEeschichte.

Auchdie Geschichtedes Behördenorganismusknüpft nicht an diedes

alten Reiches,sondernan die der Territorien an. Bis etwa zum 15. Jahr-
hundert lagen die Verhältnisse höchst einfach. Die Regierungs-
thätigkeitbeschränktesich im wesentlichenauf Ausübung der Gerichts-
barkeit und Heergewalt und auf Erhebung der Einkünfte. Der

Fürst bediente sich für diese Geschäfteder ihn umgebendenMini-

sterialen, welchedurchweg dem Adel angehörten. Man kann nicht
sagen, daß Staats= und Hofämter noch ungetrennt waren., Viel-=

mehr tritt das Wesender Hofbeamten als solcher hervor; dieselben
werden aber, ganz nach Umständen, zur Besorgung von Staats-

geschäftenverwendet. Unter ihnen ragen hervor der Hoffeister,
Marschall, Truchseß und Schenk,der camerarius, welcher später der

oberste Finanzbeamtewurde, und der Protonotarius oder Kanzler.
Letzterer, in Brandenburg bereits 1291 erwähnt, meistens ein Geist-
licher, war Vorsteherder Kanzlei; er war es, dem die Ausfertigung der

1 Ueber die Nachwirkungen,elchedas Beamtenverhältnis, wenn es

durch Tod beendet wird, auf die

Hinterbliebenen übt, vgl. oben S. 224.
Ueber die Vorkehrungen zur Sicher-
stellung der Akten 2c. (auch im Falle
des Konkurses) vgl. Rönne

8 264 a. E. (III S. 530, 531).
2 Seckendorff, Fürstenstaat

(1655); S tein, Deiwaltungslehre!2 ; Hand-S. 204;

böliother1.
2 Wie dies 16 geschieht.Da-

gegen Bornhak, Geschichte des
preuß. VerwaltungsrechtsI S.57. Im
allgemeinen vgl. Siegel, Rechts-
geschichte(1886) S. 266.
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fürstlichenUrkunden oblag, und der das große Siegel führte. Außer
diesen Beamten befanden sich noch zahlreicheandere, dem Richter-
stande und der Geistlichkeit angehörigePersonen bei Hofe, welche
ebenfalls gelegentlich zu Regierungsgeschäftenverwendet und mit

jenen zusammenals eonsiliarii bezeichnetwurden. Daneben besteht
unzweifelhaft schon im 12. und 13. Jahrhundert eine Behörden-
organisation für die Lokalverwaltung, eine Einteilung des Landes
in Vogteien, an deren Spitze oft ein Hofbeamter steht, der nichts-
destoweniger sein Hofamt behält. Ueberall finden wir somit am

Ende des Mittelalters den Uebergang vom Lehnsstaate zum reinen

Beamtenstaateangebahnt; jedochfindet sich nochnirgends eine Schei-
dung der Behörden nach der Staatsthätigkeit; vielmehr werden

finanzielle wie militärische Geschäfte von einem und demselben
Beamten erledigt.

Eine Umgestaltung wird durch das Zusammentreffen verschie-
dener Umstände herbeigeführt. Maximilian I. hatte in Burgund
und den Niederlanden Einrichtungen kennen gelernt, welche den

französischennachgebildetwaren. Dort hatten sichbereits kollegiale
Behörden, insbesondere das sogen. Parlament, entwickelt. Dies

wurde nun unter Maximilian und seinen Nachfolgern in Oesterreich
nachgeahmtund eine kollegiale Kontrollbehörde (Hofrat) ins Leben

gerufen. Seinem Beispiele folgten viele andere deutscheStaaten,
so daß in der Mitte des 16. Jahrhunderts sichmeistens derartige
obersteVerwaltungskollegien finden. Dazu kamen andere Momente:

der Einfluß der Reformation führte zur Einrichtung der Konsistorien
und das Eindringen des fremden Rechtesbewirkte, daß die Geistlichen
in den Kanzleiendurch weltliche Doktoren der Rechte verdrängt wur-

den. So führte einmal die Notwendigkeit der Berufsbildung, wie

andererseits das landesherrlicheBedürfnis zu einer völligen Um-

bildung des Amtsorganismus.
Aus den einheitlichenRegierungsbehördenzweigtensichaber bald

verschiedeneRichtungenab, ganz abgesehendavon, daß neben und über

ihnen sichvielfach ein besondererGeheimerRat (vgl. S. 236) bildete.

Für die Finanzverwaltung bildeten sich die Domänenkammern, für
das Heerwesenund die Polizei die Kriegskommissariate.In Preußen,
wo die Zwiespältigkeitdieses Behördensystemsbesondershervortrat,
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erfolgte die VereinigungdurchFriedrich Wilhelm I. zu den „Kriegs-
und Domänenkammern“,welcheals die legitimenAszendentenunserer
„Regierungen“ betrachtetwerden können: auchan der Spitze erfolgte
die Vereinigung durchSchaffungdes Generaldirektoriums („General=
Oberfinanz-, Kriegs= und Domänendirektorium“ 1723). Aber

noch in anderer Hinsicht sind die Reformen Friedrich Wilhelms I.

bemerkenswert. Vor zwei Jahrhunderten finden wir in den deutschen
Staaten noch einen zweiten, viel bedenklicherenDualismus; neben

der landesherrlichen Verwaltung steht nämlich die Verwaltung der

Stände. Auch dieses Doppelsystem suchteFriedrich Wilhelm I. zu

beseitigen.In den kleineren deutschenStaaten wurde die Umgestaltung
der Mittel= und Unterbehörden, wie sie in Preußen sich vollzog,
weniger nachgeahmt,und wir finden noch vielfach am Ende des

vorigen Jahrhunderts einen höchstverworrenen Zustand, in welchem
insbesondere die Reste patrimonialer Anschauungen,Besetzungsrechte
von Gutsherren, Ausübung von Amtsfunktionen durch Verweser bei

Bezug der Amtseinkünfte durchBevorrechteteu. dgl. m. hervortreten.
Das 16. und 17. Jahrhundert hatten den Uebergang von den

mittelalterlichen Verhältnissen zum modernen Staate vorbereitet; die

Periode Friedrich Wilhelms I. hatte die Grundlagen des Behörden-
organismus unverrückbar festgestellt: eine dritte Periode verhilft dem

Staatsprinzip zum vollständigenSiege in der Behördenorganisation.
In Preußen unternehmen die Stein-Hardenberg'schenund die sich
ihnen anschließendenGesetze(1807—1820) eine völlige Umgestaltung
des Verwaltungsorganismus. In der Zentralverwaltung treten an

Stelle des unförmlichen Generaldirektoriums fünf moderne Fach-
ministerien. Eine neue Instanz wird in den zur persönlichenKon-
trolle berufenen Oberpräsidenteneingefügt, die Kriegs=und Domänen=

kammern werden zu Regierungenmit fünf, später mit drei Abteilungen
umgestaltet,eine Neueinteilung des Staatsgebietes erfolgt. Auch in

den übrigen deutschenStaaten wurde im Anfang dieses Jahrhun-
derts ein wohlgeordnetesVerwaltungssystemhergestellt. Als Haupt-
träger desselbenerscheint das berufsmäßigeBeamtentum. Wie in
neuerer Zeit demselbendas Laienelement zur Seite und damit der

Organismus der Staatsverwaltung mit der Selbstverwaltung in

Verbindung tritt, wird im nächstenKapitel (F 52) berührt werden.
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Ueberblicken wir die in den letztenMenschenalternvollzogenen
Umgestaltungen,so treten etwa folgendeGrundgedankenhervor: In
der Zentralverwaltung haben sich an Stelle der früheren Kollegien
bureaukratischorganisierte Ministerien entwickelt. Die Trennung
der Justiz und Verwaltung ist meistens,seit 1848 voll durchgeführt.
Die patrimonialen Reste, d. h. die in den Händen von Privaten
befindlichen, im Anfang des Jahrhunderts noch ziemlich zahlreichen
Hoheitsrechtesind verschwundenund damit der Amtsorganismus zu
einem rein staatlichengeworden, dem nur die neubelebten Selbstver-
waltungskörper zur Seite treten.

Wie diese Entwickelung zeigt, bestehtjetzt überall eine systema-
tischeGliederung der Behörden. Dabei sind folgende Gesichts-
punkte maßgebend:Zunächst sind die verschiedenenstaatlichen Auf-
gaben nach ihrer sachlichenZusammengehörigkeitzu großen Ver-

waltungszweigen (Ressorts) vereinigt. An der Spitze eines solchen
steht je ein Minister. Um die Einheit aufrechtzuerhalten, werden

die Chefs der einzelnen Ministerien zum Gesamtministerium zu-
sammengefügt. Daneben erscheintein Staatsrat und zuweilen andere

Zentralbehörden, welche entweder einem Minister oder dem Gesamt-
staatsministerium untergeordnetsind (Oberrechnungskammer,Verwal-

tungsgerichtshof 2c.). Im Reiche findet eine solcheTeilung der

Geschäfterechtlich nicht statt (vergl. & 68).
Für die weitere Verwaltung ist das Staatsgebiet in eine Reihe

über= und untergeordneter Bezirke eingeteilt. Diese Einteilung ist
keine Teilung, sondern eine Gliederung. Der durch die Verfassung
zu Einheit zusammengehalteneStaat wird zum Zweckegleichmäßiger
Verwaltung in verschiedeneBezirke gegliedert. In der ständischen
Periode bildete jeder Teil des Staates ein selbständigesGanze mit

eigenen Ministern (Provinzialsystem). Nach gegenwärtigemRechte
erscheintder Staat als Einheit, die Einteilung in Provinzen, Kreise2c.

hat keine grundsätzlicheBedeutung,sondern erfolgt, um die Möglich-
keit einer zweckmäßigenVerwaltung zu schaffen.Daher erstrecktsich

1 Kollegial systemliegt vor, Beratungentscheiden. Beim Büreau-
wenn eine Behörde aus mehreren sostem entscheidet stets ein einzelner
zur Einheit verbundenen Personen Beamter. Vgl. Hdbbl. 1 S. 160 ff.
besteht,welchenach gemeinschaftlicher #
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auch der sachlicheWirkungskreis der Zentralbehörden auf das ganze
Staatsgebiet (Realshstem)und jedes Ministerium hat, der Regel
nach, seine eigenenBehörden.

Abgesehenvon den den Ministerien unterstehendenZentralstellen,
deren Wirksamkeit sichauf das ganze Staatsgebiet erstreckt, finden
wir also Behörden mit territorial abgegrenztemWirkungskreise.
Diese Zerlegung des Staatsgebietes wird die politische Einteilung
genannt (politische Geographie) und ist in Deutschland eine sehr
mannigfache. Der größte Staat hat eine Dreigliederung. Eine

solchewar früher auch in anderen Staaten bekannt und offenbar in

Nachbildungder drei Instanzender Gerichtsverfassungerfolgt. Preußen
zerfällt in Provinzen, Regierungsbezirke,Kreise. Die Zwischen-
behördensind in den Mittelstaatenfortgefallen, so daß z. B. Bayern
in Regierungsbezirkeund Kreise, Sachsen in Kreis= und Amtshaupt-
mannschaften,Württemberg in Kreise und Bezirksämterzerfällt. In
den kleineren Staaten ist auch diese zweite Behörde fortgefallen
und finden sich dort nur Bezirke, Kreise oder Aemter, die direkt

unter dem Ministerium stehen.“ Reuß ältere Linie bildet schließlich
überhaupt nur einen Verwaltungsbezirk.

Während diese Behörden als Organe der allgemeinenLandes-

verwaltung bezeichnetwerden und dem Ministerium des Innern
beziehungsweiseden daraus abgezweigtenZentralstellen dienen, besteht
für die meisten Zweige der Staatsverwaltung ein analoger Orga-
nismus. Die Organisation der Justizbehördenist durch das Gerichts-
verfassungsgesetzvom 27. Januar 1877 einheitlich geregelt. Für
Militär= und Finanzwesengibt es besondereProvinzial= und Unter-

behörden. Das Reich hat im ganzen keine Provinzialverwaltung:
eine solche besteht nur für die Reichspostverwaltungund für das

Bankwesen (s. § 69).

II. Die Ministerien.

Die obersteLeitung der gesamtenStaatsgeschäfte erfolgt durch
die Ministerien. Zunächst führte die angedeutete planmäßige

In Baden wurde 1863 die v. 5. Okt. 1863)
Zwischenstufe beseitigt und dafür * Seydel, VayerischesStaats-
vier Landeskommissare eingesetzt(G. recht II S. 285.
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Verteilung der Staatsgeschäftezur Schaffung dieser Aemter, und
es erscheinendie Minister — der Titel ist aus Frankreicheingeführt
und kommt bereits im absoluten Staate vor! — als die Spitzen
der verschiedenenVerwaltungszweige. In jedem Staate sindan sich
fünf solcherVerwaltungszweige und damit fünf Ministerien wesent-
lich: die des Aeußeren,des Krieges, der Finanzen, der Justiz und
des Inneren. Diese an sich gegebeneEinteilung erleidet jedoch
mannigfacheAenderungen, teils durch die Organisation des Reiches,
teils durch die Vielgestaltigkeit der Aufgaben in den Groß-, die

Geringfügigkeit der Geschäftein den Kleinstaaten. Kriegsministerien
bestehennur noch in den Staaten, welche eigeneKontingente haben
(&876); die Ministerien des Aeußeren sind teils eingegangen,teils
mit dem Staatsministerium als solchenverschmolzen.Dagegen sind
aus dem Ministerium des Inneren für die Wahrnehmung der auf
die Förderung der geistigenund wirtschaftlichenInteressen gerichteten
Angelegenheitenandere Ministerien, des Kultus, Unterrichts, der

Landwirtschaft, öffentlichenArbeiten u. s. w. herausgewachsen.=
Die Zahl der Ministerien und die Verteilung der Geschäfte

auf dieselbenist entweder durch Gesetzebestimmt oder der Bestim-
mung des Staatsoberhauptes anheimgegeben.?

Diese Ministerien sind die obersten Verwaltungsbehörden und

bureaukratischorganisiert, d. h. an der Spitze der Verwaltung steht
als leitendes und verantwortliches Organ einzig und allein der

Minister, dem eine Anzahl von Beamten zur Unterstützung (vor-
tragendeRäte) beigegebenist: sie erledigendie Geschäftenach seiner
Anweisung, er bedient sich auch wohl ihres Rates, die Entschei-
dungen trifft er als Einzelbeamter. Diese ganze Stellung der

! Grimm' Wörterb.VI S.2238.|] Staaten haben nur ein Ministerium,
* In Preußen bestehen 9, in Neuß ä. L. und Schaumburg-Lippe

Württemberg 6, in Baden 3 Mini- keins, Waldeck einen preußischen
sterien (in Preußen sind Kultus, Landesdirektor.
Unterricht und Medizinalangelegen- * Ausführliche Erbrterunghier-
heiten — öffentliche Arbeiten —, über Sten. Ber. des preuß. Abg.H.
Landwirtschaft 2c., in Württemberg 1868/69, Anlagen, I S. 236 ff.
ist Kultus und Unterricht ausgeson- Rönne 1 S. 427. Gneist, Gesetz
dert, in Baden ist Kultus, Unter= und Budget 2 PLoening,Ver-

richt und Justiz vereint). Kleinere waltungsrecht S.
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Minister als Chefs der Verwaltungszweige zu charakterisierenist
Aufgabe des Verwaltungsrechts (vergl. Handbibliothek 1I S. 79).

Aber die Verteilung der Geschäfte unter verschiedenehöhere
Beamte und die Gliederung der Ministerien ist nicht nur von Ver-

waltungs-, sondern im modernen konstitutionellen Staate von ver-

fassungsrechtlicherBedeutung. Die neueren Verfassungen haben
bestimmt, daß das Staatshaupt bei Ausübung der Staatsgewalt
an die Mitwirkung der Minister gebundenist. Diese Stellung der

Minister ist hier zu erörtern und durch die erwähnte verwaltungs-
rechtlicheDarlegung zu ergänzen.

Die Minister waren auchim absolutenStaate diejenigenBeamten,
welche den Monarchen zu beraten und seineAnordnungen gegenzu-

zeichnenhatten. In Preußen war ihre Rechtsstellungbereits durch
Publikandum vom 16. Dezember1808 und Verordnung vom 27. Ok-
tober 1820 näher bestimmt. Durch die Umgestaltung der Verfassung
ist nicht ihr Verhältnis zum Monarchen geändert, sondern nur das

zu den Kammern genauer festgestellt worden. Die eigenartige
Stellung des „Ministers“ kommt erst im konstitutionellen Staate

zur Geltung. Sie sind die verfassungsmäßigenOrgane des Staats-

hauptes zur Ausübung der Regierungsakte. „Alle Regierungs-
akte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung
eines Ministers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt"“
(PreußischeVerfassungArt. 44). Indem aber der Minister diese
Verantwortlichkeit durch Gegenzeichnungzu übernehmenhat, ist er

zugleich indirekt als Haupt der Verwaltung bezeichnet. Es lassen
sich also jene beiden Richtungen der ministeriellen Rechtsstellunggar

nicht trennen. Die Verantwortlichkeit des Ministers, welche früher
nur dem Monarchen gegenüber vorhanden war, besteht jetzt auch
gegenüberder Volksvertretung, gegenüberder Verfassung und den

Gesetzen. Alle Entschließungendes Monarchen werden erst zu

staatsrechtlichenAkten durch die Kontrasignatur, welchesowohl zu

Gesetzenwie zu allen in Ausübung der sogen. vollziehendenGewalt

erlassenenAnordnungen nötig ist. Der Grundsatz der Ministerver-
antwortlichkeit ist als ein so wichtiger anerkannt, daß man ihn unter

die „Verfassungsgarantien“ aufgenommen hat. Vergl. die dort

(8 40) gegebeneDarstellung dieser Lehre.
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Die Anstellung der Minister erfolgt durch den Monarchennach
eigener freier Entschließung; ebensodie Entlassung, die jederzeit
erteilt und gefordert, aber nicht erzwungen werden kann.:

III. Das Staateministerlum.

Die Minister sind zunächstChefs ihrer Verwaltungszweigeund

Räte der Krone für die diese einzelnenGebiete betreffendenAnord-

nungen. Sie sind aber zugleichMitglieder des Gesamtministeriums.
Damit nämlich bei der Selbständigkeit jedes einzelnenRessorts die

Einheitgewahrt werde, ist allen deutschenStaaten die Zusammen-
fassungder einzelnen— büreaumäßigverwaltenden — Minister zu
einer kollegialenBehörde, dem Ministerrat, Staatsministerium,
bekannt. Dieses Gesamtministerium, in welchemalle Fachminister
unter Vorsitz des Monarchen oder des ihn vertretenden Minister-
präsidenten zu einer Einheit verbunden sind, hat die Aufgabe, den

organischenZusammenhang im Staatsleben aufrechtzuerhaltenund

die Wechselbeziehungender verschiedenenRessorts zum Ausdruck zu

bringen. Es gehören daher alle allgemeinen Angelegenheiten,wie

Gesetzentwürfe,alle Angelegenheiten, die verschiedeneMinisterien
betreffen, alle Meinungsverschiedenheiten2c. zu seiner Zuständigkeit.
In allen Fragen aber hat diese Behörde nur zu beraten und das

Ergebnis der Beratung dem Staatsoberhaupte vorzulegen. Obwohl
das Gesamtministerium als Kollegium bezeichnetwurde, kann natur-

gemäßbei dem Prinzip der Einzelverantwortlichkeiteine Entscheidung
durchStimmenmehrheit so wenig wie eine sachlicheUnterordung der

Mitglieder unter den als primus inter pares erscheinendenPräsidenten
stattfinden. Jede wesentlicheMeinungsverschiedenheitmuß daher zu
Entlassungsgesuchenführen, und erklärt sichdie Häufigkeit der letzteren
auf dieseWeise aus der Natur unseresöffentlichenRechtssehreinfach.

1 Die Ernennung ist ein „Re- I Sarwey Il, 120behapptet.gierungsakt“, welcher nach Rönne : S. oben S. 226 N. 2. Vgl.
1 432, III 85 der Gegenzeichnung aber bayer. G. v.o Juni 1848 § 3.
bedarf.Anderer Meinung: Gerber, * Das sogen. Ministerium des

Zöpfl und ausdrücklichOldenburg. königlichen Hauses gehört nicht zum
V.U. Art. 12 8 5. Daß die Gegen= Staatsministerium. Preußen: Kab.O.
zeichnung der neu ernannte Minister vom 11. Jan. 1819.

selbst übernehmen kann, wird von
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In Preußen sind dem Staatsministerium als Ganzemüber-

wiesen: die Beratung der Gesetzentwürfeund Anordnungen von all-

gemeinemInteresse, die allgemeinenVerwaltungsübersichten,Etats;
die Entscheidung von Meinungsverschiedenheiten;die Vorschläge
wegen Aufstellung der höchstenBeamten, die Befugnis zur Ein-

leitung einer Regentschaft,Erklärung des Belagerungszustandes,die

Gegenzeichnungder Notgesetze, die Beantragung der Auflösung
kommunaler Vertretungen, die letztinstanzlicheEntscheidungin Diszi-
plinarsachen.

In anderen Staaten, z. B. in Bayern, wo ein besonderer
Staatsrat besteht, werden der Gesamtministerialkonferenznur von

Fall zu Fall besondereAngelegenheitenübertragen.
Es gibt eine Reihe von Zentralbehörden, welche unter dem

Gesamtministerium oder unter dessenPräsidenten stehen, meist aber
von einem einzelnenFachminister ressortieren. In Preußen stehen
unter dem Staatsministerium unmittelbar: das Zentraldirektorium
der Vermessungen,der Gerichtshof zur Entscheidungder Kompetenz-
konflikte, der Disziplinarhof für nichtrichterlicheBeamte, das Ober-

verwaltungsgericht, die Prüfungskommissionfür Verwaltungsbeamte,
das litterarische Büreau, der Reichs=und Staatsanzeiger, die Gesetz-
sammlung. Unter der Leitung des Präsiviums des Staatsministeriums
stehendie Generalordenskommissionund die Staatsarchive. Außer an-

deren einzelnenMinisterien untergeordnetenZentralbehörden sind als

selbständigeneben den Ministerien stehendeBehörden zu nennen:

der evangelischeOberkirchenrat,die Oberrechnungskammer,die Staats-

schuldenkommissionund der Staatsrat.

IV. Der Staatsrat.

Der Staatsrat ist eine neben dem Ministerrat stehendeim

wesentlichenbegutachtendeund beratende Behörde oder Vertretung,
welche ganz besonders in Frankreich von Bedeutung gewesenist, in

deutschenStaaten jedochnur in Bayern und Württembergeine durch
die Verfassungbegründeteund anerkannte Stellung einnimmt. In
der Zeit des absolutenStaates vertraten die Geheimräte oder Staats-
räte etwa die Stellung des heutigenStaatsministeriums. Es waren,

wie z. B. der 1604 in Preußen eingesetzteGeheimeRat, die Kollegien
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der höchstenStaatsbeamten, welchenicht nur die gesamteVerwaltung
beaufsichtigten,sondern auch, an Stelle der damals fehlendenVolks-

vertretung, alle Entwürfe von Gesetzenberieten. In ährlicher,
jedochmehr durchdachterWeisewurde in Frankreich durch die Kon-

stitution von 1799, sowie durch die Gesetzgebungdes ersten und
dritten Napoleon der Staatsrat als höchsteBehörde zur Vorberatung
von Gesetzenund als höchstesGericht zur Entscheidungverwaltungs-
rechtlicherFragen eingesetzt.Aehnlich dieser französischenEinrichtung
ist der in Bayern seit dem 1. Mai 1808 bestehendeStaatsrat,
während der WürttembergischeGeheime Rat im wesentlichenschon
1660 organisiert war. In Preußen wurde der Staatsrat durchVer-

ordnung vom 20. März 1817 ins Leben gerufen und hat von 1817

bis 1847 auf dem Gebiete der Gesetzgebungeine sehr bedeutende

Wirksamkeit ausgeübt. Am 27. Mai 1854 erfolgte seine Wieder-

eröffnung, und nachdemer in den nächstendreißig Jahren keinerlei
nennenswerte Thätigkeit entfaltet, wurde 1888 wiederum seineNeu-

belebung versucht, ohne seine Organisation und Zuständigkeit durch
Gesetz nur zu bestimmen und ohne vie neue Geschäftsordnungzu
veröffentlichen.

Daß auch im konstitutionellenStaate der Staatsrat nützlich
sein kann, ist ziemlichallgemein anerkannt. Aus den erfahrensten
und vertrauenswürdigstenMännern bestehend,soll dieseKorporation
über dem Ministerrat und über dem Parteitreiben der Volksver-

tretungen als unabhängigesund objektivesOrgan dem Staatsober=

haupte beratend und begutachtendzur Seite stehen.
Die Aufgabe des Staatsrates nach gegenwärtigemRechte ist

in Bayern insbesonderedie Begutachtung und Beratung von Gesetz-
entwürfen, die Begutachtungvon Beschwerdenüber Amtshandlungen
der Minster und von sonstigendurch den König ihm unterbreiteten

Fragen, in Württemberg die Beratung von Anträgen auf Aenderung
der Verfassung, von Fragen über das Verhältnis von Staat und

Kirche und allgemeinwichtigeAngelegenheiten.Die frühere Thätig-
keit als Organ der Verwaltungsrechtsprechungist durch die neueren

Vgl. Loening 69, wo-III S.596, u. insbesondereStengel.elbsN. 1 Müteratus.9 St.W.V. Hdbbl. II S.
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Gesetzeüber die Verwaltungsgerichte aufgehobenund der Wirkungs-
kreis der Staatsräte im wesentlichenauf jene Beratung beschränkt.

Der Staatsrat bestehtin den genannten Staaten wie in Preußen
aus den volljährigen Prinzen, den kraft ihres Amtes zu Mitgliedern
berufenen Staatsdienern, Ministern ꝛe., und denjenigen Personen,
welchen besonderes Vertrauen des Königs Sitz und Stimme im

Staatsrat beigelegthat.
Eine ausführliche Behandlung der Möglichkeit und Stellung

des Staatsrates im Verfassungsstaatewie der Zusammensetzungund

ZuständigkeitnachpositivemRechtewird hier nicht wiederholt, sondern
hierfür auf den Band II & 17 S. 71—798 der Handbibliothek ver-

wiesen.

Drittes Kapitel.

Die Selbstverwaltungsbörper.
52.

Die Gemeinden.

I. Allgemeines.

Die Verfassung des Staates ist mit jenem Organismus nicht
erschöpft,welcher unmittelbar den Willen des Herrschersverwirklicht.
Die Geschichtezeigt uns allerdings Staaten, wo eine räumliche
Gliederung nur zum Zwecke örtlicher Geschäftsbegrenzungzwischen
den Staatsbehörden stattfindet; da gibt es nur eine Gewalt, nur

eine Gehorsamspflicht, nur ein Staatsbürgertum. Eine solcheAuf-
fassungvertritt dann die strengsteZusammenfassungaller Volkskräfte
zur Einheit. Solch Prinzip der Zentralisation, gerechtfertigt für
gewisseStaatsaufgaben und unentbehrlichin einzelnenZeiträumen,
läßt sich im allgemeinennicht verteidigen, da neben der Gemeinsam=
keit der Interessen, die im Staate ihren Ausdruck findet, zahlreiche

1
Wir fassenunter „Gemeinden" munalverbände höherer und niederer

— gleich Seydel, Bayer. Staats= Orbnung zusammen. Litteratur in
recht III, 1 S. 1 ff. — alle Kom= Hbbbl. II S. 109 ff.
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Verschiedenheitensich geltend machen. Die Ursachenderselbensind
mannigfache; besonders wichtig sind die Verschiedenheitenörtlicher
Natur. Offenbar gibt es eine Menge durch örtliche Verhältnisse
beeinflußte Angelegenheiten,welche am eifrigsten und bestenbesorgt
werden von denen, die sie am nächstenangehen. Damit solchesin

zweckmäßigerWeise geschehe,ist eine Organisation nötig. Hierin
zeigt sichein wesentlicherUnterschiedder Auffassungen, welcheman

zuweilendurchGegenüberstellungdes germanischenund romanischen,
besserdes organischenund mechanischenStaates bezeichnet.Der
moderne Staat erhält sein Gepräge mit dadurch, daß er einen Teil

seiner Aufgaben, nämlich denjenigen, der örtlicher Behandlung und

Beschränkungfähig ist, der Selbstthätigkeit der Bürger in örtlich
organisierten Verbänden überläßt. Der moderneStaat zeigt daher,
indem er nur die notwendig gemeinsamenFunktionen übernimmt,
eine große Selbstbeschränkung, und folgeweise eine umfangreiche
Selbstverwaltung. Der letztereAusdruck wird im verschiedenen
Sinne angewendet: am häufigstenversteht man darunter Besorgung
von öffentlichen Angelegenheitendurch örtliche Verbände unter Auf-
sicht des Staates.

II. Stellung der Selbstverwaltungskörper.

Damit ist die Stellung der Selbstverwaltungskörper bezeichnet.
Sie führen ein gesondertesDasein im Staate, nach unten hin ge-
bietend; und sie fügen sich andererseits als Glieder in den Staat

ein, nach oben hin untergeordnet. Sie sind durchwegselbständige
Körperschaftendes öffentlichenRechtes, nicht Staatsanstalten. Sie

haben ein gewissesMaß freien Handelns, sie üben in örtlich be-

grenzter Sphäre öffentliche Gewalt, aber dieseGewalt — und darin

liegt das unterscheidendeMerkmal vom Staatsbegriffe — ist keine

höchste,sondern dem Staate unterworfene.
Aus derDoppelstellung der Selbstverwaltungskörperals Organe

der staatlichenVerwaltung und als selbstberechtigterKörperschaftener-

klärt sichdieneuerdingsüblichgewordeneUnterscheidungihres Wirkungs-
kreises in einen selbständigenund einen übertragenen. Der letztere
umfaßt die Besorgung solcher Angelegenheiten, welche an sichdem

Staate zustehen,die er aber, sei es im Einzelfalle, sei es allgemein,
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durch die Gemeinden ausführen läßt. Dem gegenüberstehen die

eigenen Angelegenheiten,welche sich eo ipso aus dem Gemeinde-

begriffe ergebenund zu welchen besondersdie Verwaltung des Ge-

meindevermögensgerechnetwird.

Hinsichtlichdes eigenenWirkungskreisesist zu beachten,daß der
Staat die Grenzendesselbenzu ziehenberechtigtist, wenn auchgrund-
sätzlichdie Thätigkeit der Selbstoerwaltungskörpernicht auf einzelnes
beschränktist, sonderndie Gesamtheitaller Lebensbeziehungenumfaßt.

Aus der Stellung der Selbstverwaltungskörperals Verwaltungs-
organe des Staates folgt ein ausgedehntesAufsichtsrechtdes letzteren.
Ja, soweit die Organeder SelbstverwaltungskörperAufgabenerfüllen,
die als staatliche zu betrachten,erscheinensie als Organe des Staates
und stehensogar unter der Disziplin desselben. Aber die staatliche
Aussicht erstrecktsichvor allem auchauf die andere Seite der Thätigkeit
jener Körperschaften.Letzterewerden dochimmer geneigtsein, Sonder-

interessenzur Geltungzu bringen(„Kirchturmspolitik).Damit nun

nicht etwa durchihre
Maß t

der gesamtenStaats-

verwaltung gestört werde, ist eine Oberaufsichtnötig, welchesich in

zahlreichenBefugnissenäußert, der Befugnis, Kenntnis zu nehmen
von Beschlüssen,dem Recht, solche für ungiltig zu erklären, dem

RechtOrtsstatuten zu genehmigen,Beamte zu bestätigen,Vertretungen
aufzulösen, eine kommissarischeVerwaltung anzuordnenꝛe.“ Diese
Oberaufsicht, welchesichsowohl darauf zu richten hat, daß die Be-

schlüsseder Selbstverwaltungskörper gesetzmäßigseien, wie darauf
daß siedie Gleichmäßigkeitder Staatsverwaltungnicht beeinträchtigen
und welchesichnotwendigerweiseauch auf die Vermögensverwaltung
erstreckenmuß, weil diese die Mittel zur Erfüllung der öffentlichen
Aufgaben zu beschaffenhat, kann mit Recht als der notwendige
Rektifikator jeder Selbstverwaltung bezeichnetwerden.

5

III. Die Arten der Selbstverwaltungskörper.

Selbstverwaltungskörperder bezeichnetenArt und der geschilderten
Rechtsstellungsind vor allem die Gemeinden. Aus dem Gesagten

1 Ueber die Bedeutung dieses von Stengel, Handbibliothek II

Unterschiedes (für Kosten,Disziplin) 120. ·

vgl. die trefflich klare Darstellung : Vgl. Hdbbl. II S. 150 ff.
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ergibt sich,daß alles GemeinderechtStaatsrecht ist, sei es nun, daß
seineQuelle auf Staatsgesetzoder auf Autonomie zurückzuführenist.
Die Darstellung des Gemeinderechtspflegt heutzutage im Ver-

waltungsrecht gegebenzu werden. Die Gemeinden, für deren ge-
schichtlicheEntwickelung und positive Gestaltung vielfach der Unter-

schied von Stadt= und Landgemeindenerheblich ist, sind die auf
örtlicher Grundlage beruhenden untersten Kommunalverbände zur

Erfüllung öffentlicher Zwecke. Sie haben ihr bestimmtes Gebiet,
bestimmte Angehörige, eigene wirtschaftliche Verwaltung, eigene
Beamte.

Als Verwaltungsgemeinder bezeichnetman wohl im Gegen-
satzzu den lediglichauf dem nachbarlichenZusammenwohnenberuhen-
den OrtsgemeindensolcheVerbände, die bald innerhalb eines Ortes,
bald unter Zusammenfassungmehrerer, besondereZweckeverfolgen,
z. B. Schulgemeinden,Armenverbände. Oft bestehensolcheVerbände
nur formell und fallen, wie z. B. die Lieferungsverbändedes Reichs-
gesetzesvon 1873 mit anderen Verbänden thatsächlichzusammen.

Ueber den Gemeinden erscheinenvielfach die „Kommunalver=
bände höherer Ordnung“, welcheeine Reihe niederer Verbände zu-
sammenfassenund gemeinsameöffentlicheAngelegenheiten,und zwar

solche,die größereMittel erfordern und nur für einen weiteren Umfang
wirksam werden können, besorgen. Solche Verbände sind in Preußen,
Baden, Hessendie Kreise, in Bayern die Distriktsgemeinden. Als

höchsteKommunalverbände erscheinenin Bayern die Kreise, in Elsaß-
Lothringen die Bezirke, in Hessenund Preußen die Provinzen, in

denen noch einmal die beiden Seiten der Selbstverwaltung, die

obrigkeitlicheund die wirtschaftliche, klar zu Tage treten.

Zu diesen Selbstverwaltungskörpern treten dann noch Kor-

porationen, Genossenschaftenund Vereine, sofern dieselbenöffentliche
Interessen verfolgen und vom Staate als Selbstverwaltungskörper
anerkannt werden.

1 Vgl. Hdbbl,II S. 11—I180; hierüber insbesondere* DUgl.
W-t im N.L. II S "“THbbbl. 11 S. 113 und Airchenheim,* Vgl. unten " 79 5rn½n Einführung S. 138 (§ 4

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staalsrechts. 16
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Viertes Kapitel.

Die Volksvertretung.
g 63.

Rechtliche Natur der Volksvertretung.“

I. Allgemeines.

Unsere modernen Staaten sind konstitutionelle. Dieser Begriff
enthält — so sahen wir (§ 21,U) — zwei Merkmale in sich: Fest-
stellungder Grundrechteund Teilnahme des Volkes an der Regierung.
Daß der letztere Gedanke nicht neu, zeigte die geschichtlicheEnt-

wickelung (& 21,U). Frühere Epochen kannten zwar keine „Volks-
vertretung“ im modernen Sinne; wohl aber hatten in jeder Epoche
die RegierendenFühlung mit der Gesellschaft, die Häuptlinge und

Väter der Völkerschaftsgemeindenunmittelbar durch die Familien=
gewalt, die Spitzen der feudalen oder theokratischenGesellschafts-
ordnung durch Grundbesitz=und Seelenherrschaft, ja selbstder ab-

solute Fürst durch Stände und Beamte. So scheintdas Bedürfnis
einer WechselbeziehungzwischenOrganen der Regierung und Ver-
tretern der Einsichten,Gefühle und Bestrebungendes Volkes allgemein
vorhanden, wenn es auch geschichtlichauf sehrverschiedenartigeWeise
Befriedigung findet. Eine unmittelbar thätige Beteiligung der

Staatsgenossenam Staatsleben finden wir im Altertum und Mittel-
alter in denjenigen Gemeinwesen, in welchendie Entscheidungder

allgemeinenAngelegenheitenbei der Gesamtheit der freien Bürger
war; im Laufe zweierJahrtausende sind wir von den rohen Formen

der antiken Volksversammlungenzu der uns vollkommener erscheinen-
den Gestaltung der modernen Repräsentation durchgedrungen,
aus welcherspätere Zukunft vielleicht eine vollendetere Organisation
(des berufs-, aber nicht zunftmäßig gegliedertenVolkes) entwickelt.

In dieser Form aber ist der oben angedeuteteGedanke allerdings
neu, insofern der einem Teile oder der Gesamtheit der Unterthanen
zustehendeEinfluß auf Staatsgeschäftedurch eine kleinere Anzahl

Litteratur vgl. § 21 S. 78.
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aus der Mitte der Beteiligten, in ihrem Namen oder Auftrag aus-

geübt wird.

II. Volksvertretung und Volkswille.

Das Wesen der Volksvertretung bestehtdarin, daß sie einen

Einfluß übt, mitwirkt am politischenLeben, notwendiges Organ im
Staate ist, insofern also den sogen. „Volkswillen“ darstellt. Dabei

ist jedochzu beachten,daß es einen juristischfestenBegriff des „Volks-
willens“ überhaupt nicht gibt. Einen Willen haben nur juristische
oder physischePersonen; der einzelne und der Staat haben einen

Willen, nicht aber das Volk, welchesnur als ethischerund politischer
Begriff erscheint. Wollte man hier einen staatsrechtlichenBegriff
schaffen, so konnte das nur in der Weise geschehen,daß man eine

Fiktion einführte: der Wille der Volksvertretung gilt als Volkswille,
und es gibt daneben keinen anderen Volkswillen, keine volonte

générale Rousseaus. Notwendigerweiseliegt aber im Gedanken der

Repräsentation der Gedanke, daß die Mehrheit entscheidenmüsse,
beschlossen.Was also als sogen. Volkswille erscheint,ist im besten
Falle der Wille der Mehrheit der Volksvertretung. Ein Wollen, dem

alle zustimmen,wird es nur in einer verschwindendgeringenAnzahl
von Fällen geben; übrigens aber dürften die Entscheidungenein-

stimmiger Volksmassen durchaus nicht immer die richtigen, und die

Fehler derselbenvielleicht größer sein, als die Irrtümer unbeschränkter

Selbstherrscher,denn Männer machendie Geschichteund nichtMassen.
Fassenwir aber jene Fiktion des Volkswillens unter der günstigsten
Voraussetzung, unter Annahme seinesAusdrucks durch allgemeines
Stimmrecht ins Auge, so ergibt sichfolgendes: Ziehen wir Kinder
und Bescholteneab, so bleibt etwa die Hälfte des Volkes zum Wählen
berechtigt, wovon im günstigstenFalle ½ stimmen; die wirklich
Stimmenden sind also ½ T = ½. Die wirklicheWahlmehrheit
betrage wieder ½ der Wählenden: dann ist Wahl des Volkes

1½6T „3 = 2½5.Nehmen wir weiter günstig an, daß in dieserVer-

tretung ½ anwesend sind und der Beschlußmit !7 Mehrheit erfolgta.
so haben wir ½ —— ½ (nämlich /8 — „2] d. i. '/1. Unter den

günstigstenFoarcknsetuneist also beim allgemeinenStimmrecht
der Mehrheitswille auf das repräsentativeWollen von etwa /16 des
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mündigen Volkes zusammengeschmolzen.Es muß danachfestgehalten
werden, daß die Volksvertretung den Volkswillen juristisch — mit

Hilfe einer allerdings notwendigenFiktion — darstellt, aber politisch
durchaus nicht immer mit ihm identischist.

III. Verhältnis des Abgeordneten zur Wählerschaft.

Aus dieser Auffassung erklärt sich dann auch die Bedeutung,
welche dem Begriff „Vertretung“ in diesem Sinne beizulegen ist.
Wie die Kammern nicht den Volkswillen ausführen, sondern nach
eigenergewissenhafterUeberzeugungbeschließen,so ist auchder einzelne
Abgeordnete nicht berufen, um einem individuellen Willen eines

bestimmt abgegrenztenVolksbestandteiles Geltung zu verschaffen.
Vielmehr ist jeder AbgeordneteVertreter der Gesamtheit,nicht seiner
Wähler oder seines Wahlbezirkes. Hier ist kein Vollmachtgeben,
kein privatrechtlichesMandat wie in der landständischenVerfassung,
sondern eine freie Vertretung, welche inhaltlich und örtlich über

Wahlgebiet und Wählerschaft hinausgeht. Der Gedanke der Staats-

einheit tritt auch in dieserUnabhäugigkeitdes Abgeordnetenzu Tage.
Zu jener oben klar gelegtenFiktion tritt diesezweite, daß der Ab-

geordnete die Gesamtheit vertrete. Nicht wie ein Bevollmächtigter
steht er einem Geschäftsherrngegenüber. Vielmehr hört, sobald der

Wahlakt vollzogen, jede Beziehungzu den Wählern auf: der Abge-
ordnete ist unabhängig und juristischdenselbennicht verantwortlich,
er ist an Instruktionen nicht gebunden und kann nicht abberufen
werden; er vollzieht keinen Auftrag, er übt vielmehr ein munus

publicum aus, wobei er lediglich nach seinem besten Wissen und

Gewissen zu entscheidenhat, was ihm im Interesse des Gemein-

wesens zu liegen scheint, was, ohne Rücksichtauf eine besondere
Wählerschaft,nach seiner freien Anschauungzum allgemeinenBesten
dient. Durch die äußere Erscheinungsform der Einzelwahl oder

Einzelernennung darf uns die Idee der Gesamtrepräsentationnicht
verhüllt werden: die Idee eines örtlichen Mandates führt zur Ab-

! Für obigen Nachweis ogl. l sichauch beiHoltzendorff, Wert u.

Schäffle, Vau u. Leben I S. 568 ff.] Wesend. össentl. Meinung (1879)
Feine Bemerkungen hierüber finden passim.
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blätterung der staatlichen Einheit, während die Einheitlichkeit des

Wahlgebietesund des Staatsgebietesin der vorgetragenen Auffassung
klar hervortritt.

IV. Gegensatz des ständischen und Repräsentatiosystems.

Durch das Gesagteist zum Teil schonder Gegensatzder modernen

Repräsentativverfassungzum ständischenSystem des Mittelalters

angedeutet. Im einzelnentritt dieserGegensatzin folgenden Punkten
besondesscharf hervor::

Beim ständischenSystem wird von der Besonderheitder Stände,
beim repräsentativen von der Einheit des Volkes ausgegangen;

dort bestehenAufträge, Instruktionen und Verantwortlichkeit,
hier freie und unabhängigeAbstimmung (s. Nr. III);

dort stimmen die einzelnenStände individuell, hier erfolgt die

Entscheidungnach der Mehrheit der ganzen Versammlung;
dort wird in jeder Hinsicht das Vertragsprinzip festgehalten,

Huldigung, Steuerbewilligung 2c. erfolgten bedingt; hier findet
einheitliche Gesetzgebungstatt; die Landstände des Mittelalters

stehen als selbständigeKorporation dem Landesherrn gegenüber,
während die heutige Vertretung ein unmittelbares Organ im Ver-

fassungsbaudes Staates ist. Dieser Gegensatztritt in allen Einzel-
heiten, Gesetzgebung,Staatshaushaltgenehmigungu. s. w. hervor;
es ist der Gegensatzdes politischen Geistes von Mittelalter und

Neuzeit, der halb privat-, halb staatsrechtlichenund der rein staats-
rechtlichenAuffassung.

Beide Systeme sind darin ähnlich, daß sie dem Absolutismus
der obrigkeitlichen Gewalt widerstreben und die Unterthanenrechte
gewährleisten. Es wird aber durch diese bleibende Verfassungs-
institution der Volksvertretung nicht nur Schutz gewährt gegen den

Wechselder Personen in der Monarchie und gegen Disharmonie
zwischendem Willen des Fürsten und Anschauungendes Volkes:

viemehr tritt zu diesem negativenCharakter der modernen Repräsen-
1 Ftoerk, Verhältnis d. Ab- Sluntschli,Algen.Staats-

geordneten zur Wählerschaft 1881. recht (1886) S ; H. Schulze,
(Abdruck aus „Jurist. Blätter“ 1881 II S. 460.
Nr. 16, 17.) 1
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tation ihre positive Bedeutung, welchedarin beruht, daß das Volk

gur Selbstthätigkeiterzogen, die Hingabean das Ganzehervorgerufen,
das Interesse am Staate belebt wird.

Inwieweit die heutigenVolksvertretungenden nachverschiedener
Hinsicht aufgestelltenIdealen entsprechen,ist an dieser Stelle nicht
zu untersuchen.

* 54.

Die Zusammensetzungder Volksvertretung (insbesondere der

ersten Kammer).

I. Das Zweihammersystem.“

Eine wohlgeordnete Repräsentativverfassungsoll nicht nur ein

oberflächlichesBild der Volksmeinungen geben, sondern, soweit
es irgend möglich, gleicheiner Reliefkarte, auchdie Höhen und Tiefen

der verschiedenennationalen Bestrebungenerkennen lassen. Wie dies
am bestenzu erreichen, ist eine Frage des allgemeinen Staatsrechts
und der Politik. Das positive deutscheStaatsrecht zeigt in den

sechsgrößten Staaten nach dem Vorgange Englands, wo unter

Eduard I. (1272—1317) zum Hause der Lords das Haus der Ge-
meinen trat, eine Zusammensetzungdes Landtagesaus zweiKammern.

In England war diese Einteilung die unwillkürliche Folge der

spezifischinsularen Entwickelung. Ihre Aufnahme in das Staatsrecht
des Kontinents erfolgte nur zum Teil unter Nachahmungdieser als

Muster geltendenVerfassungoder unter Anlehnung an die Einteilung
der mittelalterlichen Landständein verschiedeneKurien. Es waren

vielmehr auchtiefereinnereGründe,welche!bei Schaffungder Verfas-

sungendiesesJ
system

führten.
Der eine dieserGründeergibtsicheinfachdaraus, daßman sagt:
vier Augen sehenmehr als zwei, es hat keine Eile mit den Gesetzen;
bei allen wichtigen Angelegenheitenhaben wir mehrere Instanzen,
um so nötiger sind solchean dieser Stelle des Staatslebens. Mit

Hilfe des Zweikammersystemserhalten alle BeschlüssegrößereReife,

1 De 1 5 Genst.ir Eng.Politik S. 131; Winter, Bildung
land 1 S. 3. S.auch N.1 zu §55; der böstenKammerin Deutschland
v. Held II S. 44; Sahlman#(1870
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Leidenschaftlichkeitund momentaner Majoritätsterrorismus wird ein-

gedämmt, ein Konflikt mit der Regierung oft im Keime erstickt.
Wichtiger jedochals dieser mechanischeGrund ist das, was man als

organischenGrund bezeichnenkann.: Es gibt überall ausgezeichnete,
hervorragendeExistenzen, welche in einer aus reinen Volkswahlen
hervorgehendenVertretung nicht die angemesseneStellung finden.
Aber jenes oben angedeuteteBild von allen Meinungen und Stre-

bungen im Volke kann nur entstehen,wenn jedesElement zu seiner
vollen Geltung gelangt. Dies ist nur möglich, wenn die politisch
bedeutsamstenFaktoren, seien es Einzelne, seien es Familien oder

Korporationen, in einer besonderenVersammlung erscheinen. Stellt

sich im Unterhaus „der Durchschnittsmaßstabder populären Lebens-

verhältnisse“ dar, so sollen im Oberhausdie durch Besitz,geschichtlich
begründetesAnsehen, politischesVerständnis u. s. w. hervorragenden
Elemente vertreten sein.

6

II. Das Wesen der ersten Kammer und die Einheit der Kammern.

Es ist darnach klar, daß auch das Oberhaus einen Teil der

Volksvertretungdarstellt, und nicht der Vertreter von Sonderinteressen
ist. Freilich kommt in ihm die aristokratischeMinderheit zur Geltung
aber es ist damit nicht gesagt,daß hierin das stabile, in der zweiten
Kammer das mobile Element sichkonstituieren, jene konservativ,diese
demokratischsein solle. Vielmehr ist nur das richtig, daß das Ober-

1 H. Schulze II 142. Die be-

rühmte Stelle in Montesquien's
Esprit des lois XI 6 lautet: „I1 y
a tonjours dans un état des gens
distingués par la naissance, les
richesscs ou les honneurs; mais,
s ils étoient consondus parmi le

peuple, et s'ils n'y avoient qu'une
voix comme les autres, la liberté
commune seroit leur esclavage,
et ils n'auroient aueun intérèt
à la désendre, parceque la plupart
des résolutions seroient contre

eux. La part qu'ils ont à la lé-

gislation doit donc ütre propor-
tionnée aux autres #vantages dw’ils

ont dans H’élat; ce qui arrivera
s'ils lorment un corps qui ait
droit d'arröter les entreprises du

Deuple, comme le peuple a droit
d'arrôter les leurs.

Ainsi la puissance Lgislative
sera confiéce ct au corps des nob-
les, et au corpbs qui sera choisi

pour représenter le peuple, qui
auront chacun leurs assemblées
et leurs délibérations à part, et
des vues et des intéerüls séparés.“"

Vgl. Bismarck im Reichstag
v. 28. März 1867 („Das Oberhaus
ein Hemmschuh an abschüssigen
Stellen"). Hahn 1 S. 628.
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haus sich als die über dem wechselndenParteiwesen der zweiten
Kammer stehende,die „Permanenzder Verwaltungsordnung"(Gneist)
vertretende Körperschaft darstellt, welche auf gesichertererhöherer
Lebensstellungihrer Glieder und größerer Stetigkeit politischerAn-

schauungenberuht.
Ungeachtet dieser Trennung der Volksvertretung in zwei ver-

schiedeneKörperschaften,bestehtdoch eine Einheit derselben,insofern
sie nur gleichzeitig berufen werden können. Auch müssen in der

Regel beide Häuser in ihren Beschlüssenübereinstimmen, wenn solche
als Willensäußerung der Volksvertretung gelten sollen: der Wider-
spruch einer Kammer genügt also, um eine der Zustimmung der

Volksvertretung bedürftige Maßregel zurückzuweisen.Jede Kammer
aber berät und beschließtfür sich. Einige Verfassungenkennen wohl
Bestimmungen, wonach bei Meinungsverschiedenheitensich beide

Kammern zu vertraulichenBesprechungenvereinigen können 2c., oder

die Stimmen beider Kammern zusammengezähltwerden; zu praktischer
Bedeutung sind diese Bestimmungen nicht gelangt. In ihrer Ein-

heit erscheinendie Kammern regelmäßigbei Eröffnung und Schließung,
bei Ableistung des Verfassungseidess, sowie zum Zweckder Vornahme
gemeinschaftlicherWahlen, z. B. in Württemberg, sodann in außer-
ordentlichenFällen.So findet nach der preußischenVerfassung
Art. 56, 57 eine vereinigteSitzung des Landtagesstatt, wenn über
eine NegentschaftBeschlußzu fassen ist.

Jedes der beiden Häuser bildet im übrigen ein für sichbe-
stehendesGanzes, welches dem anderen völlig gleichberechtigtist.
Die Staatsregierung hat daher die Wahl, welchem Hause sie ihre.
Vorlagen zuerstmachenwill. Nur sollen finanzgesetzlicheVorlagen
zuerst der zweitenKammer zugehen,und hat die ersteKammer beim
Etat — nach dem in der zweiten Kammer festgestelltenEntwurfe —

lediglich das Recht denselben anzunehmenoder abzulehnen,nicht aber
die

e

Befugnis zur AmendierungeinzelnerPositionen.?

1 Sarwey, Württ. St. R. II] Teilung in zwei Kammern ist die in
S. 217. Vgl. auch die ausführ= ecinigendeutschenStaaten bestehende
lichere.8 der sächs.Verf. Gliederungdes „gemeinsamenLand-

88 21 131. tages“ in zwei Landtage, so z. V.21916zu verwechselnmit dieser in Koburg-Gotha, Waldeck=Pyrmont.
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III. Busammensehung der ersten Kammer.

Von den deutschenStaaten haben Preußen, Bayern, Sachsen,
Württemberg,Baden und Hessendas Zweikammersystemangenommen.
Bei der Bildung der erstenKammer — welche in Preußen Herren-
haus, in Bayern Kammer der Reichsräte, inWürttemberg Kammer
der Standesherrenheißt — lehnte man sich äußerlich an das Vor-
bild des englischenOberhausesan. Ueberdies ahmte man auch das

französischeRecht nach, indem man dem Monarchen die Befugnis
erteilte, Mitglieder (meist in beschränkterAnzahl) zu ernennen. Die

ersten Kammern umfassen daher vorwiegend standesherrlichenund

grundbesitzendenAdel, Personen die ihr Recht zum Eintritt ererbt,
ferner solchedie es durchköniglicheErnennungerlangt haben, endlich
Vertreter der Universitäten, größerenStädte, wohl auch der Kirchen.

Das preußische Herrenhaus besteht nach der Verordnung
vom 12. Oktober 1854 aus erblichen und lebenslänglichenMitglie-
dern. 1. Zu jenen gehören a) die volljährigen Prinzen des könig-
lichen Hauses, welcheberufen werden; b) das Haupt des Fürstlich
Hohenzollern'schenHauses; c) die Häupter der vormals reichsstän-
dischen Häuser in Preußen; d) die übrigen nach der Verordnung
vom 3. Februar 1847 berufenen Fürsten, Grafen und Herren;
e) diejenigen,welchen das erblicheRecht durch besondereVerordnung
verliehen wird. 2. Als Mitglieder auf Lebenszeitwerden berufen
a) die Inhaber der sogen. vier großen Landesämter in Preußen
(Oberburggraf,Obermarschall,Haushofmeister und Kanzler); b) Per-
sonen, welche aus besonderem Vertrauen berufen werden (hierher
gehörendie Kronsyndici); c) Personen, welchevon großen Verbänden

präsentiert werden. Das Präsentationsrecht stehtzu den evangelischen
Stiftern (Brandenburg, Merseburg, Naumburg), dem für jedePro-
vinz zu bildenden Verbande der Grafen, den Verbänden der durch
FamilienbesitzausgezeichnetenGeschlechter,denen es besonders ver-

liehen ist, den Verbänden des alten und befestigtenGrundbesitzes
nach besonderenReglements (12. Oktober 1854, Verordnung vom.
10. November 1865), den Landesuniversitäten und einer Reihe
größerer Städte.

In Baden bestehtdie erste Kammer 1. aus den Prinzen des
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GroßherzoglichenHauses; 2. den Häuptern der standesherrlichenFa-
milien; 8. dem Landesbischofeund einem vom Grohherzog lebens-

länglich ernannten protestantischenPrälaten; 4. aus Abgeorbneten
des grundherrlichenAdels; 5. aus zwei Abgeordneten der Landes-

universitäten; 6. aus den vom Großherzog ohneRücksichtauf Stand
und Geburt zu Mitgliedern dieser Kammerernannten Personen.“

Mitten unter unseren modernen Staaten haben wir einen mittek-

alterlichen Ständestaat in den Großherzogtümern Mecklenburg. Dort
gilt, nachdem die 1848 gegebene konstitutionelle Verfassung auf Be-
treiben der Ritterschaft annulliert worden, der landesgrundgesetzliche
Erbvergleich vom 18. April 1755. Dem Großherzog gegenüber steht
das Korps der Ritter= und Landschaft, das in Ritterschaft und Land-
schaft zerfällt. Jene umfaßt die Vertreter von etwa 700 Rittergütern,
diese die von 38 Schwerinschen und 7 Strelitzschen Städten. Unver-
treten ist der Bauernstand.Eine bevorzugte Stellung nimmt die See-
stadt Rostock ein, während Wismar außerhalb des landständischenVer-
bandes steht. Die Stände haben umfangreicheRechle. Ein sländischerAusschuß verwaltet den Landkasten“(Kasse) in Rostock. Vol. Hag
meister 1793 S. 44; Hegel, Geschichteder laständeCncsober.
Programm 1856); MarquardsenIII:, 1 S. 13ff.

8685.

Bildung der zweiten Kammer.:

I. Allgemeines.

Die zweiteKammer geht ausschließlichoder (z. B. in Württem-

berg) zum größten Teile aus Wahlen des Volkes hervor. Das

gleicheist in den Staaten der Fall, in welchen nur Eine Kammer

besteht. Während das Reich (vergl. unter § 67) das allgemeine
Stimmrecht kennt, bestehenin den Einzelstaatensehr mannigfaltige
Bestimmungen,welchevielfach den Zweck haben, das Stimmrecht zu
beschränkenoder den der Zahl nach geringeren Elementen einen ihrer
Bedeutung entsprechendenEinfluß zu sichern. Soll eine Volksver-

1 Genaueres über Preußen bei vom 9. März 13285Sachsen, Verf.
RNönnes 56 (1 S. 207); Baden, Verf. 63 flf., Ges. 3. Dez 1868;
Art. 27, Ges. v. 23. Dez. 1818 ((nachHessen,Verf.Art. 55(Ges. v. 8. Nov.

33, ril 1872).
1870, 25. Aug. 1826,5. März 1880) 2 St.W. B.VI S.277; Tüb. Zeit-
88 1—33; Württemberg,Verf. 129 ff. schrift XXVII S. 326.
(Sarweyll S. 149 ff.); Bayern,Ges.D
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tretung das gesamteVolk darstellen und jenes Bild desselbengeben,
von dem wir oben sprachen, so ist die Art und Weise der Zu-
sammensetzungaußerordentlichwichtig. Man ist einig darüber, daß
eine Wahl, welcheausschließlichauf dem allgemeinengleichenStimm-

recht beruht, eine außerordentlichrohe Form darstellt, daß hierin die

Herrschaft der Masseüber die höherenKlassender Gesellschaftgegeben
ist.: Die Beobachtung,daßbei derAusübung solchenStimmrechts
der „Volkswille“ in der That sehr häufig gefälscht erscheint, hat
zu zahlreichenVersuchen geführt, deren Ziel darin besteht, eine

objektivereDarstellung der organischenGesamtexistenzdes Volkes, eine

„Minoritätenvertretung“ (Verhältnisvertretung) zu erreichenund deren

Erörterung in das allgemeineStaatsrecht gehört.: In den deutschen
Staaten hat man eine den gesellschaftlichenVerhältnissen möglichstent-

sprechendepolitischeVertretung zu erlangengesucht,indemman mehrfach
die zweite Kammer nicht nur aus Wahlen hervorgehen ließ, oder
das Wahlrecht nach bestimmtengesellschaftlichenGruppen festsetzte.
In Sachsen bestehtdie zweite Kammer aus 35 Abgeordnetender

Städte und 45 der ländlichen Wahlbezirke, in Württemberg
aus 18 Mitgliedern des ritterschaftlichenAdels, 6 protestantischen
Generalsuperintendenten, dem Landesbischofund 2 katholischenGeist-
lichen, dem Kanzler der Landesuniversität, 7 Abgeordnetender grö-
ßeren Städte und je einem gewähltenAbgeordneten für jeden der

63 Oberamtsbezirke. In Baden und Hessen wählen die Städte
22 bezw. 10, die Aemter (Landgemeinden)41 bezw. 40 Abgeord-
nete. In Bayern und Preußen ist die zweite Kammer eine

reine Wahlkammer.
Wo eine Wahl stattfindet, hat man den oben angedeuteten

politischen und sozialenAnforderungen Rechnung zu tragen gesucht,
indem man das Wahlrecht von besonderenBedingungen abhängig
machte oder die indirekte Ausübung desselbenund einen besonderen
Wahlmodus, Einteilung der Wähler nachSteuerklassen,feststellte.Wir
werden zunächstdas aktive Wahlrecht und den Wahlmodus zu be-

trachten haben.
1 Anführungen der Aeußerungen (VLgl. Charbonnier, De l'organi-

von H. v. Sybel, Gneist 2c. bei Sation cleciorale et représentation
H. Schulze 1 S. 139. de tous les puys civilisés. 3. Aufl.

* Bluntschli, Politik S. 437. —1883). S. auch unten § 59 IV. N. 2.
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II. Das aktive Wahlrecht.!

Aktives Wahlrecht heißt das Recht,wählen zu können. Dasselbe
ist kein allgemeinesMenschenrecht,sondern ein Herrschaftsrechtüber

andere, denn in ihm gleichsamenthaltenist das Recht, seinen Mitbür-

gern Gesetzezu geben. Es ist ein öffentlichesRecht,dasverfaffungs-
mäßiggewährleistetist und unter öffentlich
werden muß. Von vornherein werden daher eine Reihe vonEforder-
nissen aufgestellt: 1. Staatsangehörigkeit (auchDeutschesind in den

Staaten, wo sienur Wohnsitzhaben,nichtwahlberechtigt);2. männliches
Geschlecht;:8. ein gewissesAlter, meist 25 Jahre, zuweilen Voll=

jährigkeit, inPreußen 24 Jahre; 4. Besitz der bürgerlichenEhren-
rechte. Dieselben können nach § 32 ff. des Reichsstrafgesetzbuches
nur durch ausdrücklichenrichterlichen Ausspruch aberkannt werden.“

Landesgesetze,welche, wie das braunschweigische,„Unbescholtenheit"“
verlangen, sind dadurch nicht berührt. 5. Ist das aktive Wahl-
recht solchenPersonen entzogen, deren freie Willensbestimmung aus-

geschlossen:ist, d. h. es mangelt denen, die unter Vormundschaft
stehen, sich in Konkurs befinden, Verschwendern2c., sowie denen,
welche eine öffentliche Armenunterstützungbeziehen. 6. Zu diesen
Voraussetzungentreten mehrfachbesondereErfordernissehinzu. Wäh-
rend in anderen Staaten wohl eine gewisseBildung (Ausschluß don

Analphabeten) oder von der Theorie ein gewissespolitisches Ver-

ständnis verlangt wird (vergl. S. 146 N. 2), kennen wir in dieser
Hinsicht nur die Anforderung etwa des eigenen Hausstandes, der

Zahlung einer Staatssteuer in bestimmterHöhe, des sechsmonatlichen
Wohnsitzesin einer Gemeinde. — Bei den zum aktiven Heere ge-

hörigen Militärpersonen, außer bei den Militärbeamten, ruht das

Wahlrecht (Militärgesetzvom 2. Mai 1874 8 49. Vgl. unten § 77 V).

1 R.L. III S. 1213. auf Zeit zu und bewirkt damit, daß
Ueberd.Frauenstimmrecht vgl. l z. B. mindestens alle vor 1877 aus

J. Stuart Mill, Vetrachtungen dem Zuchthaus Entlassenen zur Zeit
über %dleerl sung (übers. wieder wahlfähigsin
v. Wilke 1862) S. 120. Ueber das disesstäsdige,im

.2 Das N. Str. G.B.läßtimGegen-Sinne d. preuß. R. vgl. Rönne 1

sat zum p
"

6S. 268.3
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III. Das Wahlverfahren.
Die Abstimmung ist entweder eine geheime durch Stimmzettel,

oder eine öffentliche,durch unterschriebeneStimmzettel oder mündlich
zu Protokoll. Das Wahlverfahren ist direkt, wenn die Wähler
unmittelbar den zu wählenden Abgeordneten, in direkt, wenn die

Wähler (Urwähler) die Wahlmännerbezeichnen,welche sodann den

Abgeordnetenwählen (letzteres in Preußen, Bayern, Baden,Hessen,Weimar, Koburg, Oldenburg, Anhalt,
Sch b

Reuß ältere Linie). In Preußen erfolgt dieWahlnachdem Drei-
klassensystem. Demselben liegt zu Grunde die Abneigunggegen die

Charakterlosigkeitdes allgemeinen Stimmrechts und das Streben,
die Stimmen nicht nur zu zählen,sondern auchzu wägen. Während
andere Rechte wohl einzelne Klassen ganz ausschlossenoder einen.

gewissen Zensus verlangten, bezeichnetdieses in der vorläufigen
Verordnung vom 30. Mai 1849 (gültig an Stelle des in Art. 72

der Verfassungverheißenenaber nicht erschienenenWahlgesetzes)ent-

haltene System einen Fortschritt, indem es nicht einen absoluten
Maßstab anlegt, sondern der Verhältnismäßigkeit des Geldwertes
und Wohlstandes gerechtwird.

Das Wesentliche dieses Systems beruht in folgendem: Sämt-

licheUrwähler werden nachMaßgabe der von ihnen zu entrichtenden.
direkten Staatssteuern in drei Klassen geteilt, und zwar so, daß auf
jede ein Drittel der Gesamtsummeder Steuerbeträge aller Urwähler
fällt. Diese Summe wird gemeindeweiseberechnet,wenn die Ge-
meinde einen oder mehrere Wahlbezirke umfaßt, sonst bezirksweise.
Die erste Abteilung besteht aus denjenigenUrwählern, auf welche
die höchstenSteuerbeträgebis zu einem Drittel der Summe ent-

fallen, die zweite aus denjenigen, auf welchedie nächst niedrigeren
Steuersätze, das zweite Drittel entfallen, die dritte umfaßt alle

übrigen, einschließlich derjenigen, die keine Steuer zahlen. Jede
Abteilung wählt ein Dritteil der zu wählenden Wahlmänner. Auf
dieseWeise versuchtdas System zum erstenmal auch dem Gewichte
der Stimmen seineBedeutung zuzumessenund sichder Natur der

modernen Erwerbsgesellschaftanzupassen.i'ie 5#½%%.
Alle Staaten sind zum Zweckeder Wahl in Wahlbezirke(Wahl.

kreise)eingeteilt. Diese Einteilung beruht in den meistenStaaten auf



254 Die Organe in den Einzelstaaten.

Gesetz,wie zuweilen selbstdie Bestimmung der Wahlorte. Die Wahl-
bezirkezerfallen wieder in Stimmbezirke. Zur Vorbereitung der

Wahl werden die Listen der Wähler (Urwähler-, Abteilungslisten)
zusammengestelltund ausgelegt. In Preußen werden die Wahl-
männer (je einer auf 250 Seelen) aus der Zahl der Urwähler ohne
Rücksichtauf ihre Zugehörigkeit zu der einen oder anderen Abteilung
gewählt. Ueber die Wahlhandlung, welche am gleichen Tage für
den ganzen Staat stattzufinden hat und von einem Wahlvorsteher
bezw. Wahlkommissargeleitet wird, ist ein Protokoll aufzunehmen.!
Wenn eine Mehrheit nichterlangt ist, erfolgt engere Wahl, bei dann ein-
tretender StimmengleichheitEntscheidungdurchdas Los. Nur wenige
Staaten (z. B. Baden, ef. Wahlgesetzin der Fassungvom 25. August
1876 & 56, Bayern u. a.) verlangen zur Vornahme der Wahlhandlung
das Erscheineneiner bestimmtenZahl (etwa drei Viertel) von Wahl-
männern oder Wählern, und bedrohenbei Vereitelung die Ausblei-
benden mit Strafe oder Tragung der Kosten.

Die Wahlen erfolgen innerhalb bestimmterPerioden, gewöhnlich
für drei Jahre. In Baden scheidetdie Hälfte der Gewählten alle

zwei Jahre aus.

Die Ausübung des Wahlrechts ist durch & 106 ff. des Reichs-
strafgesetzbuchesgeschützt.

IV. Das passive Wahlrecht und die Abgeordneteneigenschaft.

Das passive Wahlrecht, d. h. die Fähigkeit gewählt zu werden,
setztaußerden für das aktive Wahlrecht gestelltenErfordernissen
zuweilen ein höheres Lebensalter (in Preußen 30 Jahre), Zahlung
eines höherenSteuerbetrages, zuweilen auch im Gegensatzzu den Vor-

schriftenüber aktives Wahlrecht keine bestimmteSteuerzahlung voraus.

Die Wahl von Beamten ist überall gestattet, ihre Wählbarkeit
zum Teil ausdrücklich in der Verfassungausgesprochen. Zuweilen
sind einzelneBeamtenklassen(in SachsendienstthuendeStaatsminister,
in Preußen Mitglieder der Oberrechnungskammer)ausgeschlossen.

ueberdieFrage,ob der zum Abgeordnetengewählte Beamte des

1——* bei Rönne 1 :2 Stoerk S. 95, 234, 261
S. 230 ff. 2 u. a. m.
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Urlaubs bedürfe, enthalten die Verfassungensehr abweichendeBe-

stimmungen.Einige schweigengänzlich,woraus man die Pflicht der

Regierung zur Urlaubserteilung herleitet, andere verlangen die

Genehmigung der vorgesetztenBehörde oder geben derselben das

Recht, aus dringendendienstlichenGründen den Urlaub zu verweigern.
Meistenteils ist jedoch,so auchin Preußen, ausgesprochen,daß die

Beamten keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammern bedürfen.
Nach der herrschendenAnsicht wird dies auch auf Kommunalbeamte

angewendetund die etwaige Bedingung bei Anstellung dieser, kein
Mandat anzunehmen,als verfassungswidrigbetrachtet. Naturgemäß
können solche Bestimmungenjedoch nur für die eigenen Beamten,
also nicht für die eines anderen deutschenStaates, oder für Reichs-
beamte oder Personen des Soldatenstandes gelten. Das Reichs-
beamtengesetzschweigt(X 14) über den Eintritt in den Landtag, und

die Landesgesetzgebungist nicht befugt, über die Dienstverhältnisse
der Reichsbeamtenund Militärpersonen Bestimmungenzu treffen.

Durch Annahme der Wahl, welchebinnen bestimmter Frist zu
erklären ist, entsteht die Eigenschaft als Abgeordneter. Dieselbe
erlischt — abgesehenvon den unten zu erörternden, den ganzen

Landtag betreffendenGründen (Auflösung 2c.) — durch Tod, durch
die jederzeit gestattete Niederlegung des Mandates, durch Verlust
der zur Wählbarkeit erforderlichenEigenschaften,durch Ausschluß zur

Strafe und nach vielen Rechten durch Eintritt in den Staats= oder

Hofdienst, wie durch Beförderung in demselben.

56.
Der Landtag als Ganzes.“

I. Die Sitzungsperioden des Landtages.
Der Zeitraum, für welchendie Wahlen erfolgen, ist die Wahl-

oder Legislaturperiode; der Zeitraum, innerhalb desseneine Ver-

1 Die badischeRegierung vertrat s d. Stellvertretung trägt, vgl. Rönne
die gegenteilige Meinung, woraus1 S. 245.
die „Urlaubsfrage“ entstand. Ver- * Rönne 1 S. 260.
gleiche Notteck, Staatslexikon XIV * Rönne IS. 6- ff.; Sevdel-. . BayerJRllSlOdS

2UebekdieFrage,mcrbieKostenIvey,Wm-ttcmbSt II S. 189 .
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sammlung des Landtagesstattfindet, heißt Sitzungsperiode(Session).
Die Sessionen.sind ordentliche innerhalb gesetzlichbestimmter Zeit-
abschnitte,oderaußerordentliche bei besonderenVeranlassungen.

Der Satz des altenglischenRechts: „rex est caput principium
et linis parlamenti“ gilt auch in den deutschenVerfassungen.Nur
der Monarchkann den Landtag berufen. Er ist hierbei insofern be-

schränkt,als er zuweilen(außer an die gefetzlichfestgestelltenPerioden)
an bestimmteTermine (Preußen: November bis Mitte Januar) ge-
bunden ist und stets beide Kammern zugleichberufen muß. Eine

allgemeineAusnahme von dem Berufungsrecht des Monarchen findet
sich sehr selten; nur Braunschweig kennt ein umfassenderesSelbst-
versammlungssrecht.Dagegen ist vielfach eine nicht vom Monarchen
erfolgende Berufung im Falle einer Regentschaftzugelassen(s. oben
S. 200). Ueber Art und Ort der Berufung enthalten die meisten
Verfassungen keine Bestimmungen; so ist es unzweifelhaft, daß z. B.
der König von Preußen den Landtag nicht nach Berlin zu berufen
braucht und daß eintretendenfalls eine telegraphischeEinberufung
stattfinden kann.

Wie der Monarchdas Recht hat, den Landtag zu versammeln,
so steht ihm auch die Befugnis zu, denselben zu entlassen. Für das

Aufhören der Thätigkeit des Landtages unterscheidenwir:
1. Die Unterbrechung bezw.Verschiebungder Sitzungen auf

kurze Zeit (z. B. wegen eintretenderFeste),wozu der Landtag selbst
berechtigt ist.

2. Die eigentlicheVertagung,welche ohne Zustimmungder

Kammern. meist nur auf eine bestimmte Zeit (Preußen: 30 Tage,
Sachsen: 6 Monate) erfolgen kann, nach deren Ablauf der Landtag

in seiner alten Konstituierung seine Thätigkeit wieder aufnimmt.
Während das englischeadjournment ein Recht des Parlamentes ist,
das sich also selbst vertagt, werden bei uns die Kammern vurchden Monarchenvertagt.

3. In den älteren landständischenVerfassungen finden wir

Prorogierung,Limitation, Dissolution. Das neuere Recht kennt

zunächstneben der Vertagungdie Schließung. Auch diese ist das

alleinige Recht des Monarchen. Sie erfolgt nach Erledigung der

.Geschäfte. In dem Grundsatze,daß damit alle Geschäfteabgebrochen.
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sind und die Vorlagen von einer Session nicht in die andere über-

gehendürfen — Grundsatzder Diskontinuität — bestehtder wichtigste
Unterschiedvon der Vertagung. Mit der Schließung ist die Sitzungs-
periode beendet und hören die. Kammernauf als Kollegienzu be-

stehen. Es ist daher zur WiederaufnahmederThãtigkeitNeuberufung
und Neukonstituierungnötig.

Manche Staaten (z. B. Württemberg, Baden) kennen für die

Zeit, in welcherder Landtag nicht versammelt ist, einen ständischen
Ausschuß, welcher, ähnlich dem Moderamen der reformierten Kirchen-
verfassung,in der Zwischenzeitdie den Landtag betreffendenGeschäfte
erledigt und Vorlagen vorbereitet.“

4. Während mit der Schließung nur das Kollegium des Land-

tages als solches aufhört, erlischt mit der Auflösung auch das

Recht der Abgeordneten. Wenn eine Uebereinstimmungzwischenden

Faktoren des konstitutionellen Lebens nicht zu erzielen ist, so wird
ein persönliches Eingreifen des Monarchen nötig. Dasselbe kann

erfolgendurcheinen Ministerwechseloderdurch eine Kammerauflösung.
Die Folge der letzteren ist der Eintritt von Neuwahlen, die binnen
einer bestimmten Zeit erfolgen müssen. Selbstverständlich können

also nur Wahlkammern aufgelöstwerden; doch gilt die Auflösung
auchfür die nicht betroffene Kammer eo ipso als Schließung, weil

es nicht Sessioneneinzelner Kammern gibt.:

II. Die politischen Rechte des Landtages.

Aus der oben gegebenenDarlegung über den juristischenCha-
rakter der Volksvertretung folgt, daß dieselbekeine dem Monarchen
gegenüberstehende,zur Wahrnehmung von Sonderinteressenbestellte
Korporation ist, sondern ein aus dem Volke hervorgehendesaber
vom Willen des einzelnenBürgers unabhängigesOrgan im Staate.

Die Lehre von der schroffen Gewaltenteilung wies diesem Organ
lediglich Anteil an der Gesetzgebungzu. Diese Lehre hat bei uns

keinen Eingang gefunden. Vielmehr ist bei uns aus einzelnenge-

1 Vgl.Sarwey, wirtt.St. N. 19. Mai 1862 das preußischeHerren-
II S. 232. Vad. Verf. 5 haus. Ugl. hiergegen Rönne 1

: Anderer Meinung Ur am S. 279, 80.

v. Kirchenbeim, Lehrbuch ded Staatsrechts. 17
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sonderten Befugnissen ein geordnetes Mitwirkungsrecht auf ver-

schiedenenGebieten geworden. Eine festeFormel für die Umschreibung
diesesRechtskreisesaufzustellen,ist ebensounmöglich,wie eine genaue

Aufzählung aller einzelnenThätigkeitennutzlos wäre. Im allgemeinen
gilt nachden deutschenVerfassungen,daß der Landtagnur die Rechte
habe, welche ihm ausdrücklich zugesprochensind, daß wo dies nicht
geschehen,die Krone nicht beschränktist.: Wo. Zweifelentstehen,wird
die juristischeSchranke nach dem Prinzip der monarchischenEinheit
zu ziehensein. Wo das gleichberechtigteZusammenwirkenverschiedener
Faktoren die Kraft des Staates lähmen würde, wie z. B. im Mili-

tärwesen, ist die Selbständigkeit des monarchischenHandelns anzu-
erkennen. Vom Gesichtspunkteder Herausbildung einheitlichenStaats-
willens aus der Mannigfaltigkeit der Gesellschaftsgruppen,der bei
der Gesetzgebung,wie vom Gesichtspunkteder Ausgleichung zwischen
Staatsbedürfnissen und Vermögensinteressen,der im Finanzwesen
in Betracht kommt, entspricht ein Zusammenwirken von Volksver-

tretungund Krone der heutigen Auffassung. ·

Daraus ergibt sich, daß eine Katalogisierung der landtäglichen
Rechte ebensounmöglich ist, wie eine Aufzählung der monarchischen
Rechte. Da in der Zusammenwirkung dieser und jener das Staats-
leben beruht, sind sie nur in dem dies behandelnden Abschnitte
(Buch III) genauer kennen zu lernen. An dieser Stelle kann nur

eine ganz allgemeineAbgrenzungdes Thätigkeitsgebietesder Kammern

vorgenommenwerden. Man teilt die Rechte der Volksvertretung
ein in die politischen (organischen), welche in verfassungsmäßiger
Beteiligung an der Staatsgewalt bestehen, und in die kollegialen,
welcheihre Stellung nachAußen und die Regelung ihrer inneren An-

gelegenheitenbetreffen. Die politischenRechtesind wiederum materielle

oder formelle,welche letzterenur die Mittel sind, um die Mitwirkung
zu üben; bei den materiellen scheidetman wohl die ordentlichenund

außerordentlichen, unter letzteren z.B. die Befugnisse bei Thron-
wechsel,Einsetzungeiner Regentschaftu. dgl. verstehend.

Die organischenoder politischen Rechte der Kammern äußern

rärogative heißen im allge= bei denen die Kammern nicht betei-
meinen die Willensakte der Krone,] ligt sind. (Vgl. oben § 41.)
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sichvor allem nachzweiRichtungen: einmal nehmendie Kammern An-
teil an der Ausübung von Regierungsrechten;zweitenssind sieberufen,
für die Erhaltung und Beobachtung der Verfassung und Wah-

rung der verfassungsmäßigenRechte der Bürger Sorge zu tragen.
Zunächst haben die Kammern das Recht der Anteilnahme an

der Gesetzgebung(ogl. hierüber den Abschnitt von der Gesetzgebung
oben S. 112 ff.). Außerdemaber üben sieMitwirkung bei zahlreichen
Verwaltungsfunktionen, so insbesondereauf dem Gebiete der Finanz=
verwaltung (vgl. in dem Kapitel „Finanzwesen“ & 82): sie sind
beteiligt bei Feststellung des Etats, Prüfung der Rechnungslegung,
Steuerbewilligung, Aufnahme von Staatsanleihen, Veräußerung von

Staatsgut. Außerdem bedürfengewissevölkerrechtlicheVerträge ihrer
Genehmigung, obwohl die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten
im allgemeinen ein ausschließlichesRecht der Krone ist. Diesen
Mitwirkungsrechten reihen sichdiejenigenBefugnissean, welchedazu
dienen sollen, die „Verfassung zu wahren“". Die Kammern sind das

einzige Organ, welches das Recht des Volkes auf Beobachtungder

Verfassung zur Geltung bringen kann. Sie sollen den Schutz und

Schirm der Verfassungund aller staatsbürgerlichenRechte bilden
und besitzendaher ein die gesamteVerwaltung umfassendesRecht
der Kontrolle.

III. Formelle und kollegiale. Rechte des Kandtages.

Damit der Landtag die letzterwähntenAufgaben erfüllen könne,
sind den Kammern besondereformelle Rechte eingeräumt.

1. Die Kammern habendas Recht,Petitionen seitensder Bürger
entgegenzunehmen,zu beraten und eventuell der Regierung zu über-

weisen. (Hierfür wird meist eine besondere „Petitionskommission“
ernannt.) Eine persönlicheUeberreichung derartiger Petitionen ist
häufig ausgeschlossen.Außerdem habendie Kammern selbstdas Recht
Beschwerdezu führen, sei es durch Petition an das Ministerium, sei
es durch Adressen an das Staatshaupt: es kann hierdurch sowohl
die erwähnte Kontrolle ausgeübt, wie zu neuen GesetzenAnregung
gegebenwerden.

1 Vgl. über die Einzelheiten dieser Kontrolle Hdbbl. II S. 203.
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2. Die Kammern habendas Recht der Interpellation, d. h.
das Recht der Anfrage an die Regierung mit der Bitte um Auf-
klärung über thatsächlicheVerhältnisse oder Beweggründe zu Re-

gierungshandlungen. Obwohl nur die sächsischeVerfassung den

Ministern ausdrücklich gestattet,die Antwort abzulehnen,muß doch
anerkannt werden, daß auch im übrigen eine materielle Antwortaus

Gründen des Staatswohles eventuell unterbleiben kann.

3. In Nachbildung des englischenund belgischenRechts hat
man den Kammern zuweilendie Befugnis zugestanden,Enqueten zu

halten und Kommissionenzur Untersuchungvon Thatsacheneinzusetzen.“
4. Als äußerstes Mittel, das verfassungsmäßigeLandesrecht

geltend zu machen, erscheintdie Befugnis der Ministeranklage(vgl.
oben & 39).

Die kollegialen Rechte der Kammern, worunter man das

Recht der Wahlprüfung, Präsidentenwahl, Sitzungspolizei, des Er-

lasses der Geschäftsordnungenbegreift, werden im folgenden Para-
graphenzugleichmit dem Geschäftsgangder Kammern zu erörtern sein.

* 57.

Der Geschäftsgang der Volksvertretung.)
I. Nicht nur zur Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung

und zur ebenso gründlichen wie schnellenFörderung der Arbeiten,
sondern auchfür die Entwickelung des Geistes und herkömmlichenBe-

nehmens in großen politischen Versammlungen, ist die Feststellung
einer guten parlamentarischen Geschäftsordnung nötig. Hierfür
konnte bei der durchausandersartigenständischenGeschäftsbehandlung
nicht an die einheimischeUeberlieferung, ebensowenig,wegen der

1 Diese Befugnis, welche im eng-
lischen Parlamentsrechtesehr aus-

gebildet ist (ogl. das im näcstenTorHaphenzitierte
S. 3

er ay
), ist inrnDeusschlannnicht

zu a. Entwickelunggelangt. Brat:tischer Streitfall in Preußen,
vember 1863 (St. Ber. d. **5
S. 164). So wenig erfreulich die Aus-
legung von Schulze II S. 179 u. #

Rönne I S. 296 für die Regierung
sein mag, so muß sie dochals richtig
anerkannt und

#or
allem beachtet

werden, daß Art. 82 der preuß.
Verf. jagerade !* Ausnahme
ausste

2 u. S. 255 N. 4. Außerdem
May, das engl. Parlament, übers.
von Oppenheim (2. Aufl. 1880).
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Kompliziertheit der Einrichtungen, an das durchgebildeteenglische
Recht angeknüpftwerden, und so ward meistenszuerstdie Geschäfts-
ordnung der französischenDeputiertenkammer vom 25. Juni 1814

zum Vorbilde genommen. Die Geschäftsordnungender deutschen
Kammern beruhen teils auf Gesetzen(Bayern,Sachsen, Hessenrc.),
meistens jedochauf der Autonomie der Kammern selbst, so daß eine

einseitigeAenderung jederzeitmöglich ist. So verschiedender Inhalt
derselben im einzelnen, so istdoch der Geschäftsgangim großen und

ganzen überall ähnlich.
Der Landtag wird durchden Monarchenoder einen Minister

nach vorhergehenderkirchlicher Feierlichkeit mit einer „Thronrede“
eröffnet, welche die allgemeinen Verhältnisse und Ziele der Politik
vom Standpunkte der Regierung darlegt und zuweilendurch eine

„Adresse“ beantwortet wird.

II. Darauf konstituiert sichdas Haus (d. h. die oder jedeKammer)
unter einem Alterspräsidenten und es erfolgt die Wahl der Präsi-
denten, Vizepräsidenten,Schriftführer, sowie vielfach die Vereidigung
neu eingetretenerMitglieder. In den meisten Staaten haben die

Kammern das Recht, den Präsidenten zu wählen; in einigen kleineren

Staaten (unter anderen Baden) und insbesonderefür ersteKammern
kommt Ernennung durch den Monarchen aus drei präsentierten Kan-
didaten vor. Während die Schriftführer in größeren Staaten meist
Mitglieder der Versammlungen sind, finden wir in kleineren Land-

tagen zuweilen einen besonderenLandsyndikus, der als Protokoll=
führer und Rechtskonsulenterscheint.

III. Der Eintritt des einzelnenMitgliedes in die Kammer ist
nicht nur durch die Ableistung des Eides, sondern auch durch die

Legitimation des Berufenen bedingt. Die Prüfung der letzteren
steht jeder Kammer zu: sie übt darin einen Akt der Rechtsprechung.
Teils wird angenommen, daß ein Mitglied berechtigtsei, zu erscheinen,
wenn keine Ungültigkeitserklärungerfolgt ist, teils wird so in Württem-

berg) eine besondereZulassungserklärunggefordert. — Vielfach werden

bei Beginn der SitzungsperiodenAbteilungen oder Sektionen durch

1 Ein den Eid weigerndes Mit-1laughiin England). — Bad. V. U.869.
glied kann nicht stimmen (Fall Bra Jaques, Wahlprüfung(1885).
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das Los gebildet zur Vornahme der Wahlen 2c. Sie sind nicht zu
verwechselnmit den Kommissionen,deren einige meist gleichnach
dem Zusammentritt des Landtages fachweisegewählt werden (Pe-
titionskommission, Budgetkommission, für die Geschäftsordnung2c.).

IV. Die Beratungen werden durch den Präsidenten anberaumt
und geleitet, welcher überhaupt berufen ist, für die Aufrechthaltung
der Geschäftsordnung zu sorgen und die Hauspolizei zu hand-
haben. Die Verhandlungen sind öffentliche; jedochkann ausnahms-
weise Oeffentlichkeit ausgeschlossenwerden. Die Oeffentlichkeit hat
zur Folge die Möglichkeit der Berichterstattung, die, wenn wahr-
heitsgetreu, sich gemeinrechtlich(Reichsstrafgesetzbuch& 12) der Straf-
losigkeit erfreut. Die einzelnenBeratungen werden veranlaßt ent-
weder durch Vorlagen der Staatsregierung oder durch Anträge aus

dem Hause selbst. Letzteremüssen meist von einer bestimmtenAnzahl
von Mitgliedern (in Preußen mindestens 15) unterzeichnetsein.
Vielfach sind drei Beratungen vorgeschrieben.Diese finden im Plenum
oder in Kommissionen statt. Bei letzteren liegt die Hauptarbeit und

diese bereiten die Schlußberatung vor. Die Tagesordnung wird vom

Präsidenten angesetzt, über die Anmeldung zum Worte muß eine

Rednerliste geführt, sofortige Zulassung zum Worte kann nur bei

Bemerkungenzur Fragestellung,Geschäftsordnung,Berichtigung that-
sächlicherAusführungen gewährt werden. Es beginnt die General-
diskussion über den Grundgedankender Vorlage, wobei jedesMit-
glied nur einmal das Wort erhalten kann: sodann folgt die Spezial-
diskussion über die einzelnenParagraphen und die dazu vorliegenden
Abänderungsanträge(Amendements). Solche Anträge, sowie An-

träge auf motivierte Tagesordnung können jederzeit gestelltwerden.
Der Präsident schließt die Debatte nach Erschöpfungder Rednerliste
oder auf Antrag des Hauses. Die Abstimmung erfolgt mittels Auf-
stehens, Handaufhebens, Zuruf, durch Stimmzettel, Ballotage oder

mittels Hineingehens durch verschiedeneThüren („Hammelsprung“),
oder namentlich.: Zur Beschlußfähigkeitist die Anwesenheiteiner

bestimmtenSahl(Preußen: Mehrheit) von Mitgliedern erforderlich,
1„Wahrheitsgetreu=. Olshau- 2 Genauestes (auch Litteratur) in

ren, Komm. z. Str.G. B. (2. Aufl.) Baumbach's Staatslexikon s. v. „Ab-
82. stimmung“.
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die Beschlußfassungerfolgt durch absolute Majorität. Stimmen-

gleichheitgilt als Ablehnung, sofern nicht die Präsidentenstimme den

Ausschlag gibt. UeberRegierungsentwürfe kann nicht zur Tages-
ordnung geschritten,abgelehnteEntwürfe dürfen in derselbenSession
nicht wieder vorgebrachtwerden.

«

V. Die Anwesenheit der Minister und Regierungskommissare
kann nach mehreren Verfassungenverlangt werden. Ueberall aber

ist die Bestimmung getroffen, daß sie jederzeitgehört werden müssen.
Die Regierungskommissarestehen nicht unter der Disziplinargewalt
des Präsidenten, haben aber auchnicht das Privileg der Redefreiheit;
vielmehr kann über ihre Aeußerungen beim Monarchen Beschwerde
geführt, auch können sie strafrechtlich zur Verantwortung gezogen
werden.! Da jedoch der Präsident für die Aufrechthaltung der

Ordnung zu sorgen hat, muß ihm das Recht zustehen,eintretenden-

falls auch die Regierungskommissarezu unterbrechen, wenn auch
nicht formell zur Ordnung zu rufen.?

VI. Die Ordnungsbestimmungen der Geschäftsordnungen
beziehensich teils auf die Mitglieder der Kammer, teils auf die Zu-
hörer. Letzterekönnen, wenn sie störendeUnruhe erregen, oder Zeichen
des Beifalls oder Mißfallens geben,entfernt, die „Tribünen geräumt"“
werden. Die Mitglieder des Hauses — also wie aus dem eben
Gesagtenhervorgeht, nicht die Regierungskommissarien— können vom

Präsidenten zur Ordnung gerufen, nur in einigen Kammern von

den Sitzungen ausgeschlossenwerden. Die Bestimmungenüber diese
Disziplinar= und Strafgewalt sind nicht in den Gesetzen,sondern
in den Geschäftsordnungenzu treffen.

1 „Wir [Mitgliederdes Bundes-
rates] gehören zur misern plebs, bie
unter dem gemeinen Recht steht.
Jedermannkann gegen uns klagen,
wir vom Bundesrate sind durch kein

Privilegium geschützt;leitdemich das

gefunden,bin ich sehrviel vorsich-
tiger in meinen Aeußerungen.“Fürst
Bismarck a. 4. März 1879 (im Reichs-
age).

2 Herrschende Ansicht, bestritten
v. d. preuß. Regierung 11. Mai 1868

Cuch,d. Abgd.1868 IV Nr. 68St. Ver.V S. 925); Rönne 1
S. 3-*r Frage wurde lebhaft er-

örtert anläßlich des dem Reichstage
im Febr. 1879 vorgelegten, durchweg

gelehntenGesetzentwurfes, welcher
erweis, Abbitte vor versammeltem

Hause,Ausschluß,Verlust der Wähl-
barkeit und eine besondere Straf-
kommission vorschlug („Maulkorbge-
setz“). Vgl. Verhdlg. v. 4., 5. u. 7. März
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58.

Rechtsstellung der einzelnen Landtagsmitglieder.!
I. Allgemetnes.

Die Rechte und Pflichten der Kammermitglieder bestimmensich
nach ihrer Aufgabe, in allen Angelegenheitenihrem Eide gemäß
nachfreier und unabhängigerUeberzeugungzu beraten und zu handeln.
Für die Art und Weise der Erfüllung dieserAufgabe sind sie formell
niemandem verantwortlich. [Aus dieser Unverantwortlichkeitfolgt, daß
kein Zwangsmittel zulässig ist, welches sie an der freien Ausübung
ihres Berufes hindern könnte. Die dies bestimmendenSätze(Reichs-
strafgesetzbuch& 106) sollen zugleichdie ungeschmälerteWirksamkeit
der politischenVersammlungen selbst sichern, denen überhaupt ein

besondererSchutz gewährt ist (Reichsstrafgesetzbuch& 197).
Die Mitglieder des Landtageshaben den Sitzungen beizuwohnen

und bedürfen für den Fall der Verhinderung des Urlaubes durch
den Präsidenten oder den Landtag. Ihre Rechte können sie — mit

Ausnahme der württembergischenStandesherren (Verfassungsurkunde
8 156) — nur persönlichausüben. Sie erhalten überall. Diäten.

II. Die Unverleglichkeit.

Um den Kammermitgliedern volle Unabhängigkeitzu sichern,
wird ihnen die sogen.Unverletzlichkeit,d. h. ein Schutzgegen Ver-

haftungen gewährt. Dieses Recht ist sehr alt und wird in England
bis auf das 6. Jahrhundert zurückgeführt. Die preußischeVerfassung,
mit der inhaltlich die übrigen (im wesentlichenin Nachbildung des

Art. 45 der belgischenVerfassung) übereinstimmen, enthältdarüber

folgendedurchEinführungsgesetzzur Reichsstrafprozeßordnung§6 auf-
recht erhaltenen Sätze (Art 84).

a) Kein Mitglied einer Kammer kann ohnederen Genehmigung

1879. Schleiden, R., DieDiscipli- liche-Rechte“; vgl. Laband 1 S. 570.
nar= und Strafgewaltparlamentar. : Ugl. hierüber unten § 67. Erb-
Versammlungen (Berlin 1879). Vgl. liche Mclleorrund solche, die am

auch Jahrb. f. Gesetgebung1879rte der Versammlung wohnen, sind
S. 549 u. § 58 letzte N zuweilen ausgenommen.

1 Gegen die keslepae„persön: May S. 117.
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während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten
Handlung zur Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, außer
wenn es bei Ausübung der That oder im Laufe des nächstfolgenden
Tages nachderselbenergriffen wird.

b) Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kammerund

eine jede Untersuchungs=oder Zivilhaft wird für die Dauer der

Sitzungsperiodeaufgehoben,wenn die betreffendeKammer es verlangt.
Der Zweck dieser Bestimmungenist nicht der, Verbrecher, weil

sie Landtagsmitglieder,der Bestrafung zu entziehen,sondern etwaigen
tendenziösenVerfolgungen vorzubeugen. Sie begründendaher nur

indirekt ein Privilegium der Landtagsmitglieder. Insofern aber sind
siestrictissime auszulegenund es ist anerkannt, daß eine Strafhaft
gegen Landtagsmitgliederohne Genehmigung auch während der

Sitzungsperiode zulässig ist.! Im übrigen würde die Verhaftung
oder Festhaltung eines. Mitgliedes nach&341 des Reichsstrafgesetz-
bucheszu beurteilen sein.

Ueber die Zivilhaft vgl. jedochReichszivilprozeßordnung785, 86.

III. Befreiung von Gerichts-und Beugniepflicht.

Eine solchebesteht nur in geringer Weise. Nach Gerichtsverfas-
sungsgesetz§&35 können Mitglieder einerdeutschengesetzgebendenVer-

sammlungdie Berufung zum Schöffenamteablehnen.NachStrafprozeß=
ordnung §&49 (72) und Reichszivilprozeßordnung§ 347 (367) kann

eine Vernehmungvon Landtagsmitgliedernals Zeugenoder Sachverstän-
digeaußerhalbdes Sitzesder Versammlungwährend der Sitzungsperiode
nur mit Zustimmung der betreffendenVersammlungstattfinden. Aus
dieser Bestimmung ergibt sich eo ipso, daß eine Befreiung von der
Zeugnispflicht unseremRechte nicht bekannt ist. Dies ist auchdaraus

zu entnehmen, daß in den Paragraphen der Strafprozeßordnung,wo

Befreiungsgründe aufgeführt, die Abgeordneten nicht erwähnt sind.
Man hat neuerdings versucht, den Ausschluß des Zeugniszwangs-
verfahrens herzuleiten aus der sogleichzu erörternden Bestimmung,

1 Vgl. Erk.d.Ob.Trib. v. 23.Sept.] Mitgliedern vgl. St. Ber. d. preuß.
1874 (Majunke); Rönnel S 316, Abg.H. 1874 II S. 1203, 1875 II
17. Ueber die nicht unbedingt aus- S. 851.

geschlossenenHaussuchungen bei
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daß Abgeordnete„nicht zur Verantwortung gezogen werden können“

und behauptet, der Richter habezunächstdieseVerfassungsbestimmung
zu beachten. Nach Entstehungsgeschichteund Sprachgebrauchist aber

in dem Verbot, Abgeordnetewegen ihrer Abstimmungenoder Aeuße-
rungen zur Verantwortung zu ziehen,die Befreiung von der Zeugnis-
pflicht nicht inbegriffen,und dieseAuffassungwird durchdas Schweigen
der Strafprozeßordnung bestätigt.

IV. BRedefreiheit.

Damit die Aufgaben derVolksvertretung erfüllt werden können,
bedürfendie Volksvertreter der vollstenFreiheit der Meinungsäußerung.
Zunächst ist ein Standpunkt möglich, welcher auch für dieseFreiheit
die Schranken des allgemeinenStrafrechts anerkennt. Da jedochder

Volksvertreter die Pflicht hat, eintretendenfalls rücksichtslosdie Wahr-
heit aufzudecken,so ist hier ein Ausnahmerechtgeschaffenworden.

Die unbeschränkteRedefreiheit ist in England durch altes unge-

schriebenesParlamentsrecht verbürgt und durch den Art. 9 der bill

of rights (1689) ausdrücklich anerkannt. Die englischenJuristen
begründen dies damit, daß sie sagen: sowenig ein GesetzUnrecht
thun kann, so wenig kann der Unrecht thun, der es vorschlägt; und

wie ein Act of Parliament nicht gegen die Staatsordnung sein
kann, ebensowenigkann es die Debatte, aus welcher er hervorgeht.
Aus dem englischenRechte gelangte die Redefreiheit (freedom of

speech) unverändert in die nordamerikanischeund andere Verfassungen,
während in den meisten deutschenVerfassungenzwar der Grundsatz
aufgenommen, jevochdurchzahlreicheAusnahmen eingeschränktwurde.

Nur Bayern, Baden, Meiningen, Reuß jüngere Linie und Preußen
brachten den Grundsatz voll zur Geltung, Preußen, indem es be-

stimmte(Art. 84), daß die Mitglieder der Kammernfür ihre Ab-

1uory. d. R.T. 10. März 18864 341; Bar, die Redefreiheitrc.

mittelstäorn preuß.Jahdd.ZV1W Preuß.Jahrb.XAI313S. ff.;

ZuniLewald i. Ger.-Saal XXXIX OIS 6# Ves-Kommentar zum
S. tr.G. BS. 79 ff. Bismarck imN den oben S. 262 N. 3 Neichötage29. März 1867, 2. April
und später angeführtenSchriftenvgl. 1868, 16. März 1869 (Hahn 1

May, Parlament S. 109; Her- S. 638.767, 8229.
mann, Archiv f. Krim.N. 1853



8 58. Rechtsstellung der einzelnen Landtagsmitglieder. 267

stimmungenniemals, und für ihre in den Kammern ausgesprochenen
Meinungen nur auf Grund der Geschäftsordnungzur Verantwortung
gezogen werden könnten. Dieser Verfassungssatzfand durch den Be-

schlußdes Obertribunals vom 29. Jan. 1866 jene verhängnisvolleAus-

legung, welchemerkwürdigerweisemitbestimmendwurde, als den Sitz
des oberstendeutschenGerichtshofesdie Reichshauptstadtnicht zu wäh-
len.: Jener Beschlußinterpretierte den & 64 dahin, daß unter „Mei-
nungen“ Resultate des Denkvermögens, nicht aber Behauptungen
und Verbreitungen von Thatsachenzu verstehenseien. Dieser Be-

schluß,welcher streng den Unterschiedvon „Aeußerungen“ und „aus-

gesprochenenMeinungen“ betonte, stand im Widerspruchweniger mit

dem Wortlaute als mit der Entstehungsgeschichteund der früheren
Auslegung durch denselben Gerichtshof und die Kammern. Der

Versuch einem wiederholten Eingriffe in die Rechte der Volksver-

tretung durch eine authentischeDeklaration oder durch ein nord-

deutschesBundesgesetzvorzubeugen, scheiterteam Widerspruchdes
Herrenhauses, bezw. Bundesrates. Erst & 11 des Reichsstrafgesetz-
buchesschuf gemeinesRecht, in dem er eine Ausnahme von & 3

des Reichsstrafgesetzbuchesdahingehendaufstellte: „Kein Mitglied eines

Landtags oder einer Kammer eines zum DeutschenReiche gehörigen
Staates, darf außerhalb der Versammlung, zu welcher das Mitglied
gehört, wegen seinerAbstimmungoder wegen der in Ausübung seines
Berufes gethanenAeußerung zur Verantwortung gezogen werden."

Damit ist im weitesten Sinne eine Unverantwortlichkeit geschaffen,
welchesichauf alle Aeußerungen,mündlicheund schriftliche,im Plenum,
in Kommissionen,wöglicherweiseselbstim Privatgesprächbezieht,und

welche jede gerichtlicheQualifikation dieser Aeußerungen wie jedes

1 In der Geschichteder deutschenSenats erfolgte. Vgl. den LelchußJustiz ist wohl kaum ein Fall ein- in dppenhof,Rechtspr.d. Ob.Trib.

gehender erörtert als dieser Fall VII S. 54, sowie die Entscheid. v.

(Fr.), dem sich der Fall Twesten 26. 2 1867 VIII S. 411 (Sgl.
anreihte. Es ist vor allem jedoch zuS. 130) Sonnenschmidt, Geschichte
bemerken, daß der sog.Plenarbeschluß des Obertribunals (1#79) 8329,353.

nicht der Beschluß des ganzen Ober= St. Ver. d. Herrenhauses 1867/68 1
tribunals war, sondern der der ver= S. 150. Dazu Allgem. Zeitung 1880

einigten AbteilungendesStrafsenats. Beilage Nr. 284. Weitere Litteratur
Das bedenkliche war nur, daß eine bei Rönne I S. 304, 305.

tendenziöseZusammensetzungdieses
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Disziplinarverfahrenausschließt.Es ist dadurchauchdie Möglichkeit
straffreier Beleidigung und Verleumdung von Privatpersonen gegeben,?
und es muß daher eine solcheRedefreiheit ihr Gegengewichtin den

strengstenDisziplinarbestimmungenfinden.
Daß das Verbot, Abgeordnete in den fraglichenFällen nicht zur

„Verantwortung ziehen“ nicht den Zeugniszwangausschließt,wurde
oben erwähnt (Nr. III).

·

Eine Konsequenzder Redefreiheit ist die ebenfalls bereits er-

wähnte (S. 262) Straffreiheit wahrheitsgetreuerBerichte.

Anhang zum ersten Abschnitt des zweiten Buches.

* 59.

Verfassung der freien Städte.

I. Geschichte und Guellen.

Mitten in den monarchischenStaaten Deutschlands habensich
die ehrwürdigenRestereichsstädtischerFreiheit und hanseatischerMacht,
die drei Republiken Hamburg, Lübeck und Bremen erhalten. So groß
ihre Bedeutung als Beherrscherinnendes Welthandels, so eigenartig
ist ihre Verfassung. Nachdem Frankfurt a. M. durch Gesetzvom

10. September 1866 dem preußischen Staate einverleibt worden,
sind nur diejenigendrei freien Städte Glieder des Reiches, welche
sich zugleichHansestädte nennen und auch juristisch als Rechtsnach-
folger der alten Hansa betrachtetwerden dürfen.

Diese Städte sind nicht Stadtgemeinden, sondern Staaten. In
früheren Zeiten war die Stadt die alleinherrschendeKorporation,
welcherdie Landgemeindenuntergeordnet waren. Nach den neueren

Verfassungen sind jedoch auch die letzterenaus ihrer Rechtlosigkeit
herausgeführt worden. Nur bestehtnoch jetzt die Eigentümlichkeit,
daß (außer in Bremen) dieselbenOrgane zugleich den Staat wie

1 Daher auchkeine Kompensation 2 Hiergegen trat besonders Mit-
bei Beleidigungen. R.G. (5. März termaier am 30. Sept. 1848 auf.
1881)Entsch.IV S. 14 (etwas anders (St. Ber. der deutschen National-=

liegt der Fall R. d. R. IV S. 183). versammlung III S. 2351 ff.)
Bestehenbleibt aber z. B. Sächs.L.O. * Margquardsen Bod. III, 2.

§514; Sachsen-Weimar. G.O. § 30.] Hlbbd., 3. Abteilung.
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den engeren Kreis der Stadtgemeindeverwalten. Für die Landgemein-
den bestehenbesondereOrgane, in Bremen hat man sogar seit 1870

eine Art Vertretung dieser Selbstverwaltungskörperangebahnt.
Das geltendeVerfassungsrechtberuht in Hamburg auf der Ver-

fassung vom 13. Oktober 1879 (28. September 1860), in Lübeck

auf der Verfassung vom 29. Dezember1851 (7. April 1875), in
Bremen auf den Grundgesetzenvom 17. November 1875.

In Bezug auf die Stellung der freien Städte zum Deutschen
Reiche ist zu beachten,daß dieselben zwar dem DeutschenReichean-

gehören, daß jedocheinem Teile des hamburgischenund bremischen
Gebietes nach Art. 34 der Reichsverfassungeine Sonderstellung
zuerkanntist, die wir 6&62 III (letzte Note) betrachtenwerden.

Die Staatsgewalt steht in allen drei Staaten dem Senat und
der Bürgerschaftzu; es sind also Republiken, die eine aus Aristokratie
und Demokratie gemischteVerfassungzeigen.

II. Der Senat oder Rat.

Der Senat ist ein Kollegium mit einer gesetzlichbestimmtenAnzahl
von Mitgliedern (in Hamburg und Bremen 18, in Lübeck 14), unter

welcheneine Anzahl von Rechtsgelehrtenund Kaufleuten sichbefinden
muß. Die Senatoren werden lebenslänglichgewählt. Das Wahlver-
fahrenistein äußerstumständliches.Die Wahlerfolgt durchein aus Senat

und BürgerschaftbesondersgebildetesWahlkollegiumvon (in Hamburg
je 4) Vertrauensmännern; es soll der Einfluß dieser Korporationen
ein möglichst gleichersein. Dabei ist jedochdas Verfahren so ver-

wickelt, daß gänzlicheResultatlosigkeit bei einem starren Festhalten
an den Kanditaten eintreten kann. In Hamburg müssenmindestens
9 Senatoren Rechtsgelehrte,7 Kaufleute sein, in Bremen 10 Ju-
risten, in Lübeck 8 Gelehrte, worunter 6 Juristen. Rechtsgelehrte
sind diejenigen, welchedie Rechts=und Kameralwissenschaftenstudiert
haben, dem Usus nach solche, welche den Doktorgrad (besonders in

Nostockoder Heidelberg) erlangt haben. Eine Pflicht zur Annahme
der Wahl als Senator besteht in Hamburg. Zu Vorsitzendenwählt

derSenatzwei(in Lübeck einen) Bürgermeister. Der Senat ist der

1 HamurgerVerfassung Art. 9; Marquardsen S. 13.
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Repräsentantder Staatsgewaltund übt eine Reihe von Regierungs-
rechten aus, welche in den monarchischenStaaten dem Monarchen
zustehen. Er hat die Leitung der Staatsgeschäfte, soweit nicht,
wie dies insbesonderebei der Gesetzgebungder Fall, die Mitwirkung
der Bürgerschaft erforderlich ist.

III. Die Zürgerschaft.
Die Bürgerschaft geht aus.Wahlen der Bevölkerung hervor,

jedoch ist auch hier die Art der Vertretung eine höchstverwickelte.

In Bremen zerfallen die Wähler in 8 Klassen, die zusammen
150 Vertreter wählen: die Gelehrten (14), die Angehörigendes

Kaufmannskonventes(42), die desGewerbekonventes (22), die übrigen
Bürger (44), die Bürger von Vegesack,Bremerhaven,die zur Kammer
der Landwirte Wahlberechtigten,die übrigen im Landgebietewohn-
haften Bürger (je 8).

Die Hamburger Bürgerschaftbestehtaus 160 Mitgliedern, von

denen 80 in 40 Wahlbezirkenin allgemeinenWahlen gewählt werden.

40 Mitglieder werden von den Grundbesitzern, 40 von denjenigen
Bürgern gewählt, die Richter, Handelsrichter, Mitglieder der Ver-

waltungsbehörde, Handelskammer rc. sind (Verfassung Art. 28 ff.,
Wahlgesetzvom 19. Juni 1880).

In Lübeck, wo früher ebenfalls eine Einteilung in Kollegien
(der Kaufleute, Schonenfahrer,Nowgorodfahrer, Gewandschneiderrc.)
bestand, ist die Vertretung jetzt ganz auf das allgemeine Wahlrecht
gegründet.

Annahme der Wahl ist überall Bürgerpflicht: im übrigengelten für
die Mitglieder der Bürgerschaft im wesentlichendie gleichenGrund-

sätzewie für die der Volksvertretungen in den monarchischenStaaten.
Die Stellung von Senat und Bürgerschaft ist vielfach der von

Regierung und Volksvertretung in den monarchischenStaaten ähnlich.
Die Gesetzgebungwird gemeinschaftlichausgeübt, vielfach wirkt auch
in der Verwaltung die Bürgerschaft mit: jedenfalls streitet die Ver-

mutung keineswegsfür die Alleinberechtigung des Senates, vielmehr
für die Notwendigkeitder Zusammenwirkung beider Organe. Auch
hat die Bürgerschaft Selbstversammlungs=und der Senat kein Auf-
lösungsrecht.
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IV. Auflichts- und Verwaltungsbehörden.

An derSpitze der einzelnenVerwaltungszweigestehenSenats-
mitglieder. Sie haben unter sichDeputationen, welche aus Mit-

gliedern des Senats und einzelnenBürgern gebildet sind. Für
verschiedeneZweige der Verwaltung treten an Stelledieser kollegialen
Organisationen besondereFachbehörden. Die eigentlichehierarchische
Behördengliederung ist diesem republikanischenStaatsrechte fremd:
es wirken in der Verwaltung überall Senats= und Bürgerschafts-
mitgliederzusammen.

Eigentümlich ist dem Staatsrecht der freien Städtedie Ein-

richtung des Bürgeramtes oder Bürgerausschusses, der in

Hamburg als Nachfolger des früheren Oberaltenkollegiumserscheint.
Er bestehtaus 18—30 Mitgliedern und geht aus Wahlen der Bürger-
schaft hervor.: Seine Aufgabe ist eine doppelte: einmal ist sie
ähnlichden Funktionen, welcheauchim übrigen Verwaltungsausschüsse
haben: er beruft die Bürgerschaft, vertritt dieselbe, nimmt die Mit-

teilungen des Senates entgegen, bewilligt außerordentliche Ver-

äußerungen,genehmigtin dringlichenFällen gesetzlicheVerfügungen 2c.

Sodann aber ist seine zweite, wesentlicheund eigentlicheAufgabe
die, ein Wächter der Verfassungzu sein und für die Aufrechthaltung
der Gesetzezu sorgen: wo er von Verletzung der Verfassung hört,
hat er den Privatmann in seinenRechten zu schützenund die nötige
Abhilfe zu veranlassen.

V. Mleinungsverschledenheiten zwischen Senat und Zürgerschaft.

Bei der geschildertenVerfassung sind Meinungsverschiedenheiten
zwischenden beiden mit so gleichenund so reichenRechtenausgestatteten

Versammlungenleicht erklärlich. Es muß ein Mittel geben,dieselben

1 EineAusnahmeorganisationbe=waltung und Oberaufsicht seehtmdensteht insbesondere für die Jusliz. Hier drei Senaten gemeinschaftlich, V
steht die Oberaufsicht dem Senate zu, mittlung des Geschäftsverkehrsder
der auch das Vegnadigungbrecht übt. Senat vonHambur
Die drei Hansestädte besitzenzufolge

:2

Die Art der ? antzeigt den

Uebereinkunftvom 30. Juni 1878 gnteressantenVersuch der Verwirk-
ein gemeinschaftlichesOberlandes= lichung einer Minoritätenvertretung.
gericht in Hamburg. Justizuver= Vgl. Art. 54 der Verfassung.
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zu beseitigen. Zunächst suchteman sich zu helfen dadurch,daß man

— wiederum in ziemlichumständlicherWeise, teils durchAuslosung—

eine Vermittlungs= oder, wenn diesenicht ausreicht,eine Entscheidungs-
deputation einsetzt,deren BeschlüsseinHamburg und Lübeck den von

Senat und Bürgerschaftgefaßten Beschlüssengleichstehen. Ist auch
auf diesemWege Einigung nicht erzielt, oder handelt es sichvielleicht
von vornherein nicht um eine Frage des Staatswohles, sondern um

eine Rechtsfrage, so hat eine gerichtlicheEntscheidungzu erfolgen
und zwar für Lübeck und Bremen durch das hanseatischeOberlandes-

gericht,für Hamburg durch das Reichsgericht.!

1 Lübeck: Verf.-Art. 74 und An= und 25. Juni 1879; Hamburg:
hang VII zur Verfassungsurkunde; Reichsgesetzvom 14. März 1881
Bremen: Gesetzvom 17. Nov. 1875 (Stoerk S. 620).



2. Abschnitt.

Die Organisation des DeutschenReiches.

Einleitung.

*l60.

Das System der Verfassungsurkunde.“

Bevor die rechtlicheNatur des Reichs (Kapitel 1) und die

Organisation desselben im einzelnen(Kapitel 2) beleuchtet wird, ist
es notwendig, sich über die Grundzüge der Verfassungsurkundeselbst
zu orientieren.

I. Der Ausgangspunktder Verfassungsurkundeist ein pactum
unionis. Dies wird in der Eingangsformel berichtet, welche die
das DeutscheReich begründenden Fürsten nennt und welche den

Zweck des neuen Bundes bezeichnet:Recht und Machtzweck,Kultur-
und Wohlfahrtszweck(„zum Schutze des Bundesgebietes und des

innerhalb desselben gültigen Rechts, sowie zur Pflege der Wohlfahrt
des deutschenVolkes“). Im Gegensatzzur deutschenBundesakte
von 1815 wird gleich eingangs das Wort „Verfassung“ hervor-
gehoben.Art. 1 zählt sodann die das Bundesgebietbildenden Staaten

auf (ogl. oben S. 127), wozu durch Gesetz vom 9. Juni 1871

Elsaß-Lothringengetreten ist. Man hat wohl die Frage aufgeworfen,
ob gerade der aufgeführte Bestand von fünfundzwanzigStaaten ein

perfasWden3 Bee.(1873); *ibßv*e(1873). Ueber das Wesen der Ver-

menzel, Verfassung des Nordd. l fassung vgl. Bismarck im Reichs-
Bundes I; Westerkamp, Ueber tage vom 11. März 1867 (Hahn
v. Reichsverfassung(1873);Seydel, 1, 598).

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Stoatsrechts. 18
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Verfassungssatzsei. Diese Frage ist zu verneinen, obwohl die Auf-
führung im Art. 1 erfolgt ist. Dieselbe hat, ebenso wie im Ein-

gang und im Art 6, die Bedeutung einer Aufzählung, nicht eines

für alle Zukunft bindenden, schon eo ipso widersinnigen Rechts-
satzes. Niemals hängt das Wesen eines zusammengesetztenStaates
von der Unveränderlichkeit seines Mitgliederbestandesab. Derselbe
kann sichvielmehr ändern durch Wegfall eines oder mehrerer Staaten,
wie durch Hinzutritt neuer Staaten. Der letztere kann nur durch
Vertrag und demnächstGesetzerfolgen, welches den Charakter eines

verfassungsänderndenGesetzesträgt (vogl. das eben erwähnte Gesetz
von 1871). Der Wegfall eines oder mehrerer Staaten kann nur

geschehenzufolge des gültigen Thronfolgerechts oder durch rechts-
gültige Staatsverträge. GegengewaltsameAngriffe schütztdie Reichs-
verfassungjeden einzelnenBundesstaat, ebensowie sie (Art. 78) jede
Entwickelung zum Einheitsstaaterschwert. Aber die gekennzeichnete
rechtmäßigeVerschmelzungverschiedenerBundesstaaten bedarf keiner
Genehmigungdes Reiches:es kann somit Personalunion, Abtretung
einzelner Gebietsteile, völlige Vereinigung mehrerer Staaten statt-
sinden,! während z. B. eine Abtretung von Bundesgebiet an einen

nichtdeutschenStaat unmöglich wäre. (Vgl. oben § 30, insbesondere
S. 128 Note 1.)

II. Obenan gestellt ist in der Verfassungsurkundesodanndie
gesetzgebende Gewalt (Abschnitt II Art. 2—5). während die Ver-

fassungsurkundender Einzelstaatenmeist mit der Regierungsgewalt
beginnen. 1. Als leitender Grundsatz wird sogleichdas „Reichsrecht
bricht Landrecht“ (Art. 2) und die Verbindlichkeit der Gesetzevon

Reichswegen(gegenüber den Bundesbeschlüssen)aufgestellt. 2. Es

werden (Art. 3) kraft dieser gesetzgebendenGewalt von vornherein
eine Reihe von Grundlagen — gemeinsamesIndigenat 2c. — normiert.

3. Die der Reichsgesetzgebungunterliegenden sechzehnGebiete werden

1 Ob die Bundesratsstimmedes Reichswegen Einfluß geübt werden
einverleibten Staates ipso jure auf kann, rechtfertigt sich aus dem im
den einverleibten übergeht? ia Eingangebezeichneten Wesen des

aband!S. 129; nein: u Reichs
i

Lehröuchdes uth Sta#threchtder BraunschweigischenFrage und
IIS. 9;Zornl S. 7).Daßübrigens dazu W.Francke, die Machfolgein.
auchauf denlVeränderungen von Braunschweig (1884). .-

S. —# r *—2
22. —2 *m’x 23
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im Art. 4 aufgezählt (ogl. unten § 71). 4. Die Reichsgesetzgebung
wird ausgeübtdurchdie Gesamtheit der bisher souveränenRegierungen
und durch den Reichstag (Art. 5).

III. Dies führt uns zur Organisation der Reichsgewalt,
welcher Abschnitt III (Art. 6—32) gewidmet ist. Die Gliederung
ergab sich von selbst aus der Natur des zusammengesetztenStaates
und aus der Eigenart des Reiches. Als erster Faktor erscheintdie

Vertretung der Fürsten und freien Städte im Bundesrate; aber

schon der NorddeutscheBund hat eine Teilung der Zentralgewalt
eintreten lassen: nur teilweise ruht sie bei der Gesamtheitder Bundes-
glieder. Neben die Kollektivregierung tritt als zweiter Faktor das

„Präsidium“ (Abschnitt IV Art. 11—19), ausgestattet mit einer

Reihe formeller Rechte, erblich verbunden mit der Krone Preußen.
Als drittes Glied finden wir sodann (Art. 20—32) den Reichstag
mit den hergebrachtenparlamentarischen Befugnissen.

IV. Den größerenTeil der Verfassung nimmt nun die praktische
Begrenzung der sachlichenGebiete ein, über welche dem Reichedie

Gewaltzusteht.Dies sind vier große Gruppen; sie umfassennämlich,
wenn wir hier von den

auswärtigen Angelegenheiten(Art. 11)absehen,
die gesamten Erwerbs= und Verkehrsverhältnisse, für welche

die Einheit erstrebt wird, (AbschnittVI bis X) mit folgenden
Unterabteilungen:
a) Zoll und Handelswesen(Art. 33—40),
b) Eisenbahnwesen(Art. 41—47),
e) Post= und Telegraphenwesen(Art. 48—52),
d) Marine und Schiffahrt (Art. 54—55),
e) Konsularwesen (Abschnitt X Art. 56);

das Reichskriegswesenund die Kriegsmarine (Abschnitt XI

Art. 57—68, auch Abschnitt IX Art. 53);
die Reichsfinanzen(Abschnitt XII Art. 69—73).

V. Damit ist die Hauptsache,die Gesetzgebung,die Organisation,
die Umschreibungder Zuständigkeit erschöpft. Den Schluß bilden

Strafbestimmungen, Normen über die Schlichtung von Streitigkeiten
zwischenBundesgliedern (XIII 74—77) sowie der schwerwiegende,
den Abschnitt XIV ausfüllende Art. 78 über Verfassungsänderungen.
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Irstes Kapikel.

Das Wesendes neuen Peiches.
g 61.

Die rechtliche Natur des Reiches.)

I. Das Reich ein Bund?

Es ist hier nicht der Ort, eingehenddie rechtlicheNatur des

Reiches zu untersuchen: doch müssen wir kurz die hauptsächlichsten
in der Theorie aufgestelltenMeinungen prüfen, um danach die

richtigenAusgangspunktefür die weitere Kenntnis der Organisation
des Reiches zu gewinnen.

Unter den zusammengesetztenStaatsformen,zu denen das Neich
unzweifelhaftgehört, kommen nach der Schulsprache (s. § 6) im

wesentlichenStaatenbund und Bundesstaat in Betracht. Daß das

Reich ein Staatenbund sei, wird von Seydel behauptet und sowohl
aus der Entstehungsgeschichtewie aus dem Wortlaut der Verfassung
herzuleitengesucht. Seydel sagt: die deutschenStaaten hätten einen

„Bund“ geschlossen,keinen Staat begründet. Dies ist unrichtig,
denn aus der Geschichtegeht hervor (vgl. oben § 18, 20), daß mit

der Errichtung des NorddeutschenBundes die auf ein Jahr geschlossenen
Bündnisverträge aufhörten, daß auch die Redaktion der Reichsver-
fassungnicht in einer Vertragsurkunde,sondern in einem Verfassungs-
gesetzeerfolgte, daß aus dem völkerrechtlichenVerhältnisseein staats-
rechtlichesgeworden. Seydels Fehler beruht in der Verwechselung
des zur Begründung des Reiches führenden Rechtsverhälltnissesmit

der durch diese BegründunggeschaffenenInstitution. Auch der Ein-

gang der Verfassungsurkunde,welcher von „Bund“ spricht, will nur

geschichtlichdie Art der Entstehung des Reichesdurch freien Willen

seiner Glieder konstatieren. Jede Staatsgewalt beruht auf An-

eignung oder freier Uebertragung von Rechten; nur letztereswar beie

Begründung des Reiches der Fall.

Außer den im vorigen Para= und besondersHänel, Studien zum
graphen angeführten vgl. G.Meyer, deutschen Staatsrecht 1, II (1873,
Staatsrechtliche Erörterungen (1872) 18800.
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LogischesArgument für die Staatenbundstheorie,die wie ersichtlich
einen partikularistischen Hintergrund und eine zersetzendeWirkung
hat, ist folgendes: Das Reich ist nicht Staat, weil es aus Staaten

besteht. Dies kommt zunächst auf ein Wortspiel mit dem Worte
Staat hinaus. Die Glieder des ReichesseienStaaten; zum Staats-

begriff gehöredie Souveränität; folglich stehensie ineinem Bunde,
nicht in einem ihre Souveränität vernichtendenBundesstaate;sei da-

gegen das ReichStaat, soseienes die Einzelstaatennicht: denn eine Tei-

lung der Souveränität sei nicht möglich(vgl. oben § 6). Letzteresist zu-

zugeben; aber es ist anerkannt, daß — entweder die Souveränität

nicht zum Staatsbegriffe gehört oder die deutschen Staaten nicht
Staaten sind. Leugnet man die Möglichkeit der Unterordnung von

Staaten unter Staaten, so gelangt man (mit Seydel) dahin, über-

haupt keinen Mittelbegriff zwischenStaatenbund und Einheitsstaat
anzunehmen.

II. Ober ein Staat?

Würde die Theorie nur die letztgenanntenbeiden Begriffe kennen,
so würde das neue DeuscheReich uns belehren,daß es ein Mittel-

ding dazwischengibt. Denn geradeseine rechtlicheNatur zeigt uns

eine Mischung einheitsstaatlicherund vertragsmäßiger (unitarischer
und föderativer) Grundsätze. Aber vor die Frage gestellt, ob das

Verhältnis ein völker= oder staatsrechtlichessei, müssen wir uns für
die letztere Alternative entscheiden. Wenden wir 1) das im. & 5

und 6 über die Souveränität Gesagteauf unser Reichan, so ergibt
sichunzweifelhaft, daß allein das Reich „Souverän“" ist, weil es allein

bestimmen kann, wie weit es souverän ist, weil es allein die sogen.
„Kompetenz-Kompetenz“hat. Nach Art. 78 kann einfachdurchGe-

setz— nicht durchVertrag — das Reich seine Machtsphäre beliebig
erweitern und beherrschtdadurch die gesamteMachtsphäreder Einzel-
staaten. So ist es eine Macht über den Einzelstaatengeworden.
2) Dadurch ist es selbstverständlich,daß die Einzelstaatsgesetzeden

Reichsgesetzennachstehen: der ausdrückliche Verfassungsausspruch
(Art. 2) enthält die Bestätigung des Satzes, daß über der Gewalt
der Einzelstaatenein höheres unbedingt verpflichtendesHerrscherrecht

1 Trefflich Hänel, Studien 1 S. 240.
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steht. 3) Hat das Reich, wie jede Staatsgewalt eigeneOrgane zur
Durchführung seines Willens, es hat eigene Hoheitsrechte, die
kein Einzelstaat haben kann. Dazu tritt aber 4) daß vurch den

Eingang der Verfassungsurkundeder Zweck dieses Gemeinwesens
nicht durchAufführung einzelnerAufgaben, sondern wie ein allseitiger
Staatszweckbestimmt und 5) daß eine unmittelbare Beziehungzu
den Staasbürgern begründet ist. Aber selbst wenn man weniger
juristischeArgumente anführen könnte, so würde doch Geschichteund

Gesinnung der Deutschenfür die staatlicheNatur des neuen Reiches
sprechen. Denn seinem inneren Wesen nach ist dasselbeStaat,weil
es die Organisation des Volkes für seine nationalen Aufgaben dar-

stellt, weil es das deutsche Volk und deutsche Land be-

herrscht. Eine so umfangreicheHandlungssphäreumspannend, wie sie
nur für einen Staat möglich, in der Bethätigung seinesWollens auf
bestimmtesGebiet und bestimmte Bevölkerungbeschränkt,ausgestattet
mit einer höherenstaatlichenGewalt über den Einzelstaaten,stellt das

Reich ein selbständigesWillens= und Rechtssubjektdar, einen Träger
unabhängiger Herrschaft, eine souveräne, nicht nur völkerrechtliche,
sondern staatsrechtlichePersönlichkeit.

III. Das Reich ein „Neich“. Eigenart des Reiches.

Die rechtlicheNatur des Reiches ist damit gekennzeichnet.Die

Basis ist ein völkerrechtlicherVertrag, aber genehmigtund verwirklicht
von allen einzelnenStämmen. Damit ist, wie das Wort richtig
sagt, eine Verfassung entstanden, die nicht Vertrag, nicht beliebig zu
ändern ist. Durch die Ausführung der Verfassung war ein neuer

Staat geschaffen,der über den Einzelstaatenist, ein ewiger, souveräner
Gesamtstaat. Sowenig wie der Bürger sich frei machenkann von den

Gesetzendes Landes, durch die Erklärung, er erachtesichnicht dadurch
gebunden, so wenig kann ein deutscherStaat sich lösen von dem

übergeordnetenGemeinwesen. Wer Schulbegriffe liebt, mag dieses
Gemeinwesenimmerhin als „Bundesstaat“ bezeichnen,das Wesentliche
diesesBegriffes darin erblickend, daß der Bundesstaat ja gerade das

1 Wie gekünstelt die Staaten= zeigt deutlich Nehm, Annalen 1885,
bundstheorie verfahren muß, das S. 70!
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Sonderdasein einzelnerStaaten voraussetzt. Dabei darf aber nicht
übersehenwerden, daß das DeutscheReich in seiner Gestaltung un-

abhängig von jeder durch die politischeLehre aufgestelltenAnalogie
ist und seinen eigenenBaustil hat. Es ist richtig, daß seine recht-
liche Natur eine Mischung vertragsmäßiger und einheitsstaatlicher
Bestandteile zeigt: aber gerade in der Verbindung „föderativer“
und „nationaler“ Elemente ruht das Wesen des Bundesstaates.!
Im neuen Reiche finden wir wohl Anklänge an das alte Reich, an

den Bund, an den Zollverein, an die preußischeVerfassung:aber es ist
so anders geartet, als der Deutsche Bund mit seinem Dualismus
und als das alte Reich, dessenKaiser sichauf eine auswärtige Haus-
machtstützte: bei uns ist der Kaiser zugleichmächtigstesBundesglied
im neuen „Deutschen Reiche preußischerNation“. Auch nicht Nach-
bild des amerikanischenoder Schweizer Bundesstaates, in welchen
dynastischePolitik unbekannt, ist es kein für Doktrinäre des Staats-

rechts ausgemaltes Ideal, sondern das Ergebnis reicher Geschichte
und das Werk eines praktischenStaatsmannes. Wollen wir, absehend
von den politisch bedeutsamenGegensätzen,welchedieseNeugestaltung
bewegen, deren Eigenart juristisch kennzeichnen,so machensich im

Vergleich zu ähnlichen Bildungen drei Unterschiedebesonders be-

merkbar: 1. Im Prinzip republikanischeStaatsformen nicht aus-

schließend,sondern sogar in sichenthaltend, ist dochder monarchische
Grundzug vorherrschend;2. nichtRechtsgleichheitder einzelnenGlieder

ist Grundlage des Reiches, vielmehr einerseits Exemtion von be-

stimmten Pflichten möglich (Bayern), anderseits Hegemonie einer

Vormacht notwendig; 3. mit der Staatsgewalt dieser Vormacht ist
thatsächlichund rechtlichdie Kaiserwürde verbunden. Diese hegemoniale
Stellung Preußens gibt dem Bunde das eigenartige monarchische

Geprägeund berechtigtuns ihn als „Reich“ zu bezeichnen.

tenbundstheorie inBayern entstan- bunde — immerhin ist es in
den: denn betrachtet man Bayern einigen wesentlichen Punkten doch
allein in seinem Verhältnis zum auch dem * durchaus unter-

Reiche und nimmt alle banerischengeordnet(Art. 1
Sonderrechte zusammen, so 2:Blunts 47,Staatslehre III,
Bayern allerdings mlttn S. 32.

1 Es stganz klar, daß die Staa-

5lung,wie ein Staat in einem Staa-
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62.

Das Reich und die Einzelstaaten.!
I. Träger der Staatsgewalt im Reiche.

Mit der Gründung des Reiches war eine neue Staatsgewalt
über den Einzelstaaten geschaffen. Es fragt sich nun, wer ist der

Inhaber dieserStaatsgewalt? Inhaber der Staatsgewalt ist in der

Idee stets der Staat selbst, also hier das Reich — so erfolgen Ver-

kündungen von Erkenntnissen u. s. w. „im Namen des Reiches“.
Aber das Reich kennt keinen einheitlichenTräger der Staatsgewalt:
vielmehr erscheint als solcher die Gesamtheit der deutschenFürsten
und freien Städte; die Staatsgewalt des Reiches ist vaher bei der

„Gesamtheit der verbündeten Regierungen“, wie Fürst Bis-
marck mehr als zehnmal ausgesprochen.Man darf jedochnicht ver-

gessen,daß noch in einem anderen Sinne vom „Träger der Souve-
ränität“ gesprochenwird. Bezeichnetman im völkerrechtlichenVerkehr
als Souverän den Vertreter des souveränenStaates, so ist der Träger
dieser Souveränität nachReichsverfassungArt. 11 der DeutscheKaiser.
Im übrigen aber ist in der Staatsgewalt des DeutschenReiches
die Summe der einzelstaatlichenSouveränität enthalten. Es ist nicht
Einherrschaft,nicht Vielherrschaft: Träger der Reichssouveränitätist
die juristische Einheit der verbündeten Einzelregierungen.? Das

Nähere hierüber vgl. im & 66 (Bundesrat).

II. Verteilung der staatlichen Aufgaben.

Im zusammengesetztenStaatswesen muß trotz der Unteilbarkeit
der Souveränität eine Abgrenzungder Zuständigkeitstattfinden. Auch
im DeutschenReiche ist teils schondurch die VerfassungdieseGrenz=
bestimmung erfolgt, welche bei der Erörterung der einzelnenVer-

waltungsgebietenäher darzulegen ist. Im allgemeinenkönnen wir

das Verhältnis der Reichs=zur Staatsthätigkeit in dreifacherWeise
bestimmen:

1 Zorn I S. 76; Laband
I

„konstitutionellerAristokratie“Zorn
S. 85. von „Pleonarchie“.

* G. Meyer spricht hier von
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1. Für einen Teil der Staatsaufgaben ist das Reich ganz und

gar an Stelle der Einzelstaatengetreten, so daß die Thätigkeit der

letzterennicht nur beschränkt,sondern aufgehobenist (Auswärtiges,
Marine).

2. Bei einer zweitenGruppe staatlicherAufgaben hat das Reich
nur die Gesetzgebungund Beaufsichtigung,der Einzelstaatdie Aus-

führung und Verwaltung. Hierher gehöreninsbesonderedie im Art. 4

der Reichsverfassungaufgeführten Gegenstände.
3. Für alle übrigen Staatsthätigkeiten kommen nur die Einzel-

staaten, nicht das Reich in Betracht. Hier haben die Staaten das

volle Selbstgesetzgebungsrecht,eine Autonomie, welche nur durch die

allgemeinen reichsrechtlichenNormen beschränkt, im übrigen aber

vollkommen — man darf vielleicht sagen — „souverän“ ist.:

III. Die Rechte der Einzelstaaten.

Aus der Unterordnung der Einzelstaaten unter die Zentral-
gewalt folgt, daß die ersteren in einem bestimmtenKreise von Rechten
und Pflichten stehen. Die Zuständigkeit des Reiches enthält einer-

seits Beschränkungender Gliedstaaten, indem letzterenRechteentzogen
und auf ersteres übertragen sind; andererseits sind damit zugleich
Rechte für die Gliedstaaten begründet, insofern diese vom Reiche
die Erfüllung bestimmter Aufgaben, z. B. diplomatischenSchutz ver-

langen können. In dieserHinsicht stehensichprinzipiell alle Bundes-

staaten gleich. Diesen gleichenRechtenstehenauch gleiche Pflichten
gegenüber.Militärische und finanzielleLastendürfen nur nachgleichem
Maßstabe auferlegt werden (Art. 58, 70): eine Mehrbelastung eines

einzelnen Gliedes — z. B. bei einem Kanalbau u. dgl. — kann
nur mit dessenZustimmung erfolgen. Ihre Perfektion erhalten die

Rechtssätzeüber die Gehorsamspflicht der Bundesstaaten in dem die

Zulässigkeit der staatsrechtlichenZwangsvollstreckungaussprechenden
Art. 19.

1 Nur Laband und Zorn doß dies Gesetzgebungsrechtaus der

sprechenhier v. „Selbstverwaltung“; Zentralgewalt abgeleitet sei; vgl.
vgl. dagegen Kirchenheim's Ein= treffend Schulze, Lehrbuch II,
führung S. 40. S. 12.

2 Es kann keine Rede davon sein, !
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Die vom Grundsatzder Gleichheitaller Bundesgliederbeherrschten
Rechte pflegt man treffend als Mitgliedschaftsrechte zu bezeichnen.

DenGegensatzhierzu bilden die eine Ausnahme von jenem
Prinzip enthaltenden, nur einzelnenStaaten zustehendenSonder-
rechte.: Wir können diese jura singularia scheidenin

positive Sonderrechte(Vorrechte), *ri

negativeSonderrechte(Ausnahme-,Neservatrechte).
Die ersteren enthalten Bevorzugungen einzelnerStaaten hinsichtlich
der Organisation und gewähren einen über das gewöhnlicheMaß
hinausreichendenAnteil an der Reichsregierung— hierher gehören
außer den Präsidialrechten Preußens und der im & 63 sub. I an-

geführten RechteBayerns das Recht Württembergs auf ständigen
Sitz im Bundesrat (Militärkonv. & 152), die im Art. 8° erwähnten
RechteWürttembergsund Sachsens.

Zahlreichersind die Ausnahmerechte.Währenddie Vorrechtenichts
weniger als eine Anomalie, sondern, wie z. B. das RechtPreußens,
gerade in der Natur des Reichesbegründet sind, stellen dieseReser-
vatrechte einen Widerspruch gegen die Rechtseinheitdar: den Einzel-
staaten sind hier Hoheitsrechtevorbehalten, welche im übrigen dem

Reiche zustehen.
Bayern hat so zahlreicheAusnahmerechte,daß wir sie in einem

besonderenAbschnitte (F 63) behandeln.
Württemberg: Teilweise Exemtion von der Post= und Tele-

graphen= sowie der Eisenbahngesetzgebung,desgl. von der Militär-

gesetzgebung(ReichsverfassungArt. 52, 452, Schlußprotokoll Ziff. 2,
Militärkonvention vom 21./25. November 1870).

Württemberg und Baden: Exemtion von der Gesetzgebung
über Besteuerung des inländischen Bieres und Branntweins (Reichs-
verfassung352).

1Eine dritte Kategoriestellt oben im Texte (N. IV dieses Para-
Laband auf: Die jurn singulo- graphen).
rum. Diese Kategorie ist selbstver- 2 Die Bezeichnung Vor= und

ständlich. Es sind alle außerhalb Ausnahmörechte, welcheZorn 1 S.
der Grenze der Neichskompetenlie= 80 anwendet, wird in Marquard-
genden Hoheits- d Vermögens-sen II, 1 S. 24 als nichtlogisch
rechte. Ueber dienwendbrreledes bezeichnet, ist aber praktisch sehr
Art. 782 auch auf diese Rechte siehe brauchbar.
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Oldenburg: ExemtionOldenburgsvon Art. 22 des Zollvereins-
vertrages vom 8. Juli 1867 über den Maximalsatzdes Chausseegeldes.

Hamburg und Bremen: Freihafenstellung (Art. 34). Dies

letztere Recht ist ein Reserpatrecht;jedochunterscheidetes sich von

allen übrigen dadurch, daß seine Beseitigung nicht durch eine Ver-

fassungsänderungstattzufindenhat, sondern lediglichdurchBundesrat-

beschlußauf Antrag des betreffenden Staates erfolgt. Die Wort-

fassungdes Art. 34 ergibt klar, daß es sichhier um ein Provisorium
handelte. So wurde auch der Zollanschluß einfach durch eine vom

Reichskanzlermit dem Hamburger Senat am 25. Mai 1881 ge-

getroffene und vom Bundesrat genehmigte Vereinbarung bewirkt.!

IV. Die Unantastbarkeit der Sonderrechte der Einzelstaaten (Art. 78).2

Die eben erwähnten Sonderrechte haben (abgesehenvon dem

letzterwähnten)ihren juristischenWert dadurch, daß sie nicht ohne
Zustimmung des berechtigtenStaates beseitigtwerden können. Ihre
Aufhebung ist also doppelt erschwert,durchdie Forderung verfassungs-
mäßiger Mehrheit (Abs. 1) und durchdie Forderung der Zustimmung
des beteiligten Staates (Abs. 2 von Art. 78). In der Verfassung
des NorddeutschenBundes fehlle ein Satz, welcher diese Sicherung
gewährte. Er erscheintzuerstin den Novemberverträgen,aus welchen
er in die neue Redaktion der Reichsverfassungüberging. Er lautet

daselbst in Art. 78 Abs. 2 also:
Diejenigen Vorschriften der Reichsverfassung, durch

welche bestimmte Rechte einzelner Bundesstaaten in deren

Verhältnis zur Gesamtheit festgestellt sind, können nur

mit Zustimmung des berechtigten Bundesstaates abge-
ändert werden.

«

I Ueber denHamburger Zoll- 1882(Erlaß vom 12. März 1884).
anschluß vgl. Verhandlungen des Aus der reichen Litteratur:

Reichstages vom 1., 8., 10. Mai ZorunS. 88 ff.; H. Schulze,
1880, 17.—24. März,28. Nov. 1881 Lehrbuch II S. 16; Laband 1

(Bismarck), 20., 21. Jan. 1882; §ll, 12 und Annalen1874, S. 1487
Annalen 1881, S. 314, 489, 516; (sehr anfechtbar); vgl. Loening,
PreußischeJahrb. XIV S. 444,XI Annalen 1875 S. 337; Martitz,
S. 626; knapp u. gut H. Schulze, Tibinger ZeitschritXXXII S.569;
Lehrb. 11 S. 168; Gesetzv. 16. Febr. Hänel I S. 207ff.
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Dieser außerordentlich bestrittene Artikel muß, da er eine Aus-

nahmebestimmungenthält, einschränkend,nicht ausdehnend,ausgelegt
werden. Ein bedeutungsvollesvertragsmäßigesElement einschließend,
vermag er die gedeihlicheEntwickelung des Reichesmöglicherweisezu

hemmen, indem er allerdings dem status quo unwandelbare Heilig-
keit beilegt.

1. Einig ist man darüber, daß dieser Artikel sichauf dieAus-

nahmerechtebezieht,die oben erwähnt werden, und zwar auf
Art. 4 Nr. 1, 8, 10; Art. 35, 38, 46, 52, sowie die Schluß-

bestimmungenzum XI. und XII. Abschnitt. (UeberArt. 34

vgl. S. 283 Note 1.)
2. Außerdem aber gehörenhierherauchdie positivenSonderrechte:

Inhalt und Wortlaut des Artikels sprechendafür und somit ist
Art. 78 auch auf das Präsidialrecht Preußens und die im Art. 8

bewilligten Rechteanzuwenden.
3. Jede weitere Ausdehnung ist, wie sich klar ergibt, ausge-

schlossen,und „vollkommen bodenlos“ (Zorn). Man hat auch nicht
an eine solche gedacht, bis Freiherr v. Friesen in der zweiten
sächsischenKammer am 23. Februar 1873 die Behauptung aufstellte,
Art. 78 Abs. 2 sei auf alle jura singulorum anwendbat.: Solche
„jura singulorum“ im älleren Sinne gibt es aber nicht. Das Reich
kann als über den Staaten stehendeGewalt alle solcheRechte ent-

ziehen, und ist ein genügenderSchutz gegen jeden Uebergriff ja in

Art. 78 Abs. 1 enthalten. Man hat vollkommen recht, wenn man

jene Auslegung als rechtlich unhaltbar und politisch gefährlichbe-

zeichnet und das liberum veto des polnischenReichstages in ihr
erkennt. Uebrigens ist dieseAuffassung auch nur vereinzeltvertreten

worden und es ist im wesentlichenanerkannt, daß Rechte,die, durch
die Reichsverfassungnicht fest bestimmbar sind, hier nicht in

Frage stehen.

aicurvon Zorn u. G. Meyer V des bayerischenVertrages dienen

bestritte (es heißt dort „insbesondere die
* dnalen1872, S. 1616. aunter Ziffer III angeführtenBe-
: Vgl. besonders Zorn S. 88, stimmungen“, d. h. die oben ad 1

90 (egenSeydel, Riedel). Zur genannten).
Auslegung kann auch besonders Art.
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Daß die im Art. 78 geforderte Zustimmung durch den Ver-
treter im Bundesrate erfolgen muß, ist selbstverständlich.!

666.

Die bayerischen Reservatrechte.

Das erfreuliche Ebenmaß der Reichsverfassungwird in erheb-
licher Weise durch die zahlreichenvertragsmäßigen Zusagen und

Zugeständnissean Bayern — die clausulne bajuvaricas — beein-

trächtigt. Dieselben erstreckensichhauptsächlich auf folgende Gebiete.
I. Für die auswärtigen Angelegenheiten soll ein Bundes-

ratsausschußunter Bayerns Vorsitzgebildetwerden (Neichsverfassung
Art. 8). VerfassungsmäßigeRechte sinddemselben nicht.beigelegt.
Nach Schlußprotokoll VII, VIII sollen die bayerischenGesandten die

Reichsgesandtenin Verhinderungsfällen vertreten und für den Unter-

halt seiner Spezialgesandtenerhält Bayern sogar aus der Reichs-
kasseeine Vergütung.
II. Besonders wichtig ist die Ausnahmestellung Bayerns im

Gebiete des Militärwesens. An Stelle des XI. Abschnittsder
Verfassung tritt für Bayern der Novembervertrag III. & 5. Da-

nach finden auf Bayern volle Anwendung nur Art. 57, 59, 60,
Art. 58 mit einem Zusatze, Art. 61—68 gar nicht. Nach den

letztereArtikel ersetzendenVertragsbestimmungenbildet das bayerische
Heer einen in sich geschlossenenBestandteil des Bundesheeres, im

Frieden unter der Militärhoheit des Königs von Bayern, mit Be-

ginn der Mobilisierung unter dem Befehl des Kaisers. Obwohl
sich Bayern eigene Gesetzgebung2c. vorbehalten, hat es sichdoch
verpflichtet, sowohl einen verhältnismäßig gleichen Geldbetrag zu
verwenden wie in Bezug auf Organisation rc. volle Uebereinstimmung
mit dem Bundesheereherzustellen. Für den Militäretat kommt die

Schlußbestimmungzu Abschnitt XII, durch welche die betreffenden
Vertragebestimmungenzu Bestandteilen der Verfassung erhoben sind,
in Anwendung.

III. Auf dem Gebiete des Verkehrswesens steht Bayern

1 Auch hierüber Streit. Vgl. Hänel S. 216.
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(gleich Württemberg)dem DeutschenReiche ziemlich fern. Es ge-

hört nicht zum Reichspostgebiet,hat vielmehr sein eigenesPost= und

Telegraphenwesen,und an Stelle der Art: 48—51 gelten die Be-

stimmungen des Art. 52 der Reichsverfassung. Von der Reichs-
eisenbahngesetzgebung(Art. 42—46) ist Bayern ganz ausgenommen
und unterliegt derselben nur nach Maßgabe des Art. 46 letzter
Absatzund Art. 35. Für die Besteuerung von Bier 2c. gilt eben-

falls Art. 47. Auch ist Bayern eximiert von der Kompetenz der

Normaleichungskommissionund hat auf diesem Gebiete seine eigene
Behörde (Neichsgesetzvom 26. November 1871).

IV. In Bayern bestehen gewisse Exemtionen von der

Reichsgesetzgebung. Nicht alle Gesetzewurden sofort eingeführt.
Eingeführt wurden nur, nach Maßgabe näherer Bestimmungen, die.
im Reichsgesetzvom 22. April 1871 (ReichsgesetzblattS. 77) auf-
gezählten Gesetze. Von der Reichsgesetzgebungüber Heimatwesen
(Niederlassungs=und Verehelichungswesen)ist Bayern völlig aus-

genommen, und es bleiben somit für die Armenangelegenheitender

Gothaer Vertrag und die EisenacherUebereinkunft: bestehen(Schluß-
protokoll 7. III). Auch die vom Reicheevent. über Immobiliarversiche-
rung zu erlassendenGesetzekönnen in Bayern nur mit Zustimmung
der bayerischenRegierung Geltung erlangen (Schlußprotokoll 7. IV).

V. Ueber die an Bayern erfolgte Zuteilung von sechsStimmen

statt vier im Bundesrate vgl. & 66.

8 64.

Das Reichsland Elsaß-Lothringen.“
I. Seschichte.=

Die gegenwärtigen Reichslande, aus dem Elsaß und einem

Teile von Lothringen bestehend,gehörten fast in ihrer ganzen Aus-

dehnung zum früheren DeutschenReiche. Elsaß gehörte seit dem

1 Hdbbl. II S. 458; Kirchen-Lothringen
heim, Einführung, S. 1 *n Zur Vorgeschichte:Siatistisches? Litteratur: Leoni #. Mar= Handbuch für Elsaß-Lothringen 1
quardsen II1I., S. 217; N.L. III| (Straßburg 1885)S. 4ff.; Schmidt,
S.402—40. ReichesMaterial siehe Elsaß u. Lothringen. Nachweiswie2c.,
Annalen 1885 S. 854 s. v. Elsaß= 2. Aufl. (1871).
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Vertrage von Verdun 848 zum Anteil Lothar's, in den späteren
Fahrhunderten großenteils zu Oesterreich(Oberelsaß). Daneben
aber bestandenHerrschaftender Bistümer, der Häuser Pfalz-Zwei-
brücken, Württemberg,Baden 2c. Auch finden wir mitten innen die
Gebiete von der Reichsritterschaftund von elf Reichsstädten,worunter

Straßburg. Die jetzt deutschgewordenenTeile Lothringens gehörten
ebenfalls zu verschiedenenGebieten, zu dem Herzogtum Lothringen,
dem Bistum Metz u. s. w. Im Dreißigjährigen Kriege kam das

Elsaß in die Gewalt der Franzosen, denen es im WestfälischenFrie-
den (J. P. M. & 78, 74) förmlich abgetreten wurde. Einige
nichtösterreichischeBesitzungen sowie die Reichsstädteblieben beim

Reiche,bis auchdiese mitten im Frieden — Straßburg am 28. Sep-
tember 1681 — Frankreich zufielen, ein Naub, der durch den Rys-
wicker Frieden 1697 bestätigt wurde. In ähnlicher Weise hatte
einst Heinrich II. 1552 das Bistum Metz an sich gerissen. Der

übrige Teil von Lothringen wurde von Frankreich 1733 einstweilen
für den König Stanislaus von Polen okkupiert, nach dessen Tode

(1766) gänzlich einverleibt; die dortigen Großenbehielten jedoch
bis 1801 Sitz und Stimme auf den deutschenReichstagen. Durch
den Pariser Frieden blieb Frankreich im Besitze dieser Gebietsteile,
welche jetzt, nachdem die Nationalversammlung die Feudallasten auf-
gehobenund Napoleon I. (28. Pluviose VIII) eine neue Verwaltung
fest gegründet hatte, ganz und gar in die strengeZentralisation des

französischenStaates hineingezogenworden.

Fast das ganze Elsaß und etwa ein Fünftel von Lothringen
wurden dem DeutschenReiche nach den Ereignissenvon 1870 wieder-

gewonnen. Bereits durch Kabinettsordres vom 14. und 21. August
bezw. 7. November 1870 wurden die Bezirke, welche Deutschland
zu behalten beabsichtigte,zu einem Generalgouvernementvereinigt.,
Damit war die alte Staatsgewalt beseitigtund an ihre Stelle zu-
nächst die militärische Autorität des deutschenOberbefehlshabers
getreten. Dervorläufige Rechtstitel wurde mit dem am 2. März

!Mitscher in den Preußischen(1874): Verhandlungen des Neics-ThrbüchernXXXIII S. 269, 338; tags iin Annalen 1871, S. 846—958.
VS.404, 473; 1b % Ver aiusten 19.I... 300StreitSa Generalgouvernementsrc. über den völkerrechtlichen Erwerbs-
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1871 erfolgendem Austausche der Ratifikationen des Präliminar-
friedens vom 26. Februar ein definitiver, bestätigt durch den Frank-
furter Frieden vom 10. Mai, staatsrechtlichanerkannt durch Gesetz
vom 9. Juni 1871. Das abgetreteneGebiet ist danach genau um-

schrieben:für dasselbebestehtvom Tage der Okkupation an ununter-

brocheneund unanfechtbareKontinuität des deutschenRechtes, gleich-
viel ob dasselbe in Form des militärischenBefehls oder des Gesetzes
entstanden.

Die neuerworbenen Gebiete waren nun zwar mit dem Reiche
vereinigt, aber seinerVerfassungnicht eingefügt. Hier eröffneten sich
insofern Schwierigkeiten, als man damals weder eine Teilung ver-

anlassen, noch einen selbständigenStaat aus diesen Gebieten bilden
oder gar sie einem Einzelstaate — als solcher wäre nur Preußen
oder Baden in Betracht gekommen — zuwenden wollte.! Man

gestaltete daher die Verhältnisse in anderer Weise, indem man

den neuen ganz eigenartigen Begriff „Neichsland“ in die Reichs-
verfassung hineintrug. Die Entwickelung des nächstenJahwehntes
zeigt jedoch ein stetes Fortschreiten zur Selbständigkeit in folgenden
Stadien:

1. Die Verwaltung des Generalgouvernements (14.August
1870 bis 28. Juni 1871, Tag der Rechtskraft des Gesetzesvom

9. Juni).
2. Die kaiserliche Diktatur (28. Juni 1871 bis 1. Ja-

nuar 1874).
Durch das genannte Vereinigungsgesetzwird dem Kaiser die

Ausübung der dem Reiche zustehendenStaatsgewalt übertragen.

titel, welcher meistens erst in den frist noch nicht von deutschenTrup-
Friedensverträgen erblickt wird. Mag
es auch richtig sein, daß durch Okku-
pation die feindliche Statsgewaltnur

suspendiert wird, so muß doch im

vorliegendenFalleder Erwerbstitel
in der debellatio desebenwerden.NRichtig: nur N.L. 111 3;
1 S. 422. Amtlich16dieGüchigten
der französischenAnordnungen für
die Landesteile angenommen, die am

Tage des Ablaufs der Publikations=

pen besetztwaren
1 Reiche Broschürenlitteratur: u.

a. Elsaß-Lothringens Vergangenheit
und Zukunft, Straßburg. 2. Aufl.
(1877); Elsaß-Lothringenals kaiser-
liches #iiseslaberot chramm
Kronprinzenland WWie 1879.
Vgl. auch Bismarck im Reichstage

vom 2. Mai 1871 und 21. August
1879 (Hahn II S. 327, III S. 742).
Vgl. unten S. 292 N. 3.
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Die Gesetzgebungwird lediglich durch den Kaiser mit Zustimmung
des Bundesrates (ausnahmsweiseauch des Reichstages)geübt. In
dieser Periode ist man eifrig thätig, die Verwaltung selbständigzu

gestalten— viele Reichsgesetzeund Verfassungsbestimmungen,welche
die Existenz einesGliedstaates zur Voraussetzung haben, werden

eingeführt, ein Ausschuß im Bundesrate, eine Abteilung im Reichs-
kanzleramt, ein Gesetzblattfür Elsaß-Lothringen begründet.

3. Die unmittelbare Herrschaft der Reichsgesetzgebung
(1. Januar 1874 bis 2. Mai 1877). Durch Gesetzvom 25. Juni
1873 trat die Verfassung am 1. Januar 1874 in Kraft. Fortan
entsendet Elsaß-Lothringen fünfzehn Abgeordnete in den Reichstag:
die Gesetzefür Elsaß-Lothringen werden als Reichsgesetzeerlassen.

4. Anfänge der Selbständigkeit (2. Mai 1877 bis 1. Ok-
tober 1879). Die Anomalie, daß die Faktoren der Reichsgesetzgebung
zugleichfür einen einzelnenTeil thätig sind, wird gemildert dadurch,
daß eine LandesgesetzgebungdurchKaiser und Bundesrat mit Zu-
stimmung des (bereits 21. Oktober 1874) errichteten Landesaus-

schusses eingeführt wird.
5. Die Selbständigkeit (seit 1. Oktober 1879) wurde durch

Gesetzvom 4. Juli 1879 gewährt, auf welchem die gegenwärtige
Verfassung beruht.)

II. Gegenwärtige Organisation des Reichslandes.

1. Der Kaiser übt alle landesherrlichenRechteüber das Reichs-
land aus, welches man insofern als Kronland des Kaisers bezeichnen
kann. Der Bundesrat hat Mitwirkung bei der Gesetzgebungund

einzelnespezielleRechte.: Die Anordnungen des Kaisers bedürfen
der Gegenzeichnungdes Reichskanzlers,der somit verantwortlicher
Minister für Elsaß-Lothringen ist bezw. war. Nach dem Gesetzvon

1879 kann der Kaiser einen Statthalter ernennen, auf den jene
Verantwortlichkeit übergegangenist.“

1 Zur Geschichtedieses Gesetzes schnitt 111 den Begriff staatsrecht-
vgl. St. Ber. des Reichstags 1879, lich festzustellen.
S. 0r0fe (dazu Anlage S. 1332 ff.). I

* Marquardsen S. 232
s erscheint geboten, erstdiese Der Wortlaut be*i läßt# zu lernen, um sodann im Ab= i die Möglichkeit offen, daß derKaiser

v. Kirchenheim. Lehrbuch des Staatsrechig.
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2. Die Spitzeder Verwaltung bildet dieserStatthalter
mit Residenzin Straßburg. Er vereinigt in sich:a) die landes-

herrlichen Befugnisse, welche ihm der Kaiser überträgt. Diese Ueber-

tragung fand bisher auf Namen statt, nicht aufdas Amt. Ueber-

tragen sind im wesentlichenBefugnisse, welche in Deutschland zum

Dezernat der Ministerien gehören,insbesondere Erlaß von Verord-

nungen, Nachlaß von Geldstrafen, „Ernennung bezw.Bestätigung
gewisserBeamtenkategorien.b) Alle ministeriellen Befugnisse,welche
bis 1879 dem Reichskanzlerzustanden.c) Die durchden sogen.Diktatur-

paragraphen(§ 10 des Gesetzesvom 30. Oktober 1871) dem früheren
Oberpräsidentenbeigelegten Befugnisse (ogl. Hbbbl. II, S. 288).

3. Ein Ministerium für Elsaß-Lothringen mußte für jene
Angelegenheiten, welchebisher dem Reichskanzleramtund Ober-

präsidium oblagen, ins Leben gerufen werden. Es zerfällt nach der

Verordnung vom 23. Juli 1879 in vier Abteilungen (Inneres,
Justiz, Finanzen, öffentlicheArbeiten), welchealle der oberen Leitung
des Staatssekretärs unterstehen." Derselbe hat eine ähnlicheRechts-
stellung zum Statthalter, wie der Stellvertreter des Reichskanzlers
zu diesem.

4. Der Staatsrat — nicht zu verwechselnmit dem Kaiserlichen
Rat (Handbibliothek II, S. 228) — ward zum Ersatze des fran-
zösischenconseil d'état geschaffen. Bestehend aus höchstenBeamten
und ernannten Mitgliedern soll er insbesonderezur Begutachtung
von Gesetzentwürfenthätig werden.

5. Der Landesausschuß besteht seit dem 1. Oktober 1879

aus 58 Mitgliedern, welche durch die Bezirkstage, Landkreise und

Städte indirekt gewählt werden. In seiner Zusammensetzungmit

einem Provinziallandtage vergleichbar,nähert er sich in seinen Be-

fugnisseneiner Landesvertretung. Er hat die Prüfung des Landes-

haushalts, das Recht der Zustimmung und auch der Initiative zu

keinen Statthalter ernennt, dann ministerium darstellende)Oberschulrat
würde der frühere Zustand eintreten. (Verordnung vom 21. April 1882),
Vgl. dagegen Marquardsen IIi|Ibessen Vorstand der Staatssekretär
S. 239u. unten S. 292 N 3. ist, und die Generaldirektion der

1 Besonders abgezweigte Zentral- Zöueundindirekten Steuern.
behörden sind der (ein Unterrichts-
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Gesetzen,außerdem das Recht, Petitionen an das Ministerium zu
überweisen.!

6. Die mittleren Verwaltungsbehörden sind die drei Be-

zirkspräsidienzu Kolmar (Oberelsaß), Straßburg (Unterelsaß), Metz

(Lothringen),welche in 22 Kreise zerfallen (vgl. das näherehier-
über in dieser Handbibliothek II. S. 97, 106, 228).

III. Rechtliche Natur des Reichslandes.

Die staatsrechtlicheStellung Elsaß-Lothringens läßt die Kom-

pliziertheit unserer Reichsverfassungin hellem Lichte hervortreten.
Durch den Erwerb Elsaß-Lothringens ist eine Anomalie in unseren
Staat hineingetragen, welche der Theorie reichlichSchwierigkeiten
bereitet, aber auchihren Einfluß im praktischenLeben äußert: denn

im Reichslandewar man an die lichtvolle Einfachheit des franzö-
sischenVerwaltungsorganismus gewöhnt, und jede Unklarheit der

sehr verwickelten Neugestaltung wurde übel empfunden. Die Haupt-
frage, ob das Reichsland „Staat“ oder „Provinz“ sei, scheint auf
den ersten Blick leichtzu beantworten. Woher soll eine Staats-

gewalt in Elsaß-Lothringenabgeleitet werden? Eine solcheexistiert
nicht: die Reichsgewalt ist hier allein souverän. Jene Selbständigkeit,
die den Bundesstaaten verblieb, war hier niemals vorhanden. Elsaß-
Lothringen wird vom Reiche beherrschtwie die übrigen Staaten,
aber es steht zugleich in Bezug auf ein Begriffsmerkmal außerhalb
der übrigen Staaten, insofern es nicht mitregiert: über Elsaß-Loth=
ringen, welches in die Reichsgewalt kein Quantum Souveränität

hineingegebenhat, herrscht diese Reichsgewalt, die die Mitglied-
schaftsrechtealler Staaten zusammenfaßt. Elsaß-Lothringen hat
aber als Ganzes kein „Mitgliedschaftsrecht“, es ist nicht „Staat“,
sondern Provinz des Reiches. Trotzdem neigte der Gang der Ver-

fassungsentwickelungsich der Herausbildung eines neuen Gliedstaates
zu. Die gegenwärtige Gestaltung zeigt nun folgende höchst be-

deutsame Eigentümlichkeiten:
1 Agl. Marquardsen Il! S. sdes Reichstages nachgebildet (Mar-

232. nnnide’ sind össent= quardsen S. 236). Indemnität
lich und deutsch (Gesetz v. 23. Mai für Aeußerungen besteht nicht (ogl.
1881). Die Geliehftsordnungist der ] Archiv für öffentliches Recht II, 1).
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1. Eine Haupteigentümlichkeit ist, daß die Elsaß-Lothringer
deutscheReichsbürger„in abstracto“ sind: sonst ist die Reichsange-
hörigkeit Folge der Staatsangehörigkeit (s. oben § 32); hier ist die

letztere nicht vorhanden. DeutscheReichsangehörigewurden alle in

Elsaß-Lothringen geborenenoder am 2. März 1871 dort wohnenden
früheren Franzosen, welchenicht bis zum 1. Oktober 1872 optierten.
Obwohl das Gesetzvom 1. Juni. 1870 über die Staatsangehörigkeit
in Elsaß-Lothringen eingeführt und von den dortigen Behörden bei

Naturalisation nach demselbenverfahren wird, sind doch die Elsaß-
Lothringer ohne einzelstaatlicheVermittelung Reichsangehörige,weil
es prinzipiell keine Staatsangehörigkeit geben kann.

2. Durchaus einem Staate ähnlich ist Elsaß-Lothringen insofern,
als der dortige Fiskus nichtReichs=sondern Landesfiskus ist. Ge-
rade wie jeder Staat hat Elsaß-Lothringen Vermögen, Schulden,
zahlt Matrikularbeiträge: derReichsfiskus — dem z. B. die Eisen-
bahnengehören — ist hier durchaus getrennt vom Landesfiskus.

3. Wie Elsaß-Lothringen ein Landesministerium hat, so hat es

auch eigeneBeamte. Für diese Beamten gelten die Grundsätzedes

Reichsbeamtengesetzes,aber während sie vom Kaiser bestallt und in-

sofern als Reichsbeamteangesehenwerden, erhalten sie ihr Gehalt
aus der Landeskasse.: «

4. Ueber die Gesetzgebungin Elsaß-Lothringenvgl. § 27 Zusatz.
Aus alledem ergibt sich, daß das Reichsland in den meisten

Beziehungenwie ein gleichwertigerGliedstaat vom Reichebehandelt
wird: — trotzdem fehlen ihm die wesentlichsten Merkmale des

Staatsbegriffes: es hat keine Persönlichkeitim Staatenverkehr, son-
dern steht in dieser Hinsicht einem Selbstverwaltungskörper gleich,
es hat keine Sonderrechte, keine Vertretung im Bundesrate. Man

darf also sagen, es ist insoweit Staat, als es nicht eine Vertretung
im Bundesrate beansprucht:aber diese staatsähnlicheSelbständigkeit
ist doch nur eine staatsähnliche,nicht eine staatliche, eine faktische,
obschonauf Gesetzenberuhende,da Souverän das Reich auch auf
den Gebieten der Landesgesetzgebungund Verwaltung ist.

1 Ueber das Optionsrecht, vgl. 1873; vgl. Leoni, S. 249.

Stoerk'sgleichnamigeSchrift(1878). * Es fehlt in der That zum
: Ueber das Gesetzvom 23. Dez. Staatsbegrifffür Elsaß-Lothringen
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864a.

Die Kolonien des Reiches s. oben §&31.

Zweites Kapitel.
Die Organedes Peiches.

65.

Der Kaiser.

I. Stellung des Raisertums im allgemeinen.

Obwohl dem DeutschenReiche die Vertretung der Einzelregie-
rungen als Grundlage der Reichsregierungeigentümlich ist, so war

doch neben dieser kollegialen Gestaltung eine einheitliche Zentral-
gewalt erforderlich. Schon im NorddeutschenBunde war dieselbe
vorhanden: schondamals hatte der König von Preußen die Stellung
und Macht eines kaiserlichen-Oberhauptes, wenn auch die äußere
Bezeichnungeine bescheidenerewar.: Die kraftvolle Exekutive er-

schiendamals unter drei Gesichtspunkten:Bundespräsidium, Bundes-

feloher-.Oberbefehlsaberder Marine(König von Preußen). Zum

nur die Vertretung im Hundesate.Ob und wie diese möglich, ist aber
erade die prinzipiell wichtigsteund

schwirrigsteFrage. Der Kaiser (oder
sein Statthalter rc.) kann nicht je-
mand zum Bundesrate senden, da
der Kaiser als solcher im Bundesrat
nicht vertreten ist. Ein künftiges
Gesetzmüßte also notwendig einneues

Rechtschasfen,welches seine Quelle
nicht in der Reichsgewalt fände. Nahe
liegt wohl der Gedanke,dieseSchwie-rigkeiten durch eine vorläusige
sonalunion mit dem Grohherzag-
tum Baden zu beseitigen. Ein
anderer Weg, den mannigfachenorga-
nisatorischenVersuchen(S. 289) ein
Ende zu machen, wäre die seinerzeit

(S. 288) nicht ermöglichte Zertei-
lung des Reichslandesunddie

E
Teile in verschiedeneBundesstaaten,
so daß die Aufsaugung durch alt-

deutscheLande stattfände. Dadurch
würde — man denke sichz. B. Ab-

geordnete des Oberelsaß im Karls-
ruher Landtage — vielleicht national
Bedeutsames erreicht. Alle diese An-

deutungen beweisen den engen Zu-
sammenhang der Politik mit ver-

fassunFrechtüchenGestaltungen.2 426; Zorn 15.160;Seydel, 15 420 3.S. 2
Rönne, Staatsrechtdes Wend
Reiches182

* St. Ver. desR. T.1867 S. 366.
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erstenmal wurde im norddeutschenStrafgesetzbuchder Träger dieser
Rechte als „Bundesoberhaupt“ bezeichnet:an Stelle dieser Bezeich-
nung (vgl. § 20) trat dann der Kaisertitel. In der Verfassung
ist an einzelnenStellen (Art. 5, 7, 8, 37) der Ausdruck „Prä-
sidium“ beibehalten, im übrigen derselbe durch „Kaiser“ ersetzt.
Eine sachlicheAenderung ist dadurchnicht herbeigeführt worden.

Trotzdem darf die staatsrechtlicheBedeutung des Kaisertitels
nicht unterschätztwerden. Sie erscheintals eine dreifache: mit dem

Kaisertitel belegte man allezeit nur Monarchen, das monarchische
Element soll auch hier zum Ausdruck gebrachtwerden; der Kaiser-
titel erinnert an das alte DeutscheReich, die deutscheKaiserwürde
bleibt vom materiell-völkerrechtlichen Standpunkte die älteste in

Europa; überdies aber verbindet sichallerorten mit dem Kaisernamen
eine Idee, welcheüber den engen Kreis der Einzelstaaten hinaus-
reicht, dieIdee, daß der Träger solcherWürde zwar nicht wie in

früheren Zeiten Weltherrschaft erstrebe, aber eine Weltmacht ver-

trete und den Völkerfrieden zu schirmenBeruf und Befähigung habe.1
Daraus ergebensichauch wichtige Folgerungen für die nähere

staatsrechtlicheBestimmung der Kaiserwürde. Der Kaiser ist nicht
Präsident, wie der Präsident einer Republik. Er ist auch als solcher
nicht Souverän im gewöhnlichenSinne, da die Souveränität der

Gesamtheit der verbündetenRegierungen zusteht. Er führt aber das

Bundespräsidium kraft eigenenRechts, ist unverantwortlich, unab-

setzbar,niemandes Unterthan. Der Kaiser ist Mitglied des Reiches,
Mitträger der Souveränität, in diesem Sinne primus inter pares.
Aber in Bezugauf die Kaiserwürde gibt es keinepares. Nur

Preußen hat neben jenenMitgliedschaftsrechtenselbständigeFunktionen
im Reiche. „Das Recht auf die kaiserlicheStellung ist ein Recht
Preußens; die Rechte des Kaisers sind Rechte des Reiches.“ Der

staiser ist also nicht nur Mitglied und erstes Mitglied, sondern er

ist auch Organ, und zwar erstes Organ des Reiches.
Alle viese Rechte sind dauernd und untrennbar mit der Krone

Preußen verbunden. Daher braucht die Reichsverfassung keine

NTreitschke, Preuß. Jahrbüch. XXXIV S. 513; Held, Das Kaisertum
(Programm) 1880.
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Vorschriften über den Erwerb der Kaiserwürde zu treffen: dieselbe
folgt ipso jure der preußischenKönigswürde. Es gelten alle preu-

bischen Verfassungsbestimmungenund Hausgesetzeüber die Thron-
folge auch für das Reich, ebenso die Vorschriften über Regentschaft
und Stellvertretung: wer die preußischenRegierungsrechteausübt,
führt auch die Präsidialgeschäfte,die ein Accessorium jener sind.

Die Sätze des preußischenRechtes sind daher in einem gewissen
Sinne zum Reichsrechtgehörig: eine erschöpfendeDarstellung des

Reichsrechts kann sie als Bestandteil derselben in sich aufnehmen.
De jure aber, vom Standpunkte der Gesetzgebungsind sie preußisches
Staatsrecht geblieben,können durch ein verfassungänderndesGesetz
in Preußen geändert werden und sind dem Einfluß der Reichsgesetz-
gebung vollkommen entzogen.

II. Kalserliche Rechte.

Unter den persönlichen Rechten des Kaisers steht obenan der

erhöhte strafrechtlicheSchutz, welchen§ 80 (94) des Reichsstrafgesetz-
buchesgewährt. Sodann kommt der Kaisertitel in Betracht. Der-

selbe bezeichnet,wie sich aus, obigem ergibt, die staatsrechtliche
Stellung seines Trägers, nicht die Beziehung zu einem Gebiete —

daher wählte man nicht „Kalser von Deutschland“, sondern „Deutscher
Kaiser“. Diesem Titel wird aber hinzugefügt „König von Preußen“,
auch wenn es sich um Reichsangelegenheitenhanvelt. Die Richtigkeit
dieses Gebrauches ergibt sich ebenfalls aus der oben vorgetragenen
Untrennbarkeit der Kaiser= und Königswürde.

Die Erblichkeit des DeutschenKaisertums findet ihren Aus-
druck darin, daß der preußischeThronfolger auch den Titel „Kron-
prinz des Deutschen Reiches“ und das Prädikat „Kaiserliche und

Königliche Hoheit“ führt.
Mit dem kaiserlichenTitel ist die Führung der Kaiserkrone,

Ueber die Regentschaft imNeiche leistung des Eidesauf die preußische
vgl. Kirchenheim,DieNegentschaft“Versasiungzur Voraussehung, ist
(1880)S

8 14, N.G. Bl. 1878 S. 101. widerlegt von Laband 1 S. 218;
* DieBehauptung,bis Ruson r gr.oben § 43 1 S. 196.

der kaiserlichenRechte habe die Ab-
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des kaiserlichenWappens und der kaiserlichenStandarte verbunden.!

Die vom Kaiser kraft seiner Präsidialbefugnisseernannten Behörden
und Beamten sind als kaiserlichezu bezeichnen.Eine Verleihung
von Orden und Adelstiteln ist bis jetzt nochnicht vorgekommen,viel-

mehr werden solcheAuszeichnungennur vom König von Preußen erteilt.
Wenn es auch üblich ist, daß der Kaisertitel nur in Angelegen-

heiten des DeutschenReiches gebrauchtwird, so kann doch derselbe
auch bei allen rein preußischen Staatsakten mit dem Königstitel
verbunden werden, da nach völkerrechtlichemBrauch der staatengesell-
schaftlichhöhere Titel mit angewendetzu werden pflegt.

Pekuniäre Vorrechte (Zivilliste u. dgl.) sind mit der Keaiser-
würde nicht verbunden; doch wird im Etat dem Kaiser ein Dispo-
sitionsfonds für staatlicheZwecke, insbesondere für Gnadenbewilli-

gungen, zur Verfügung gestellt (für 1886/87 2 400 000 Mark).

III. Die NRegierungsrechte des Halsers.

Es ist allerdings nicht thunlich, einen vollständigenKatalog der

kaiserlichenBefugnisseaufzustellen,da dieselben überall im engsten
Zusammenhangemit dem materiellen Rechteder einzelnenVerwal=

tungszweigestehen. Trotzdem ist es für ein Lehrbuchzweckdienlich,
die kaiserlichenRechtewenigstens im allgemeinen hier aufzuzählen
und nach ihrer juristischenBedeutung zu gruppieren.

1 R.G.Bl. 1871, S. 318, 458. 2 Nur zum Veweise, zu welchen
Das Wappen ist der schwarze, ein-

köpfige, rechtssehendeAdler mitrotem

Aauen,ohne
sapfel, auf dem

Hrustlchilde.den vreußischenAdler,
über dem Ganzen die Krone Karls
des Großen. Bgl. -bbiidungGoth.
genealog. Taschenbuch 1874, S. 305
und Graf Stillfried-Alcantara, die
Attribute des deutschen Reiches
(1874). — Ueber den Gebrauch des

luifercherAdlers auf Waren u. s. w.

A. E. vom 16. März 1872

Gare,20. 93) R. Str.G B.

Verirrungen die Sucht nach privat-
rechtlichen Analogien führen kann,
seien hier die kaum ernsthaft zu nehmendenAusführungen Laband's I

5 (Marquardsen II, 1, 2
S. 3 erwähnt,welche denKaiser
dem Vorstand einer Aktiengesellschaft
vergleichen. Siehe hiergegen Gum-
plowicz, Rechtsstaat (1880), S

543; Kirchenheim, Regentschaft
(1880) S. 139 und besonders Gierke

(1883) in seinem bervoragendenAr-

drettebimDbktuchf Gesetzgebung.N.
1146.
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1. Der Kaiser ist der Vertreter Deutschlands im Staatenverkehr,
er hat das, was die ältere Theorie jus repraesentationis omni-

modae nannte — völkerrechtlich wie staatsrechtlichvertritt der

Kaiser das DeutscheReich (Art. 11, 56 der Verfassungsurkunde).
2. Der Kaiser hat sodann zunächsteine Reihe formeller Be-

fugnisse,indem er (Art. 12—14 der Reichsverfassung)die Thätigkeit
der übrigen Faktoren der Reichsgewalt anordnet und bestimmt,
Bundesrat und Reichstag beruft und schließt.

3. Er ist der Hort der Reichsgesetzgebung(vgl. S. 115), indem
er die Ausfertigung, die Verkündigung und die Ueberwachungder

Ausführung der Reichsgesetzehat. In einzelnenFällen hat er ein

Veto (vgl. § 27 II. S. 115). Ein Begnadigungsrechtsteht ihm,
in den Fällen zu, in welchen das Reichsgerichtin erster Instanz
entscheidet.“

4. Der Kaiser ernennt die Reichsbeamten, insbesondere den

Reichskanzler(Art. 15, 17): die obere Leitung der Post= und Tele-

graphenverwaltung ist ihm in Art. 50 ausdrücklichzuerkannt.
5. Vor allem ist der Kaiser der Befehlshaber des deutschen

Heeresund der Marine, nachLaband „der Verwalter der Machtmittel
des Reiches“ (Art. 53, 68).

6. Schließlich übt der Kaiser die dem Reich zustehendeStaats-

gewalt in Elsaß-Lothringen und in den Kolonien aus (Reichsgesetz
vom 9. Juni 1871 § 3, s. oben S. 134).

g 66.

Der Bundesrat.:

Der Bundesrat ist die eigenartigsteBildung unseres Staats-

rechts; zur klaren Erkenntnis seiner rechtlichen Natur wird es

nötig sein, vorerst seine Zusammensetzungund seine Zuständigkeit
zu behandeln.

Vinding,Handbuchd.Str. R. Boretius in den preußischenJahr-
1 S. 865. büchern 1878, Heft 5 S. 507; La-3

Seydelin Holtzendorffs band 1 S. 230—291.
Jahrbuch. N. F.III (1879)S. 273ff.;
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I. Busammensetzungdes Bundesrates.

Im Staatenstaat muß neben dem unitarischenPrinzip, welches
bei uns durch den Kaiser vertreten ist, das föderative Element seinen
Ausdruck finden. Dies geschiehtzunächstim Bundesrate, in welchem
die Souveränität der Einzelstaaten zusammengefaßterscheint. Nach
Art. 6 der Reichsverfassungbesteht der Bundesrat aus den Ver-

tretern der Mitglieder des Bundes, unter welchen die Stimmführung
sich in der Weise verteilt, *Preußgßße 17 Stimmen

Bayern . 6 „

Sachsen,Wurttembergje . 4 „

Baden, Hessenje. .. 8 »

Mecklenburg-Schwerin,Braunschweigje 2

die übrigen Staaten je. .. 1 Stimme
haben. Die Verteilung der im *i ss Stimmenerfolgte nach
dem Vorbilde des Bundestages. Für Preußen, das damals vier
Stimmen hatte, traten die Stimmen Hannovers (4), Kurhessens(3),
Holstein-Lauenburgs(3), Nassau's (2) und Frankfurts (1) hinzu.
Bayern erhielt als besondereBegünstigung sechsstatt vier Stimmen.

Durch diese Zahlen ist lediglich der rechtliche Wert der ein-

zelnen Staatenstimmen bezeichnet.Im Grunde hat jeder Staat

nur eine Stimme. Die Stimme wird einheitlich abgegeben,aber

für mehrere gezählt. Daß übrigens das Zahlenverhältnis durchaus
falsch ist, bedarf kaum der Hervorhebung: 28 Millionen Preußen
stehenhinter den ersten 17 Stimmen, und hinter den letzten 17 Stim-

men der Kleinstaaten stehen nur 1½ Millionen Einwohner, oder mit

anderen Worten: der Einfluß von Anhalt, Waldeck wie der beiden

Schwarzburg, Reuß, Lippe ist etwa halb so groß wie der Einfluß
Preußens! (Vgl. S. 62 N. 1; S. 305 N. 2.)

Wenn auch die Stimmenzahl nur einheitlich abgegebenwerden

kann, so kann doch jeder Staat soviel Bevollmächtigte ernennen, als

er Stimmen hat. Es haben jedoch nur die deutschenBundesstaaten
Stimmen, daraus folgt, daß keine Stimme haben a) der Keiser.
Es ist zwar wohl zuweilen von „Präsidialstimme“ die Rede, diese

Stimmeist aber nicht die des Kaisers, sondern die preußische.!
Bismarck,16. April 1869, R.T.
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b) Die Mediatisierten. c) Elsaß-Lothringen,welchesnicht Mitglied
des Reiches, sondern Reichsland ist. Jedoch werden seit der Neu-

gestaltung1879 Vertreter desselbenmit beratender Stimme zugelassen.
Es sind also nur Stimmen der Staaten im Bundesrat; der

Wille des Staates kommt hier zum Ausdruck. Es stimmt nicht der

Bevollmächtigte, sondern der Staat, „nicht der Freiherr von Friesen,
sondern das Königreich Sachsenstimmt durch ihn; nach seiner In-
struktion gibt er sein Votum ab, welches sorgfältig destilliert ist aus

all den Kräften, die zum öffentlichen Leben in Sachsen mitmirken;
in dem Votum ist die Diagonale aller der Kräfte enthalten, die in
Sachsen thätig sind, um das Staatswesen zu bilden; es ist das

Votum der sächsischenKrone, modifiziert durch die Einflüsse der

sächsischenLandesvertretung, vor welcher das sächsischeMini-

sterium für die Vota, welche es im Bundesrat abgebenläßt, ver-

antwortlich ist.“

In dieser berühmten Aeußerung des Fürsten Bismarck ist
zugleichdie Stellung der Bundesratsbevollmächtigtenzu ihrem Staate

gekennzeichnet.Dieselben sind lediglich dem letzteren unterworfen
und verantwortlich. Die Erteilung der Instruktion ist eine res in-

terna des Einzelstaates;ob hier eine Mitwirkung der Landesver-

tretung, wie weit eine Verantwortlichkeit des Ministeriums stattfin-
den u. s. w., das sind Fragen, welche lediglich nachEinzelstaatsrecht

zu entscheidensind.
Von der Instruktion ist jedoch die Vollmacht der Vertreter

zu scheiden,welche der Einzelstaat zum Bundesrate entsendet. Diese
Vollmacht hat der Bundesrat zu prüfen (vgl. Nr. II dieses Para-
graphen); auf Grund derselben erfolgt die Abstimmung, und diese
ist reichsrechtlichgültig, gleichviel ob sie der Instruktion entspricht
oder nicht. Daß die Abstimmung auch ganz unterbleiben kann, geht
aus Art. 7 Abs. 3 hervor, wonach nicht vertretene oder nicht in-

struierte Stimmen nicht gezählt werden. Auch wenn die Mehrzahl
der Staaten ihre Stimme ruhen läßt, bleibt der Bundesrat Organ

1 Beansprucht vom gräfl. Hause 2: Bismarck, 19. April 1871

Schönburg. (Denkschrift von Bi- Sten. Ber. S. 298).
schof, Gießen 1871, durchaus irrig.)
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des Reiches. Reichsrechtlichbestehtfür den Einzelstaat kein Zwang
zur Beschickungdes Bundesrats.“

Die Bundesratsbevollmächtigtenerfreuen sichgleich den früheren
FrankfurterBundestagsgesandtenbesonderenvölkerrechtlichenSchutzes
(ReichsverfassungArt. 10), d. h. die nichtpreußischenBundesrats-

bevollmächtigtenwerden wie beim König von Preußen akkreditierte
diplomatische Geschäftsträger angesehenund sind der preußischen
Staatsgewalt gegenübererterritorial.

Die Mitglieder des Bundesrats müssenim Reichstagejedesmal
gehört werden und können nicht gleichzeitigMitglieder des Reichs-
tags sein (ReichsverfassungArt. 9).

II. Die Buständigkheit des Gundesrates.

Der Bundesrat steht neben dem Kaiser als erstes Organ der

Reichsgewalt: es muß daher eine Verteilung der Funktionen der

Reichsgewaltzwischendiesen beiden Organen stattfinden. Eine solche
Sonderung ist jedoch in den Rechtsquellennicht vorgenommen. Wenn

auch der Schwerpunkt des kaiserlichenRechtesin der Exekutive, der

der bundesratlichenThätigkeit in der Legislative erblickt werden

kann, so ist doch die Zuständigkeit des Bundesrats, als Trägers der

Reichssouveränität, eine allgemeine. Grundsätzlich ist keine Art der

Bethätigung staatlichen Willens ihm entzogen. Seine Beschlüsse,
welcheden Willen der Gesamtheitder Bundesglieder darstellen, erscheinen
daher in der Gesetzgebung,Verwaltung und Rechtssprechung.

A. Die Hauptthätigkeit des Bundesrats ist die gesetzgeberische
(Art. 5, 7). Er beschließtüber die dem Reichstage zu machenden
Vorlagen und über die von demselbengefaßten Beschlüsse. Anders

wie der Kaiser, der die Gesetzeausfertigt und verkündet, und anders

wie der Reichstag, der den Entwurf, nicht das Gesetzfeststellt, ist
der Bundesrat Organ der Reichsgesetzgebung.Auch steht dem

Bundesrate, sofern nicht anders bestimmtist, das Reichsverordnungs-
recht zu.?

Wie Zorn 1, 145 annimmt. 7 Annalen 188. 701.1

Dagegen Laband l S. 237 und bei oben 8 27 III S
Marquardsen II, 1 S. 43.
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B. Der Bundesrat hat eine umfangreicheMitwirkung bei der

Regierung und Verwaltung.
1. Abgesehenvon dem eben erwähnten Erlaß von Verord-

nungen (Art. 72) steht dem Bundesrat die Entscheidungüber die

Handhabung der Reichsgesetzezu, und er beschließtüber die Ein-

richtungen, welchezur Abhilfe der bei Ausführung der Reichsgesetze
hervorgetretenenMängel erforderlich sind.

2. Eine Reihe von Regierungshandlungendes Kaisers bedürfen
unbedingt der Zustimmung des Bundesrats, so die Kriegserklärung,
der Abschluß von Verträgen (Art. 11, vgl. unten & 84), die Voll-

streckungder Bundesexekution (Art. 19), die außerordentlicheReichs-
tagauflösung(Art. 24).

3. Bei der Ernennung gewisserReichsbeamtenhat der Bundes-
rat ein Wahl= und Vorschlagsrecht, so hinsichtlichder Mitglieder
des Reichsgerichts,Rechnungshofes, Bundesamts für Heimatwesen,
der Disziplinarkammern, des Disziplinarhofs, der Verwaltung des

Reichsinvalidenfonds und des Reichsbankdirektoriums (vergl. auch
Art. 36 und 56 der Reichsverfassung).:

4. UmfangreicheBefugnisse stehen dem Bundesrate im Gebiete
der Finanzverwaltung zu, insbesondere weil der Bundesrat ja an

die Stelle der früheren Generalzollkonferenzgetreten ist: er wirkt

mit bei der Etatsaufstellung, der Aufnahme von Anleihen, er kon-

trolliert das gesamteZollwesen, beschließtdie Aufhebung der Zoll-
anschlüsse,kontrolliert die Kriegsschatz-,die Reichsschulden=und Reichs-
bankverwaltung, erteilt dem ReichskanzlerDecharge2c.:

Außerdem stehendem Bundesrate noch eine Reihe besonderer,
bei den einzelnenGegenständenzu erwähnenderVerwaltungsbesugnisse
zu (ogl. z. B. Gesetzvom 28. November 1867 8 23).

C. Aehnlich den alten Reichsgerichtenoder dem englischenOber-

hauseist der Bundesrat Organ der Rechtspflege auf dem Gebiete des

öffentlichenRechts: er ist der einzigeGerichtshofzur Entscheidungstaats-

rechtlicherFragen,in gewissemSinne ein sogen.„Verfassungsgerichtshof“.
« Beamtengesetz§ 43; Gesetz v. [11. Nov. 1871 §&1, 3; Gesetzvom

4. Juli 1868 § 2, 3 Pärz1873 25. Mai 1873 8 11; Gesetz vom

8 11;
1 „ *2 13. Juni 1873; Bankgesetz88 36

Art. 39, 0 72,73; Fol- bis 47

vereinsvertragArt. 6; Geset
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1. Er erledigt auf Anrufen eines Teiles gleich der früheren
Austrägalinstanz des Bundes Streitigkeiten zwischenverschiedenen
Bundesstaaten, sofern dieselben nicht privatrechtlicher Natur und

daher von den Gerichten zu entscheidensind.
2. Ebenso hat er unter gewissenVoraussetzungen(Art. 762)

Verfassungsstreitigkeiten— zwischenKrone und Volksvertretungder

Einzelstaaten— zu schlichten(ogl. oben S. 179).
3. NachArt. 77 ist der Bundesrat die obersteInstanz im Falle

einer Justizverweigerung.
Der Bundesrat kann, da er selbstseiner Zusammensetzungnach

keine richterlicheBehörde ist, die Entscheidung einem Gerichte (wie
dies häufiger geschehen)oder anderen Sachverständigen (einem Ge-

lehrten, einer Fakultät) übertragen: die formelle Rechtskraft des
Urteils beruht aber stets auf der staatsrechtlichenZuständigkeit des

Bundesrates. ,

Uebrigens erscheinenauch die Beschlußfassungennach Art. 19

wie andere Beschlußfassungenauf den Gebieten der Verwaltung gleich
Entscheidungeneines höchstenGerichtshofes des öffentlichen Rechtes.

III. Wesen des Bundesrates.

Als was kann danach der Bundesrat betrachtet werden? Ist
er ein Ministerium? ein Staatsrat? ein Oberhaus? ein Staaten=

haus wie in Amerika? Ein Ministerium ist er nicht, da er vor-

zugsweisegesetzgebenderFaktor, ein Oberhaus nicht, da er nicht das
Volk vertritt, ein Staatsrat nicht, da er nicht verwaltet, — und

dem Staatenhaus anderer Bundesstaaten ist er unähnlich, da die in

in ihm vertretenen Potenzennicht gleichwertig sind. Mag er auch
einem Oberhaus gleichen, insofern er konservativ das Reich vor

Verfassungsänderungenbewahrt, mag er auch wie ein Staatsrat

durch die Elite von Beamten Gesetzevorbereiten, er ist doch ein

durchaus eigenartiges Gebilde, dessenNatur sich nur aus deutschen
Verhältnissen, nicht nach einer allgemein staatsrechtlichenSchablone
erklären läßt. Mag man ihn als „proles sine matre creata“ be-

zeichnen,es kann nicht verkannt werden, daß diese Bismarck'sche
Schöpfung mehr wie jede andere den praktischenBedürfnissen und

den geschichtlichgegebenenVerhältnissen gerechtwurde.
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Der Bundesrat entspricht keinem jener oben erwähnten Be-

griffe: er ist nicht erfunden und erdacht, sondern er ist wie von

selber entstanden. Statt doktrinären Formen zu huldigen, ausge-
staltete man vorläufig Vorhandenes zu dauernder Einrichtung. In
Erfüllung der Augustoerträge entsandten 1866 die verbündeten

Staaten Vertreter nachBerlin zur Verfassungsberatung(vgl. & 18).
Diese Versammlung von Vertretern war eine völkerrechtliche,welche
sich eo ipso in ein nach bestimmten Normen fungierendes staats-
rechtlichesKollegium, den Bundesrat, umwandelte. In dieser Hin-
sichtknüpft der Bundesrat (anders als in dem 1848 ein Oberhaus pla-
nenden Reichsverfassungsentwurf)an den alten Bundestag an —

wie auch äußerlich Stimmverhältnis, Nichtöffentlichkeit daran ange-

knüpft ist. Mehr aber noch ähnelt er staatsrechtlichdem Reichstage
des alten Reiches, insofern auchdieser kein parlamentarischerKörper,
sondernMitträger der Souveränität war; nur daß damals der Kaiser
dem Reiche(„Kaiser und Reich“) gegenüberstand,während er hier als

König von Preußen mit seinensiebzehnStimmen mitten inne steht.
In vielfacher Hinsicht sonach Kollegien früherer und anderer

Staatsgebilde vergleichbar, trägt der deutscheBundesrat des neuen

Reichesdoch ein durchaus eigenartiges staatsrechtlichesGepräge. In
seiner Doppelnatur ist er diejenige Körperschaft, welche die indivi-

duellen Mitgliedschaftsrechteder Einzelstaatenzum Ausdruck bringt
und zugleichOrgan des Reiches ist: Mitträger der Souverä-

nität einerseits erscheint er andererseits als Willensorgan des

Gesamtstaates. Zugleich aber ist der Bundesrat jene Vereinigung,
in welcher der stete Meinungsaustausch der Regierungen stattfinden
kann, die Stätte, in welcher über alle Fragen des Staatslebens

leicht Mitteilung und Verständigung möglich ist — man hat daher
das Bundesratsmitglied als Sprachrohr und Hörrohr bezeichnet,
durch welches jede Regierung Erklärungen mitteilt und vernimmt.“

IV. Die Bundesratsausschüsse.

Gerade zu letzeremZwecke ist nach Art. 8 Abs. 3 der Reichs-
verfassungein Ausschußfür die auswärtigen Angelegenheitengebildet,

1 Agl. Laband 1 S. 218.
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in welchemBayern den Vorsitz führt. Dieser Ausschuß ist lediglich
ein Informationsorgan, durch welches die EinzelregierungenMit-

teilungen über den Gang der äußeren Politik empfangen und ihre
Ansichten über dieselbe darlegen. Preußen ist in. diesem Ausschuß
selbstverständlichnicht vertreten, da eine Informierung des Kaisers,
dem die Leitung der auswärtigen Angelegenheitenzusteht, über diese
nicht erforderlich ist.

Im übrigen bestehenverfassungsmäßigsieben dauernde Aus-

schüsse(außerdem noch für die Geschäftsordnungrc.). Sie sind nicht
Ministerien, sondern können als Kommissionen bezeichnetwerden,
deren wesentlicheThätigkeit in der Berichterstattung an das Plenum
besteht: jedoch haben sie auch einzelneVerwaltungsangelegenheiten
selbständigzu erledigen. Die verfassungsmäßigerforderten Ausschüsse
sind folgende:

für das Landheer und die Festungen;
für das Seewesen;
für Zoll= und Steuerwesen;
für Handel und Verkehr;
für Eisenbahnen,Posten und Telegraphen;
für Justizwesen;
für Rechnungswesen.

In jedemdieserAusschüssesind Preußen und vier andere Bundes-

staaten, jeder aber nur mit einer Stimme, vertreten. Im ersten Aus-

schußhat Bayern verfassungsmäßig,Württemberg und Sachsennach
den Militärkonventionen einen ständigenSitz, im übrigen ernennt der

Kaiser die Mitglieder des ersten und zweiten Ausschusses;die Mit-

glieder aller anderen Ausschüssewerden vom Bundesrat bei jeder
Session, bezw. jedes Jahr gewählt, wobei Wiederwahl möglich. Der

Bundesrat wählt die Staaten, diese ernennen die Personen. Für
Preußen, welches in allen Ausschüssenden Vorsitz führt, fällt die

Wahl fort.

P—

Die Geschäftsordnung.

Nicht wie der RegensburgerReichs=oder der Frankfurter Bundes-

tag ist. der Bundesrateine ständigeVersammlung. Er wird vielmehr
vom Kaiser berufen, eröffnet, vertagt und geschlossen.Die Berufung
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muß erfolgen, wenn ½ der Stimmenzahl (20) sie verlangt und wenn

der Reichstag berufen wird, sie kann aber auch ohne Berufung des
Reichstages erfolgen (Art. 12—14). Vorsitz und Geschäftsleitung
steht dem Reichskanzlerzu, welcher sichdurch jedes andere Mitglied
vertreten lassenkaun (Art. 15). Auch der Generalstellvertreter hat,
wenn er Mitglied des Bundesrates, die Geschäftsleitung im

Bundesrate.

Im übrigen ist die formelle Erledigung der Geschäfte näher
geregelt in der am 27. Februar 1871 beschlossenen,am 26. April
1880 nach einem bedeutsamenStreite: revidierten Geschäftsordnung,
welcheden Charakter eines autonomen Statuts trägt.

In der Verfassung selbst sind einige Bestimmungen über die

Befugnis Vorschläge zu machen, über die Stimmenzählung, das

Ausschlaggebender Präsidialstimme, sowie über die Ausnahmen vom

Erfordernis der einfachenStimmenmehrheit enthalten(Art. 7 Abs. 2—4,
Art. 5, 37, 78).

867.

Der Reichstag.

I. Allgemeines.

Während im Deutschen Bunde an keine Vertretung des Volkes

gedachtwurde, ging schon vor dem Jahre 1848 die heißeSehnsucht
unserer Vorfahren auf ein deutschesParlament. Die Einrichtung
eines solchenstandin allen preußischenReformplänen an erster Stelle.

1 Im Falle der Verhinderung
Preußenshat Bayern den Anspruch
auf den hborsttz(Schlußprot.z. Vertr.
v. 23. 9 70).

" n *. bestatssihungv.

3. April 1880 fand bei Feststellung
eines Gesetzentwurfs (betr. Reichs-
stempelabgaben) eine Abstimmung
statt, bei welcher die Majorität von

30 Stimmen eine Bevölkerung von

7½ Mi ionen, die Minorität von

28 Stimmen eine Vevölkerungvon

über 30 Millionen repräsentierte.

S. 343, 1880,
S. 409.

16 Sti men kleinerer Staaten be-

fanden sichim Wege der Substitution
bei zwei Mitgliederndes Bundesrates.
Infolgedessen reichte der Kanzler
sein Entlassungsgesuchein und stellte,
als dies nicht genehmigtwurde, Mitte

April den von eingehendenMotiven
gestützten Antrag auf Revision der

Geschäftgordnung.Labandl W Annalen8. 352 ff. R.L.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechis. 20
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Sie gelangmit der Schaffung des Nordbundes und DeutschenReiches.
Neben Kaiser und Bundesrat steht als Organ der Reichsgewaltder

Reichstag. In ihm kommt das konstitutionelle Prinzip im Reiche
zur Geltung: nach seiner Stellung im Verfassungsbauunterscheidet
er sich nicht von den Volksvertretungen der Einzelstaaten. Mehr
aber als in irgend einer anderen Einrichtung der Reichsverfassung
kommt im Reichstage der Einheitsgedanke zum Ausdruck. Der

Reichstag ist eine Vertretung des ganzendeutschenVolkes, so daß
in ihn auch Elsaß-Lothringen, welchesim Bundesratenicht vertreten

ist, Abgeordneteentsendet. Das Prinzipwidrige einer dem Art. 7

Abs. 4 der ReichsverfassungnachgebildetenBeschränkung,welcheur-

sprünglich dem Art. 28 der Reichsverfassunghinzugefügt war, ist durch
Gesetzvom 24. Februar 1873 beseitigt. Während aus praktischen
Gründen die Wahlkreise nachden einzelstaatlichenGrenzen bestimmt
werden, ist das Wahlrecht selbstvon diesen Grenzen völlig unab-

hängig, und kann jever Deutschean jedemOrte wählen und gewählt
werden. Auf 100 000 Einwohner entfällt ein Abgeordneter mit der

Maßgabe,daß in jedem Einzelstaatemindestensein Mitglied gewählt
wird. Die Zahl, die jetzt 397 beträgt, kann nur durch Gesetzgeändert
werden. Der Reichstag bestehtnur aus einer, auf breitester demo-

kratischerBasis beruhenden, Kammer. Obwohl der Bundesrat nicht
erste Kammer im gewöhnlichenSinne, würde doch die Einsetzung
eines Oberhauses den Gang der Gesetzgebungüberaus erschweren
und durchaus unnötig sein.

Da die Grundzüge des Parlamentrechtes oben vorgetragen sind,
so darf sichdieser Paragraph auf die kurzeAnführung der Haupt-
grundsätzebeschränken,welcheim wesentlichenden früheren Rechten
nachgebildet, ja zum Teil wörtlich aus der preußischenVerfassung
entnommen sind.

II. Wahlrecht und Wahlverfahren.

Der Reichstaggeht — im Unterschiedevon den zweitenKammern

der Einzelstaatenund unter Anlehnung an die Grundsätzedes Wahl-

1 Bismarck, Reichstag vom 28. März 1867 (Hahn 1 S. 628 ff.) u.

19. April 1871 (II 3531).
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gesetzesvom 12. April 1849 — aus allgemeinen,direkten, geheimen
Wahlen des Volkes hervor. Die näheren Bestimmungen enthält
in Ausführung des Art. 20 der Verfassung das Wahlgesetzvom

81. Mai 1869 und das Wahlreglement vom 28. Mai 1870. Von
den 197 Wahlkreisen entfallen auf Preußen 236, Bayern 48,
Sachsen 23, Württemberg 17, Elsaß-Lothringen 1, Baden 14,
Hessen9, Mecklenburg-Schwerin6, Weimar, Olbenburg,Braun-

schweig,Hamburg je 3, Meiningen, Koburg, Anhalt je 2, auf die

übrigen Staaten je einer. Wähler ist jeder Deutsche, der das
25. Lebensjahr zurückgelegthat, nicht unter Vormundschaftoder in

Konkurs befindlich ist, die bürgerlichenEhrenrechtebesitztund keine

öffentliche Armenunterstützung im letzten Jahre bezogenhat oder

bezieht. Die Ausübung des Wahlrechtes ruht für Personen des

Soldatenstandes, für solche, die sich zur Zeit der Wahl nicht im
Wahlbezirke ihres Wohnortes aufhalten, und für solche,die nicht in
die Wahllisten aufgenommen sind.

Wählbar sind alle Wahlberechtigten,auch die, deren Wahlrechte
ruhen, sofern sie einem Bundesstaate mindestens ein Jahr angehören.
Nicht wählbar sind die Souveräne und die Mitglieder des Bundesrates

wohl Beamte (ReichsverfassungArt 21). Die Reichstagsmitgliedschaft
erlischt durch Ungültigkeitserklärung, durch Verzicht, Annahme eines

höherenStaatsamtes, Auflösung, Ablauf der dreijährigen Wahlperiode
(vom Tag der Wahl an gerechnet).

Für jeden der im Verwaltungswege abgegrenztenWahlbezirke,
in welche die gesetzlichbestimmten Wahlkreise zerfallen, ist eine

Wählerliste aufzustellen (Reglement & 1 ff.). Die Bestimmungen
über Wahlvorsteher, Protokollführer und Beisitzer, die den Wahl-
vorstand bilden, sind analoge, wie in den Einzelstaaten. Die An-

ordnung der Wahlen und die Festsetzungdes Wahltages erfolgt
durch kaiserlicheVerordnung. Die Wahlen sind im ganzen Reiche
am gleichenTage vorzunehmen; Ersatzwahlen finden statt bei Ab-

lehnung, Ungültigkeitserklärung2c., Stichwahlen (engere Wahlen)
zwischenden Kandidaten, die die meisten Stimmen erhielten, wenn

sich eine absoluteMajorität nicht ergeben. Diese Stichwahlen dürfen
höchstens14 Tage nachErmittelung des Ergebnissesder erstenWahl
hinausgeschobenwerden. Die Wahl erfolgt durch Einlegung ver-
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deckter Stimmzettel in eine Urne und wird um 6 Uhr abends ge-

schlossen,worauf das Ergebnis festgestellttwird. SämtlicheWahl-
akten gehen an den für jeden Kreis von der Verwaltungsbehörde
ernannten Wahlkommissar, der am 4. Tage das Ergebnisöffentlich
verkündigt. Die Kosten des Wahlverfahrens trägt die Gemeinde.

Außer durch die erwähnten Bestimmungen ist die freie Ausübung
auch dieses Wahlrechts durch Reichsstrafgesetzbuch& 106 ff., 339,
sowie durch die Wahlprüfung des Reichstagesselbst (Reichsver-
fassung Art. 27) gesichert.

III. Die Buständigheit und Thätigkeit des Reichstages.

Der Reichstag übt sowenig wie Landtage der Einzelstaaten
obrigkeitlicheGewalt aus: seine staatsrechtlichenBefugnissebestehen
vielmehr darin, daß Kaiser und Bundesrat bei der gesamtenRegierung
des Reiches teils an die Zustimmung, teils an die Kontrolle des

Reichstages gebundensind. Insofern kann man dieseBefugnisseein-

teilen nach den Formen der Teilnahme an der Willensthätigkeitdes

Reiches. In dieserHinsicht ist teils die Mitwirkung des Reichstages
erforderlich — Reichsverfassung5, 69, 63 — teils die Genehmigung
bei Verordnungen und Verträgen; teils hat der Reichstagdas Recht
der Kenntnisnahme, dem die Pflicht der Regierung zur Bericht-
erstattung entspricht,teils stehtdem Reichstagdie Befugnis der Ueber-

weisung z. B. einer Petition an die Regierung zu. So läßt sich
materiell seine Thätigkeit nicht in einzelne Funktionen auflösen,
durchdringt vielmehr inhaltlich das ganze Leben des Reiches.

Die Thätigkeit des Reichstagesist teils durchdie Reichsverfassung
teils durch Autonomie geregelt: letztere ist in Reichsverfassung27

begründet und selbstverständlichdurch die Reichsverfassungbeschränkt.!
Auch der Reichstag besitztkein Selbstversammlungsrecht.Vielmehr
findet die Berufung, die mindestens alljährlich stattfindenmuß, durch
den Kaiser statt. Ueber Vertagung, Schließung 2c. geltenanaloge
Grundsätze wie die oben S. 256 aufgeführten (Reichsverfassung26).
Findet eine Auflösung statt, die nur unter Zustimmungdes Bundes-

rates durch kaiserlicheVerordnung erfolgen kann, so müssenbinnen
——

1 Geschäftsordnung (nebst Bibliothekordnung) Annalen 1877, S. 490.
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60 Tagen Neuwahlen und binnen 90 Tagen eine Neuberufung
stattfinden. Der Reichstag hat die üblichen kollegialen Rechte; er

wählt seine Präsidenten (Art. 27), bildet Abteilungen und Kom-

missionen 2c. Die Behandlung der Gesetzentwürfeerfolgt auchhier
in drei Beratungen (Lesungen),Abänderungsvorschlägebedürfen der

Unterzeichungdurch dreißig Mitglieder. Zur Beschlußfassungmuß
mindestens die Hälfte der Mitglieder (199) anwesend sein. Die

Beschlußfassungerfolgt mit absoluter Mehrheit, beiStimmengleichheitgilt der Antrag als abgelehnt.
Die Verhandlungensind öffentlich: nach & 36 der Geschästs-

ordnungkann die Oeffentlichkeitausnahmsweiseausgeschlossenwerden.

IV. Die Bechte der Reichstagsmitglieder.

Die Reichtagsabgeordnetenhabendieselbensichaus ihrer Stel-

lung ergebendenVorrechte,die oben (S. 264) geschildertwurden. Nur

in einer Hinsichtbestehtein Unterschied. Sie dürfen nach Art. 32

der Reichsverfassung„als solchekeine Entschädigungoder Besoldung
beziehen“. Diese Bestimmung ist insofern ein unvollkommenes Gesetz,
als strafrechtlicheFolgen an ihre Nichtbeachtungnicht geknüpft sind.
Die Wirkung besteht jevochdarin, daß einer zivilrechtlichenKlage,
welche die Entschädigungzum Gegenstandehätte, nicht Folge gegeben
werden dürfte; auch kann eintretendenfalls ein Rückforderungsrecht
des Fiskus begründet erscheinen. Ferner dürfen die Regierungen

1 Die Auslegung des das sogen.
Diätenverbotenthaltenden Art. 32
der N.V., die schon früher streitig
war, ist neuerdings wieder in sehr
verschiedenemSinne erfolgt. Mar-
titz, Mohl, Laband, Zorn,
Schulze, G. Meyer“—durch Art. 32 der N.V. nicht bloß
die Bezahlung von Diäten aus öffent-
lichen, sondern auch die Gewährungvon Entschädigungen aus Priva
mitteln als ausgeschlossen,Tia-
chum, Seydel und Rönne ver-

neinendie elwaheides Verbots
und erklären die Gewährungvon

Diäten aus Privatmitteln für zu-

lässig. Die Streitfrage hat nun seit
1885 dadurch praktische Bedeutung
bekommen, daß der preuß. Fiskus auf
Grund der 88 172, 173, 205, 206,
Tit. 6 bezw. 88 1070, 1071, Tit. 11
Tl. 1 A. L.N. (wonach der Fiskus
das zu einem unerlaubten Zwecke2c.

Gegebene kondizieren kann), gegen

verschiedenederfreisinnigenundder
Reichstagsabgcordneteauf Heraus=
zahlung der von denselben aus Partei-
mitteln erhaltenen Diäten und Ent-

schädigungen geklagt hat. Die Ge-

richte erster Instanz haben (mit einer

Ausnahme) die Klage abgewiesen,
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den Abgeordneten keine „Diäten“ gewähren; die Einzelregierungen
würden damit eine Verfassungsverletzungbegehen.Die Reichsregierung
hat jedochselbstdiesen Grundsatzverletzt, indem sieden Abgeordneten
Freikarten zur Eisenbahnfahrt (neuerdings jedochnur zwischenBerlin
und dem Wohnorte, nicht mehr auf allen deutschenBahnen) verab-

folgt und dafür eine beträchtlicheEntschädigungssummean dieEisen-
bahnverwaltungenzahlt. Diese wie die zufolgeGesetzesvom 23. De-

zember 1874 den Mitgliedern der Reichstagskommissionzur Vor-

beratung der Reichsjustizgesetzentwürfebewilligte Entschädigungsind
Ausnahmen, welchender Reichstagzugestimmthat, aus denen aber
weitere Schlüsse nicht gezogen werden dürfen.

Die Reichsbehörden.
68.

Der Reichskanzler.
I. Reichsbehörden und Beichskanzler im allgemeinen.

Aus der Natur des Reiches folgt, daß die Zentralgewalt sich
vielfach auf Bestimmung der leitenden Grundsätze beschränkt, die
Ausführung derselbenden Einzelstaatenüberläßt. Ursprünglich war

daher die Zahl der Reichsbehördeneine geringe und hat sichdieselbe
erst mit der zunehmendenThätigkeit des Reiches erweitert. Aber

auchheutesinddie Reichsbehördenim wesentlichenZentralbehörden:

p# *—ro 3244 88 G
1886 S. 624 (Ansichtender Staats-

gericht die erstereMeinung ange:
nommen. Daß die Vorschrift des
Art. 32 sich nicht auf Zahlung aus

ösfentlichen Mitteln beschränke,wird

hergeleitet 1)aus Entstehungsgeschichte
(Fürst Bismarck: „Bewilligungoder Zulassung von Diäten“ u. a.),
2) aus dem Wortlaut („oder") und

3) aus dem Zwecke des Art. 32

(möglichste Förderung der Unab-

hängigkeit der Reichstagsabgeord-
neten, um den aus dem allgemeinen
Wahlrecht etwa sich ergebenden Ge-
fahren entgegenzuwirken). Vgl. das
Erk. d O.L.G. Königsberg, Annalen

rechtslehrer daselbst S. 634), Erk. d.
R 25. Nov. 1886 (Neichs-
anzeiger 1887, N. 5). Dagegen neuer-

dings Joelin: Annalen 1886,S.613,
Nation IV S. 141
di

punkte: C.Bl. ·

— Weitere Streitfrage:staatsrecht-ucheWirkung obigen Verbotes

OorichenEinegübt dessen Ueber-

tretung auf die Fähigkeit, Neichstags-
mitglied zu sein?) Vgl. Bismarck
i. Sten. Ver. d. Reichstages 1884/85,
S. 26.
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nur in den Zweigen, in welchendas Reichunmittelbare Verwaltung
hat, finden wir das Provinzialsystem verwirklicht (Post).

Charakteristischist für das Reich ferner, daß Einzelstaatsbehörden
zugleich Neichsbehördensein können. Ob dies der Fall, ob die

Thätigkeit einer Behörde durch reichsrechtlicheBestimmungengeregelt,
ist so wenig entscheidendfür den Begriff der Reichsbehörde,wie der

Umstand, ob die Mitglieder derselben vom Kaiser oder Landesherrn
(wie z. B. die niederen Post= und Telegraphenbeamten)ernannt sind.
Reichsbehörden sind vielmehr nicht diejenigen, die Geschäfte des

Reiches führen, sondern nur die, welche dies thun, indem sie ihre
Autorität unmittelbar von der Reichsgewalt ableiten.

Die Reichsbehördensind teils Verwaltungs= teils Justizbehörden.
Dazwischenstehen die selbständigenFinanzbehörden. Während die

Verwaltungsbehörden unter Leitung und Verantwortlichkeit des Reichs-
kanzlers thätigsind, stehendie letzteren nur unter seinerLeitungmit

selbständigerVerantwortlichkeit. Als eine besondereBehördeerscheint
über diesen drei Arten der Reichskanzler.

Durch die Schöpfung dieser Behörde ist die denkbar strengste
Zentralisation durchgeführt: das gesamteBehördensystemdes Reiches
findet im Kanzler seine Spitze. Diese starke Zentralisation war

erforderlich, daneben den zwei Kollegien des Bundesrates und

Reichstagesein drittes Ministerialkollegium von Nachteil gewesenwäre.,

Da der Reichskanzleran der Spitze der gesamten Verwaltung
steht und das erste und einzige Organ des Kaisers ist, so läßt sich
seine staatsrechtliche Stellung genau nach der des Kaisers in

doppelter Richtung bestimmen: er ist das Organ des Königs zur

Ausübung der preußischenMitgliedschaftsrechteim Bundesrate und

er ist das Organ besKaisers als oberster Vorstand der Reichsver-
iwaltung.

II. Der Vorsitzende des Bundesrates.

Nach Art. 15. der Verfassung steht dem ReichskanzlerVorsitz
und Leitung des Bundesrates zu, dessenMitglied er notwendiger-

1 Hierüber: Fürst Bismarck im|Hensel in: Annalen 1882 (auchS.=

Reichstag 26. u. 27. März 1867 u. s Äbdr.“. Ebend. 1878 S. 402; Hänel,
16. April 1869 (Hahn! S. 628). Uober Studien II S. 24; N.L. III S. 394;
die Stellung des Neichskanzlers vgl. Laband 1 S. 306
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weisesein muß. Da aber Mitglieder nur Bevollmächtigteder Staaten

sind, so ergibt sichdie rechtlicheNotwendigkeit, daßder Reichskanzler
stets der stimmführende Bevollmächtigte des Königs von Preußen
ist.: Die unauflösliche Verbindung deutschenReichs=und preußischen
Staatsrechts, deutscherund preußischerPolitik tritt uns hier wieder

so recht deutlich entgegen.
Reichskanzler, erster preußischer Bundesratsbevollmächtigter,

Bundesratsvorsitzender müssen also stets dieselbe Person sein; nicht
aber ist es nach dem Buchstaben der Verfassung notwendig, daß
der Kanzler zugleichpreußischerMinisterpräsident sei: wer jedochdie
inneren staatsrechtlichenVerhältnisse erkennt, wird gestehen,daß auch
die Einheit von Kanzler und preußischemMinister nicht entbehrt
werden kann.

Da die Bundesratsmitglieder nicht Reichsbeamte, so ist auch
der Reichskanzlerlediglich bevollmächtigtvom König von Preußen:
in dieserHinsichtist also der Kanzler dem Bundesrate oder Reichs-
tage ganz und gar nicht, sondern höchstensdem preußischenLand-

tage — als Minister, bezw. wenn er wirklich nicht dem Ministerium
angehörte,diesem — verantwortlich.

III. Der Vorstand der Reichsverwaltung.:

Nach Art. 17 der Verfassung ist der Kanzler der einzige ver-

antwortliche Reichsminister. Die vom Kaiser namens des Reiches
erlassenenAnordnungenund Verfügungen bedürfenzu ihrer Gültigkeit
der Gegenzeichnungdes Kanzlers, welcherdadurchdie Verantwortlich=
keit übernimmt. Seine Zuständigkeiterstrecktsichalso genau so weit

wie das Recht des Kaisers: sie umfaßt die Vertretung des Deutschen
Reiches, die Befugnis, die Ausführung der Reichsgesetzezu über-

wachen,und die obersteLeitung der Reichsverwaltung. Ihre Schranke
findet diese Zuständigkeit des Reichskanzlerseinerseits an dem ver-

fassungsmäßigenRecht des Bundesrates, in einer Reihe von Ange-
legenheiten selbstals oberste Verwaltungsbehörde thätig zu werden

und dann an dem Rechtder Einzelstaaten,für bestimmteVerwaltungs-

882Bismarck i. Reichstag24.Jan. Hdbbl. II S. 43.
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zweigedie Reichsgesetzedurch ihre Behörden zur Ausführung bringen
zu lassen.

Inwieweit der Kanzlerals Reichsminister verantwortlich sei,
ist sehr bestritten. Art 17 hat offenbar nicht nur eine sogen. poli-
tischeoder moralischeVerantwortlichkeit aufstellen wollen. Verfassungs-
urkunden sprechenRechtssätzeaus. Es bestehtsonacheine rechtliche
Verantwortlichkeit, da übrigens auch der Kanzler von §&13 des

Reichsbeamtengesetzesnicht ausgeschlossenist. Legt er aber über seine
Amtsthätigkeit keine Rechenschaftab, so gibt es kein Zwangsmittel:
und in dieser Hinsicht sieht die Kanzlerverantwortlichkeitaufs Haar
der preußischenMinisterverantwortlichkeit ähnlich: hier wie dort sind
die Rechtssätzeüber die Verantwortlichkeit leges imperleetae.

IV. Die Stellvertreter des Reichskanzlers.

Die Reichsverfassunghatte nur eine Stellvertretungdes Kanzlers
im Vorsitzedes Bundesrates (Art. 15) vorgesehen. Es konnte trotz-
dem keinem Zweifel unterliegen, daß der Kaiser befugt war,einen
Stellvertreter des Kanzlers zu bestellen,sowie daß der Kanzler,wie
jeder Chef einer Behörde, die Erledigung von Geschäftenden zu

seiner Unterstützung angestellten Beamten übertragen vurfte. Die
Verantwortlichkeit blieb in diesen Fällen beim Reichskanzler. Um

jedoch die Frage nach der Zulässigkeitder Stellvertretung parla-
mentarischemStreite zu entziehenund zugleichum den Kanzler bei

zunehmenderGeschäftsüberbürdungvon der Verantwortlichkeit zu
entlasten, wurde das Stellvertretungsgesetzvorgelegt, welches nach
langen Reichstagsverhandlungenam 17. März 1878 verkündet ward.

Dies Gesetzbetrifft lediglich die unter III. geschilderteStellung des

Kanzlers, während für seineunter II. gekennzeichneteThätigkeit
VerfassungsurkundeArt. 15 maßgebendbleibt. ·

Nach diesem Gesetzekönnen für den Kanzler Stellvertreter er-

nannt werden. Die Ernennung derselbenist wie die Ernennung
des Kanzlers ein Recht des Kaisers. Voraussetzung ist aber: Be-

hinderung und ein Antrag des Kanzlers. Unter Behinderung ist
nicht nur die persönlicheBehinderungdurchUrlaub, Krankheitu. s. w.,

1 Annalen 1878 S. 761; Hahn, Bismarck III S. 354 ff.
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sondern in erster Linie die sachlicheBehinderung, durch die ganz
außerordentliche Ausdehnung, die der kanzlerischeAmtskreis im

Laufe der Zeit angenommen, zu verstehen. Mit diesem Gesetzeist
also allerdings die Organisation der Reichsgewalt dem Kaiser und

Kanzler voll und ganz überlassen.
Es sind zwei Arten von Stellvertretern gesetzlichzulässig: 1. ein

Generalstellvertreter (Vizekanzler) für den gesamten Umfang der

Obliegenheiten des Kanzlers, einschließlich der Gegenzeichnung;
2. Spezialstellvertreterfür diejenigenAmtszweige, welchesichin der

eigenen,unmittelbaren Verwaltung des Reiches befinden.! Zu diesen
Ressortstellvertretern können nur die Vorstände der dem Reichskanzler
untergeordneten obersten Zentralbehörden ernannt werden. Nach
dem oben gesagten sind sie ernannt auch für die Zeit, in welcher
der Kanzler sich in voller Amtsthätigkeit befindet, erscheinenalso
als verantwortliche „Unterminister"“. Auch die Bestellung eines

Generalstellvertreters hindert nicht die Aufstellung von Spezialver=
tretern. Der strengen Zentralisation des Reichsrechts entspricht
schließlichder Satz, daß der Kanzler auch während der Dauer der

Stellvertretung jedeAmtehandlung selbst vornehmen kann, also stets
die obersteLeitung und die Befugnis, unmittelbar in jedes Ressort
einzugreifen, in diesemFalle aber auch die Verantwortlichkeit behält.

6629.
Die übrigen Reichsbehörden und Reichsbeamten.

I. Algemeines.

Reichsämter und Reichsbehördensind diejenigen, welche zur

Ausübung der Staatsgewalt des Reiches berufen sind und ihre
Autorität von dieser herleiten. Die Reichsverfassungenthält keine

Bestimmung über die Aemterorganisation: es beruht das Behörden-
recht vielfach auf Sondergesetzen.Wo solchenicht vorhanden, muß
zur Errichtung, Aufhebung, Veränderung, Kompetenzfeststellungder

Aemter der Kaiser für befugt erachtet werden. Für ihn, nicht für

1.Bgl. -el. II S. 84. Drbehürdenim „Handbuch des deutschen
: Zorn! S. 207; Marquard- . Reichs

sen 111 E.. Verzeichnisd. Reichs-
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den Bundesrat spricht die Vermutung, da einmal der Reichskanzler,
der die Spitze der Verwaltung bildet, unmittelbar vom Kaiserund

nicht vom Bundesrate ressortiert, und sodann weil das Recht, Amts-

träger zu bestellen und zu entlassen (Art. 17,18 der Verfassung)
ihm zusteht.

·

Der jetzt umfangreiche Behördenorganismus des Reiches hat
sich aus kleinen Anfängen entwickelt. Am 12. August 1867 (Bundes-
gesetzblattS. 29) wurde eine Behörde unter dem Namen „Bundes-
kanzleramt“ errichtet: sie bestand aus drei Abteilungen für Post,
für Telegraphen und der Zentralabteilung. Daneben wurden die

preußischenMinisterien für Auswärtiges und für Marineangelegen-
heiten Bundesbehörden. Aus jener seit dem 12. Mai 1871 „Reichs-
kanzleramt“ genannten Behörde wuchsennun ähnlich wie früher aus

dem einzelstaatlichenMinisterium des Innern eine Reihe von Zentral-
behördenheraus: schließlichblieben nur wenige Angelegenheitenübrig,
so daß die Restbehörde am 21. Dezember 1879 ihren Namen mit

der Bezeichnung „Reichsamt des Innern“ vertauschte. Seitdem

erscheintauch das Zentralbureaudes Kanzlers als selbständige,dem

Kanzler unmittelbar dienende Behörde, seit dem Etat 1879/80 „Reichs-
kanzlei“ genannt. Diese ist nicht eine „Kanzlei“ im gewöhnlichen
Sinne, keine subalterne Behörde, an ihrer Spitze steht vielmehr ein

höherer Beamter.

II. Die dem Reichskanzler untergeordneten Bentralstellen.

Diese Zentralstellen, welche unmittelbar nach den Weisungen
des Reichskanzlersdie Geschäftebesorgen,sind folgende:

1. Das auswärtige Amt: drei Abteilungen (vulgo politische,
handelspolitische,staatsrechtlicheAbteilung). Geschäftskreis: Gesandt-
schaften, Konsulate, Kolonien, archäologischeInstitute in Rom und

Athen, Prüfungskommissionfür das diplomatischeExamen(ogl. 6 84 1).
2. Die Admiralität (Erlaß vom 15. Juni 1871 und l. Ja-

nuar 1872).
3. Das Reichsjustizamt: Kommission zur Ausarbeitung eines

bürgerlichenGesetzbuches,Reichsgericht,Reichsanwaltschaft.
1 Uebereinstimmend Hdbbl. II S. 158. (Vgl. Annalen 1877 S. 838.)
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4. Das Reichsschatzamt, obersteFinanzbehörde:Reichshaupt-
kasse,Reichskriegsschatz,Schuldenverwaltung, Kontrolle der Zölle

und Jebrauchssteuemn,Rayonkommission.
. Das Reichsamt des Innern, dessenZuständigkeitsich

auf dieReichsangelegenheitenerstreckt,welche nicht besonderen(unter
6 ff. zu nennenden Behörden) übertragen ist und das aus einer

Zentralabteilung und einer Abteilung für wirtschaftlicheAngelegen-
heiten besteht. Unter ihm steheninsbesondere: der Reichskommissar
für das Auswanderungswesen,die Reichsschulkommission,die technische
Kommission für Seeschiffahrt, Prüfungskommission für Seeschiffahrt,
Schiffsvermessungsinspektoren,Bundesamt für Heimatwesen, Dis-

ziplinarbehörden, Seeämter 2c., statistischesAmt, Normaleichungs-
kommission,Gesundheitsamt,Patentamt, Neichskommissionauf Grund.
des Sozialistengesetzes(siehe unten), Reichstagsbau, Reichsversiche-
rungsamt (1885), Rcichskanalkommission(1886).

6. Das Reichspostamt, welchesdie größte Anzahl von Be-
amten (1885: 81720) unter sichhat, und in drei Abteilungen für
Post, für Telegraphie und für gemeinsameAngelegenheiten(Gesetze,
Verträge rc.) zerfällt. Von ihm ressortierendie 40 Oberpostdirektionen
und die Reichsdruckerei. ,-

7. Das Reichseisenbahnamt, welchem die Ausübung der

dem Reichenach Abschn. VII der ReichsverfassungzustehendenAuf-
sichtsrechteobliegt (Gesetzvom 27. Juni 1873).

8. Das Reichsamt für die Verwaltung der Reichseisenbahnen
(Erlaß vom 27. Mai 1878). Geschäftskreis: Generaldirektion der

Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen.
9. Die Reichsbankbehörden. Die Reichsbank wird verwaltet

durch ein Reichsbankdirektorium, beaufsichtigtdurch ein Kura-
torium. Von ihr ressortierendie Reichsbankhaupt=und Rebenstellen.
Die Beamten sind zu Reichsbeamtenerklärt, obwohl sie streng ge-
nommen nicht Beamte des Reichsfiskus sind.?

1 Für d.Reeichspersicherungsamt1887. .

vgl. H 1 S. 448, für die Ka- : Vgl. Hdbbl. II S. 409 (Bank-
wli ddben nein Kiel V. v. 17. Juli* v. 14. März 1875).
1886, Geschäftsanweisungv. 22. Jan ·
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III. Die selbständigen Finanzbehörden des Reiches.

Diese Finanzbehörden,deren Geschäftsgangvom Reichskanzler
nicht beeinflußt werden darf, sind:

1. Der Rechnungshof des Deutschen Reichs, welcher,
verbunden mit der preußischenOberrechnungskammerund unabhängig
wie ein Gerichtshof, die Prüfung der Durchführung des gesamten
Etatshat (vgl. &§82 IV, & 83 VI).

2. Die Reichsschuldenverwaltung und Reichsschulden-
kommission. Erstere ist mit der preußischen Verwaltung der

Staatsschuldenverbunden und daher (Gesetzvom 24. Februar 1850)
für eine Reihe von Geschäftenunbedingt verantwortlich; letztere ist
eine allgemeineAufsichtsbehördefür die Reichsfinanzen.

3. Die Verwaltung des Reichsinvalidenfonds (Gesetz
vom 23. Mai 1873, ReichgesetzblattS. 117), welcheauchden Reichs-
festungsbau=und Reichstagsgebäudebaufondsverwaltet.

4. Das Bankkuratorium (siehe oben).

IV. Die richterlichen Reichsbehörden.

Die Gerichtsbarkeit ist im allgemeinen den Einzelstaaten ver-
blieben (ogl. unten § 74,1), das Reichhat nur folgendeeigeneGerichte:

1. Als ordentliche Gerichte für Zivil= und Strafsachen
in höchsterInstanz das Reichsgerichtzu Leipzig, in niederer Instanz
die Konsulargerichte(Gesetz vom 10. Juli 1879, vgl. unten §&84

III, 6) und die Marinestrafgerichte.
2. Die Disziplinargerichtefür Neichsbeamte. Das Neich

ist außerBayern in dreißig. Bezirkegeteilt, für deren jeden eine

Disziplinarkammergebildet ist. Dieselben bestehen aus sieben
Mitgliedern, von denen mindestensder Präsident und drei Mitglieder
richterlichesein müssen, und treten nur im Bedürfnisfalle zusammen.
Für Militärbeamte bestehenbesondereDisziplinarkommissionen. In
zweiter und letzterInstanz entscheidetder Dis ziplinarhof in Leipzig,
bestehendaus 11 Mitgliedern,von denen fünf und der Präsident
dem Reichsgericht,vier Mitglieder dem Bundesrat angehörenmüssen
(Reichsbeamtengesetz§&91 ff). Ueber die Mitglieder des Reichs-

1 Annalen 1876 S. 308, 367 ff.; 1880 S. 489.
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gerichts, Rechnungshofes, Bundesamtes für Heimatwesenübt das

Plenum dieser Behörden selbstdie Disziplinargerichtsbarkeit aus.

3. Als Reichsverwaltungsgerichte erscheinendasBundesamt

für Heimatwesen, das verstärkteReichseisenbahnamt,das Reichsver=
sicherungsamt (siehe oben) und das Oberseeamt.: Außerdem gehören
hierher die Reichsrayonkommissionen(Gesetzvom 21. Dezember1871

& 29) und die Kommission zur Entscheidungvon Beschwerdengegen
ein von der LandespolizeibehördeerlassenesVerbot auf Grund des

Gesetzesvom 21. Oktober 1878 gegen die gemeingefährlichenBe-

strebungender Sozialdemokratie.
4. Das Patentamt (Verordnung vom 18. Juni 1877), welches

über Erteilung, Nichtigkeitserklärung und Zurücknahme der Patente
entscheidet.

V. Die Stellung der Reichsbeamten.

Im wesentlichengelten für das allgemeineVerhältnis der Reichs-
beamten dieselbenGrundsätze,welche für die Staatsdiener entwickelt
wurden (oben § 48 ff.).: Durch Gesetzvom 31. März 1873 sind die

Rechtsverhältnisseder Neichsbeamtengeregelt. Es fragt sich nur,
wer als Reichsbeamterzu betrachten? Reichsbeamteunterscheidensich
von den Landesbeamten dadurch, daß erstere im Dienstverhältnis
zum Reich, letztere in solchemzum Landesherrn stehen: letzterewerden

von diesem oder in seinem Auftrage, erstere nach Art. 18 der Ver-

fassung vom Kaiser ernannt. Das Reichsbeamtengesetzist aber auch
auf Landesbeamte,die den kaiserlichenAnordnungen Folge zu leisten
verpflichtet sind, anwendbar (Post= und Militärbeamte). Diese
Landesbeamten werden wohl auch als „mittelbare Reichsbeamte“be-

zeichnet."

Hdbbl. II S. 228. 1 ganzbeiseite läßt.

r„Eögenügdaherherdieserkurze * Kommentar v. Kannegießer
Hinweis: das Lehrbuch v. G.Meyer (188 Thudichum in: Annalen

faßt die Rechtsverhältnisseder Reichs= 1876 S. 265 ff.; Labandl! S. 381 ff.
und Staatsbeamten in einheitlicher u. MarquardsenIII S. 62.

Darstellung zusammen, während Entsch. d. R. in Zivilsachen II

H. Schulze's Lehrbuch die Lehre S. 101.



Drittes Buch.

Die Funktionen des Staates.

87o0.

Einleitung.
I. Die Regierung im allgemeinen.

Das vorige Buch hat die einzelnenGlieder des Staatsorganismus
dargestellt und ihre rechtlicheSphäre abgegrenzt. Bei jedem organi-
sierten Gemeinwesen kommt aber nicht nur seineGliederung, sondern
auch seine Wirksamkeit in Betracht. Dort handelte es sichgleichsam
um eine anatomische,hier um eine physiologischeDarstellung; dort
der Wille, hier die That, dort der Bau, hier das Leben des Staates.
Die staatlichenVerrichtungen („Funktionen“) vollziehen sichmeistens
in einem Zusammenwirken verschiedenerGlieder. Die staatsrecht-
lichen Grundsätzeüber die Thätigkeit der verschiedenenOrgane des

Staates sind das Regierungsrecht.! Wir nennen also Regierung
den Inbegriff sämtlicher Thätigkeiten zur Erfüllung staatlicherAuf-
gaben, jegliche staatlicheWillensäußerung. Hierbei ist der materielle

Gegensatzder der Verfassung, und in diesem Sinn ist Regierungs-
1 Die Sätze, welche das Regie= Ueberschriften der Kapitel dieses

rungsrecht betreffen, haben mit der Buches bezeichnetwerden, haben sich
zunehmenden Thätigkeit der Staats= zum Teil zu besonderen Disziplinen
verwaltung eine solche Ausdehnung 1ausgestaltet (z. B. Militärrecht, Fi-
gewonnen,daßdieselbenim Staats-

cht)

und
finden ei schöpfend

l
I

recht nur in ihren Grundzügen Darstellungin besonderenWerken
(ogl. Litteratur in den 8 73, III,
§§ 80, 84, 85).

behandelt werden können. Die fünf
großen Gebiete, welche durch die
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recht der Inbegriff der die Aeußerungender Staatsthätigkeit regeln-
den Normen.

Um ihre Aufgaben zu erfüllen, bedarf die Regierung der Mittel.
Alle dieseMittel können wir zusammenfassenin dem Worte „Macht“.
Macht ist die nach außen gewendeteGesamtkraft, welcheFolge findet
und erzwingt. Die erste, immer neue, nie völlig erschöpfteAufgabe
des Staates ist daher Gewinnung von Macht. So einseitig es nun

wäre, zu glauben, daß Macht allein auf Beamten oder Soldaten

beruhe, so thöricht ist es, in diesemSinne die Macht dem Rechtund

der Freiheit gegenüberzustellen.Vielmehr entsteht die größte Macht
der Regierung da, wo ihren Berufsorganen sichdie Volkskräfte aus

freier Ueberzeugungzuneigen,und erhält sichnicht trotz, sondern im

Einklang mit Recht und Sitte.:

II. Geseczgebungund Verwaltung.=

Man kann die Staatsthätigkeiten von verschiedenenGesichts-
punkten aus einteilen. Man kann eine positiv normale und eine

subsidiäreThätigkeit des Staates unterscheiden;man kann der unter-

stützendendie Zwangsthätigkeit des Staates gegenüberstellen(vgl. 8 85).
Man kann nach dem Inhalte und Zwecke eine materielle Scheidung
vornehmen oder,was das häufigsteist, die Staatsthätigkeiten einfach
formell gruppieren, je nachdem der Staat allgemein abstrakte Vor-

schriften und Rechtssätzeaufstellt oder die staatlichenAufgabendurch
Erledigung konkreter Angelegenheitenverwirklicht. Ersteres nennen

1 Das Wort „Regierung“ wird
erstens im obigen Sinne gebraucht,
zweitens nur für die obersteLeitung
der Verwaltungsthätigkeit einschließ-
lich Gesetzvorbereitung,drittens für
die Gesamtheit der betr. Organe.
Vgl. Hdbbl. II S. 2.

:
„Macht kommt der Zeit nach

vor dem Recht, aber nicht statt des

Rechtes; Recht kommt durch Macht
zur Entstehung, aber auch Macht
kommt durch Recht und die Achtung
des Rechtes zur Verstärkung.“ Die
sogen. Gewalttheorie hat nur inso-

fern recht,als ein bloß moralischer

Einflußim allgemeinen politisch un-

fähig ist. Vgl. über diese politische
Lehre bes.Schäffle, Bau und Leben
d. sozialen Körpers IV S. 327—347,
über die einzelnen Mittel auch
Bluntschli, Politik S. 173 ff. Eines
der wichtigsten Mittel ist die Presse.
Vgl. über das preußische litterarische
Bureau Rönne III S. 80.

Bgl. Hdbbl. 11 § 1;
beim, Einführung S. 3— 33

ernatzik, ENM* r “Kirchen-
RechtskraftS.
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wir Gesetzgebung(vgl. & 26 ff.), letzteresVerwaltung im weiteren

Sinne, einschließlichder Justiz. Erscheint die Verwaltung als ge-

samte Thätigkeit des Staates, abgesehenvon der Gesetzgebung,so
ergebensichdie verschiedenenZweige derselben aus der Betrachtung
der staatlichenZiele, und zwar aus der Aufrechthaltung der Rechts-
ordnung die Justizverwaltung(Kap. 1), aus der Notwendigkeit der

Organisation der physischenKraft die Heeresverwaltung (Kap. II),
aus dem Bedürfnis wirtschaftlicher Güter die Finanzverwaltung
(Kap. III), aus der Stellung des Staates im Völkerleben die aus-

wärtige Verwaltung (Kap. IV). Das Gebiet der inneren Ver-

waltung, zu welcher die allgemeine Staatsverwaltung hinzutritt,
folgt sodann aus der hohen Aufgabe des Staates, allen Teilbe-

strebungenseiner Angehörigen die Richtung auf das Ziel der Ge-

samterhaltung und Gesamtentwickelungzu geben(vgl. &# 71 u. 85).

III. Die Kompetenzgrenze und die Buständigkeit des BReiches.“

Innerhalb unsereszusammengesetztenStaatswesens verteilen sich
die Herrschaftsrechtein höchstverwickelter Weise zwischenReich,Staat

und Selbstverwaltungskörpern. Das Reich ist nur zuständig, soferne
dies verfassungsmäßigbestimmt ist: alle nicht ausdrücklichdem Reiche
überwiesenenBefugnisseverbleiben den Einzelstaaten. Wo jedochdas

Reich die „Gesetzgebungund Beaufsichtigung“ hat, muß ihm das

Recht zustehen, sich Verwaltungsbefugnisse und Justizverrichtungen
und, eintretendenfalls, sichhierfür eigeneOrgane beizulegen.Während
im allgemeinendas Reich die Normen aufstellt und den Einzelstaaten
die Ausführung überläßt, bestehenvon dieser grundsätzlichenOrd-

nung Abweichungennachzwei Richtungen: einmal hat das Reichein-

zelneZweige staatlicherThätigkeit gänzlichübernommen und hierfür
die Einzelstaaten außer Funktion gesetzt (z. B. Marine,Post);
andererseits sind für eine Reihe von Gebieten die Einzelstaatenvoll-

kommen frei und autonom geblieben (z. B. Schulwesen). Es ist
aber zu beachten,daß das „vollkommen frei“ auch auf diesen Ge-

bieten nur relative Bedeutung hat, insoferne die Einzelstaatensich

1 Vgl. § 62 oben S. 281.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechls. 21
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überall der höherenMacht des Reichesunterwerfen müssen und das

gesamteStaatsleben durch die höchstenNormen des Reichsrechtes
beschränktund begrenzt ist. So haben wir also Angelegenheiten,
die im letzteren Sinne ausschließlichder Zuständigkeit der Einzel-
staaten unterliegen, und Angelegenheiten,die unter die Zuständigkeit
des Reiches fallen, und diese wiederum entweder so, daß das Reich
die unmittelbare, oder so, daß es lediglich die beaufsichtigendeVer-

waltung hat.
Nach ausdrücklicherAufzählung (R.V. 4) unterliegen der Be-

aufsichtigungund Gesetzgebungdes Reiches:
1. die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimats= und Nieder-

lassungsverhältnisse,Staatsbürgerrecht,Paßwesenund Fremden=
polizei und über den Gewerbebetrieb, einschließlichdes Ver-

sicherungswesens,soweit diese Gegenstände nicht schondurch
den Artikel 3 der Verfassung erledigt sind, in Bayern mit

Ausschluß der Heimats= und Niederlassungsverhältnisse,des-

gleichenüber die Kolonisation und die Auswanderung nach
außerdeutschenLändern;
die Zoll= und Handelsgesetzgebungund die für die Zweckedes

Reichs zu verwendenden Steuern;
. die Ordnung des Maß-, Münz= und Gewichtssystems,nebst

Feststellung der Grundsätzeüber die Emission von fundiertem
und unfundiertem Papiergelde;
die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen;
die Erfindungspatente;
der Schutzdes geistigenEigentums;
Organisation eines gemeinsamenSchutzesdes deutschenHan-
dels im Auslande, der deutschenSchiffahrt und ihrer Flagge
zur See und Anordnung gemeinsamerkonsularischerVertretung,
welchevom Reicheausgestattetwird;
das Eisenbahnwesen,in Bayern vorbehaltlich der Bestimmung
im Artikel 46, und die Herstellung von Land= und Wasser-
straßen im Interesse der Landesverteidigungund des allge-
meinen Verkehrs;
der Flößerei= und Schiffahrtsbetrieb auf den mehrerenStaaten

gemeinsamenWasserstraßenund der Zustand der letzteren,so-

#

□#

S

·#

**
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wie die Fluß= und sonstigenWasserzölle;desgleichendie See-

schiffahrtszeichen(Ges. v. 3.März 1873);
. das Post= und Telegraphenwesen,jedoch in Bayern und Würt-

temberg nur nach Maßgabe der Bestimmung im Artikel 52;
Bestimmungen über die wechselseitigeVollstreckung von Er-

kenntnissenin Zivilsachen und Erledigung von Regquisitionen
überhaupt;

12. sowie über die Beglaubigung von öffentlichenUrkunden;
13. die gemeinsameGesetzgebungüber das gesamte bürgerliche

Recht, das Strafrecht und das gerichtlicheVerfahren (Ges. v.
20. Dezember1873);

14. das Militärwesen des Reichesund die Kriegsmarine;
15. Maßregeln der Medizinal= und Veterinärpolizei;
16. die Bestimmungen über die Presse und das Vereinswesen.

Der ausschließlichenGesetzgebungdes Reiches sind von diesen
Gegenständendie im Art. 35, 48, 50, 53, 54, 56—68 der Ver-

fassunggenannten überwiesen.

—S

——

IV. Die Aufsicht des Beichs.

Zunächst hat das Reich auf allen Gebieten, auf welchenes die

Gesetzgebungbesitzt,auchdas Recht der Beaussichtigung,welcheses

durch den Kaiser bezw. den Reichskanzlerund die beaufsichtigenden
höheren Reichsbehördenoder durch besondereKommissareübt (R.V.
4, 17). Zweifel über die Auslegung von Reichsgesetzen,welche
dabei auftreten, werden vom Bundesrate entschieden." Außerdem
aber steht dem Reiche eine besondereAufsicht über die Justiz in-

sofern zu, als der Bundesrat Beschwerden über sogen.Justizver=
weigerung, d. h. über gehemmteoder verweigerteRechtspflegeanzu-
nehmen und in solchenFällen die gerichtlicheHilfe bei der zur Be-

schwerdeAnlaß gebendenRegierung zu bewirken hat (N.V. 77).
Schließlich ist das Aufsichtsrechtdes Reiches dadurch ausgedehnt,daß
ihm (nach Art. 76) sowohl eine Jurisdiktion bei Streitigkeiten
zwischenverschiedenenBundesgliedern, wie unter gewissenVoraus-

1 Berühmte Beispiele s. Liszt, Strafrecht (2. Aufl.) S. 539, No. 8,
S. 576, Nr. 1.
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setzungeneine staatsrechtlicheEntscheidungvon Verfassungsstreitig-
keiten innerhalb eines Bundesstaates zusteht (hierüber vgl. & 40).

Sofern ein Bundesglied sich einem Reichsgesetzenicht unter-

wirft oder seine Bundespflichten in anderer Weise vernachlässigt
(z. B. durch Nichtstellung eines Kontingents, Nichtzahlungvon Bei-

trägen), findet die Bundesexekution statt, welche(nachArt. 19) vom

Bundesrate, der hier also zugleichals richterliche Instanz erscheint,
beschlossenund vom Kaiser vollstreckt wird.

Irstes Kapitel.

Die Justi.
8 7I.

Justiz und Verwaltung.

I. Geschichte.!

Der Gesetzgebunggegenüberstehtdie sogen.volziehemeGewalt.
Man pflegt dieselbezu scheiden in Justiz und Verwaltung. Diese
Scheidung kommt zunächstin Betracht für die im Sinne zweckmäßiger
Arbeitsteilung vorgenommene Behördenorganisation,sodann aber als

eine Seite des Prinzips der Gewaltenteilung (s. oben §&5, III).
Letzteresverlangte, daß die verschiedenenAeußerungender Staats-

gewalt durchverschiedene,voneinander unabhängigeOrgane bethätigt
wurden. Einer solchenForderung ist erst in der Neuzeitvollkommen

Genüge geleistet. Im deutschenMittelalter ist der Unterschiedvon

Justiz= und Verwaltungssachen nicht vurchgeführt: alle Behörden
habenAngelegenheitenjener wie dieser Art zu erledigen. Alle obrig-
keitliche Gewalt heißt jurisdictio, weil der mittelalterliche Staat

seine Aufgabe vorwiegend in der Rechtsprechungund Friedensbe-

1 Archiv f. zivilist. Praxis IV von Regierungs= und Justizsachen
S. 350, XII S. 393, XXI S. 254, (1733). Weitere Litteratur bei H.
XXII S. 47. Für die ältere Zeit Schulzell, 275; Hdbbl. II, S. 212 ff.
Struben, Gründlicher Unterricht

"
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wahrung erblickte. Als hierzudie positiveFörderung der Kultur.trat

und besondereBehörden für das, was wir heuteVerwaltung nennen,
ins Leben gerufen wurden, erhielten dieseebenfalls ein Entscheidungs-
recht (Jurisdiktion), und es ist eine irrige Meinung, als ob im ab-

soluten Staate das Recht des Bürgers lediglich bei den Gerichten
Schutz gefunden hätte.! Grundsätzlichbestand jedocheine Scheidung
von Justiz und Verwaltung nicht: der absoluteFürst konnte de jure
jedeAngelegenheitselbst entscheiden;er konnte auch bei den nun sich
mehrendenRessortstreitigkeitendie für zuständigzu erachtendeBehörde
bestimmen.

Die grundsätzlicheScheidung von Justiz und Verwaltung nahm
zuerst das französischeGerichtsverfassungsgesetzvom 16./24. August
1790 (décret sur TPorganisation judiciaire) vor. Dasselbe über-

trug die gesamteZivil= und Strafrechtspflege an die Gerichte: im

übrigen wurde jedoch die sogen. „Unabhängigkeitder Verwaltung“
erklärt, wonach den Gerichten bei Strafe jedes Eingreifen in die

Thätigkeit der Verwaltungsbehörden verboten wurde, mit anderen

Worten, die Entwickelung machtehier am entscheidendenPunkte Halt,
indem sie die gerichtlicheKontrolle von dem Gebiete des öffentlichen
Rechtes durchaus fernhielt. In Deutschland wurde die Trennung
der Justiz von der Verwaltung im Anschlussean die bereits ange-

bahnte Scheidung der Justiz= und Regierungssachenim wesentlichen
nach dem französischenMuster vorgenommen. Nur schloß man für
fiskalischeProzesseden ordentlichen Rechtsweg nicht aus und er-

weiterte denselben auch für andere das Gebiet der Verwaltung be-

rührendeFragen, z. B. durchdas preußischeGesetzvom 24. Mai 1861.

Nach heutigemdeutschenStaatsrecht erstrecktsichdie Thätigkeit
der ordentlichen Gerichte auf das Privatrecht und Strafrecht.: Alle

privatrechtlichenStreitigkeiten — also auch die den Fiskus betreffen-

1 Vgl. z. B. die wenig bekannte streitige“ Gerichtsbarkeit und in alle

KobinetlgordreFriedr. Wilhelms III. übrigen zur Gerichtsbarkeit gehören-
vom 22. August 1833; Vornhc,den Bethätigungen der Staatsgewalt.

Heschchte)d.preußischenVerw.N.II| Vgl. G.V.G 12, 13 und die Erörte-
S. rung bei Marquardsen IIi, S. 174.

*§m Gesamtgebietder Gerichts- Dienähere Abgrenzung gehört in
barkeit zerfällt in die „ordentliche das Prozeßrecht.
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den, wie wir sahen! — werden von den ordentlichenGerichten ent-

schieden. Der gleicheGrundsatzgilt für das Strafrecht: hier findet
eine Einschränkung nur insofern statt, als Polizei= und Finanz-
behördendas Rechtder Straffestsetzunghaben, welchesichjedochimmer

nur als eine provisorische,vorbehaltlichder Beschreitungdes Rechts-
weges erfolgendedarstellt.=

II. Unterschied der Tustiz und Verwaltung.

Wir nennen Verwaltungssachen alle vor die Verwaltungsbe-
hörden, Justizsachen alle vor die Gerichte gehörigen Angelegen-
heiten. Justizsacheist daher nicht gleichbedeutendmit Rechtssache.
Vielmehr gibt es Rechtssachenin allen Gebieten des Staatslebens,
vor allem auch auf dem Gebiete des öffentlichenRechtes. Der Be-

griff der Rechtsprechungund Rechtspflegeist also ein weiterer als

der übliche Begriff der Justiz. Wo der Staat handelt, um ein

Recht gegen eine gescheheneRechtsverletzungzu verteidigen, liegt eine

Rechtssachevor. Rechtsprechungfindet daher auch seitens anderer

Behörden, als der Gerichte statt. Ist somit der Unterschied von

Rechtsprechenund Verwalten ein materieller, objektiver, so ist der

von Verwaltungs= und Justizsacheein formeller, und es ist durchaus
unrichtig anzunehmen,es müßten alle Rechtssachenauch Justizsachen
sein. Vielmehr gibt es zahlreichewahre Rechtssachen,für welche
gar kein Forum besteht, wie völkerrechtlicheStreitigkeiten, andere,
welchedurchVerwaltungsbehördenentschiedenwerden, z. B. Steuer-
reklamationen.

III. Der Kompetenzkonflikt."

Wo eine Trennung der Justiz= und Verwaltungsbehördendurch-
geführt ist, entsteht naturgemäß leicht Streit, ob eine Angelegenheit

1 In England und Frankreich
gilt dieser Grundsatz nicht; dort ist
die Klage gegen den Fiskus formell
von Genehmigung der Krone ab-

bängig.hier gehört eine solcheKlage
vor die Verwaltungsgerichte(con-

Ep Lgl. 15"o- 453—469,E.G.
z. —* 86

ↄ Den Gegensatzvon Rechts- und

Justizsache hat am schärfstenklarge-
legt H. Schulze II, S. 275. Vgl.
ferner Kirchenheim, Einführung
S. 2; insbesondere aber Bernatzik,

Nechtsprechungu. materielle Rechts-
kraft (1660)5 1—28 u. S. 64—0.

gel, Organisation der
preuß. Diengelge.(1883) S. 555ff.;
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zur Zuständigkeit dieser oder jener gehöre. Ein solcherStreit heißt
Kompetenzkonflikt,und ist positiv, wenn beide Behörden ihre Zu-

ständigkeitbehaupten,negativ, wenn beide dieselbeverneinen. Schon
früh trat in Deutschland die Ansicht auf, daß die Entscheidungdieser
Konflikte dem Landesherrn allein oder einer besonderenan seiner
Statt eingesetztenBehörde zustehe. In Frankreichentschiedunter der

napoleonischenGesetzgebungebenfalls das Staatsoberhaupt nacheinem

Gutachten des Staatsrates. Die französischeEinrichtung wurde im

wesentlichenin Deutschlandaufgenommen und der alte deutscheSatz,
daß die Gerichte allein ihre Zuständigkeit zu prüfen haben, gelangte
nicht voll zur Geltung. Derselbe ist jedochdurch das neue Reichs-
Gerichts-Verfassungs-Gesetz& 17 Abs. 1 wiederum gemeinesRecht
geworden. „Die Gerichteentscheidenüber die Zulässigkeitdes Rechts-
weges.“ Uneingeschränktgilt dieserSatz nur gegenüberden Reichs-
verwaltungsbehörden, denen die Befugnis zur Erhebung des Kon-

fliktes nirgends beigelegt ist. Im übrigen kann die Landesgesetz-
gebungdie Entscheidungvon Streitigkeiten zwischenden ordentlichen
Gerichten einerseits und den Verwaltungsbehördenund Verwaltungs-
gerichtenandererseitsüber die Zulässigkeitdes Rechtswegesbesonderen

§ 71. Justiz und Verwaltung.

Behörden übertragen.!

Hdbbl. II S. 252; Sarwey S. 673 ff.
Eine gründliche znissenschaftlicheBe-
handlung gibt Przarin böhmischerSpracheWM 86). Vgl. C.Bl.
f. R. W „VI S. 38.

1 *2 Lr 16. an besondere
Behörden kann nur nachMaßgabe der
folgenden Bestimmungen (G.V.G
8 17) stattfinden:

1. Die Mitglieder müssen für die
Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung
von ihnen bekleideten Amts oder,
falls sie zu dieserZeitein Amt nicht
bekleiden, auf Lebenszeit ernannt
werden. Eine Enthebung vom Amte
kann nur unter denselben Voraus-
etzungen wie bei den Mitgliedern

des b stattfinden.
2. Mindestens die Hälfte der Mit-

gliedermuß dem Reichsgerichteoder
einem Oberlandesgerichteangehören.

Bei Entscheidungendürfen Mitglieder
nur in der gesetzlichbestimmten An-

zahl mitwirken; diese Anzahl muß
eine ungerade seinund mindestens

fünfbetragen.
3. DasVerfahren ist gesetzlichzuregeln.Die Entscheidung Eesolgt!in

öffentlicher Sitzung nach Ladung der

Parteien (in derjenigen Sache, welche
zum Konflikt Anlaß gegeben hat).

4. Sofern die Zulässigkeitdes

Rechtswegsdurch rechtskräftiges Ur-

teil des Gerichts feststeht, ohne daß
zuvor auf die Entscheidung der be-

sonderen Behörde angetragen war,
bleibt die Entscheidung des Gerichts
maßgebend.

Vgl. uchr* 1 E.G. z.
G.V. G.) § 1 G. G.V. G.,
wonach die —- d. K. K.
dem Reichsgerichteübertragen werden
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IV. Die Tustizverwaltung.

Wenn man im w. S. die Gesamtheit der dem Rechtszweckedie-
nenden Veranstaltungen und Thätigkeiten des Staates als Justiz-
verwaltung bezeichnet,so umfaßt diese sowohl die Rechtsprechung,
wie auch die Bestellungund Erhaltung der der Rechtsprechungge-
widmeten Organe. Im e. S. wird nur die letztereThätigkeit Justiz-
verwaltung genannt. Die Ausübung derselben liegt in den monar-

chischregierten Einzelstaatenin den Händen des Monarchen und des

Justizministers, in den freien Städten in denen des Senates, im

Reiche beim Kaiser und Reichskanzler,der sich bei Bearbeitung dieser
Angelegenheitendes Reichsjustizamtesbedient. Die Justizverwaltung
umfaßt

1) die Besetzungder Gerichte. Der Kaiser ernennt die Mit-

gliederdes Reichsgerichts;alle übrigen Richter werden von den

Landesregierungenernannt, welchejedochan die in den Reichsjustiz-
gesetzenenthaltenenVorschriften über die Befähigung zum Richter-
amte gebunden sind.

2) Die Oberaufsicht über das Personal, die Verwaltung der

Justizgrundstücke und Lokale, insbesondere der gerichtlichenGe-

fängnisse," die Kontrolle des Rechnungswesensund Geschäftsganges.
In letztererHinsicht ist jedochzu beachten,daß das Aufsichtsrechtwohl
die Befugnis in sichschließt, Visitationen anzustellen,Berichte, stati-
stischeZusammenstellungen2c. zu fordern, daß jedochniemals eine

materielle Einwirkung seitens der Verwaltung auf den Gang der

Rechtsprechungstattfinden darf.
3) Die Befugnis, auf die Einleitung eines Strafverfahrens ein-

zuwirken.Zur Ausübung dieser aus dem Anklageprozeßhergeleiteten
Befugnis bestehenbesondereBeamte, die Staatsanwälte, welche die

kann. Ueber die auf Grund dieser :
Im einzelnen bestehenüber die

reichsgesetzl.Vorschriften ergangenen;Prüfungen landesgesetzlicheVor-

Landesgesetzeogl. Hdbbl. II S. 25 schriften. Eine Jusammenstellung1 Für Preußen: Wolili, Die derselben gibt Mollat, Die jurist.
Verwaltung bei den Justizbehörden Prüfungen (1880). zan.iberdie
1.—III. Bd., 1881—1882 (umfassend, Reformfrage C.Bl.f. R.W. VI S. 89,
jedochzieml.kunübersichtlich)Müller, 129, 169, 209, 440.H. PreußischenJustizverwaltung, !- Preußen:Verf. v.

3. Aufl. (1867). 1879, Neglement v. 16. Mit *

S
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Fähigkeit zum Richteramte haben müssen, aber nicht deren Unab-

hängigkeit besitzen.
4) Werden auch die Auslieferungsverhandlungenzum größten

Teil durch die Justizverwaltung geführt.
Eine materielle Einwirkung auf den Strafprozeß hat das Haupt

der Verwaltung durch das Begnadigungsrecht. (&72, IV.)

V. Die freiwillige Gerichtsbarkeit.

Außer der Zivil= und Strafrechtspflege kommt als Thätigkeit
der Justizbeamtendie freiwillige Gerichtsbarkeit (jurisdictio
voluntaria) d. h. die Mitwirkung bei der Begründung gewisser
Rechtsverhältnisseunter Privaten, sowie das Pflegschaftswesenin

Betracht. Die freiwillige Gerichtsbarkeit besteht in einer teils not-

wendigen, teils in das Ermessender Parteien gestellten amtlichen
Mitwirkung bei gewissenRechtshandlungen, und hat den Zweck,
Rechtsstreitigkeitenzu verhüten. Der Grund liegt entweder in der

Wichtigkeit dieser Rechtshandlungenfür das Allgemeine oder in der

rechtlichen Unfähigkeit der handelnden Personen. Danach umfaßt
die freiwillige Gerichtsbarkeitdie Beurkundung und Bestätigung von

Rechtshandlungen — auch die Beurkundung des Personenstandes
wird wohl hierher gerechnet— das Grundbuch=und Hypothekenwesen

(Stiftungen, Fideikommisse), das Hinterlegungswesen, sowie das

Pflegschaftswesen.Letzteresbestehtdarin, solchePersonen zu schützen
und zu leiten, welchesichnicht selbstbestimmen können, oder solche
Vermögen zu verwalten, die keinen oder keinen verfügungsfähigen
Inhaber haben (Verlassenschaftswesen,Konkursverwaltung). Alle

diese Thätigkeiten, deren Ausübung aus Zweckmäßigkeitsrücksichten
den Gerichten übertragen ist, haben den Charakter von Verwaltungs-
handlungen.:

1 G.V.G. § 148, 152; Str. Pr. O. Verwaltungôlehre IV. Die außer
170 ff.; g r. O. 509. 586; den Gerichten für die freiwillige Ge-

tteratur.L. III S. 739. richtsbarkeit bestehend.Einrichtungen
das Pflegschaftswesen sind das Notariat und die Kon-

als E#3 75 bes. Stein, sulate (für letztere vgl. § 84).
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8 72.

Die Gerichtsbarkeit.!

I. Staatlicher Tharakter der Justtz.

Die Justizhoheit des Staates umfaßt einmal die Justizverwal-
tung, sodann die Gerichtsbarkeit. Gerichtsbarkeit ist die Gesamtheit
der zur Zuständigkeit der Gerichte gehörigen Angelegenheiten, im

subjektiven Sinne die Befugnis, diese Angelegenheitenzu erledigen.
Die Gerichtsbarkeit bildet zwar den Gegensatzzu den durch die Ver-

waltungsbehörden zu führenden Geschäften: dieser Gegensatzfällt
aber nicht zusammenmit dem der Rechtsprechungund Verwaltung;
die Gerichtsbarkeitumfaßt vielmehr auchVerwaltungsgeschäfte,welche
den Gerichten obliegen. Das wesentlichsteMoment in der Gerichts-
barkeit ist nicht die Entscheidungeines Rechtsstreites, vielmehr die

Vollstreckbarkeitdes Urteils. Es kommt darauf an, daß das Urteil
mit den staatlichenMachtmitteln zur Vollziehung gelange. Daraus
erklärt sichnach moderner Anschauung der staatlicheCharakter aller

Justiz. Jedes Urteil hat nicht Wert als Wahrspruch oder Gut-

achten, sondernals Bethätigung der Staatsgewalt, alle Gerichtesind
Organe derselben.

Die beiden eben erwähnten Momente des Urteils als Rechts-
spruch und als Befehl waren im Mittelalter scharf gesondert.Das

Urteilfinden war Sache des Volkes; der Vorsitz in den Gerichten
und die Ausübung des prozessualenZwanges stand dem Könige zu
(Gerichtsherrlichkeit). Erst in späterer Zeit geht auch jene recht-
sprechendeThätigkeit auf die Gerichtsherrenüber. Neben der landes-

herrlichen Gerichtsbarkeitaber finden wir bis zum Jahre 1848 eine

ausgedehnteGerichtsbarkeitder Standesherren, Nittergutsbesitzerund

Städte. Als die Reichsverfassungvon 1849 erklärte, daß alle

Gerichtsbarkeitvom Staate ausgehe, beseitigten viele Einzelstaaten
(so Preußen) jene patrimonialen Reste. In denjenigenStaaten, wo

dies nicht geschah,*
die endgiltigeAufhebungder Privat-

gerichtsbarkeit durch Reichsgerichtsverfassungsgesetz§ 15.

1 H. Schulze II S. 299 ff.; schrift f. Reichs= u. Landesrecht IV.
Zorn II S. 265ff.; Hauser, Zeit= S. 308, V S. 1.
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Bestehen gebliebenist nach Einführungsgesetzzum Gerichtsver-
fassungsgesetz6 7 das Recht der Standesherren auf Austräge, d. h.
auf Pairsgerichte in Kriminalsachen. Gestattet ist den deutschen
Staaten die Gerichtsbarkeiteinem anderen Bundesstaate oder dem

Reiche zu übertragen, wie dies mehrfachgeschehenist.?

II. Mnabhängigheit der Gerichte.

Als sich mit Untergang der alten Schöffenverfassungzu der

Gerichtsherrlichkeitder Landesherren die Rechtsprechunggesellte,ver-

langte man bereits, daßletzteredurchunabhängigeBeamte geübt
werde. Nachdemdie

Reich dnung

diesen Grundsatz
zu festigen suchte, war schonim 16.Jahrhundertanerkannt, daß
ein persönlicherEingriff des Regenten in den Gang eines bei den

GerichtenanhängigenRechtsstreites(sog. Kabinettsjustiz) uner-

laubt sei. Trotzdem kamen derartige Einmischungenwenigstens bei

Strafprozessenbis in das letzte Jahrhundert vor. Erst das Ein-

dringen der konstitutionellen Theorien brachte den Grundsatz der

Unabhängigkeit der Gerichte voll zur Geltung. Derselbe ist, nach
dem Vorgang der deutschenGrundrechte (IX. §.42) und der preußi-
schenVerfassungArt. 86, im Gerichtsverfassungsgesetz§1 zum Ausdruck

gelangt. Danachsinddie Richter lediglichdem Gesetzeunterworfen. Auch
im konstitutionellen Staate gilt der Monarchzwar als Haupt der

Rechtspflegeund Inhaber der Gerichtsbarkeit: in seinem Namen

(„Im Namen des Königs“ u. s. w.) wird Recht gesprochen:aber
weder er noch seine Verwaltungsbehördendürfen, sei es durch Re-

stripte, Anweisungen u. s. w. in einen Prozeßeingreisfenund so den

*

geordneten Gang der Rechtspflegestören.
1 Andere Befreiungen von der

staatlichenGerichtsbarkeit aus staats-
und völkerrechtlichen Gründen sind
die der landesherrlichen Familien,

Konsulnee.Vgl. E.G. z . 87.
* Bgl. über die Gkichtskononn:

tionen Laband III, 2, E
sind zahlreiche Gerichtskonventionen
geschlossen,die sich im wesentiichenin zweiGruppen teilen lassen. Durch
die einen wird die Ausübung der

Gerichtsbarkeit einem anderen Staate

übertragen. Solche Konventionen
bestehen lediglichmit Preußen
(Waldeck, Lippe, Birkenfeld, Anhalt).
Durchdieanderen werden Gerich44g-

gemeinschaften gebildet (z.
Landgericht zu Meiningen, *
Lübeck,Oberandesgriicht,zu Jena,
Hamburg,Nostock, Oldenburg).

VLitteratur bei . Schulze II
S. 301.
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Der Grundsatz der Unabhängigkeitder Gerichte findet aber nun

in einzelnenBestimmungen seinen Ausdruck, welchedie allseitige
Sicherung dieserUnabhängigkeitund die Verhinderung jeder mittel-
baren Einwirkung bezwecken.

Erstlich muß die persönlicheStellung der Richter selbst eine

möglichstunabhängigesein. Dies ist erreicht dadurch, daß die Er-

nennung auf Lebenszeiterfolgen muß und daß eine Versetzungwider

Willen oder eine Amtsentsetzungnur durchrichterlicheEntscheidungund
unter besonderenFormen möglich ist (G. V.G. 9§6—8). Sodann

wird einer mittelbaren Einwirkung vorgebeugtdurch die Vorschriften
über die Bildung der Abteilungen und Senate beiden Kollegialgerichten.
Nach dem Gerichtsverfassungsgesetzerfolgt die Verteilung der Geschäfte
sowie die Bestimmung der ständigen Mitglieder der einzelnenKam-
mern wie ihrer Vertreter vor Beginn des Geschäftsjahresfür die

Dauer desselbenund kann die getroffene Anordnung nur unter be-

sonderenVoraussetzungengeändert werden (G.V. G.J 62. 63. 121.

133). Schließlich kommen als Sicherungsmittel in dieser Hin-
sicht die Vorschriften über die Vertretung der Richter und die Zu-
weisung von Hilfsrichtern in Betracht. Bei den Landgerichtener-

folgt die Anordnung einer Vertretung durch die Landesjustizver-
waltung und können nicht ständigeRichter (unter Wahrung beson-
derer Normen, G.V.G. & 69 Abs. 2) beigeordnet werden. Bei den

Oberlandesgerichtendürfen nur ständig angestellteRichter Hilfsrichter
werden; beim Reichsgerichtsind Hilfsrichter überhaupt unzulässig
(G.V.G. ##69. 122. 134).

Aus dem Grundsatz der Unabhängigkeitder Gerichte von der
Krone ergeben sich eine Reihe von Sätzen, welche die Lehre des

Staatsrechts hier aufzustellenpflegt:
1) Ausnahmegerichtesind, abgesehenvon dem Falle der Kriegs-

gerichte,unstatthaft (G.V.G. F 16). Die im 8 14 des Gerichts-
verfassungsgesetzesaufgeführten Gerichte sind nicht Ausnahmegerichte.

Es dürfen jedochandere „besondere Gerichte“ nicht bestellt werden.

/2) Niemand darf seinem gesetzlichenRichter entzogen werden

(G.V.G. & 16).

1N.L. II S. 335.
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3) Niemand darf an der Betretung des Rechtswegesgehindert
werden. Schon die Verfassung des Deutschen Bundes (Wiener
Schlußakte Art. 29) kannte ein Mittel gegen Versagung der gericht-
lichen Hilfe (Justizverweigerung oder Justizverzögerung) in

der Befugnis der Bundesversammlung, in solchenFällen Abhilfe zu

schaffen. Eine hieran anknüpfende Bestimmung enthält Art. 77 der

Reichsverfassung(ogl. oben 8 70 IV).
4) Das selbständigePrüfungsrecht von Gesetzenund Verord-

nungen. Hierüber vgl. oben § 29 II bis VI.

III. Die Ordnung der Gerichte.“

Die Gerichtsverfassungkann vom prozeßrechtlichenund vom

organisatorischenStandpunkte betrachtet werden. Beide Gesichts-
punkte sind jedoch im Gerichtsverfassungsgesetzeeng verknüpft. Geht
man von der Organisation im allgemeinen aus, so gibt es vier Arten
von Gerichten: Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte,das

Reichsgericht. Aus der Mitte dieser Behörden gehen die Prozeß-
gerichtehervor: und zwar entscheidenbürgerliche Rechtsstreitig-
keiten die Amtsrichter, die Zivilkammern der Landgerichte(zweite
Instanz für kleinere, erste Instanz für größereSachen),die Zivil-
kammern der Oberlandesgerichtein zweiter, die des Reichsgerichts
(bezw.oberstenLandesgerichtsfür Bayern) in dritter Instanz.

Für Strafssachen sind 1) erkennende Gerichte erster Instanz
die Schöffengerichte,die Strafkammern, die Schwurgerichte(im wesent-
lichen für Uebertretungen, Vergehen, Verbrechen), außerdem das

Reichsgerichtbei Hoch=und Landesverrat gegen Kaiser und Reich;
2) erkennende Gerichte höherer Instanz: Strafkammern, Oberlandes-

gerichte, Reichsgericht;3) Untersuchungsgerichte:Landgerichte und

Reichsgericht; 4) die über die Eröffnung des Hauptverfahrens ent-

scheidendenGerichte-im allgemeinendie Strafkammern. (Vgl. aber
G.V.G. § 138).

Das Laienelement ist beteiligt in Strafsachen durch die Schöffen-
und Schwurgerichte, in Zivilsachendurch die Handelskammern.

John im R.L. II S. 104 ff.] buch d. StrasfprozesseII S. 555
(1S. p0, II S. 613, 127, III S. 386); Laband III 76.

Schwarze in Holtzendorff's Hand-! * Bgl. G.V. 860;Str. Pr.O. 183.
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Zum Zwecke der Rechtspflegestehen unter den Gerichten die

Gerichtsschreiberund Gerichtsvollzieher,neben ihnen die Staatsanwalt-

schaft und die Rechtsanwälte.
Den ordentlichen Gerichten gegenübersteheneine Reihe be-

sonderer Gerichtshöfe, die vom Reiche „zugelassen“oder „bestellt“
sind: zu ersteren gehören besonders die Militär= und Konsular-
gerichte, zu letzteren die Rheinschiffahrts=und Elbzollgerichte, die

Agrar-, Gewerbe= und Gemeindegerichte.
IV. Gerichtsherrliche Rechte der Krone.

Wir sahen, daß in den monarchischenStaaten der Fürst als

Inhaber der Gerichtsgewalt gilt, dieseaber durch unabhängigeGe-

richte ausgeübt wird. Wir sahen aber auch, daß diese Unabhängig-
keit sichnur auf die Rechtsprechungbezieht,daß in Bezugauf die Ver-

waltung dem Souverän ein Einfluß zusteht. Derselbe äußert sich
nachdem oben (§ 71 VI) Gesagten in der Befugnis der Visitationen,
dem Oberaufsichtsrechtu. s. w.Das wichtigsteder materiellen hierher
gehörigenRechteist das Begnadigungsrecht. Aus der früheren
Befugnis der Bestätigung aller schwererenStrafurteile hat sichdas

Begnadigungsrechterhalten. Verworfen von den einen, insbesonderevon

Kant, als das schlüpfrigstealler Rechteund bekämpft als Heiligung der

Willkür wird es von anderer Seite gepriesenals höchstesSouveränitäts-

recht, in welchem„irdische Macht der göttlichenam nächsten“kommt.
Die Begnadigung ist der vom Staatshaupt ausgehendeAkt, wodurch
strafrechtlicheFolgen strafbarer Handlungen ganz oder teilweise be-

seitigt werden. Der Herrscher handelt hier nicht als Gesetzgeber
1 Nur dies zur Uebersicht. Die ist die Streitfrage, inwieweit die Be-

Darstellung der ganzen Lehreerfolgt
üblicherweise in der Einleitung zu
den prozeßrechtlichenVorlesungen
bezw. Lehrbüchern. Außerdem ogl.
besondersTu nian,u, Zustiverfassungin Preußen(18 0, 82 Sehr#
voll auch für **z.- Seirwert-
Code (l’organisalion judicioire
allemand Bd. I: Introduction.

(buris,1 de lgislation com-

parée
* ½ aterech bedeutsam

gnadigung Rechtsfolgen des Deliktes
beseitigen kann. Val z. B. die Er-
örterungen über die Frage, (ob be-

gnadigte Bischöfeihr Amt wieder

erhalten) im preuß. Abgeordneten-
hause1882. StenographischerBericht
insbes. S. 2233. (Zum Vergleiche
auch die lebhaften Erörterungen in

Frankreich 1879, ob begnadigten Kom-
munards der Orden der Ehrenlegion
zustehe?)
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auch wird die Unabhängigkeitder Richter nicht angetastet: der ein-

zigeRechtsgrund bleibt der, daß der Widerspruch zwischenformellem
Rechte und materieller Gerechtigkeitnur auf diese Weise gelöst wer-

den kann. Die Begnadigung ist auch im heutigenStaatsrecht durch-
weg anerkannt: jedoch kann eine Abolition, d. h. Niederschlagung
eines eingeleitetenVerfahrens meist nur auf Grund eines besonderen
Gesetzeserfolgen (preuß. Verf. Art. 49). Inhaber des Begnadi-
gungsrechtesim DeutschenReiche sind die Landesherren bezw. die

Senate der freien Städte, sodaß hier Reichsrechtdurch eine lex spe-
cialis des Einzelstaates außer Kraft gesetztwird. Der Kaiser hat
das Begnadigungsrechtnur in Sachen, in denen das Reichsgericht
in erster Instanz, ebensoin denen, in welchemein Konsulargericht
erkannt hat, außerdem für Elsaß-Lothringen, für welchesdasselbe
zum Teil dem Statthalter übertragen ist.“

Weitere Befugnisse derKrone in diesem Gebiete waren früher
z. B. die Moratorien, d. h. die Befugnis, einem Schuldner eine

Frist zur Bezahlung einer fälligen Schuld zu gewähren, ein Recht,
das durch Einführungsgesetzzur Zivilprozeßordnung § 14 Nr. 4 gänz-
lich beseitigt ist. Dagegen ist das Recht des Landesherren, eine

Ehescheidungohne vorgängiges gerichtlichesVerfahren auszusprechen,
nicht überall als aufgehobenzu betrachten.?

8 73.

Der Gerichtsdienst.
I. Gerichtsdtenst.

Wir haben oben (S. 148) gesehen,daß unter den genossen-
schaftlichennLeistungspflichtendie persönlichenhervorragen. Dieselben

« StP §48R des ReichelanerS. 879.
10. Juli 1879 *42. Vetr. Essaß- ber Moratorien vgl. R.L. II

Lothringens vgl. Verordn. v. 23. Juli|S. galleüber das Ehescheidungörecht
1879 Nr. 2. Die Lehre vom Be= kraft landesherrlicherMachtooll-
gnadigungsrecht gehört in das Straf= kommenheit die gleichnamige Schrift
recht. Vgl. hierüber Lueder, Be= v.Wasserschleben's (1877, 1880).
gnadigungsrecht(1860)und aus-- Krit. V.J.Schrift Nr. XX S. 232;
führlichBinding's Handb. I(S. 8600 Gruchot's Beiträge XXIV S. 782;
bis 879) auf dessenGrundanschauung8lschr“ Kirchen-R. XVI S. 246,
(„Verzichtauf Strafklagrecht") hier
nichtengegangenwerden kann. Litte- ihe guardsenI1 S. 148,
raturdaselbst S.860, über dieFpormen S. 147 u. II1 S. 145.
des Gnadenerlasses (Kontrasignatur
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können nach den Zwecken, welchensie dienen, geschiedenwerden in
die Dienstleistungenfür das Heer, die DienstleistungenimEhren-
amt, und diejenigen Dienstleistungen, zu welchender Einzelne dem

Staate auf besondereAufforderung verpflichtet ist. Zu der zweiten
Gruppe gehört der Gerichtsdienst, zu der dritten die Zeugenpflicht.

Der gesetzlicheGerichtsdienst,welcher dem berufsmäßigenJustiz-
dienst gegenübersteht,beruht entweder auf Zwang oder ist freiwillig.
Letzteres ist der Fall bei dem Gerichtsdienstder Handelsrichter und.

der Beisitzer der Konsulargerichte. Sie werden ernannt und sind.
Beamte, aber sie sind Beamte im Ehrenamte. Die Befähigung zum

Handelsrichteramte ist an vier Voraussetzungengeknüpft: Reichs-
angehörigkeit, Vollendung des dreißigsten Lebensjahres, Wohnsitz
im Bezirk, Eintragung im Handelsregister. Während hier die Be-

rufung einzelnerbesondersbefähigterPersonen stattfindet, ist die

Pflicht zum Geschwornen=und Schöffendiensteeine allgemeineUnter-

thanenpflicht, welche juristisch durchaus der Wehrpflicht entspricht,
und mit dieser schonin den ältesten Staatsverfassungen, ja vielfach
als Grundlage derselben erscheint. Die Gerichtspflicht ist die staats-
bürgerliche Verpflichtung zur Dienstleistung in den Gerichten des

Staates. Dieser nimmt sie nur in der Strafrechtspflege und auch
hier nur in beschränktemMaße in Anspruch. Die Gerichtspflicht
ist staatsbürgerliche,nicht Unterthanenpflicht. Nur der Deutscheist
verpflichtet und berechtigt, bei der Urteilsfindung mitzuwirken: Die

Pflicht ist bedingt durch die Reichs-, unabhängig von der Staats-

angehörigkeit,d. h. jeder Deutschehat sie da zu erfüllen, wo er seinen
Wohnsitzhat. Obwohl die Pflicht eine allgemeine,sind docheine Reihe
von Personen ausgeschlossenund zwar hat das Gerichtsverfassungsgesetz
§ 32—35 folgendeAbstufungen gemacht.Es gibt 1) absolut unfähige

32); 2) solche,die nicht berufen werden sollen und zwar a) weil

man bei ihnen nicht die genügendeUrteilsfähigkeit voraussetzt(6 38);
b) weil es das Staatswohl und den Dienst schädigenkönnte (8 34);
3) solche, die ablehnen dürfen (§&35). Um nun die einzelneJury
bezw.das Schöffengerichtzu besetzen,bedarf es der Feststellungaller

Personen, die zum Schöffen bezw. Geschworenenberufen werden

! G.V.G. § 116, Konsulargesetz§ 7.
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können. Aehnlichwie in der Heeresverwaltungdurchdie Aushebung,muß
auch hier eine Entscheidungüber die Dienstpflicht erfolgen, was durch
Aufstellung der verschiedenenListen geschieht(G. V.G.8 36 ff.)

Wenn auch der Dienst der Schöffen und Geschworenenin der

Wahrnehmungeines Amtes besteht, so sind die Genannten doch nicht
Beamte. — Die schuldbare Nichterfüllung dieser staatsbürgerlichen
Pflicht wird bestraft, und zwar mit Ordnungsstrafen, sofern falsche
Vorspiegelung erfolgte, mit Kriminalstrafe.: — Während der be-

rufsmäßige Justizdienst hauptsächlichdurch Landesrechtgeregelt ist,
sind die meisten Bestimmungen über die gesetzmäßigeDienstpflicht
seit den Reichsjustizgesetzenreichsrechtliche.

II. Die Beugnispflicht.

Weiter als die Pflicht zum Gerichtsdienst geht die Zeugnis-
pflicht, welche nicht Bürger-, sondern Unterthanenpflicht ist. Wie
der Staat von seinem Bürger verlangt, er solle sichan der Aus-

übung der Justizhoheitdurch Uebernahmevon Ehrenämternbeteiligen,
so fordert er von jedem, daß er jene Ausübung durch seine Kraft
ermögliche und fördere.Auch diesePflicht aber ist im Verfassungs-
staate gesetzlichumgrenzt. Neben der Anzeigepflichts erscheint
hier als wichtigstes die gerichtlicheZeugnispflicht.“ Das In-
teresse des Staates an der Aufrechthaltung des Rechtes verlangt
den Zwang gegen alle der Staatsgewalt unterworfenen Personen,
sich gerichtlich als Zeugen vernehmenzu lassen. Eine einheitliche
Regelung der Zeugenpflicht fehlt: doch ist für den wichtigstenAn-

wendungsfall, nämlich in der ordentlichen streitigen Gerichtsbarkeit,
das Reichsrechtfestgestellt. Außerdem ist einzelnenReichsbehörden,

1 N.L. III S. 980, IIS. 138, 411.Hierüber gilt Landesrecht; überreichs-
2 G.V. G. zi, 44, 56, 96; rechtlicheZeugenpflicht vor nicht ge-

N. St.G. 8 3186, richtlichenBehörden vgl. den Text.1
Ueber äzesgepsichtvgl.e.St. Gt.

77,- 50%116166.1593*
artikel 4, 9. N.L. 1

" tth u146Zeugnispflicht
besteht vor allem gegenüberPolizei-,
Finanz= u. a. Verwaltungsbehörden.

Die Jeugewslichtndes Inländersim Auslande ist in der Regel frei
willig. Die Jeugenpsschtkann dur

adung oder Requisition geltend
gemacht werden. Recht auf letztere
hat Zeuge nicht (vgl. aber St. P.

O.

9 49. 71).
v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechts. 22
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so den Seeämtern und dem Oberseeamt, dem Patentamt, der So-

zialistengesetzkommission,den Postbehörden, den Rechtsanwaltskam-
mern das Rechtder Zeugenvorladung und Vernehmung (nicht das

der Erzwingungdes Zeugnisses)beigelegt.:
Die Zeugnispflicht umfaßt im Grunde dreierlei verschiedeneVer-

pflichtungen: die Pflicht zum Erscheinen,— welcher auch der unter-

worfen ist, der die anderen sogleich zu nennenden Leistungenver-

weigern kann, — die Pflicht zur Aussage, die Pflicht zur Beeidi-

gung der letzteren. Erkennt man diese Pflichten an, so muß man

auch einen Zwang gegen diejenigen zulassen,welchediesen Pflichten
nicht genügen, d. h. entweder nicht erscheinenoder nicht offenbaren,
was sie wissen, oder ihre Aussage nicht beeidigen. Eine bloße Ord-

nungsstrafe kann hier nicht genügen; vielmehr muß eine executio

ad taciendum erfolgen, die jedoch nach modernem Rechteebenfalls
eine Grenze hat. Da aber die rücksichtsloseDurchführung des

Grundsatzes, daß jeder Dingpflichtige vor Gericht Zeugnis geben
müsse, zu schwerenVerletzungen berechtigterGefühle (Str. Pr.O.
§8 51. 52. 54) oder bedenklichenKollisionen des Interesses der

Rechtspflegemit anderen Staatsinteressen (Str. Pr. O. & 53) führen
würde, hat man aus solchen moralischen und politischen Gründen

Befreiungen von der Zeugnispflicht aufgestellt.“

874.

Landesjustiz und Reichsgewalt.?
I. Die Gerichtsherrlichneit der Einzelstaaten.

Auch auf dem Gebiete des Justizwesenstritt uns der Charakter
unseres zusammengesetztenStaatswesens in der komplizierten Ver-

1 Ueber Zeugnispflicht im Diszi= bis 71. Litteratur bei Geyer in

blinarverfahrender Neichsbeamtenvgl. Laband III= 165.
: Ein staatsrechtlichesLehrbuch

hat nicht die einzelnen prozeßrecht-
lichen Grundsätze über den Beugen-
beweis, sondern nur kurz die

Grundzügeüber die Zeugenpflicht«
darzulegen Vgl. für das NähereO. 8§ 338—66; St. P.O. 8§ 48

Holtzendorff's Handbuch des Straftprozesses1 S. 268 u. R.L. II1
S. 1420 ff. Ueber die durchaus gleich-
artige naun 9—die Kommentare zu 3. 72ff.,
St. P.O. 8 75ff., R.L. nück512,
517; Laband I

l7Schulze, T 1 S. 551;
Zorn IlLS. 367



8 74. Landesjustiz und Reichsgewalt. 339

teilung der Thätigkeiten unter Reich und Einzelstaatenentgegen.
Nur kurzePerioden unserer Geschichtegab es, in welchen nicht eine

Ueberordnung der Reichsgerichteüber die Landesjustiz stattgefunden
hätte. Obwohl seit langer Zeit die Gerichtsbarkeit zu einem Be-

standteil der Landeshoheit geworden und durch zahlreicheprivilegia
de non evocando geschütztwar, bestand de iure die oberstrichterliche
Gewalt von Kaiser und Reich bis zum Untergang desselben. In
der Zeit des Bundes war dann die Justiz ausschließlich in den

Händen der Landesgerichte.
Im gegenwärtigen DeutschenReiche ist der Einfluß der Reichs-

gewalt auf die Justiz ein bedeutender: durch die Reichsjustizgesetze
ist für eine einheitlicheOrganisation sämtlicher deutschenGerichts-
höfe Sorge getragen. Da das Reichalleinzuständigist, die Gesetze
über die Gerichtsverfassungzu erlassen, so ist die Einheit der letz-
teren festgegründet;nur die Einrichtung im einzelnen,die Abgrenzung
der Bezirke, die Auswahl des Personals, die Bestimmung der Ge-
schäftsordnung, die Aufsicht des Dienstes u. s. w. ist den Einzel-
staaten überlassen. Wir haben somit indieser Richtung die beiden

Bestandteile der Justizhoheit, die Justizgesetzgebung und die

Gerichtsherrlichkeit scharf zu sondern: erstere steht im wesent-
lichendem Reiche, letztereim wesentlichenden Einzelstaatenzu. Doch
haben sowohl letztere das Recht der Ausführungsgesetze,wie ersteres
einen Teil der Gerichtsherrlichkeit. Dies ist aber nur der Fall, so-
weit es ausdrücklich bestimmt ist. Im übrigen sind alle Gerichte
solcheder Einzelstaaten. Die reichsgesetzlichnicht normierte Gerichts-
barkeit ist der einzelstaatlichenAutonomie und Verwaltung vollkom-
men überlassen, die ordentliche streitige Gerichtsbarkeit steht den

Einzelstaaten zu, soweit sie nicht dem Reicheübertragen ist. Diese
Gerichtsbarkeitaber üben die Einzelstaatenzwar kraft eigenenRechtes
aus, aber sie sind nicht souverän, vielmehr an die Vorschriften des

Reiches gebunden. Durch die Gleichmäßigkeit derselben sind die

einzelstaatlichenGerichtsbehördenzu Gliedern eines Gesamtorganismus.
der Rechtspflegegeworden. Diese einheitlicheGerichtsverfassungist
eine so große, wie sie keine Periode unserer Geschichtegekannt hat.

1 Vgl. Thronrede vom 22. Dezember 1876.
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II. Die Einheit des Rechtsgebietes.

Nicht nur in dieser Gerichtsverfassungund in der rechtlichen
Natur, welche jetzt die „Gerichtsherrlichkeit“ unserer Bundesstaaten
aufweist, zeigt sichdiese Einheit. Andere wichtige Grundsätzestehen
damit im Zusammenhang. Vor allem ist jedes Urteil eines deut-

schenGerichtes in ganz Deutschland vollstreckbar. Das gleiche gilt
von der Wirkung der Rechtshängigkeitund der verpflichtendenKraft
der richterlichen Gebote und Verbote. Ferner ist jeder Deutsche in

betreff der Rechtsverfolgungund des Rechtsschutzesin jedem Bundes-

staate „den Einheimischen“ gleich zu behandeln (R.V. Art. 8).
Aus der Einheit des Rechtsgebietesergibt sich von selbstdie

Verpflichtung zur Rechtshilfe. Während diese gegenüberfremden
Staaten auf Verträgen beruht, war sie schonim NorddeutschenBunde

durchGesetzv. 21. Juni 1869 geregelt. Dieses Gesetzist derogiert durch
das GerichtsverfassungsgesetzTit. 13. Dasselbegilt jedochnur für die

ordentlichestreitigeGerichtsbarkeit, so daß man hinsichtlichder Rechts-
hilfeleistung drei Gruppen von Angelegenheitenunterscheidenkann:

1) die ebengenannte; 2) die zur Zuständigkeit der besonderenGe-

richte gehörigen bürgerlichenund Strafsachen, für welchedas Gesetz
von 1869 gilt; 3) alle übrigen Rechtssachen(Verwaltungsrechts=und

Disziplinarsachen),für welche reichsgesetzlicheNormen fehlen.?

III. Die eigene Reilchssustiz.

Wenn nachdem oben Gesagtenjeder Bundesstaat die Gerichts-
barkeit über das ganze Reichsgebietausübt, jedes Urteil im ganzen

Reichsgebietevollstreckkar ist, so muß dieser Erweiterung der Zu-
ständigkeitder Einzelstaateneine Einschränkunggegenübertreten, in-

dem jene an die Vorschriften des Reiches gebundensind. Vor allem
aber liegt die Einschränkungdarin, daß die höchsteJustizgewalt als

Teil der Souveränität, nämlich die Entscheidungin letzter Instanz
dem Reiche selbst zusteht. Sobald die Gerichtsbarkeit aller Einzel-
staatengewissermaßenauf das ganze Reichsgebietausgedehntwurde,

1 Laband III2 S. 67. G.V. G. a. a. O. Vgl. Wach, Vort: Die näheren Bestimmungen W 471579)S. 228. R.L.
über die Rechtshilfe enthält das S. 2
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erforderte die Notwendigkeit gleichmäßigerAuslegung der Gesetzedie

Uebertragungder Rechtsprechungin letzterInstanz auf das Neichselbst.
Trotz der thatsächlichenMangelhaftigkeit der vom alten Reiche

geübten Rechtspflege (vgl. oben S. 33) betrachteteman doch das

Reichskammergerichtals einen „Hort teutschenRechtes“ und blickte

selbst noch im 18. Jahrhundert, im Zeitalter des jungen Goethe,
mit Stolz auf diese Einrichtung. In den Zeiten des Bundes fehlte
eine solche obere Instanz gänzlich: aber im Jahre 1848 war das

Streben nach einem höchstenReichsgerichtsehr lebhaft und die Er-

richtung eines solchen ward in allen Entwürfen als eine der wich-
tigstenForderungen aufgestellt. Für den NorddeutschenBund wurde
dann erstdurch Gesetzvom 12. Juni 1869 eine richterlicheBehörde, das

Oberhandelsgerichtzu Leipzig, ins Leben gerufen, das erste Organ
eigenerReichsgerichtsbarkeit,welche nun seit dem 1. Okt. 1879 sehr
erweitert ist.! Seitdem ist im wesentlichendas Reichsgerichtdie letzte
Instanz und die SpitzedesGesamtorganismusder deutschenRechtspflege.
Nur ist ein Zugeständnis an die Einzelstaaten gemacht, insofern

des Einführungsgesetzeszum Gerichtsverfassungsgesetzbestimmt,
daß in Bundesstaaten mit mehreren Oberlandesgerichtendie Ent-

scheidung der zur Zuständigkeit des ReichsgerichtesgehörendenRe-

visionen und Beschwerden in bürgerlichenRechtsstreitigkeiteneinem

oberstenLandesgerichteübertragen werden kann.? Da nur Preußen
und Bayern hier in Betracht kommen, ersteres aber von diesem
Rechte nicht. Gebrauch gemacht hat, so stellt sich jetzt diese Bestim-
mung einfachals clausuln bajuvarica für die Justiz dar. Nur das

oberste Landesgericht in München ist die den einheitlichen
Organismusder deutschenRechtspflegestörende Ungleichmäßigkeit.

Außer dem Reichsgerichte,dessenZuständigkeit hier nicht im

einzelnen darzulegen ist, hat das Reich als eigene Gerichte die

Marinestrafgerichteund die Konsulargerichtein denjenigenLändern,

1 Gesetzv. 11. April 1877, Ge= Z. Pr.O. Vgl. rs Levy,
schäftsordnung v. 8. April 1880;1 Kommentarzu Z.Pr.O. § 511.
Litteratur N.L. III S. 393. s Ugl. über die Fustänbigket.des

2 Für das sächsische Recht folgt Reichsgerichts G. V. G. § 135ff.,
der Maschlußder Zuständigkeit des Tatentgeleg8 32; N.G. v. u8.Juni
Neichsgerichts, da Sachsen nur ein 1879 8 1; R.G. v. 14. März 1881.
Oberlandesgericht hat, aus § 511
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in welchendie Ausübung der Konsulargerichtsbarkeitdurch Herkom-
men oder Staatsvertrag gestattet ist.?

Im übrigen finden sich im ReichebedeutsameAnsätzezu eigener
Verwaltungsgerichtsbarkeit, soim Bundesamt für Heimatwesen,
Oberseeamt, Reichsversicherungsamtu. s. w. (vgl. S. 318).

Zweites Kapitel.

Das heerwesen.
∆ 75.

Grundlagen.:
I. Einleitung.

Der reicher entwickelte Staat ist wohl einem gewaltigen Ge-
bäude mit verschiedenenStockwerken verglichen worden: mögen auch
die höheren derselben das Gepräge verfeinerten Geschmackstragen,
auch sie ruhen auf dem cyklopischenUnterbau, welcherMacht heißt.
Macht ist der ursprünglichsteZweck aller Staaten, obwohl wie ge-

zeigt Macht nicht Selbstzweck,sondern Mittel ist (ogl. §70). Wie
der Einzelne, so kommt auch der Staat in die Lage, seinem Willen

besonderenNachdruckgeben zu müssen. Er bedarf dazu der physi-
schenKraft, der äußeren Gewalt. Nur denjenigenGemeinwesen,
welche im stande sind, solcheKraft hervorzubringen, legen wir den
Namen Staat bei: nur mit Hilfe solcherKraft kann sich ein Staat
im Daseinskampfe der Völker behaupten. Daher bezeichnetkriege-
rischerSinn und kriegerischerStolz den Anfang aller Staatengeschichte,
daher ist die Militärgewalt die früheste aller, mit dem Staate ganz
von selbst gegeben. Ursprünglich finden wir, daß diese physische

1 GesetzüberdieKonsulargerichts-
barkeit v. 10 Juli 1879. Vgl. hier-
über unter § 84 III 6.

* Stein, Lehre vom Heerwesen.
Für die geschichtliche Entwicke-
lung, die hier nicht gegebenwerden
kann, vgl. bes. v. Peucker, Kriegs-
wesen der Urzeit 1—111 (1860, 64);
v. Crousaz, Organisation des

brandenburg.-preuß. Heeres seit 1640
I. II. (2. Aufl. 1873); Meynert,
Geschichte des Heerwesens (1880).
Der bedeutendste Schriftsteller auf
diesem Gebiete ist neuerdings M.
Jähns, Preuß. Jahrbücher XXXIN
u. XI,, sowie Heeresverfassungenu.
Völkerleben (2. Aufl. 1885).
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Kraft sichdarstellt durch das ganze Volk: später gibt es ein be-

sonderes Organ, das Heer. Das Heer muß aufgefaßt werden als

Kraftorgan der Staatspersönlichkeit: in ihm erscheintnatur-

gemäß die Zusammenfassung aller staatlichen Kräfte am klarsten:
körperlicheTüchtigkeit und geistige Bildung und wirtschaftliche Ver-

hältnisse, alles beeinflußt die Bedeutung dieses Organs und spiegelt
sich in ihm wieder. Zunächst ist das Heer bestimmt für den Krieg:
aber die Sicherheit des Staates ist nicht nur von außen, sondern
auch von innen bedroht und so darf man das Heer nicht nur als

Kriegsmacht auffassen, sondern muß beachten,daß dasselbeauch ein

wichtigesHilfsorgan der gesamtenVerwaltung ist.! Freilich ist vom

militärischen Standpunkte der Krieg die Quelle alles Heerwesens,
wie jeder wirklicheKrieg die lebendigeKritik desselben ist. Daraus

ergibt sich zugleichdie Stellung des Heeres in der Verfassung.Kein
anderer Teil des Staatslebens und Staatsrechtes findet eine solche
Grenze, wie das Heerwesen. Woher kommt dies? Es erklärt sich
einfach daraus, daß das Ziel jedes Krieges der Sieg, die Nieder-

werfung des Feindes, der Frieden ist. Wie aber dies Ziel zu er-

reichensei, darüber können Verfassungsparagraphennicht entscheiden.
Alle Thätigkeit des Heeres ist sonachabhängig von der Macht der
Verhältnisse, dem Willen des Feindes. Daraus folgt, daß das

Heer lediglich stehendarf — unter einheitlichemBefehl. In gewisser
Beziehungist es also richtig zu sagen, daß das Heer außerhalb der

Verfassung ist. Als mächtigstesOrgan, um den Staatswillen durch-
zusetzen, kann es nur unmittelbar unter dem Träger der obersten
Gewalt stehen. Er allein hat zu bestimmen, wie die Thätigkeit des

Heeres (die Aktion der Armee) einzurichtenist. Diese ist nun heut-
zutage nicht mehr ein rohes Verwenden von Waffen= und Menschen-
massen,sondern ein durchhöhereGedanken geleitetesVerfahren, und

über die Art desselben,sowie seineVorbereitung u. a. m. haben sich
vielverzweigtebesondereWissenschaften,die Kriegswissenschaften,heraus-
gebildet. Ihnen gegenüberstehtdas Militärrecht, welchesals Teil des

Die meistenStaatsrechtslehrer1 schleppung von Seuchen);vgl. Hdböl.
überschrieben bisher diesen Abschnitt 1lI S. 196; Kirchenheim, Einfüh-
„Kriegswesen“. Ueber die Verwen= rung S. 140. S. auch Garnison=
dung des Militärs im Frieden dienstinstruktion v. 22. Nov. 1883.
(Tumulte, Kordons gegen Ein-
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Staatsrechtesanzusehenist undwelchesdie Grundlagen der Organi-
sation sowie die Grundzüge des Soldatenrechtes darzustellenhat.

II. Das Wesen des Reichsheeres.].

Der soebenangeführte Grundsatzüber die Stellung des Heeres
zum Träger der Staatsgewalt findet seine einfacheVerwirklichung im

Einheitsstaate. Schwieriger und verwickelter liegen die Verhältnisse
in unserem zusammengesetztenStaatswesen. Dies hat jedochseinen
Grund lediglich in dem — wenigstens innerhalb des Vaterlandes

hervortretenden — unstaatlichenSinne der deutschenStämme, nicht in

der Natur des zusammengesetztenStaates. Denn auch für diesen
versteht sichdie Einheit des Heeres als obersterGrundsatz ganz von

selber. Uebrigens wird sichzeigen, daß auch im DeutschenReichedie

Einheit des Heerwesens eine große ist: nur ist sie vielfach nicht un-

mittelbar, sondern auf Umwegen erreicht.
Aeußerst einfach lag die Sache hinsichtlichder Kriegsmarine:

als der NorddeutscheBund bezw.das DeutscheReichgegründetwurde,
besaßnur ein Staat, Preußen, eine Kriegsmarine. Preußen schenkte
dieselbedem Reiche und brachtesie ein in die neue mit den deutschen
Staaten geschlosseneVereinigung. Etwas anders verhielt es sich
mit den Landheeren, deren Zahl eine große war, obwohleinige
dieser Heerenur 385 und 55 Mann umfaßten. Diese verschiedenen
Heere und Heerchenwurden zu einer Einheit verschmolzen,und zwar
durchzahlreichesog.Militärkonventionen, welchegrößtenteils Preußen
— nicht das Reich — mit den einzelnenStaaten schloß (vgl. unten

S. 345 Note 1). Dadurch ist eine große Einheit erreicht: das

deutscheReichsheerist ein einheitliches Heer, welches aus den

Kontingenten der Bundesstaaten besteht.? Der Anschlußder einzelnen
Teile an das preußischeKontingent, welchesden Mittelpunkt bildet,

1 Litteratur über die gegenwär= ]band's III S. 6 ff.: „Es gibt kein

tige Drhanisation:Laband III1: Heer des Reiches, sondern nur

rn 1 S. f.; G. Kontingente der FGihellaten." Ein

Verwaltgs.-N. ll Off Hochm- Kontingent ist eben ein Teil eines

dorffs Jahröuch1 S.379,S z;FzusammiengesetztenGanzen. Von

Seydel in Annalen 14 S. 1035, keiner Seite ist Laband's Ansicht an-

1875 S. 53, 1081, 1393. genommen: vgl. dagegenbes. Zorn
:2 Nicht logischi der Satz La- 1.nD 07 u. Annalen 1880 S. 338.
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und an das Reichsheer,ist durchdie Konventionen mehr oder weniger
eng vermittelt und sind folgende Gruppen zu unterscheiden:

1. Einige Kontingente sind ganz und gar in den Verband des

preußischen Heeres ausgenommen (Waldeck, Schwarzburg=
Sondershausen, beide Lippe, Hamburg, Bremen, Lübeck).
Andere bilden als geschlosseneTruppenteile Bestandteile des
preußischenHeeres und stehen unter preußischerVerwaltung
(Baden, Hessen, beide Mecklenburg, Braunschweig, Anhalt,

S#eun.die

ihbirseheStaaten).

5

3. hsi und Württemberg
4. Durchausselbständig

—

— im Frieden— ist Bayern.
Das königlich preußische Heer besteht aus den preußischen

Truppen, über die der König jure proprio, aus den elsaß-lothringi-
schen, über welche er kraft Delegation, und aus den ad 1 und 2

genannten, über welche er zufolgeder Verträge alle Rechtedes obersten
Kriegsherrn hat.

Das deutsche Reichsheer ist ein einheitliches Heer, über

welches im Kriege der Kaiser den Oberbefehl hat, und welches aus

den preußischen, bayrischen, württembergischen und sächsischenKon-

tingenten besteht. Die Einheitlichkeit dieses Heeres tritt aber nicht
nur im Oberbefehl, sondern auch in den Grundlagen der Organi-
sation, in der Gemeinsamkeit der Lasten,in der Einheit der Militär-

gesengebunghervor. Die Grundlage der letzterenist — abgesehenvon

der Verfassung Abschnitt XI — dasReichsmilitärgesetz vom 2. Mai

1861 (mit seinenAenderungen vom 6. Mai 1880 und 11. März 1887).
Als weitere Quellen treten die besonderenGesetze",ferner die Ver-

ordnungenund die Konventionen, sowiedie Reglements hinzu.
1 Val.

d

die einzelnen Gesetze in] Vgl. H. Schulze, Lehrbuch II S.269
der vortresflichen Sammlung: „Die I wancl Crörterungen S. 115 ff.).
Militärgesetze des Deutschen Reiches Die vollständigste Zusammenstellung
(Berlin 1878)“. DieKonventionenda: aller Gesetze 2c. in: Helldorff,
selbst 1 S.55—181. Dazu die neuesteDienstvorschriften der preuß Armee,
braunschweigische Konvention 4. Aufl. 1—1N (bis 1884), mit Nach-
(Annalen 1886 S. 9.10). Die Ver= trägen

(auch
in einzelnenAbteilung

ordnungen s. im Armeeverordnungs= Kürzer: Walther, Militärgesetze
blatt seit 1867. Ueber die recht= (1882). Stadelmann, Das

liche Natur der Militärkon= Militärwesen in Bayern (1884).
ventionen fehlt eine Monographie.
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III. Der Baiser als Oberbefehlshaber.
Die Einheit des Heeres erfordert einheitlicheLeitung: derjenige,

welchem diese zusteht, ist der obersteKriegsherr. In Deutschland ist
dies der Kaiser, unzweifelhaft auch für Bayern, für diesesallerdings
nur hinsichtlichdes wichtigstenRechtes (s. unten Nr. 1), nicht im

Frieden. Dieser höchsteGrundsatz aller Einheit des Heerwesens
findet seinen Ausdruck in drei Forderungen: dem oberstenKriegs-
herrn ist jeder Einzelne zu unbedingter Treue und Gehorsam ver-

pflichtet; der Kriegsherr ist der Inhaber aller Würden und Ehren,
Bestrafungen und Belohnungen erfolgen in seinem Namen; der

Kriegsherr entscheidetpersönlichüber die Maßnahmen der Verwaltung
und über die Führung des Heeres. Im DeutschenReichesind zwar
eine Reihe aus diesen Sätzen folgender Befugnisse einzelnenKon-

tingentsherren verblieben, die ausschlaggebendenRechteaber hat der

Kaiser, und zwar aus eigenerMachtvollkommenheit,nicht wie der

sogen.Bundesfeldherr des Deutschen Bundes, der ein Beamter war.

.Das wichtigsteRecht ist das, die kriegsbereiteAufstellung jedes
Teiles des Reichsheeresanzuordnen, d. h. das Recht zur

Mobilmachung. In Bayern erfolgt dieselbeauf Veranlassung
des Kaisers durch den König, doch tritt von diesemAugenblick
an auch hier die Kriegsherrlichkeitdes Kaisers in volle Kraft
(N.V. 63, Abs. 4).

. Alle deutschenTruppen müssenden Befehlen des Kaisers un-

dingt Folge leisten, eine Verpflichtung, die in den Fahneneid
aufzunehmenist (R.V. 64).
Der Kaiser ernennt die Höchstkommandierendeneines Kon-

tingents, sowie alle Offiziere, welcheTruppen mehr als eines

Kontingents befehligen. Diese Offiziere leisten ihm den

Fahneneid.Der Kaiser hat das Recht,für diese Stellen im

ReichsheereOffiziere aus allen Kontingenten (d. h. also selbst
gegenden Willen des Landesherrn) zu wählen (Art. 64, Abs. 3.

und 4). 6

. Der Kaiser hat die Pflicht und das Recht, für die Vollzählig=
keit und Kriegstüchtigkeit des deutschen Heeres Sorge zu

tragen: aus dieser Bestimmung ergibt sich das ausgedehnte
Inspektionsrecht (Art. 63, Abs. 3, 5).

1—

W

10
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5. Der Kaiser bestimmtPräsenzstand,Gliederung und Einteilung
der Kontingente und hat das durch Konventionen vielfach be-

schränkteDislokationsrecht, d. h. das Recht,die Garnisonen
zu bestimmen,sowiedas Recht,Festungeninnerhalb des Bundes-

gebietes anzulegen (Art. 68, Abs. 4, Art. 65).1
6. Als Ausfluß der Militärgewalt stellt sichdas Recht des Be-

lagerungszustandesdar (Art. 68).2
7. Eine Festigung erhalten alle dieseSätze durch dasnachArt. 5

Abs. 2 der Reichsverfassungdem Kaiser zustehendeVeto.

Durch die Militärkonventionen sind alle dieseRechtefür Bayern,
Württemberg und Sachsensehr beschränkt.

IV. Die Stellung der Landesherren.

Der Kriegsherrlichkeitdes Kaisers steht gegenüberdie Militär=

hoheit des Landesherrn. Unter diesen aber sind zwei Gruppen zu
unterscheiden: diejenigen, die ihre Truppen mit den preußischen
vereinigt haben, und auf der anderen Seite die drei Könige von

Bayern, Sachsen und Württemberg. Es führt durchaus zur Un-

klarheit, wenn man eine andere Scheidung vornimmt, oder wenn

man etwa das Dienstverhältnis zu Grunde legt: der Dienst wird

stets dem Reiche, nie dem Einzelstaategeleistet.“ Wir haben also“
auf der einen Seite diejenigen drei Einzelstaaten, die eine eigene
Militärverwaltung und Militärhoheitsrechte in weiterem Umfange
und von faktischerBedeutung besitzen, — auf der anderen Seite

Militärhoheitsrechte, welche den Landesherren als solchen zu-
stehen und sichmehr als Ehrenrechtecharakterisieren,die aber durch-

1

EinigesStaatensollennicht ohne
Not fremde Truppen in Garnisoner-

halten; andere haben sich in den

Konventionen ausdrücklich die Ehre
preusischerGarnisonen ausgebeten.

I. Hdbbl. II S. 285.
Wir halten die Bezeichnung

„Militärhoheit der Landesherrenfür die zutressendste. Laband'
Versuch (III 1, S.61), den *
„KNontingentsherrlichkeit“juristisch

zu konstruieren, hat besonders H.
Schulze, Lehrbuch II S. 265, zurück-

gewiesen.Gegen die von Laband a. a
aufgestellte Ansicht, daß die t
pflicht dem Einzesstantgeleistetwerde,
wandte sich Kirchenheim in dem

* (65 N. 5 erwähnten Aufsatze.
l. jetzt auch für diese AnsichtdeeLaband) H. Schulze, Lehr-

buch 11 S. 266 (gegen I S. 362).
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aus unabhängigsind von dem Umstande, ob der betreffendeTruppen-
bestandteil („Kontingent") selbständig,oder ob er mit den preußischen
Truppen verschmolzenist.

1) Die den sogen.KontingentsherrenzustehendenRechtesindiim
wesentlichen die Ernennung der Offiziere, die Gerichtsbarkeit,die

Bestimmung äußerer Abzeichen.
2) Die Rechte,welcheden Landesherrenzustehen,sind in Art. 66

der Reichsverfassung,in dem (was sehr beachtenswert)der Ausdruck

„Kontingentsherren“ vermieden ist, genauer normiert. Sie genießen
alle Ehren der „Chefs“. Das wichtigsteRecht ist das Requisitionsrecht
zu polizeilichenZwecken,welchessie gegenüberallen in ihrem Gebiete

garnisonierendenTruppen haben (Art. 66, Abs. 2). Im übrigen sind
die Rechte der Landesherren in den verschiedenenKonventionen in

sehr mannigfachenAbstufungen festgestellt: es sind dieseRechtezum
Teil Erinnerungen an die früheren Souveränitäten, wie die Befug-
nis, Helmdekoration, Schärpe,Kokarden zu bestimmen,teils ergeben
sie sich aus dem engen Bande, welches auch heute noch den Landes-

herren mit seinenSoldaten verknüpft, und welchesman keineswegs
zerreißen wollte; hierher gehört z. B. die Bestimmung, daß der

Fahneneid dem Landesherrn geleistet wird, daß die Offiziere, welche
ihn in den mit Preußen vereinigten Kontingenten dem Koaiserleisten,
sich mittels Reversesverpflichten, des Landesherrn Bestes zu fördern,
ferner die vielfachwiederkehrendeBestimmung,daß bei Begnadigungen
die Wünsche des Landesherrn gehört werden sollen.

V. Kosten und Lasten des Heerwesens.

Die Einheit des Heerwesens zeigt sich auch darin, daß nach
Art. 58 der Reichsverfassungdie Kosten und Lasten des gesamten
Kriegswesens von allen Bundesstaatengleichmäßigzu tragen sind,
so daß weder BevorzugungennochMehrbelastungen(Prägravationen)
einzelner Staaten oder Klassenzulässigsind. Dieser Grundsatzgilt

1 Da in Elsaß-Lothringen (XV. zeregeltwerden. Ugl. Instruktion
Armeekorps) unter preußischemKom= . 10. April 1872 (Militärgesetze 1
mando auch andere Truppen stehen, 182).
mußten diese Verhältnisse besonders
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auch für Bayern, und nur die Art und Weise seiner Ausführung
ist für dasselbe anders als für die übrigen Staaten geregelt. Die

Leistungen für das Heerwesen sind von zweierlei Art: 1) handelt
es sich um die Stellung der Mannschaften, welche pro rata der

Bevölkerung von den einzelnenBundesstaatenerfolgt. Der Gesamt-
bedarf wird von den betreffenden Bundesratsausschüssenfestgestellt
und von den Bundesstaaten nach Maßgabe der Bestimmungendes

Militärgesetzes & 9 gedeckt. Die Zuteilung der Rekruten an die

einzelnenBestandteile des Heeres steht dem Kaiser zu. 2) sollen die

GeldleistungennachArt. 53 und 58 ebenfalls gleichmäßigerfolgen. Die

Ausgaben erfolgen auf Rechnungdes Reiches durch die selbständigen
Kontingentsverwaltungen. Ersparnissefließen jederzeitder Reichskasse
zu (Art. 67) mit Ausnahme von Bayern, das sichjedoch verpflichtet
hat, einen entsprechendenGeldbetrag zu verwenden. Dieser wird
im Reichsetat für Bayern in einer Summe ausgeworfen, seine Ver-

ausgabung erfolgt auf Grund bayerischenSonderetats. Im übrigen
wird der Militäretat nachForm und Inhalt ebensowieder Haupt-
etat behandelt (vgl. S. 417).

Die Entschädigungenfür die sachlichenMilitärlasten (6 79),
ebenso die Pensionen für Militärpersonen werden von der Reichs-
kassebezahlt.

# 76.

Verfassung und Verwaltung des Heeres.

I. GEltederung des Heeres (Friedenspräsenzstärke).

Die deutscheKriegsmachtbesteht aus dem Heer, welches in

stehendesHeer und Landwehr zerfällt, dem Landsturm und der

Marine, welche in Flotte und Seewehr eingeteilt wird. (Ueber
letztere vgl. 9§78). „Stehendes Heer und Flotte sind beständig
zum Kriegsdienst bereit. Beide sind die Bildungsanstalten der ganzen
„Nation für den Krieg" (Wehrgesetz§ 4).

Das stehende Heer zerfällt — abgesehenvon der Einteilung
in Waffengattungen ! — in verschiedeneFormationen, deren niederste

1 Kl. St. W.B. II S. 207; v. Neumann, Waffenlehre (1886) 4. Aufl.
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die Kompanie (Schwadron oder Batterie) ist. Dies sind Verwaltungs-
körper, ebensowie die höchste,das Armeekorps. Dazwischenstehen
mehrfachFormationen, die, wie die Brigade nur taktischeBedeutung
haben. Gegliedert war das Heer nachdem Gesetzvom 6. Mai 1880 in
503 Infanterie= und Jägerbataillone, 465 Eskadrons, 340 Batterien

(mit 1404 bespanntenGeschützen),31 Fußartilleriebataillone, 19 Pio-
nierbataillone, (2 Eisenbahnbataillone), 18 Trainbataillone.. Nach
dem gleichenGesetzwar die Friedenspräsenzauf 1 Prozent der Be-

völkerung, d. h. auf 427274 Mann festgesetzt(genau: 427274 Mann-

schaften, ausschließlich Einjährig-Freiwilliger, 18 128 Offiziere,
1698 Aerzte, 2157 Militärbeamte; 81629 Dienstpferde). Vom
1. April 1887 ab ist für die Zeit bis 31. März 1894 (Septennat,
ogl. Anm. S. 351) die Friedenspräsenzstärkeauf 468 409 Mann fest-
gestellt. (Erhöhung um 31 Bataillone Infanterie und 24 Batterien

Feldartillerie, außerdem Ergänzung der Eisenbahntruppennebst Luft-
schifferabteilung auf ein Regiment von 4 Bataillonen und Ver-

mehrung des Trains um 14 Kompanien, s. Armeeverordnungsblatt
1887 S. 75 ff.).

Die Friedenspräsenzzifferist die Normalziffer hinsichtlich der

1 Die Stärke der einzelnen Truppenteile beträgt:

im Frieden im Kriege

2. v l S
HEEBBEIIEIEIIILE
b
6 .3 5

1 Linien= Infanterie-Kom-
panie.. 4136) 1 5250 4— 1

1 Linien
- Insanterie

- Vatall-185617-22|10 80|
u ... 4—-o182145—— 5159170 1

ll1 Aalle#snN—NnN*“*
60272%

1 Feldbatteril 98 444|— 5 17050 12
1 Pionierbataillon 114 7—— 15|636| 51 — 9
1 Trainbataillon 10 2251224ca. —— 2

—

650.l -
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finanziellenLeistungenund hinsichtlichdesBestandesan Mannschaft.“
Der Kaiser kann jedochkraft des ihm in Art. 63 der Verfassung

1 Die Bestimmungen der R.V.
Art. 60 ff. sind wörtlich aus der nord-
deutschen Bundesverfassung ent-
nommen. Danach wurde die Frie-
denspräsenzstärke auf ein Prozent
der Bevölkerung Flteestentjedochnur bis zum 31. Dez. 1 „Für
die spätere Zeit wird 16s—’“
präsenzstärke im Wege der „MNeichs-hesebgebungfestgestellt."“ Der Re-
gierungsentwurf enthielt den letzteren
konfliktschwangerenZusatz nicht, aber

ohne ihn wäre das Verfassungswerk
wahrscheinlichgescheitert;die Re-

Feststellung(Aeter nat). Das zu-
gestandenePrinzip wurde durch Ge-
seß vom 9. Dezember 1871 für drei
Jahre beibehalten; Konflikten vorzu-
beugen waren giedrei letzten Absätze
von Art. 62 R.V. aufgenommen. Die

FeststellungdurchReichsgesetzerfolgte
dann zunächst im Militärgesetz vom

2. Mai 1874 8 1 (später durch Gesetz
vom 6. Mai 1871 und 11. Mär

1887). Während die Negierung das
Aeternat, die oppositionellen Par-
teien eine jährliche Bewilligung
wünschten, ist eine Einigung dahin
erzielt,daß die Friedenopräsenstärke
auf eine Zeit von 7 Jahren fesige:stellt ist; dies ist das sogen. Sep-
tennat. Die hieran anknüpfenden
ahlreichenundebensohäufig wie

S. 208 ff. 2) Soll das Septen-
nat eine dauernde Einrichtung sein?
Dies ist im wesentlichen eine poli-
tische Frage. Wie soeben gezeigt,
ist durch das Zugeständnis der Re-
gierung unser ganzes Heerwesen nach
Ablauf von je 7 Jahren der parla-
mentarischen Erörterung und Be-

willigung unterworsen; das Sep-
tennat beruht auf einem „Kompro-=
misse“. An diesemLompromisseaber
soll festgehalten,diese K
nicht immer wieder „als die

zu neuen Forderungen“
men werden. Vgl. hiezu bes. Bis-
marck's Rede vom 17. Januar 1887,
19. Sitzung des R.T. lauch vom

11. Jannar). 3) Welches ist die

Bedeutung des Gegensatzesin Art.60
und Art. 63 Abs. 4 der R. V. („Prä-
senzstand“u. „Früsenzstärle.s.w.).
2. hierfür bes. Podbielski im
R.T. vom 8. April 1867. 4) „Was
ist Rechtens, wenn wir über die

Präsenzzisser uns nicht einigen?“
(Darüber Bismarck im RN.T. vom

11. Januar 1887.) Niemand wird

behaupten, daß unser Heer bei Ablauf
eines Septennats und bei Nicht-
vorhandensein einer Verständigung
zwischenReichsregierung und Reichs-
tag gänzlichaufhöre. Es bleiben viel-

mehr eine Reihe gesetzlicher, die

GrundlageunseresMilitärgesetzes
h I

st-
ie cht 929 i-

Im wesentlichen betreffen dieselben
olgende Punkte: 1) Was heißt. im
(rt. 60 „im Wege der Reichsgesetz-

gebung“? Dem Wortlaut und Geist
der N.V entsprechend ist hier un-

zweifelhaft nicht bloße Feststellung
durch das sogen.Etatsgesetz, viel-
mehr durch ein besonderes Gesetzge-
meint. So insbes. Grünhut Il

in Krat,4%insbes. Art. 59.Art. 68
Abs. 4, auch(A. M. Zorn, Seydel)
Art 4%“2.u.s. 2, sowie die grund-=
legendenBestimmungend. R.-Militär-=

gesetzes.Vgl. Laband III, 1, S. 92,
sowie überhaupt unten § 82, III.

(Uebrigenssollte für diese ganze
Frage niemals außer acht gelassen
werden, daß es im Staatsleben auch
andere Normen des Handelns gibt,
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verliehenenRechtes den Präsenzstandweit unter jeneZiffer —
z. B.

durch die üblichen Beurlaubungen— herabsetzen,oder ihn vorüber-

gehend erhöhen: das letztere geschiehtz. B. durch Einberufung zu

Uebungen, Absperrungen u. s. w. Aus dem Gesagtenfolgt zugleich
eine teilweise Erklärung des vielbesprochenenGegensatzesvon „Frie-
denspräsenzstärke“(Art. 60) und „Präsenzstand“ (Art. 63). Art. 60

spricht von Präsenzstärke des Reichsheeres,Art. 68 von Präsenz-
stand der Kontingente. Die erstere soll durch Gesetz bestimmt
werden, den letzterenbestimmt der Kaiser allein. (S. Anm. Z. 3.)
Für den Fall aber, daß ein Gesetzüber erstere nicht zustandekäme,
würde allerdingsdas Rechtdes Kaisers nicht beschränkt,sondern er-

weitert werden: denn es würde dann die in Art. 63 anerkannte

Machtvollkommenheit eine Grenze nur durch die allgemeinen Ver-

fassungsbestimmungen(Art. 59), nicht aber durch eine Friedens-
präsenzziffer — auch nicht durch eine frühere, nur für einen be-

stimmten Zeitraum festgestellte— finden.
Durch die im Art. 60 (beziehungsweisedurch die Militärgesetze)

gegebeneFeststellung ist lediglich die Gesamtstärke des Heeres, so-
wie die Zahl der einzelnenFormationen bestimmt: die Verteilung
auf die einzelnenFormationen, die Bestimmung der Höhe dieserwie
des Verhältnisses der Waffengattungen ist Sache des Kaisers.

II. Landwehr und Kandsturm

Die Einteilung in Armeekorpsbezirke,deren es 17 gibt, hat
außer dem Zweckeder Organisation nocheine territoriale Bedeutung,
indem sie maßgebendist für das Ersatzgeschäftund die Organisation
der Landwehr. Die Verstärkung der Streitkräfte kann in doppelter
Weise erfolgen: durch Ausfüllung der Kadres und durch Bil-

dung neuer Körper. Beide Systemesind unserem Militärrecht be-

als bloßstaatsrechtliche.) Für alle S. 123 ff.; H. Koruß,Friedens-
diese Streitpunkte vgl. außer den präsenu. N.V.(18

Verh.d. R.T. vom April 1874 und Das —’ hat keinen

Januar1837Ane Thudichum, besonderenBezirk. Die Armeekorpsbe-
Verf.R. S. 414;H. Schulze, Lehr= zirke 1—XI umfassen die preußischenbuchl, S. *—Preuß.Jahrb. XXIII,Provinzen, XII Sachsen, XIII Würt-
S. 302, 587; mMW*iG1874, S. 173, temberg, XIV Baden, XV Elsaß--
264; 1875. S . 1393 * 1887, Lothringen, XVI, XVII Bayern.
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kannt. Das stehendeHeer ist nur zum Teil bei den Fahnen. Bataillon,
Schwadron, Batterie sind nur Abteilungen, Rahmen, die erst im

Kriegsfalle vollständig ausgefüllt werden, und zwar durchEinziehung
der Reserve. Diese gehört also zum stehendenHeere, ist nur beurlaubt.

Dagegen ist eine Reserve des stehendenHeeres die Landwehr.
Die Organisation der Landwehr ist im wesentlicheneine Orga-

nisation der Infanterie, da die Mannschaften der Artillerie zum

stehendenHeere einberufen, selbständigeLandwehrkavallerie-Kadres
nur ausnahmsweise gebildet werden. Jedem Infanterieregiment
(außer den seit 1880 neu hinzugetretenenund den Garderegimentern)
entsprechenzwei Landwehrbataillonsbezirke. An ihrer Spitze steht
das Bezirkskommando,ein höherer Offizier mit Bezirksfeldwebeln
und dem den Landwehrstamm bildenden Unterpersonal. Um der

Bewegung der Bevölkerung möglichstRechnung zu tragen, sind in

volkreichen Städten und VerkehrsmittelpunktenReservelandwehr-
bataillonsbezirkegebildet, welche die- Ausgleichung bewirken.

Weitere Ergänzung von Heer und Landwehr bildet der Land-

sturm, der alle Wehrpflichtigen vom 17.—42. Jahre umfaßt. Er
wird nur bei feindlichemEinfall und auf kaiserlicheAnordnung auf-
geboten. Nachden Motiven des Landsturmgesetzesvom 12. Februar
1875 bzzeichnetdas Aufgebot des Landsturms nicht die äußersteMaß-
regel, bielmehrkönnen auch noch weitere Altersklassenaufgeboten
werden: nur ist eine militärischeOrganisation derselben zur Zeit nicht
vorgesehen.

·

III. Die Prtegsformatton.
Wesentlichverschiedenvon der Friedensformationdes Heeres ist

die Kriegsformation. Der Uebergang von jener zu dieser heißt
Mobilmachung. Sie erfolgt nach dem (geheimen) Mobil=

machungsplan auf Grund kaiserlichenBefehls (s. oben & 75.III).
1 Der Gegensatz der Friedens= inter arma silent leges“ findet.

und Kriegsformation tritt in den im geltenden Rechte seinen Ausbruck.
juristischen Lehrbüchern meist nicht z. B. in folgendem: E.G.

5
R. S r. i%S.genügend hervor. — Durch die Mo- *4: M. Str. G.B

bilmachung wird nicht nur das Mili- Paßgef.89; Preßgef.Sistiostan
tärrechtberührt (vgl. insbes. 979, IV), 1; Helegraphenordnung8 2;
auch der Einfluß auf andere Rechts- Z. Pr. O.882

gebieteist zu beachten. Der Sat
v. Kirchenheim,Lehrbuch des Staatbrechis.

r
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In der Kriegsformation zerlegt sich das Heer in die Feldarmee und

in die Besatzungstruppen. Die gesamtenGeschäfteder Mobilmachung
bewegensich im wesentlichenin dreifacherNichtung. Es handelt sich
einmal um die Ergänzung der Feldtruppen auf Kriegsstärke(vurch
Einziehung der Reserven 2c.) und um die Bildung der Administra-
tionen (Trains, Branchen, z. B. Feldintendantur, Feldpost). Es

handelt sichzweitens um die Formation der Ersatztruppen und der

stelluertretendenBehörden und drittens um die Formation der Be-

satzungstruppenund die Armierung der Festungen.
Die Formationen der stellvertretenden Behörden schließensich

der Einteilung des Reichesin Armeekorpsbezirkeu. s. w. an; mehrere
Armeekorpsbezirkekönnen zu einem Generalgouvernementvereinigt
werden. Die militärischen Institute werden (außer den technischen
für die Artillerie) zum Teil aufgelöst.

IV. Die Festungen.

Zur Kriegsmachtgehört neben dem lebenden Material auchdas

unbelebte, insbesonderedie Festungen, d. h. befestigtePlätze, welche
sowohl als Stützpunkte für kriegerischeOperationen, wie als Ver-

teidigungspunkte dienen. Ihre Betrachtung bietet verschiedeneju-
ristisch wichtige Punkte dar; dreifacher Art sind die Grundsätze,
welche bei Fragen über das Festungsrechtin Anwendung kommen:
die reichsstaatsrechtlichenGrundsätzeüber die Militärverfassung, die

landesstaatsrechtlichenüber die Gebietshoheit, die teils privatrecht-
lichen über das Grundeigentum (für letztere vgl. & 79 II).

Als oberster Grundsatz ist in der Reichsverfassung,Art. 65,
das Recht des Kaisers aufgestellt, Festungen anzulegen. Da in

diesem Rechte notwendigerweise das Recht der Enteignung, der

Rayonbeschränkungenu. s. w. liegt, so ist die Landeshoheit in der

That sehr beschränkt. Dieselbe bleibt zwar über die Festungsbezirke
bestehen,enthält jedoch nicht das Widerspruchsrechtgegen Neuan-

lagen oder Erweiterung von Festungen. Ein solches haben nur

Bayern und Württemberg.:
1 Sowie die außerhalb der — Hauptquartier).korps stehenden besonderen Form : Auf Bayern findet Art. 65

tionen (z. B. Feldpolizei, Großekeine Anwendung. Nach dem Bünd-
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Der Kaiser hat die volle militärische Verfügung über die

Festungen und das Recht, die Festungskommandantenzu ernennen.

Die gesamtenFestungswerkenebst Gebäuden, Grundstücken, Aus-

rüstungsgegenständensind nach & 1 des Gesetzesvom 25. Mai1878.

Reichseigentum,mit Ausnahme der in Bayern belegenen: obwohl
dort Neuanlagenauf Reichskostenerfolgen, verbleiben Immobiliar=
anlagen im bayrischenStaatseigentum.

Die besondereLage der teils zu Württemberg, teils zu Bayern
gehörigen Festung Ulm erforderte eine Vereinbarung, welche am

16. Juni 1874“ zwischenPreußen, Württemberg und Bayern ge-
schlossenwurde. Danach ist Ulm ein einheitlicher Waffenplatz unter

einheitlicher Verwaltung der Reichs-, bezw.preußischenOrgane. Der
Kaiser ernennt Kommandanten, Gouverneur und Stab; für alle Be-

satzungstruppengelten die preußischenGrundsätze, die Verwaltung
der im Reichsetat festgesetzten— um den auf Bayern entfallenden
Anteil verminderten — Summe führt das preußischeKriegsmini-
sterium.

V. Die Eitlitärverwaltung.

Als Spitze der Verwaltung muß der oberste Kriegsherr an-

gesehenwerden. Oberste Zentralbehörde ist der Bundesratsausschuß
für Landheer und Festungen,unter Vorsitz des preußischenKriegs-
ministers.: Durch des letzterenVermittlung erteilt der Kaiser seine
Befehlean die übrigen Kriegsministerien. Eine ausführende Zentral=
behörde besteht nicht: vielmehr werden die Heeresangelegenheiten
von den Kriegsministerien der drei Königreiche und für alle

übrigen Truppenteile von dem preußischenKriegsministerium ver-

waltet.? Diese Ministerien besorgen Reichsangelegenheitenund

nisvertrage (III § 5, Z. V.) wird : Nicht des Reichskanzlers,wie in
es die Anlage von Festungen „im
Interesse der gesamtdeutschenVer-

teidigung im Wege jeweiliger 13
zieller Vereinbarung zugestehen“.
Mit dem Könige von Württemberg
wird sichderBundesfeldherrnachArt.7
der militär. Konvention „eintreten-
denfalls ins Vernehmen neten“,1 Militärgesetze I S.

einigen throretischenWerken steht.
* Die Organisation des **'ieKriegsministeriumsist 1886 voll-

kommen verändert: an Stelle der
Abt. A u. B desallgemeinen
Kriegsdepartements sind die

Armee-, die Infanterie-, die Kavalle-
rie-, die Artillerie-, die Ingenieur-,
die technische Abteilung getreten.
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stehenunter Aufsicht des genannten Bundesratsausschusses,welcher
zugleichdas Vermittlungsorgan ist.

Unter den Ministerien stehen zunächstdie Generalkommandos

für jedes Armeekorps. Sie haben vier Sektionen: Adjutantur,
Generalstab, Auditoriat, Intendantur und Generalarzt; hierzu tritt
der Militäroberpfarrer, so daß alle Zweige der Verwaltung hier
vertreten sind.

Im einzelnen sind folgende Verwaltungsorganisationen aus-

einanderzuhalten:
1. Das Militärbildungswesen. Als höchstesGlied in

demselbenkann der Große Generalstab betrachtet werden, der ver-

schiedeneFunktionen erfüllt. Er dient nicht nur zur Unterstützung
der Heeresleitung bei allen strategischenAnordnungen, sondern auch
zu kriegswissenschaftlichenZwecken. Er umfaßt, außer dem Zentral=
bureau, die drei Kriegstheater, die Eisenbahnabteilung,die kriegs-
geschichtlicheAbteilung, die geographisch-statistischeAbteilung.

Unmittelbar unter dem Chef des Generalstabesstehtdie Kriegs-
akademie zu Berlin, die höchstemilitärische Bildungsanstalt. Zur
Vorbereitung für die Offiziersprüfung dienen die (8) Kriegsschulen,“
ein großer Teil der Offiziere wird in den (6) Kadettenhäusernund
der Hauptkadettenanstaltzu Lichterfelde vorgebildet.: Alle diese
Anstalten stehenunter der Generalinspektiondes Militär-Erziehungs-
und Bildungswesens, unter welcherauchdie Obermilitärexaminations-
kommission erscheint. Dazu treten eine Reihe besondererAnstalten,
Unteroffiziersschulen,das Lehrbataillon, Artillerie= und Ingenieur-
schule2c., seit dem 1. Juni 1886 auch die Festungsbauschulein
Berlin.

2. Die wirtschaftliche Verwaltung, d. h. die gesamte

Das Militärökonomiedeparte-
ment enthält 5 statt 4 Abteilungen
(die Bauabteilung ist hinzugekommen);

Departement für Inva-
lidenwesen. 3ete 2 Abteilungen
(Pensions-, Unterstützungs-, An-

stellungsabteilung).Außerhalbdieser
Departements steht die Remonte= u.

dieMedizinalabteilung. (Vgl. Hand-
buch für den preuß. Hof und Staat

1886/87 S. 111—15, ——N“ “
. 219.· nungsblatt1886 S

Bestimmungen ü#er.Organisa-tion ders. v. 1. Juli 1: Bayern hat in l##ngeneine

Kriegsakademie,eine Artillerie= u.

Ingenieurschule, Kriegsschuleu. Ka-
dettenhaus, Sachsen in Dresden

1 eine Kadettenanstalt.
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Sorge für Naturalverpflegung, Bekleidung, Garnisonverwaltung,
Bauwesen, sowie die Kontrolle der Geldverpflegung! steht bei den

Intendanturen. Dieselben haben auch die Mobilmachungsangelegen-
heiten, die Entschädigungenan die Kommunen aus Militärlasten
(s. & 79 III), sowie die Invalidenangelegenheiten zu bearbeiten und

den Militärfiskus in Prozessenzu vertreten. Im übrigen ist volle

Selbstverwaltung durchgeführt, und hat jeder taktischselbständige
Körper (Bataillon, Kavallerieregiment,Artillerieabteilung) seineeigene
Kasseund Kassenkommission.DieBentralbehördefür den gesamten
Militärhaushalt ist das

Militärök t mit fünf Ab-

teilungen (s. S. 355 Note 3: Abteilung für Etats-und Kassenwesen;
für Naturalverpflegung; für Bekleidungs-,Geldverpflegungs-,Reise-,
Vorspann-Angelegenheiten;für Serviswesen; für Bauwesen).

3. An der Spitze des Militärjustizwesens steht das

Generalauditoriat als obersteRekurs= und Aussichtsinstanz(ebenso
in Sachsen, Württemberg, Bayern). Jedes Armeekorps hat einen

Korps-, jedeDivision zweiDivisionsauditeure. Die Auditeure, welche
die Fähigkeit zum Richteramte haben müssen (Militärgesetz § 7) sind
die rechtskundigenBeiräte des Gerichtsherrn. Dieser hat die Auf-
sicht, die Entscheidungüber die Einleitung der Untersuchung, das

Begnadigungsrecht. Die Gerichtewerdenim ein zelnen Falle
gebildet, wofür die drei M

st

gen
— die preu-

ßische,bayerischeund württembergische— helten.-
4. Das Militärkirchenwesen ist nach Art. 61 der Reichsver-

fassungausdrücklichdem Landesrecht überlassen. In Preußen gilt
die Militärkirchenordnung vom 12. Februar 1832. An der Spitzeder

protestantischenMilitärgeistlichkeit stehtder Felvpropst.Die Militär-

geistlichensind Reichsbeamte.
5. Das Militärmedizinalwesen beruht auf der Verordnung

vom ; Februar 1873 und ressortiert vom Kriegsministeriumund vom

Generalstabsarzt der Armee. Das Sanitätskorps besteht aus den

Militärärzten des aktiven und Beurlaubten-Standes (derVorbildung

1

Gelverbflegungseeglementv. vgl. auchunten § 77 IV.
24. Mai !*Vgl. bes. Thudichum=Deut-

* W N.L. II S. 765; schesKirchenrecht(1878) 1 S. 158.
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der Militärärzte dient das medizinisch-chirurgischeFriedrich-Wilhelms-
Institut, „die Pepiniere“ in Berlin) und aus den Lazaretgehilfen
und Krankenwärtern. Das Lazaretwesenist bezüglich der Ver-

waltung den Intendanturen unterstellt. Jedes Korps hat (in der

Kriegsformation) 12 Lazaretefür je 200 Mann. — Das roßärztliche
Personal ergänzt sichaus den Schülern der Militärroßarztschule in
Berlin und steht unter dem Korpsroßarzt jedes Armeekorps.
6. Die technische Verwaltung hat ihre Spitze in der tech-
nischenAbteilung des Kriegsministeriums. Unter ihr stehendie mi-

litärischenEtablissements, die Geschützgießereien,Pulverfabriken, Ge-

wehr= und Munitionsfabriken und die Feuerwerkslaboratorien.

877.
Der Militärdienst.

I. Wehrpflicht, Militärpflicht, Dienstpflicht, Ersatreservepflicht.

Die Militärdienstpflicht ist freiwillig übernommene oder gesetz-
liche. Die Grundlage unserer ganzen Heeresverfassungbildet die

allgemeine Wehrpflicht. Dies ist eine gesetzlichePflicht, rechtlichbe-

schränkt,der Zeitdauernach bemessen,grundsätzlichfür alle Staats-

bürger gleich. Wehrpflichtigist jederDeutscheGeichsverfassung
Art. 57). Ausgenommen sind nur?: die Mitglieder der regieren-
den, der mediatisiertenund einiger andererHäuser, denen dies ver-

tragsmäßig zugestandenist, sowie die zur ZuchthausstrafeVerur-

teilten (Reichsstrafgesetzbuch& 31 dauernde, § 34 vorübergehende
Unfähigkeit).Die Erfüllung der Wehrpflicht ist durch mehrere ge-

setzlicheBestimmungen geschützt.
Aus der Wehrpflicht ergibt sich die Militärpflicht. Jene

ist die Verpflichtung zur Dienstleistung in der bewaffneten Macht,
dauert vom 17.—42. Jahre und erfordert keine konkreten Hand-

Nicht wer seinedeutscheStaats- 2 N. St.G. B. § 140 ff. (Wann
angehörigkeit verloren (Bancroft= beginnt die Verjährung der Wehr-

Verträge,vgl. oben S. 140). pflichtentziehung? Vgl. Olshausen,
: Gründe gegen Befreiung der #ommemtarzumN.St.G. B.[(2.Aufl.)

Theologen, Stenogr. Bericht d. .. 363.) Mil. St. G.V. § 64 ff.,
vom 16. April 1874 S. 856 ff. St. P.O. 8 470 ff.
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lungen; die Militärpflicht ist die Pflicht, sichder Aushebungzum

Dienst im stehendenHeere (oder der Flotte) zu unterwerfen, begreift
in sichdie Pflicht zur Anmeldung und Stellung, beginnt mit dem

1. Januar des Jahres, in welchemder Wehrpflichtigedas 20. Lebens-

jahr vollendet, und währt zwölf Jahre.
Abgesehen von dem Falle völliger Unbrauchbarkeit und Un-

würdigkeit (s. oben) sind zwei Richtungen in Bezug auf die Er-

füllung der Militärpflicht scharfauseinanderzuhalten:
a) Derselben wird einmal genügt durch den Dienst im stehen-

den Heere(drei Jahre), an welchensichdie vierjährige Beurlau-
bung zur Reserve und die fünfjährige Landwehrpflicht schließt. Re-

servisten und Landwehrleute stehen unter Kontrolle (Kontrollord=
ordnung & 1 ff.) und können zu einzelnenUebungen herangezogen
werden.! Sie werden in Jahresklasseneingeteilt und nach diesen
berufen: jedochkönnen Reservisten und Landwehrleute wegen häus-
licher und gewerblicherVerhältnisse, sowie unabkömmlicheBeamte

hinter den letzten Jahrgang zurückgestelltwerden (Klassifikations-
verfahren: Militärgesetz § 64, Unabkömmlichkeitsverfahren§&#65).

b) In vdurchausanderer Richtung bewegt sich die Ersatz-
reservepflicht. Sie ist eine eventuelle Dienstpflicht, die ihren

Gegensatzeinerseits in den ad a) gekennzeichnetenPflichten, ander-

seits in der vollen Befreiunghat. Zur Ersatzreserve— die. nicht
für die Kavallerie besteht— gehörendie 1) wegenhoherLosnummer,
2) wegen häuslicher Verhältnisse, 8) wegengeringerKörperfehlerund
4) wegen vorübergehender Unbrauchbarkeitnicht zur Einstellung ge-

langten. Die Ersatzreserveumfaßt zwei Klassen. Die ersteKlasse
bestehtaus fünf Jahrgängen. Nach der Novelle von 1880 können

die zu 1) und 4) genannten auch im Frieden zu vier Uebungenauf
10, 4, 2 und 2 Wochen eingezogenwerden. Sie bleibendann
währendder ganzen Dauer der Ersatzreservepflichtin der.ersten
Klasse und unterliegenden Bestimmungenfür Reservisten.und Wehr-
leute. Die übrigen treten nach 5 Jahren zur Ersatzreservezweiter

ZumBeurlanbtenstande ge-
hören die zur Reserve-, Land= oder

Seewehr entlassenen, die ausgeho-
benen, noch nicht eingestellten Re-

kruten, die zur Disposition der Ersatz-
behördenentlassenen Mannschaften
u. die sogen. Dispositionsurlauber
(s. unten). (N.G. v. 15. Febr. 1875.)
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Klasseüber, welcher auch alle zur Ersatzreserveerster Klasse unge-

eignetenErsatzreservistenangehören. Jede Ersatzreservepflichterlischt
mit dem Jahre, in welchemdas 31. Lebensjahr vollendet wird.

Hieran schließtsichvie Landsturmpflichtwir haben also fol-
gendeReihe:

. Dienstpflicht im aktiven Heere, in der

Wehrpflicht, Reserve, Landwehrpflicht.
Militärpflicht, ErsatzreservepflichtI. Klassebezw.eriereservepflicht II. Klasse

VondiesenallgemeinenBestimmungenkonmennun Ausnahmen
in Bezugauf Anfang und Dauer des aktiven Dienstes in Betracht.

1. Früherer Eintritt ist statthaft für Einjährig-, Dreijährig-
und Vierjährig-Freiwillige nach dem vollendeten 17. Lebensjahre,

sowie für brotlose Rekruten, vor dem gewöhnlichenEinstellungs-
termin. Ihre Dienstzeitrechnet jedoch erst von letzteremab. Außer-
dem werden unsichereDienstpflichtige, d. h. solche, die wiederholt
nicht zur Stellung erscheinen,sofort eingestellt.

2. Späterer Eintritt ist denjenigen gestattet, welche in der

Vorbereitung zu einem Lebensberufe, oder in der Erlernung einer

Kunst oder eines Gewerbes begriffen sind und welche durch eine

Unterbrechung bedeutenden Nachteil erleiden würden (Milit.-G.
§ 20, 6). Ferner können eine Reihe anderer, z. B. einzige Er-

nährer hilfloser Familien, der nächstältesteBruder eines vor dem

Feinde gebliebenen(C&20, 1—5) auf Ansuchen (Reklamation) zu-

rückgestellt,ja sogar, wenn der Berücksichtigungsgrundnochim dritten

Jahr zur Seite steht, der Ersatzreserveüberwiesen werden. In
schwerergerichtlicherUntersuchungBefindliche, sowie mit Freiheits-
strafen über sechsWochen Belegte können erst im nächstenJahre

eingeewerden.

3. Verkürzung der aktiven Dienstzeit genießenjunge
Mebiziner,Krankenwärter (2 Jahre), Apotheker, Tierärzte, Volks-

schullehrer (6 Wochen). Die wichtigsteAusnahmebilden die Ein-

jährig-Freiwilligen. Voraussetzuugfür die Herabsetzungder Dienst-
zeit auf ein Jahr ist eine gewisse(durch Prüfungen oder Besuch
bestimmter Schulen dargethane)Bildung und körperliche und mora-

lische Tüchtigkeit. Ohne Nachweis der Bildung sind berechtigtdie

Landsturmpflicht.
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Mitglieder der Hofbühnen, sowie die, welche in Kunst oder Gewerbe

Hervorragendesgeleistet.Das Privilegium der Einjährig-Freiwilligen
ist favorabile, insofern die Betreffenden teils befreit sind von der

Melde= und Stellungspflicht, sich der Regel nach den Truppenteil
wählen können, und eine andere Ausbildung erhalten, welcheihnen
die Qualifikation zum Offizier der Reserve verschafft. Odiosum ist
das Privilegium dadurch, daß die Einjährig-Frei illigen sichselbst
erhalten müssen.

Mannschaften von tadelloser Führungund Brauchbarkeitkönnen
im Herbst des zweiten Dienstjahres zur Disposition des betreffenden
Truppenteiles entlassenwerden (Dispositions-, Königsurlauber).

4) Verlängert wird die aktive Dienstzeit, abgesehenvondem

Falle der Kapitulation (s. Nr. III) für die Zöglinge bestimmter
Anstalten (z. B. Friedrich-Wilhelmsinstitut), sowie für diejenigen
zum EinjährigendienstBerechtigten, welchesichnicht rechtzeitigmel-

den, sowie die, welchesich der Simulation oder Selbstverstümme-
lung schuldigmachen.Letztere werden drei Jahre (ev. in eine

Arbeiterabteilung, zweite Klasse des Soldatenstandes) eingestellt.
5. Unbeschränktist die Dauer der Dienstzeit für den Kriegsfall.

Im Krieg findet der Uebertritt zur Landwehr, zum Landsturm, zur-
Ersatzreservezweiter Klasse nicht statt, und haben Reklamationen
keine Gültigkeit.!

II. Der Ersatz.

Das Ersatzwesenumfaßt die zur Durchführungder Wehrpflicht
gegebenenformellen, d. h. die die Ersatzbehördenund das Verfahren
betreffendenVorschriften.

Jeder der 17 Armeekorpsbezirke(s. & 76 U) ist ein besonderer
Ersatzbezirk.Ein solcherzerfällt in vier Brigadebezirke,diese wieder

in Landwehrbataillonsbezirke, anderen Spitze das Bezirkskommando
steht. Die Ersatzbehörden sind in vier Instanzen gegliedert.
In unterster Instanz besteht unter dem Namen „Ersatzkommission
des Aushebungsbezirkes“eine ständige, aus einem Offizier (Land-
wehrbezirkskommandeur)und einem Verwaltungsbeamten (Landrat)

Uebersicht überdieBeendigungs=G. Meyer II S. 108 ff.
gründe des aktiven Militärdienstes bei ? Gesetzv. 31. März 1885.
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zusammengesetzteBehörde, welchefür Entscheidungen,bei denen bür-

gerlicheVerhältnisse in Frage kommen, durch einen Offizier und

vier Bezirkseingesesseneverstärkt wird. Zweite Instanz ist die Ober-

ersatzkommission,ein höherer Offizier und ein höhererVerwaltungs-
beamter, eintretendenfalls unter Hinzuziehungeinesvon den kom-
munalen Vertretungen gewählten Mitgliedes. Dritte Instanz ist
der kommandierende General mit dem Oberpräsidenten, obersteIn-
stanz das Kriegsministerium in Verbindung mit der obersten Zivil-
verwaltungsbehörde (in Preußen Ministerium des Innern).

Das Ersatzgeschäft hat zur ersten Voraussetzungdie Fest-
stellung des Ersatzbedarfes.Dieser, d. h. die Zahl der einzustellen-
den Rekruten, wird vom Kaiser alljährlich (auf Grund der armee-

korpsweise bis zum 15. April an das Kriegsministerium einzurei-
chendenErsatzbedarfsnachweisungen)bestimmt und vom Bundesrat

auf die einzelnenBundesstaaten (und Brigadebezirke)verteilt (Gaupt-
ersatzrepartition). Das Ersatzgeschäftumfaßt

a) das Vorbereitungsgeschäft, d. i. die Eintragung der

zur Gestellung Pflichtigen in die Grundlisten.; Das Ersatzgeschäftselbstzerfälltdann

b) in die Musterung, durch welcheder eigentlichenEntschei-
dung nur vorgearbeitet, über AusschließungUnwürdiger, Ausmuste-
rung Untauglicher vorläufig entschiedenwird, die zum Dienst Taug-
lichen für Waffengattungenbezeichnetwerden :, und

c) in die Aushebung vor der den Brigadebezirkbereisen-
den und endgültig entscheidendenOberersatzkommission.Die hier zur

1 Stammrollen, alphabetische : Ueber die Berücksichtigung der

Asten,Vosstellungalisten(ogl. Mil.= Profession rc. (Mennoniten) vgl. die
§ 31 u. 32,Ersatzordnung § 43ff). militärischen Werke. Den Schlußdes

Lr Januarjeden Jahres hat Musterungsgeschäftesbildet die Fest-
seitens der Gemeindebehörden die stellungder Vorstellungslisten
Aufforderung zur Anmeldung für die bis F. (A Auszuschließende,B.

Stammrolle, bis 1. Februar diese *E*# Untaugliche, C. zur Ersatz-
Anmeldung selbst zu erfolgen. An= reserve 2. Kl. Vorzuschlagende,D.

meldepflichtig sind 1888 z. B. die Mindermäßige und NellamantenltEr-
1868 geborenen, sowie alle, über satreserve1. Kl.], E. die auszu-
deren Dienstpflicht — außer im Falle hebendenMilitärpflichtigen der Land-
der Zurückstellung — noch nicht end- bevölkerung, F. seemännischeBevöl=

gültig ensschiedenist. Vgl. Wehr= kerung).
ordnung56 –

.
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Einstellung Bestimmten heißen Rekruten und gehören dem Beur-

laubtenstande an. «

Nach Beendigung des Aushebungsgeschäftesfindet die Berich-
tigung der Grundlisten statt (ev. Reichsstrafgesetzbuch8 140- 1,
360 3, Strafprozeßordnung § 470 ff.). Im Kriegsfalle werden

Muflerungs= und Aushebungsgeschäftverbunden.

III. Ereiwilliger Eintritt in das Heer.
Der freiwillige Eintritt in das Heer ist gleich dem Eintritt in

den Staatsdienst zu beurteilen.
1. Die niederen Stellungen. Eine freiwillige Verlängerung

der gesetzlichenaktiven Dienstpflicht findet bei denjenigenstatt, welche
in der Absicht Unteroffiziere zu werden, mit einem Truppen-
teil eine Kapitulation abschließen."

2. Die Offiziere. Die Bestimmungen über die Zulassungzum

Offiziersstande erläßt der Kaiser (Mil. G.& 7). Im wesentlichen
beruhen dieselbenauf der Kabinettsordre vom 6. August 1808, welche
alle Vorzüge der Geburtsstände beseitigteund die Aristokratie der

Bildung fordert.: Auf dieser Grundlagesind die Bedingungen
festgestellt:allgemeineund

militä
schaftlicheBildung (Prüfung),

praktischeBrauchbarkeitOlechsmonatlicheDienstzeitals Portepeefähnrich)
und ehrenvoller Charakter (Wahl des Offizierkorps). Die Reserve-
und Landwehroffiziere ergänzen sich aus den Einjährig-Freiwilligen,
welchesich: die Qualifikation erworben haben, achtwöchentlicheDienst-
leistung gethan, vom Offizierkorps des Landwehrbataillons gewählt
werden. Die Pflichten der Offiziere, einschließlichder Reserve= und

Landwehroffiziere, solange sie im Dienst sind, sind die Pflicht zu

Erfüllung der Dienstobliegenheiten,zu Treue und Gehorsamund zu

achtungswürdigemVerhalten. LetzterePflicht hat insbesondererecht-
liche Ausbildung durch EinsetzungderEhrengerichteerhalten
(V. v. 2. Mai 1874).

1lbberKapitulationen vgl. Kab.-- Beiheftezum Militärwochenblatt Ok-
Ordre v. 8. Juni 1876. (Armee= tober bis Dezember 1854; über die

berordn-al.S. 141), Annalen 1885 genannte Kab.O. bes. Treitfchke,
S. Geschichte 1 S. 293. Vgl. auch V.

12. über die Reorganisation v. 3. Okt. 1856und 20. Okt. 1874.
der Armee nach dem Tilsiter Frieden * Zorn 1 S. 379.
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3. Die Militärbeamten sind diejenigen, welchedie Geschäfteder

Militärverwaltung besorgen,unter militärischen Vorgesetztenstehenund

Militärrang haben. 1 Letztere beiden Punkte unterscheidensie von

den Zivilbeamten der Militärverwaltung, während die Art der Ge-

horsamspflicht sie von den Personen des Soldatenstandes unter-

Wheidet.Sie sind Beamte, aber nicht Zivilbeamte, sie gehörenzu
den Militärpersonen, aber nicht zum Soldatenstande. Es gilt für
sie das Reichsbeamtengesetz,nicht das Militärstrafgesetzbuch. (Vgl.
* 154 desselben.)Einige derselbenstehennicht nur unter den mili-

tärischenVorgesetzten, sondern noch in einem besondernUnterord-

nungsverhältnis (z. B. Militärgeistliche, Auditeure).2

IV. Die Pflichten im ienste.

Das militärische Dienstverhältnis begründet, ähnlich wie das

Beamtenverhältnis, in erster Linie Pflichten. Die Notwendigkeit,
daß militärischer Geist alle durchdringe, wie der Umstand, daß viele
Leute geringerer Bildung im Heere dienen, macht eine einfacheund

buchstäblicheFormulierung einzelnerPflichten erforderlich. Wir finden
daher im Militärrecht vielfach noch die Aufstellung von Normen.“
Die wichtigsten derselben sind niedergelegt in dem Moral= und

Rechtskodexrdes deutschenSoldaten, den Kriegsartikeln vom 31.Oktober

1872, deren Art. 2 die wesentlichstenPflichten aufzählt. Besonders
potenziert ist beim Heere die Pflicht des Gehorsams (Subordination),
die im allgemeinen eine unbedingte, unbeschränkteist. Daher die

strenge Bestrafung des Mißbrauchs der Gewalt des Vorgesetzten
(Mil. Str. G.B. § 100—26). Nur zwei Ausnahmen gibt es von

dieserGehorsamspflicht: wenn die Ausführung eines Befehls, ein Ver-

1 Nach dem dem M. Str.G.B. bei- und Begriff der Militärpersonen
gegebenenVerzeichnissesind Militär= (1885).
beamte die 1) im Heere oder in der
Marine, 2) für das Bedürfnis dieser
angestellten, 3) nicht zum Soldaten-
standegehörenden, 4) unter d.Kriegs-
minister (Admiralität) als Verwal-

tungschefstehenden,5) Militärrang be-

sibenden,Beamte

? Laband hat für die Pflichten
im Dienste keinen besonderen Para-
graphen. Seine Einteilung ist fol-
gende: 1) Gehorsamspflicht, 2) Treu-
pflicht, 3) die Gegenleistung des

Staates,S. 1711

dijtVinding, Normen(1872),
Hecker,Verhäntnisd.Mil. Str. N. I S.
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brechenoder Vergehenin sichschließt, und im Wachtdienst,in welchem
nur dem Befehlshaber der Wache Folge zu leisten ist. Die Ge-

horsamspflicht findet ihren Ausdruck, militärisch gesprochen,ganz be-

sonders in den „dienstlichen Formen“.
Die Pflicht der Treue „für König und Vaterland“ schließtdie

Pflicht in sich, überall das Wohl des Kaisers bezw.Landesherrn mit.
Aufopferung aller anderen Interessen wahrzunehmen,die Pflichtzur

Erfüllung der Dienstobliegenheitenläßt die Entfernung ohne Urlaub
unstatthaft, und wenn sie den Charakter der Fahnenflucht.(Mil.Str.
G. B. § 64) annimmt, strafbar erscheinen. Die erheblichstePflicht
aber ist die Tapferkeit, deren Verabsäumung schon im alten

deutschenRechte mit schimpflichemTode bestraft wurde.?

In doppelter Weise sucht man die Erfüllung dieserPflichten zu
sichern. Einmal wird als Bestärkung auch bei uns der schon im
Altertum bekannte Eid, das sacramentum, iuramentum üidelitatis,
der Fahneneidverlangt. Sodann erhalten jene Normen der Kriegs-
artikel ihre Perfektion durch die am gleichenTage erlasseneDiszi-
plinarstrafordnung.

Der Disziplinarbestrafung unterliegen alle Handlungen gegen
die militärische Zucht und Ordnung und gegen die Dienstvorschriften,
für welchedie Militärgesetzekeine Strafbestimmung enthalten, sowie
die im § 3 des Einführungsgesetzeszum Militärstrafgesetzbuchan-

Ueber dieseLehre von den dienst-
lichen Formen enthalten die militär.
Hilfsbücher Ausführliches. Hervor-
hebenowert die Regeln über die Be-

daß ich Sr. M. dem König von

Preußen Wilhelm I., meinem aller-

gnädigstenLandesherrn,i
in allen und

jeden Vorfällen, zu Lande und zu
schwerdeführung, enthalten in den
Vorschriften überden Dienstweg 2c.

v. 6. —* coust. Ticinense

vonzenert, MonnmentaIII

Art. Gl.Preub.Aricgecrhievon
1713 9

.. B. 188;FzarbeneArt.
Die Formel m]il ahn W-(in Preußen) ist folgende: „Ich p

schwöre zu Gott dem Aldissehdl
und Allmächtigen einen leiblichenEid,

Wasser, in Kriegs= und Friedens-
zeiten, und an welchen Orten es
immer sei, getreu und redlich dienen,
Allerhöchstdero Nutzen und Bestes
befördern, Schaden und Nachteil aber
abwenden, die mir vorgelesenen
Kriegsartikel wie die mir erteilten

folgenund mich so betragen will,
wie es einem rechtschaffenen,unver-

zagten, pflicht= und ehrliebenden Sol-
daten eignet„und gebührt. So

wahr rc. 2c.
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geführten leichterenFälle. Unterworfensinddieser Strafgewalt alle

zum Heere gehörendenMilitärpersonen, die Offiziere à la suite (im
Dienste oder in Uniform), alle Personen, die sich im Kriege beim

Heere aufhalten und die Kriegsgefangenen.

V. Sonderrechte der Militärpersonen.!

Auf verschiedenenRechtsgebietentreten uns Bevorzugungenoder

Beschränkungender Militärpersonen entgegen. Für die Beurlaubten

gelten dieselben teils gar nicht, teils nur während der Zeit aktiven

Dienstes.
1. Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes sind den

Personen des Soldatenstandes einzelneRechteentzogen,so den zum
aktiven Heere gehörigen das aktive Wahlrecht und die Teilnahme an

politischenVereinen und Versammlungen. Sie sind frei vom Schöffen=
und Geschwornendienstund bedürfen zum Gewerbebetriebwie zur
Annahme von Kirchen=und Selbstverwaltungsämternder Genehmi-
gung des Vorgesetzten.

2. In finanzieller Hinsicht sind ihnen Porto= und Eisen-
bahnvergünstigungen(Soldatenbriefe, Militärbillets) zugebilligt. Im
Kriege sind die niederen Chargen ganz steuerfrei. Nach Landesrecht
sind sie von der Kommunalbesteuerungbefreit.:

1 Daude, Die bürgerl. Rechts-
verhältnissed.Militärpersonen!1880).
Mandry, Zivilrechtlicher Inhalt der
Reichsgesetze(2. Aufl.), S. 80, 584
( rPv38 Laband III# S. 252 ff.

. G. v. 28. März 1886 eksetzt
die 8 v 22. Dez. 1868 außerKratPreuß. G. v. 29. Juni 18686.
weisung des Finanzministersgan-
1. Februar 1887)0. dies Ge-
setz ist die Heranzeehungr im Of-
fiziersrange stehenden Militärper-
sonen zu direkten Gemeindeabgaben
ermöglicht. Es scheidet danach das

Diensteinkommen von der Gemeinde-
steuer aus. Das Privateinkommen
zerfällt in das aus Grundbesitz
und Gewerbe und in alles übrige.
Ersteres wird nach den Regeln

über Gemeindebesteuerung besteuert,
für letzteres greist die Einschätzung

zur Staatseinkommensteuer Platz.
Daß hierdurch die heikle Frage be-

friedigendgelöst sei, wird von keiner
eite angenommen Das bedenk-

lichste ist, daß das Reich durch das

Gesetz vom 28. März seine Zustän-
digkeit zu Gunsten des Landes-R. ein-

geschränkthat, daß das Gesetz vom

29. Juni im Gegensatzzur Auffassung
des R.G. steht und daß nunmehr
die Möglichkeit vorliegt, daß Offiziere
desselben Kontingents nach verschie-
denen Grundsätzen besteuert werden.

Vgl. über Geschichteund Bedeutung;TäutseGemeinde-Zeitung XXVI
u. 2. Baden, V. v. 10. März1n#' 1887 S. 85 J.
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3. Strafrechtlich haben sie einen besonderen Gerichtsstand
vor den Militärgerichten, die sich als iudicia parium charakteri-
sieren.

4. Auchauf dem Gebiete des gerichtlichenVerfahrens
im allgemeinen, wie des Zivilprozessesfinden sichAbweichungenvom

gemeinenRechte, insbesonderehinsichtlichder Beschlagnahmen,Zu-
stellungen, Zwangsvollstreckungen.?

5. Auf dem Gebiete des Privatrechts ist die Sonderstellung
eine erhebliche. ReichsgesetzlicheVorschriften finden sich besonders
über die Eheschließung und deren Genehmigung, die Uebernahme
von Vormundschaften, die Militärtestamente.:. Im übrigen ist das

Landesrecht(z.B. A.L.R. 11 8678.121 1 378) in Geltunggeblieben.
Für die Beurteilung der Statusverhältnisseder Militärpersonon ist nicht
das Rechtdes Garnisonsortes, sonderndas der Heimat maßgebend.“

.VI. Versorgungswesen.

Dem früheren Rechte war eine Versorgung der Militärpersonen
unbekannt. Der Heerdienst war Dienst des Fürsten; was dieser
gewährte war Gnade. Fehlte dem Lanzknechtdie Aussichtauf Ver-

sorgung, so tröstete ihn die Hoffnung auf Beute. Heute ist der

Dienstuntaugliche nicht mehr von bloßer Gnade abhängig, und die

Erfüllungdes Soldatenberufes ist zugleichwirtschaftlicherBeruf und

gibt ein Recht auf Versorgung.
Neben dem Gehaltsanspruch, der nach der geschichtlichenEnt-

wicklungvon dem der Beamten durch die Nichtklagbarkeitunter-

1 Vgl. oben S. 357N. 2. Hell- 1); V. v. 4. Nov. 1875, 20. Jan.
dorff's DienstvorschriftenBd. IV 1879.Sten. d. N.T. (17. April„: Z.Pr.O.8 158, 184, 224, 678,

tr. Pr.

im Sinne der Z. Pr. O.

- sagtArmeeverordnun gsblait1880
S. 56. Ueber die Bestimmung des

Wohnsitzes der Milstärbersonen.s. Z.P.O. 14, 15 (E. d. R.G. in

Gruchots44n1(E2 119).
* M.G. F 44 ff. (ogl. Dig. XXIX

1874)II S.
* Ges. v. u Juni 1871, abge-

ändert — Ges. v. 21. April 1886

(ogl. auch Ges., betr. Fürsorge für
Personendes Soldatenstandes infolge
von Betriebsunfällen vom 15. März
1886); Dienstinstruktion v. 8. April
und 26. Juni1877; Militär-Gesetze
Abt. V S. 1—234 tinsbes.S. 90ff.
S. 115 *
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schiedenist, ist insbesondereder Pensionsaufwand eigenartig gestaltet.
Derselbe hat seinen Rechtsgrund in der Dienstzeit oder der Dienst-
beschädigung.Die erstere kommt nur beim berufsmäßigenDienst,
die letztere sowohl beim freiwilligen wie gesetzmäßigenDienst in

Betracht.
Die Offiziere habenAnspruch auf Pension nach mindestens zehn

Jahren Dienstzeit bei Nachweis der Dienstunfähigkeit, ohne diesen.
vom 60. Lebensjahre an, stets bei Dienstbeschädigung.Sie erhalten
eine durch Charge und Dienstjahre bedingte Pension, bei Verstüm-
melungnoch besondereZulagen.

Die Versorgung der Unteroffiziere und niederen Militärbeamten

erfolgt in fünffacher Weise: 1. durch Gewährung von Pension;
2. von Kriegs= und Verstümmelungszulage;3. durch einmaligeBei-

hilfe; 4. durch Aufnahme in eine Invalidenanstalt; 5. durch Ge-

währung des Zivilversorgungsscheins. Es werden Ganz= und Halb-
invalide unterschieden(letztere nur felddienstunfähig). Erstere er-

halten den Zivilversorgungsscheinneben, letztereanstatt der Pension.
Der Zivilversorgungsschein gibt das Anrecht auf Anstellung im
Staats= und Kommunaldienst."

Die Hinterbliebenen (Witwen, Kinder bis zu 15 oder

17 Jahren, hilflose Eltern, Großeltern) von Personen des Soldaten-

standes haben nach § 26 ff. des Militärpensionsgesetzesnur An-

spruch auf Pensionen, wenn jene im Kriege gebliebenoder infolge
des Krieges, infolge von Schiffbruch oder klimatischerEinflüsse ge-

storben sind.
Die Entscheidungüber die Gewährung von Pensionen steht den

Militärverwaltungsbehörden zu, gegen deren Verfügungen der Rechts-
weg möglich ist. Doch sind gewissethatsächlicheFeststellungenersterer,
z. B. ob Kriegs-, ob Friedensverhältnis vorlag, für das Gericht un-

bedingt maßgebend. (Pensionsgesetz5 118—116.)2

1 Gute Erörterungen der rechtl. desrat. am 7.

Natur des #ilversorgungsscheinsVegriff8 ½lk3
MilitärgesetzeV Fest Kirchenheim, Verwaltungs=lung der Etensnr.8 8 Bun- -rechtsprakttkum(1883)
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8 78.

Die Kriegsmarine.'
I. Entwichelung.

Für jede Großmacht, die an der See liegt, ist neben dem Land-

heer die Kriegsmarine eine Notwendigkeit: ihre Aufgabe ist Vertei-

digung der Küsten, Schutzdes Handels, Wahrung der Interessendes

Staates und der Staatsangehörigen im Auslande, eintretendenfalls
Geltendmachungpolitischen Einflusses.

Im Mittelalter erfüllte für das Reich diese Aufgaben allein
die Hansa, welchezugleicheine Kriegsflotte hielt. Vor zwei Jahr-
hunderten begann dann der große Kurfürst — im Juli 1675, un-

mittelbar nach der Schlacht von Fehrbellin — den längst gehegten
Plan einer Flottengründung zu verwirklichen und es gelang ihm bis

1684, die brandenburgischeKriegsmarine auf ca. 75 Fahrzeugemit

über 200 Geschützenzu bringen. Mit seinemTode zerfiel das Werk

teilweise, 1707 gänzlich.
Nach anderthalb Jahrhunderten trat das Streben nach einer

deutschen Kriegsflotte wieder lebhaft hervor. 1848 bildete die

Nationalversammlung einen Marineausschuß und bewilligte auchGeld

zum Ankauf von Schiffen, aber trotz selbstlosenStrebens der Be-

teiligten, war es ohne Anlehnung an ein festes Staatswesen un-

möglich, Ordentliches zu schaffen:: es fehlten die Mittel wie die

Organisation. MehrfacheMißerfolge, wie die Weigerungder meisten
Seemächte,die schwarz-rot-goldeneFlagge anzuerkennennbewirkten,
daß 1852 die „deutscheFlotte“ unter den Hammer kam. Nur dem

energischenAuftreten des damaligenBundestagsgesandten,Bismarck,
gelang es, den entlassenen Offizieren wenigstens eine wenn auch
kärglichePension zu erwirken. -

Die preußische Regierung sah jetzt ein, daß die Erfüllung

Geschichte: Jordan, Geschichte 2 Die Männer, welche sich am

*Prandenhurg.-preuß. Kriegsmarine meisten bemühten, waren: Prinz
850); Werner, Buch von der Adalbert von Preußen, der Bre-

gwnsrFlotte (2. Aufl.)1880. menser Duckwitz (Reichshandels-

Le isation: Bütow: Die kaiserl. minister) und der frühere griechische
deutscheMarine (1883). Kapitän Brommy aus Leipzig.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staaterechts. 24
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der eingangs angedeuteten Aufgaben ihr allein zufallen würde und

ließ sich eine umfangreicheBeschaffung von Fahrzeugenund eine

Ausbildung der Organisation (Verordnung vom 4. April 1854,
1. April 1856, 14. März 1859, 16. Januar 1863) mit allen Kräften
angelegen sein. Weitere Neuerungen in der Formation und Ver-

größerungen des Fahrzeugbestandesvollzogen sichnach dem Kriege
von 1864. Mit dem Jahre 1867 ging die preußischeMarine auf
den NorddeutschenBund, 1871 auf das DeutscheReich über.

II. Organisation.

Während beim Landheer die Einheitlichkeit auf Umwegen er-

reichtist, ergab sie sichhier schondarum ganz von selber, weil nur

ein Staat bei Gründung des Reiches eine Marine besaßund diese
dem Reicheeinbrachte(s. oben S. 344). Die Kriegsmarine ist eine

einheitliche unter dem Oberbefehl des Kaisers (Reichsverfassung
Art. 53). GesetzlicheBestimmungen fehlen fast gänzlich, auchfindet
das Militärgesetzauf die Angehörigen der Marine keine Anwendung.
Der Kaiser bestimmt Organisation und Zusammensetzung,Besland
an Kriegsschiffenund Personal. Für ersteren ist der Flottengrün-
dungsplan von 1873, für die Organisation das mehrfachabgeänderte
Reglement vom 19. Juni 1862 maßgebend.

An der Spitze der Marine steht die Kaiserliche Admiralität in

Berlin, welchesichdadurch wesentlichvom Kriegsministeriumunter-

scheidet,daß sienicht nur Verwaltungs-, sondern zugleichKommando-

behörde ist.
Unter dem Chef der Admiralität steht zur Beratung wichtiger

technischerFragen der Admiralitätsrat, ferner der Generalauditeur
und der Generalarzt der Marine. Unmittelbar von der Admiralität

ressortiert die Seewarte in Hamburg, welchedie Kenntnis des Meeres

und der Witterungserscheinungenfördern und zur Sicherung und

Erleichterung der Schiffahrt verwerten soll.
Als Kommandobehördenunterstehender Admiralität die beiden

Marinestationen der Ost= und Nordsee in Kiel bezw. Wilhelms-

1 Erlaß v. 16. April 1861, : Gesetzv 2,Januaru. Ver-
15. Juni 1871, 1. Januar 1872. ordnung v. 25.Dez.1
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haven (etwa einem Divisionskommando zu vergleichen).Die Stations-

kommandeure sind Befehlshaber aller zur Station gehörigerPersonen,
Fahrzeuge und Anstalten. Zu jeder Station gehören: eine Marine=

inspektion, eine Matrosendivision, eine Werftdivision, die Werften,
eine Matrosenartillerieabteilung, ein Artilleriedepot, ein Minendepot,
eine Hafenbaukommission,eine Fortifikation, eine Stationsinten=

dantur.! Letztereressortieren direkt von der Admiralität, sind zu-

nächstwie die Korpsintendanturen Unterbehörden für Bekleidungs-,
Garnison= und Lazarettwesen,gleichzeitigaber Revisionsbehördenfür
Kosten= und Verpfleg

Die Besatzungder Schiffeund Fahrzeuge: besteht aus dem

Stab — Oberbefehlshaberder Kapitän — dem Unterstab und see-
männischenPersonal, dem Maschinen=und Handwerkerpersonal, und

bei Schlachtschiffenden Seesoldatendetachements.
Das Seeoffizierkorps ergänzt sichder Regel nachaus Kadetten.

Die zur Marine gehörendenSoldaten und Beamten haben Rechte
und Pflichten der Militärpersonen (Beil. z. Strafgesetzbuch,Pensions-
gesetze).Auf die Marinebeamten findet teilweisedas Reichsbeamten-
gesetzAnwendung.?

Die Kriegsmarine zerfällt in die Flotte und die Seewehr, jene
entspricht dem aktiven Heere, diese der Landwehr. In Bezug auf
Wehrpflicht und Ersatzgelten analogeBestimmungenwie beim Land-

heer. Es bestehtaktive Dienstpflicht in der Flotte (3 Jahre), Marine-

reservepflicht (4 Jahre), Seewehrpflicht (5 Jahre). Der Aushebung
für die Flotte ist die seemännischeBevölkerung unterworfen: zu ihr
werden Seeleute von Beruf, d. h. solche, die mindestens ein Jahr

Außerdem gehören-zur
Marine- 2 Die Fahrzeuge zerfallen laußer

stationder Nordsee: die Ill. Ma- nachNangtlassenfür die Größe) in

schisfe, Schissefür den politi-
schenDienstGhise. Schlachtschiffe

(Banzerschiffund Küstenverteidi-
gungsb

kommandoan der Jade;zu der der
Ostsee: das Seebataillon (für den
Wacht= und Garnisondienst), die

Schiffsjungenabteilung zu Friedrichs-
ort, die Marineakademie u. Marine-

schulezu Kiel, die Schiffsprüfungs-
kommission ebenda, dieKommandan-

Torpedodepot zu Friedrichsort.

"*r* die Beurkundung der

Todesfälle auf Schiffen vgl. Gesetz
v. 6. Februar 1875 8 61 ff., Ver-

ordnung v. 4. Nov. 1875, 20. Ja-
turen zu Kiel und Friedrichsort, ein -nuar 1879.
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auf deutschen Schiffen gefahren sind, Küsten=und Haff-Fischer,
Schiffszimmerleute, Maschinisten 2c. gerechnet.Außerdem gibt es

auch hier Einjährig= und Vierjährig-Frei illige.

III. Hie Priegshäfen.

DieKriegshäfenKiel und Wilhelmshavenünterliegenähnlichen
Beschränkungenwie die Festungen (s. § 79 II). Die Rechtsver-
hältnisse derselben sind durch ein besonderesGesetzvom 19. Juni
1883 geregelt. Der Stationschef kann Anordnungen über das Ein-

laufen der Fahrzeuge, über das Löschen, sowie seepolizeilicheVer-

ordnungen jeder Art erlassen. Anlagen, welche die Versandung
befördern, sind unzulässig. Streitigkeiten, welche hinsichtlich der

Anlagen im oldenburgischenGebiete zwischendem oldenburgischen
Ministerium und der Admiralität entstehen,entscheidetder Bundesrat.

.

Die Militärlasten.?

1. Rechtliche Natur.

Außer den persönlichenDiensten bedarf das Heerwesenauchder

sachlichenLeistungen: um seinen Aufgaben zu genügen, braucht das

Heer Terrain zum Manövrieren, Quartier und Verpflegung, Trans-

portmittel u. s. w. Der Staat kann die Bedürfnisse für die Heeres-
verwaltung teils durch privatrechtliche Verträge beschaffen(Armee-
lieferanten, vgl. ReichsstrafgesetzbuchS. 329). Wo dies nicht aus-

reicht, wird er einen gesetzlichenZwang zu bestimmten Leistungen
ausüben; auf einem solchenberuhen die sogen. Militärlasten, d. h.
gesetzlicheVerpflichtungenzu Vermögensleistungenfür die bewaffnete
Macht.

Die Militärlasten sind mit der Wehrpflicht vergleichbar,aber

diese trifft die Person, jene treffen nur das Vermögen (also auch
juristischePersonen), diese trifft nur den Inländer, während zu jener

1

Marineordnung(Allerh.K.Ordre : Laband IIII S. 311 ff.
v. 4. Dezember 1883).
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auch das Vermögen des Ausländers im Inlande herangezogenwird;
überdies ist diese primär, währendjene nur subsidiär sind.

Die. Militärlasten sind Leistungen öffentlich-rechtlicherNatur

und insofern den Steuern vergleichbar: aber es unterscheidetsie
von diesen vor allem der Umstand, daß sie nicht gleichheitlichalle

Staatsangehörigen treffen und daß sie nicht ein= für allemal nor-

miert werden können.
Der Inhalt der Leistungen läßt dieselben teilweise unter einem

privatrechtlichenGesichtspunkteerscheinen,aber ihr Grund ist durch-
aus öffentlich-rechtlicherNatur: teils sind es eine Art öffentlich-
rechtlicherServituten (Nayonbeschränkungen),teils öffentlicheReallast
(Quartierleistung), vielfach zeigen sie eine innere Verwandtschaftmit

der Enteignung, ja stellen sich geradezu als eine solchedar (z. B.
Pferdeaushebung),überall erfolgt hier, wie bei der Expropriation,
ein Eingriff in Privatrechte im öffentlichen Interesse. Auch noch
ein anderes Merkmal haben sie mit der Expropriation gemein,
nämlich, daß nach neuerem Rechte eine Entschädigungerfolgt. Daß
eine solche jedoch nicht im Wesen der Sache liegt, ergibt augen-

scheinlichdie Erwägung, daß diese Forderungen weit geringer sind,
als die der persönlichenHingabe im Militärdienst.

Die Militärlasten tragen einen dreifach verschiedenenCharakter.
Die einen stellen sich dar als Beschränkungendes Grundeigen-
tums in der Umgebung von Festungenund dienenfortifikatorischen
Interessen. Die übrigen Leistungen sind durchaus verschieden,je
nachdem es sich um Friedens= oder Kriegszustandhandelt: wie die

Bedürfnisse der Militärverwaltung im letzterenFalle dringenderund

vielseitiger, so sind auch die Mittel, denselbenzu genügen, die Ver-

teilung der Militärlasten, selbstdie Vergütungen anderer Art.

1 Im6. Jahrhundert kommen die carnalicum (Vieh) und hostililium

sachlichenMilitärlasten anstatt der (Transportmittel) liefern. Vgl. Mey-
Stellung von Mannschaft vor.Kirchen nert 1 S. 14; Peucker I S. 316,
sind z. B. von letzterer befreit, müssen (s. auch Pertz, Non. III S. 138).
aber dafür aribannum (bares Geld),
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II. Grundeigentumsbeschränkungen vor Festungen.

Außer in den römistreßhtichenBestimmungen über Nachbar-
recht und in den deutschrechtlichenüber Regalien erscheinenim

öffentlichenRechte der Gegenwart Beschränkungendes Grundeigen-
tums begründet. Die Benutzung desselben in der nächstenUm-

gebung von Befestigungen unterliegt nach §&1 des Reichsgesetzes
vom 21. Dezember1871 dauernden Beschränkungen.Dieselben sind
durch die Eigentümlichkeitendes Festungskriegesund durch die Not-

wendigkeit, dem Angreifer eintretendenfalls jede Deckung zu ent-

ziehen,bedingt. Behufs ihrer Feststellung wird die nächsteUmgebung
von Festungen in drei Rayons geteilt, von denen der erste 600 m,

der zweite 875 m, der dritte 1275 m ausgedehntist. Die ersten
beiden Rayons, Zwischenrayons und Ezplanaden (vogl. & 2 und
7 des Gesetzes)werden durch Rayonsteine bezeichnet. Auch soll
ein Rayonplan und ein Rayonkataster, d. h. ein die Namen
von den Besitzern der Grundstücke,diebacrchrikng

der letzteren,
sowie Vermerke über Entschädigung gungen enthaltendesVer-

zeichnis,geführt werden.
Die Eigentumsbeschränkungen(servitutes in non faciendo) sind

abgestuft nach der Entfernung und steigern sich mit der Annähe-
rung an die Festung. Sie sind teils absolut, teils relativ, d. h.

Hin das Ermessen der Militärbehörde (Kommandantur) gestellt.
Während in sämtlichenRayons dauerndeVeränderungender Terrain=

oberflächeund der Bewässerungs=und Wegeanlagen,sowie Anlegung
größererParks und Waldungen, und Errichtung turmartiger Bau-

Dlichkeiten ausgeschlossensind, tritt für den zweiten Nayon das un-

bedingte Verbot aller Massivbautenu. s. w. und das bedingteVerbot
der Errichtung von Grabhügeln, bestimmten Gebäuden, Dampfschorn-
steinen u. s. w. hinzu. Im ersten Rayon sind überdies Wohn-
gebäudejeder Art und Baulichkeiten von größerer Höhe als 7 m

ganz unzulässig,auch dieBerechtigungder Kommandantur, ihre Ge-

nehmigung zu Anlagen zu,versagen, eine sehr ausgedehnte(ogl.
§ 17 des Gesetzes).

1 Vgl. außer R.G.Bl. 1871 S.1873 S. 342, 1874 S. 1066; N.L.
459 auch 1873 S. 39, 58: Annalen 1 S. 819.
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Zu jeder Anlage, Veränderung und Benutzung, welchedie mi-

litärbehördliche Genehmigungerfordert, muß diese in der im & 27

des Gesetzesnäher bestimmten Art nachgesuchtwerden. Gegen alle

Entscheidungender Kommandantur ist binnen vierwöchentlicherPrä-
klusiofrist Rekurs an die Reichsrayonkommissionzulässig, eine vom

Kaiser berufene, ständigeMilitärkommission, in welcherdie Staaten,
in deren Gebieten Festungen liegen, vertreten sind. Abgesehenvon

Strafen, welche die Befolgung sowohl der materiellen wie formellen
Bestimmungen sichernsollen, kann selbstverständlichdie Beseitigung
unzulässigerAnlagen erfolgen.

Nach dem Reichsgesetzwird für Wertverminderungen eine meh-
reren fremden Rechten nicht bekannte und in Preußen früher be-

strittene : Entschädigunggewährt (§ 34—38 des Gesetzes:). Ueber

dieselbe entscheidendie Verwaltungsbehörden,iedochvorbehaltlichdes

Rechtswegs(§ 39—42 des Gesetzes).
Im Falle der Armierung permanenter Besestigungensinddie

Besitzer von Rayongrundstückenauf unveröffentlichte oder öffentliche
Aufforderung verpflichtet, Bauanlagen und Pflanzungen zu beseitigen,
Vorräte wegzuschaffen,den Gewerbebetrieb einzustellen. Entschädi-
gung wird nur gewährt, insoweit nicht nach früherem RechteVer-

pflichtung zu unentgeltlicher Beseitigung bestandund insoweit nicht
bereits eine solchefür die gesetzlicheBeschränkungselbstgegebenist.
Die Zahlung erfolgt durch Anerkenntnissewie bei den Kriegs-
leistungen überhaupt (s. Nr. IV a. E).

III. Friedenslelstungen.

1. Die Quartierleistung ist die wichtigste derselben. Für
Unterbringung der Truppen in ihren Standorten (Garnisonen) hat
das Reich zu sorgen. Die Regel bildet die Unterbringung in be-

sonderen Gebäuden, Kasernen. Wo dies nicht möglich, sowie für
den Fall vorübergehendenAufenthalts tritt die Verpflichtung ein,
Quartier für Mannschaften vom Feldwebel abwärts und Stallung

!1Hue de Grais, Handbuch, Gesetzv. 25.zIi 4 98Notenzu 105. ulen II 3. 69); Gesetz
Hierfür bes.Negelsbergerin B-13. Februar * goinmeniat

Annalen 1550S. v. Siegfried (1875).
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für Dienstpferde zu stellen, im Falle vorübergehendenAufenthaltes
(Kantonnement) und auf Märschenauch für Offziere. Die Ver-

pflichtungsollte ursprünglichals eine Gemeindelastaufgestelltwerden,
ist aber jetzt eine reine Reallast.

„Das Reich ist berechtigt, alle benutzbaren.Baulichkeitenin
Anspruch zu nehmen,“mit Ausnahmeder in § 4 des Gesetzesauf-
geführten. Zu diesenAusnahmengehören die für den Wirtschafts-
bedarf und Gewerbebetrieb unentbehrlichenRäumlichkeiten, die im

Befitze Regierenderund standesherrlicherFamilien befindlichen,sowie
die zu Gesandtschaftswohnungenund zum öffentlichen Dienst, ins-

besonderefür kirchliche,Unterrichts-, Armen-, Kranken= und Gefängnis-
zweckebenutztenGebãude.Was im einzelnenzu leisten ist, stellt das

Regulatiofest.
Der Anspruchwird nun wie schonin früheren Zeiten? nicht un-

mittelbar gegen die Gebäudebesitzer,sondern durch Vermittlung der

Gemeindegeltend gemacht. Es erfolgt somit zunächststets nur die

Verteilung auf die Gemeinden und selbständigenGutsbezirke im

ganzen: die Unterverteilung liegt den Vertretungsorganender Ge-
meinden ob. In größeren Städten ist zu diesem Zwecke eine be-

sondereEinquartierungs-(Servis-) Deputation gebildet. Die Grund-

sätze, welche für die Verteilung maßgebendsind und innerhalb der

Normen des Reichsgesetzessich halten müssen, werden durch Orts-

statut festgestellt,ein Verzeichnisaller leistungsfähigenGebäude als

Einquartierungskatastergeführt.
«

Die Quartierleistungwird nur gegen Entschädigung, welche
„Servis"“ heißt, gefordert. Derselbe wird berechnetnachdem Range
(Servisstufen) und den Wohnungspreisen(Servisklassen:) und wird

an den Ortsvorstand gezahlt. Da der Anspruch ein öffentlich-recht-
licher, können landesrechtlicheGrundsätze über Miete nicht Anwen-

dung finden.
!1 Eine Ordonnanz Friedrich ratskollegium, die subrepartition aber

August's v. Sachsen-Polenv. 7. Sept. wird von denen räthen derer städte
1714 enthielt z. B. im Art. IV fol- beseriget «

gende Bestimmung: „Die general- Tarif v.3. Aug. 1878(1881
repartition geschiehtnach proportion u. ¾v, fünfjährlich revidiert.
der an jedem Orte besindlichenFeuer- Vgl. Zeiitschr.# Verwaltung in

stätten durch das Geheime Kriegs= HessenIII S.
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2. Die anderweiten Leistungen im Frieden lassen sichunter ver-

schiedenenGesichtspunkten betrachten. Sie sind teils unmittelbare,
teils mittelbare; teils wird Entschädigunggewährt, teils nicht; teils
werden Lieferungen verlangt, teils tritt eine bloße Benutzungein.

Als Accessorium der Quartierleistung erscheintdie Naturalver=
pflegung und Fouragelieferung. Kost und Nationen sind genau

festgesetzt,die Vergütungssätze, berechnetnach Durchschnittsmarkt-
preisen der Hauptorte (Berlin, München, Königsberg, Mannheim),
werden alljährlich bekannt gemacht. Geltend gemachtwird dieser
Anspruch, ebenso wie der auf Vorspann, gegen die Gemeinden.

Letzterenzu gewähren verbunden sind alle Besitzervon Zugtieren
und Wagen mit gewissenAusnahmen (Gesandtschaften,Gestüte,Post-
halter, Aerzte rc.).

Die übrigen Transportleistungen sind die Stellungvon

Schiffsfahrzeugenfür die Marine und die Leistungender Eisenbahnen.
Zur Stellung von Schiffsfahrzeugen wird die Vermittelung der
Hafenpolizeibehördein Anspruch genommen. Den Eisenbahnverwal-
tungen ist nur insofern eine Verpflichtung auferlegt, als sie Militär
und Kriegsmaterial nach einseitig vom Bundesrat festgestelltener-

mäßigten Sätzen befördern müssen. (Militärbillets).
3. Außerdem besteheneine Reihe Verpflichtungen für die Be-

sitzer von Grundstücken (eine Art affirmativer Servituten)
Exerzier=und Schießplätze,welche sichdie Militärverwaltung durch
Verträge beschafft,reichennicht aus für die Ausbildungder Truppen.
Es wird vielmehr größeres und wechselndesTerrain zum Manö-

vrieren gebraucht. Die Besitzer der Grundslücke müssen die Be-

nützung von Brunnen, Tränken, Schmieden,sowie der Grundstücke
zu Truppenübungen gestatten. Vergütet wird für die Benutzung
nichts, jedoch wird jeder Schaden ersetzt. Die Ermittelung dieser
„Flurschäden"“ erfolgt durch eine Abschätzungskommission,der außer
Zivil= und Militärkommissaren zwei von Selbstverwaltungskörpern
gewählte Sachverständigeangehören. Befreit von dieser Militär-

servitut sind Höfe, Güter, Weinberge, Schonungen u. dgl. Damit

vorzugsweisezu schützendeLändereien bezeichnetwerden können, hat
vorherige Benachrichtigungder Zivilbehörde stattzufinden.
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IV. fKrlegsleistungen.

Die Kriegsleistungenunterliegen durchaus anderen Normen.
Das dieselben regelnde Gesetzdom 13. Juni 18731 enthält Aus-

nahmebestimmungenfür die Zeit gänzlicheroder teilweiser Mobil-

machung. Sind auch äußerlich, ja selbst ihrer rechtlichenNatur nach
wie durch ihre Subsidiarität einzelneKriegs=und Friedensleistungen,
z. B. die Quartierlast, sichähnlich, so treten doch bedeutsameUnter-

schiedesowohl hinsichtlich der verpflichteten Subjekte wie in Bezug
auf die Art der Entschädigunghervor. Eine solche wird für bloße
Belästigung (z. B. für das Hergeben von Quartier und Stallung
beim Durchmarsche)überhaupt nicht gewährt. Wo sie im übrigen
gewährt wird, geschiehtdies in eigentümlicherWeise, nämlich nicht
durchBarzahlung — die nur ganz ausnahmsweiseaus den „bereitesten
Mitteln“ zugelassenist —,sondern durchAusstellung eines Ver-

gütungsanerkenntnisses. Diese Vergütungsanerkenntnissesind
Schuldurkunden auf die Reichshauptkasse,ausgestellt von Landes-

behörden:obwohl auf den Nainen lautend, sind sie ausdrücklichzu

Inhaberpapierenerklärt worden. Der Termin der Zahlung wird
bekannt gemacht.:? Da die Kriegsläufte vielfach außergewöhnliche
Belastungeneinzelner Landesteile mit sichbringen, so ist deren Aus-

gleichungdurchSondergesetzevorgesehen(ogl. S. 434 N. 2).

1 Ausf. Verordn. v. 1. April 1876.
? Die Vergütungsanerkennknisselauten:

Vergütungsanerkenntnis
für die Gemeinde N.

Auf Grundder von der festgestellten Liquidation über gewährte
wird in Gemäßheit des § 20 vdesGes. 2c. hierdurch anerkannt, daß

die Gemeinde N°
1. für reiniiennvon .. Mann auf

M. .. Pf.
2. für 58 von

n Viarschiouroseseinemn
3 aufgefuhrth .

#
f M P

(buchstabltch)hnebst4Prozent3msenvon..ab aus der Necchöhauptkasse
zu t.

Vgl. die Verordnung v. 1. April 1876 nebst Anlagen (N. G.Bl.
S. 137—60).
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Wir scheidendie Kriegslastennachdem Subjekte der Verpflichtung:
1. Unter den Einzelpersonen sind die Besitzer von Pferden

und Fahrzeugenverpflichtet, dieselben zu Kriegszweckenherzugeben.
Schiffsfahrzeuge müssen zu vorübergehenderoder dauernder Be-

nutzung zur Verfügung gestellt werden; Pferdebesitzermüssen ihre
kriegstüchtigenPferde gegen Ersatzdes Wertes der Militärverwaltung
überlassen. Die Befreiungen entsprechen im wesentlichen den Be-

freiungen vom Vorspann. Die Pferdeaushebung ist Enteignung,
nicht Kauf, so daß die juristischen Folgen derselben (heimliche
Mängel) nicht eintreten.! Ueber die Kriegsleistungenbei Armierung
von Festungen s. oben S. 375.

2. Die Gemeinden sind nach §. 3 des Kriegsleistungsgesetzes
dem Reiche gegenüber zu einer Reihe von Leistungenverpflichtet,
und für vollständige und rechtzeitigeErfüllung — bei Vermeidung
zwangsweiserHerbeiführung — verantwortlich. Behufs Erfüllung
der Leistungen können die Gemeinden in ihren Bezirken liegende
Grundstücke und alle bei ihnen Verweilenden heranziehen. Diese
Leistungen sind Gewährungdes Quartiers und der Naturalver-
pflegung, Ueberlassungaller Transportmittel und Stellung von

Maunschaften zu Wegweiser-, Boten-, fortifikatorischen und anderen

Diensten, Ueberweisungder nötigen Grundstücke sowie des vorhan-
denen, zum Brückenbau 2c. erforderlichen.Materials, Gewährung
von Feuerungsmaterial und Lagerstroh zu Biwaks, schließlichzur

Leistung bezw. Lieferung aller sonstigen, durch die militärischen
Interessen gefordertenDienste und Gegenstände(Bewaffnung, Aus-

rüstung, Arznei= und Verbandmittel), eine generalis clausula, die
nur „ausnahmsweise“ in Anwendung kommen soll.:

3. Nach Analogie der Gemeindelasten sind die Landliefe-
rungen zu behandeln. Dies sind für den Fall, daß der Unterhalt
des Heeres nicht durch Rechtsgeschäftesicherzustellenist, durch Be-

1 Vgl. Laband III1 S. 369 u.|leistung bildet die auf Gemeinden
über das Verfahren, welches er der oderKreisenhaftendeUnterstützung
Rekrutierung vergleicht S. 370 ff. der F. ,

(preuß. Fitrdeamahebungsreglem.v. Landwehrmänner
i
u. Ersatreservisten.

12.Juni1 875). (Agl. preuß. Ges. v. 27. Febr. 1850,
2 Eine vielfach nicht angeführte, N. G.Bl. 1867 S. 125, 1871 S. 399,

weil nicht reichsgeseliche Kriegs-- 407).
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schlußdes Bundesrates angeordnete,die Füllung der Kriegsmagazine
bezweckendeLieferungen von Proviant und Fourage (Vieh, Brot-

material, Hafer, Heu, Stroh). Die Verpflichtung hierzu liegt größeren
Bezirken, Lieferungsverbänden, ob, welche von den Bundes-

staaten in Rücksichtauf die Leistungsfähigkeitfestgestelltsind.? Die
Verbände können sich der Vermittelung der Gemeinden bedienen.
Die Vergütung erfolgt in derselbenWeise wie gegenüberden letzteren.

4. Am ausgedehntestensind die Verpflichtungen der Eisen-
bahnverwaltungen. Die Eisenbahnen sind für die moderne

Kriegführung die gewaltigstenMittel: es ist daher erklärlich, daß sie
ganz und gar den militärischen Zweckendienstbar werden müssen.
Man kann fast sagen, daß sie mit dem Momente der Mobil-

machung rechtlos werden. Sie treten unter militärische Befehls-
haber und ein Unterschiedwird nur insofern gemacht, als für ok-

kupierte Bahnen sowie für die Bahnen auf dem Kriegsschauplatze
(in dem von dem Kaiser bestimmten sogen. „Kriegsrayon") die

Militärverwaltung allmächtig ist, während für die übrigen Bahnen
dieselbenur die obere Leitung hat.

Im einzelnensind die Verpflichtungen der Eisenbahnendreierlei
Art. Sie haben schon im Frieden das für die Beförderung von

Mannschaften und Pferden nötige Material vorrätig zu halten.
Was nötig sei, wird vom Bundesratsausschuß für Landheer und

Festungen im Verein mit dem für Eisenbahnwesenfestgestellt, diese
Feststellung den einzelnen Verwaltungen vom Reichseisenbahnamt
mitgeteilt und ihre Ausführungvon letzteremüberwacht. Die Eisen-
bahnen haben sodann die Beförderung der bewaffneten Macht und

der Kriegsbedürfnisse— eventuell also Einstellung alles Privat=
verkehrs — zu bewirken. Schließlich haben sie ihr Personal und

ihr zur Herstellung und zum Betrieb von Eisenbahnen dienliches
Material herzugeben.Für die letzterwähnten,sowie für die Trans-

portleistungen, wird Entschädigunggewährt, nicht aber für die Bereit-

haltung des Materials. Ueber die Art, wie diese Vergütungen
geleistetwerden, vgl. & 29 und 30 des Gesetzes.:

Es sind im allgemeinen die 1876 S. 154.
Kreise oder gleichartige Verbände ? Auf Grund dieser Paragraphen
(17 des Ges.). Verzeichnis R.G. Bl. ist am 26. Januar 1887 eine kaiser:
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Drittes Kapitel.

Das FEinanzwesen.
80.

Eiuleitung.
I. Allgemeine Gesichtspunkte.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben bedarf der Staat materieller

Mittel, sowohl persönlicherLeistungenwie sachlicherGüter; nur was

durch diese,nur was, kurz gesagt,durch Geld möglichist, ist im all-

gemeinenim heutigen Staatsleben überhaupt möglich. Es bestimmen
sichdaher die sachlichenLeistungendurch die staatlichen Zwecke, die

Staatsausgaben durch die Staatsaufgaben: wie diese wachsen, so
müssen auch jene zunehmen, und unser Zeitalter ist beherrschtvon

dem Gedanken, ja dem Gesetzeder sichausdehnendenStaatsthätig-
keiten. Dies zu entwickeln, zu zeigen, wie diesen Bedürfnissen ge-

nügt, wie der Staatshaushalt geführt wird und darzulegen, welche
Zweckmäßigkeitsgrundsätzezu befolgen sind, ist die Aufgabe der

Finanzwissenschaft (Staatswirtschaftslehre). Die Thätigkeit,
welche auf die Beschaffung und Verwendung von Sachgütern für
staatlicheZwecke gerichtet ist, ist die Finanzverwaltung: das

Staatsrecht hat die für diesegeltendenRechtsgrundsätzeaufzustellen,
d. h. dieselbennicht bloß aufzuzählen,sondern sie in ihrer geschicht-
lichen Entwickelung und ihremdogmatischenZusammenhangdarzu-
legen, aber es hat der vorher genannten Wissenschaft, welche in

liche Verordnung betr. die „Kriegs-
transportordnung"ergangen, welcher
diese(„K. Tr. O.,) in 53 Paragraphen
beilag; dazu Bek. d. B.N. v. 28. Jan.
1887 (Willtrtarih,Letzterer kommt
v. 14 Okt.1887ab,für.denMobil-
zwarud für die Heereverbündeter
Staaten und das Heergefolge(R. G.Bl.
1887S. 0—1

Von finanzwissenschaft- q.

lichen Werken sind die buptsäch-lichsten: A. Wagner, 3. Aufl.
1883 ff.; L. v. Atein,Leprbuch.
5. Aufl. (1885); Schönberg,

Handb. d. polit. Oekonomie, 2. Aufl.
Bd. 1I1 (enthaltenalle rechtlicheEr-

örterungen). Die beste rein sinant=rechtlicheDarstellung gibt G. Mey

Lebrbochdes Wnixuny15) S. 166
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neuesterZeit zugleich„sozialpolitisch" zu werden unternimmt, die Er-

örterung der Zweckmäßigkeitsfragenzu überlassen.
Die Finanzverwaltung umfaßt die Organisation der Finanz-

behörden, die Verwaltung des Vermögens, der Ausgaben,der Ein-

nahmen, der Staatsschulden, sowie das Etats-, Kassen=und Rech-
nungswesen. Die Thätigkeiten des Staates gegenüber den Unter-

thanen auf diesem Gebiete scheiden sich nach ihrer rechtlichenNatur
in zwei Gruppen: die einen bewegen sich in den regelmäßigen
Formen vermögensrechtlichenVerkehrs und stehenzumeistunter den

Regeln des Privatrechts; die anderen Thätigkeiten bestehenin der

AusübungobrigkeitlicherBefugnisseund sind rein staatsrechtlicherNatur.
Aber auch in Bezug auf diese letzteren ist die Umbildung zum mo-

dernen Verfassungsstaatebemerkbar, insofern jeder staatlicheEingriff
wie jede bürgerlichePflicht durch Gesetzbegrenzt ist.

Noch in einer anderen Nichtung hat die Umgestaltung der

Staatsverwaltung Einfluß geübt: ein Teil der staatlichenAufgaben
ist auf die Selbstverwaltungskörper übertragen. Da nun anderseits
auch eine Reihe von Aufgaben vom Reiche übernommen sind, so
haben wir die Finanzverwaltung der Einzelstaaten,des Brtschen
Reichesund der Kommunalverbände, eine Gruppierung, die schon
dem gemeinenManne durch dieDreifältigkeit der Steuern bekannt ist.

II. GeschichtlicheEntwichelung.1

Die Geschichteder Finanzverwaltung läßt sich in ihren Wurzeln
bis in die Zeiten der fränkischenKönige zurückverfolgen.? Dort,
wie überall im Mittelalter, wird ein Unterschiedzwischenstaatlichen
und privaten Einnahmen und Ausgaben nicht gemacht. Einkünfte
aus den Landgütern des Königs, Bußen für Friedensbruch, Tribut

besiegterVölkerschaften wie die aus der Römerzeit beibehaltenen
Grund= und Kopfsteuern — alles floß in den Schatzdes Königs,
der von diesem frei ohne Zustimmung von Reichsständenverwaltet

wurde. Für die Kriegsausrüstung mußtejeder selber sorgen und

Hüllmann, Finanzgeschichte(1866).
des Mittelalters!, in (1805); Riedel, : Sohm, Fränk.Reichsverfassung
Brandenburg.-preuß. Staatshaushalt! S. 27 fl.
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bezahlt machte er sich durch die Beute: außerordentlicheAnlagen
mußten die Unterthanen auf ihre Kosten herstellen. Erst mit dem

häufigen Wechselder späterenDynastien schiedsichFamiliengut und

Reichseigentum.Nachdem in den folgendenJahrhunderten zahlreiche
nutzbareRechte auf die Territorien übergegangen waren, sah sich
das Reich, insbesondere seit den Hussiten= und Türkenkriegen,zur
Einführung der bis zum 14. Jahrhundert unbekannten Reichssteuern,
der direkten Steuer, des gemeinenPfennigs und der Matrikular-

beiträge (Nömermonate) genötigt (ogl. oben S. 34). An der

Mangelhaftigkeit dieser Finanzauellen und an dem unbeschränkten
Bewilligungsrechte des Reichstages(I.P.O. VIII § 2) ist das alte

DeutscheReich zu Grunde gegangen.
In den Territorialstaaten ist die Entwickelung des Finanzrechts

von jenem Dualismus zwischenlandesherrlichenund landschaftlichen
Vermögen und Einkünften beherrscht, welcher oben (S. 202) ge-
schildert wurde. Hier ist auf jeneDarstellung zu verweisen und zu
betonen, daß die Steuern ursprünglich als freiwillige Beiträge (Beden)
erschienen,deren Bewilligung von den Landständenabhing. Dies

Steuerbewilligungsrecht erfuhr zunächsteine Einschränkungdadurch,
daß die Landesherrendie Befugnis erhielten, ihre Unterthanen ohne
weiteres zu den Kreis= und Reichssteuern heranzuziehen.Sodann
aber versuchtendie Landesherrenselbst sichEinnahmequellen, die un-

abhängig von landständischerBewilligung, zu sichern: hierzu drängten
sie die Verwüstungen des Dreißigjährigen Krieges und die höheren
Anforderungen des sich entwickelnden modernen Staates. Nicht nur

die Regalien wurden ausgedehnt,auchdurchSchaffung neuer Steuern,
so insbesondereder Kontribution und Accise" gelang es, die Befug-
nisseder Stände völlig zu beseitigen. Den immer sichvermehrenden
Ansprüchendes 18. Jahrhunderts ward die aufstrebendeWissen-
schaftgerechtund ersannbald neue Steuern, welche man unter dem

Einfluß der Untersuchungenvon Adam Smith zu einem einheitlichen
und gerechtenSteuersystem zusammenzufassensuchte. Mit den

direkten Steuern traten dann seit Anfang des Jahrhunderts die in-

direkten, die Zölle in Verbindung (hierzu vgl. oben S. 71 ff.).
1 In Preußen 1684 eingeführt, aufgehoben(Vornhak, Gesch.d. pr.

seit 1766 als Regie bestehend,1787 Verw.N. 1 409 ff.; Il 349 ff.).
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Staatsrechtlich bedeutsam wurde dann besonders, nachdemin

Preußen der Dualismus der Land= und Kammerkassenbereits im

vorigen Jahrhundert beseitigt war, der Einfluß der konstitutionellen
Theorien. Die letzten Menschenalterzeigen im Gebiete des Finanz=
rechts das Streben nachBeseitigung alter Begünstigungenund nach
einem gerechtenSteuersysteme, die feste Begrenzung der einzelnen
Leistungspflichten(s. Nr. 1), die gesetzlicheFeststellungdes Begriffes
Kammergut (s. oben S. 204) und die Ersetzungdes früheren Steuer-

bewilligungsrechtesder Landstände durch das verfassungsmäßigge-

regelte, das ganze StaatslebenbetreffendeBudgetrecht der Volks-

vertretung (s. 982).

III. Das Vermögen des Staates.

Das Vermögendes Staates, ein Begriff, der also (ogl. S. 204)
jetzt an Stelle von Kammergut und anderer Begriffe getreten, pflegt
volkswirtschaftlich inVerwaltungs-(Gebrauchs-) Vermögenund wer-

bendes oder Finanzvermögen unterschiedenzu werden. Verwaltungs-
vermögen ist der Inbegriff derjenigen Güter, welche dem Staate
keine Einnahmen gewähren, sondern entweder der Staatsverwaltung
direkt oder doch öffentlichen Zwecken dienen (z. B. Staatsgebäude,
Wege,Bibliotheken). Diese Gegenstände gehören zum Invenlar
der einzelnenVerwaltungszweige und stehenunter dem betreffenden
Fachminister.

Die zweite Gruppe umfaßt die dem Staate unmittelbar als

Einnahmequelledienenden Staatsgüter: hierher gehören der Staats-

schatz,die fruchttragendenGrundstücke(Domänen, Forsten), Bergwerke,
Eisenbahnen,gewerblicheAnlagen; während jenes Vermögenzum
Betriebe der Staatsanstalten gehört, dient dieses wirtschaftlicheVer-

mögen dem Staatszwecknicht unmittelbar. Besondere Bestimmungen
bestehenhinsichtlichder Verwaltung der Domänen, welche meistens
vom Finanzministerium ressortieren. Um die Erhaltung des Staats-

gutes zu sichern, ist die Veräußerung desselbenBeschränkungen
unterworfen. Die materiellen Beschränkungenhabenkeine Bedeutung

1 A. .N. II, 14 8 11 u. 21 scheidet „gemeines Gut“ und „besonderes
Staatseigentum“.
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mehr: um so wichtiger ist die formelle, wonach zu jeder Veräußerung
von Staatsgut die Uebereinstimmung der gesetzgebendenFaktoren
notwendig ist. Dieses formelle Erforderniskann sich aber natur-

gemäß nur auf das Finanzvermögenbeziehen."

IV. Begriff des Fiskus.2

Die Erscheinung des Staates in wirtschaftlicherHinsicht,die
Persönlichkeit des Staates als Träger von Vermögensrechtenbe-

zeichnenwir als Fiskus." Aus dieser Begriffsbestimmung ergibt
sich, daßjederStaat nur ein Fiskus ist. Trotzdem sprechenwir.
z. B. von Militärfiskus, Domänenfiskus 2c. Damit wollen wir

nicht sagen, daß es mehrere vermögensrechtlichePersönlichkeitendes

Staates gibt: vielmehr wollenwir damit bemerkbar machen,daß es

verschiedeneBehörden sind,welche die eine Persönlichkeitvertreten."

Diese verschiedenenstationes fisei habenalso keine besonderePersön=
lichkeit: daß gegen die Forderungeneiner dieser fiskalischen.Stationen
nicht mit Ansprüchen an eine andere kompensiertwerden kann, ist

1 Uebereinstimmend die herr-
schendeAnsicht, welche dem egen-
satz von Verwaltungs= und Finanz-=
vermögen gerade für diesen Punkt
allein staatsrechtlicheBedeutung zu-
mißt.
1873 S. 412 ff. 8 25). Seine Be-

hauptung, Veräußerungen seien Ver-

waltungsakte, rechtfertigt nicht den

Schluß, daß sie ohne Zustimmungder Volksvertretung erfolgen können
und ist sehr bedenklich. Praktische
Streitfragen über den Verkauf von

Esenbahnens.bei RönneIV S.763

? Die gebräuchlichenLehrbücher
des Staatsrechts enthalten über diese
Lehre wenig.
Klüber, Oeffentl. Recht d. DeusschenBundes r2c. 8 473 ff.; Kl. St. W.B.

S. 628; Dusde Grais, Hand-
buch, § 316; Bekker, Systemdessicht5 31 (#ss56 1 8

A. M. Laband (Annalen

Das Beste geben:

S. 239 ff. u. S. 148. Vgl auch drei

Artikelim N.L. 1 S. 840—42.
* Das Wort „Fiskus“ (Geldkorb)

bedentetursprünglichdie einzelne
kaiserlicheZentraltassebei jedem De-
partement. Vgl. Mommsen, Nöm.
St.N. II S. 934 N. 1. Das Wort
wird jetzt in verschiedenemSinne ge-

braucht,meistens wie oben. A. L. N.
T. 14. § 1 bezeichnetFiskus alsEs der Staatseinkünfte“.

Dieser Vegriff ist nicht erschöpfend,
vielmehr ist Fiskus im obiektiven

inne Inbegriff der Staatsver-

Mmögensrechte,im subjektiven Sinne
der Staat als vermögensrechtliche
Person.

Plen.-Beschl. d. preuß. Ob.-Trib.
v. 20. Okt. 1850 (EntscheidungenXX
S. 19). Ebenso schonc. 1 Cod. IV,

#e (Vgl.
2 äbrigensBekker, a.

*k. d. R.Ger
S. *l

v. Kirchenheim, Lehrbuch des — 25
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ein Satz des gemeinenRechtes, welcher sich aus praktischenRück-

sichtenrechtfertigt und welcher die soebenausgesprocheneunbestrittene
Auffassung nicht verdunkeln darf. Wer im einzelnendenFiskus
vertreten kann, ist eine nach den besonderenVerwaltungsvorschriften
zu beantwortende Frage!: nach dem Sitze der ihn vertretenden Be-

hörde bestimmt sichder Gerichtsstanddes Fiskus (3. Pr. O. 20).
Früher standen dem Fiskus eine große Reihe von Privilegien

zu, von denen die meistenprivatrechtlichenbeseitigtund nur die zivil-
prozeßrechtlichenteilweise aufrechterhalten sind. Zum Teil unter-
liegen fiskalischeSachen keiner oder einer längeren Verjährung
(A.L.R. I 9. 8 629 ff.). Forderungen des Fiskus wegen öffent-
licher Abgaben haben ein Konkursprivileg(K.O. § 54,2).

Daß der Fiskus Steuer-, Stempel= und Gerichtskostenfreiheit
(N.G. v. 18. Juni 1878 & 98) genießt, ist kein Vorrecht, sondern
erklärt sich einfach aus dem Zusammenfallen von Berechtigtemund

Verpflichteten in einer Person.
Vereinzelt haben sich noch einige Rechte des Fiskus erhalten,

die als Ansprücheauf zufällige, von den Steuern, Gebühren und

privatwirtschaftlichenEinnahmen unterschiedeneEinkünfte bezeichnet
werden können und die sichallein aus der geschichtlichenEntwickelung
verstehen lassen.: Die zahlreichenPrivilegien, welcheder römische
Absolutismus aufgestellt hatte, wurden im mittelalterlichen Feudal-
staat nicht nur rezipiert,sondern erheblichvermehrt. Zu dem An-

spruch auf eingezogene(kon fiszierte)Vermögensobjekte und zu
dem durch die lex Julia geschaffenenVorrecht auf bona vacantia

gesellte sich jene Menge sog. niederer Regalien, welche die mittel-

alterliche Jurisprudenz aus einem staatlichen Obereigentum recht-
fertigte. Uebrig gebliebenhievon ist das Recht auf Geldstrafenund

auf EinziehungbestimmterVermögensobjekte,welchedurch das Reichs-
strafgesetzbuch,die Strafprozeßordnung, und insbesondere durch Zoll-
gesetzenäher geregelt ist, der Anspruchauf erblose Güter Gie bebona

1
1 FürdieVertretungdesFiolus Ueber das röm. Vectt9 aus-fügrusKl. * S. 629 (Dig.

Sierrsnnin Preußener 49, 14, Cod. VII. 37, VII. 73, X.
I.

v. 1885 u. Justiz- Cod. * x.9 u. die ZitateMin.Ul. 1855S.119, 1886 S.340. bei Bekker a. a.
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vacantia) und herrenloseSachen (adespota) sowie der Anspruch
auf verbotswidriggegebeneGeschenke,z. B. Bestechungsgelder.:

W. Oie Organisation der Einanzverwaltung.:
An der Spitze der Finanzverwaltung der Einzelstaatensteht in

den größerenStaaten ein besonderesFinanzministerium. Unter dem-

selben werden die Thätigkeiten der Finanzverwaltung teils von den

allgemeinen,teils von besonderenBehörden ausgeübt. In Baden

z. B. ist von den oberstenBehörden bis hinab zu den örtlichen Voll-

zugsorganen die Finanzverwaltung vollständig von der inneren Ver-

waltung getrennt. Hier bestehen zur unmittelbaren Leitung der

einzelnenZweige besonderedem Finanzministerium unmittelbar unter-

stellte Zentralmittelbehörden (Domänendirektion, Steuerdirektion

u. s. w.) und ihnen entsprechendbesondere Finanzbezirksbehörden.
In Preußen ist das Verhältnis sehr viel verwickelter. In der

oberen Instanz verwaltet das Finanzministeriumdas Etats-, Kassen-
und Rechnungswesenund die Steuern, dagegen das landwirtschaft-
licheMinisterium die Domänen und Forsten. In der mittleren und

unteren Instanz werden die letzteren zusammenmit den direkten

Steuern von den Behörden der inneren Verwaltung (den Abteilungen
der Regierungen) verwaltet, während die Verwaltung der indirekten

Steuern besonderen Behörden (Provinzialsteuerdirektionen) über-

tragen ist. Der Verwaltung der letztgenanntenindirekten Steuern in

Preußen haben sichdie Fürstentümer Lippe und Waldeck und einige
oldenburgischeund hanseatischeGebietsteile angeschlossen.:

Außer diesenBehörden bestehenauch die in den gesamtenstaat-
lichen Verwaltungsorganismus hineinverzweigten Einrichtungen für
das Kassen=und Rechnungswesen. Die Formen, in denen sichdie
moderne Finanzwirtschaft bewegt, umfassenwesentlichdrei Stufen:
die Feststellungdes Etats (ogl. hierüber & 82), die Ausführung des-

selben, und die Rechnungslegungsowie die Prüfung dieser und der

Ausführung. Den letzteren beiden Nichtungen dienen insbesondere
das Kassen=und Rechnungswesen.“

1 Ueber die Rückforderung von! auch N.G.Vl. 1867 S. 81).
eicheagodiatenvgl. oben S. 309. * Quellen über Kassen=u. Rech-

G. Bl. 1879 S. 567 (ogl.] nungswesen für Preußen bei Rönne
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Das Kassenwesen umfaßt die unmittelbareVereinnahmung,
Verwahrungund Verausgabung aller Staatsgelder.Es ist streng
zentralisiert: in der Haupt= oder Generalstaatskassefließen alle Ein-

nahmen zusammen; unter ihr stehen in Preußen die Regierungs-
hauptkassenals allgemeine Kassenund die Kassen für einzelneEin-

nahmezweige, darunter dann wieder die Kreiskassen. Für die ein-

zelnen Kassenwerden Sonderetats aufgestellt, welche die Grundlage
für deren Geschäftsthätigkeit(Gebarung) bilden. Jede Kassehat
ihre besonderen Beamten (Rendanten u. s. w.) und hat ihreAb-

schlüsse,die zum Nachweisdes Standes der Kassendienen, in be-

stimmtenFristen an die Zentralbehörde zu übersenden. Das Ver-
fahren in Kassensachenist durch zählreicheReglementsgeregelt.Zur
Kontrolle finden ordentliche und außerordentlicheRevisionen statt.

Nach dem Abschluß hat jede Kasse ihre Rechnungaufzustellen,
welche in den einzelnenAnsätzen das Ergebnis der Kassenbücher
wiederzugeben,gegenüberdem Voranschlagdas Mehr oder Minder klar-

zulegen, dem „Soll“ das „Ist“ gegenüberzustellenhat. (Einnahme-=
oder Ausgabe-Reste.) Die Rechnungensind nach erfolgter Vorprü-
fung (Abnahme) durch die Verwaltungsbehörden nebst den Belegen
der oberstenRechnungsbehördeeinzureichen. Aus den einzelnenRech-
nungen wird die allgemeine Rechnung über den Staatshaushaltzu-
sammengestellt(vgl. & 82. IV).

An der Spitzedes gesamtenRechnungswesensstehtfür Preußen
— und nunmehr auch für das Reich (vgl. & 69 IIII und § 83) —
die 1723 begründeteOberrechnungskammerzu Potsdam, eine selb-
ständige, unmittelbar dem König untergeordnete, mit der Unabhän=
gigkeit eines Gerichtes ausgestatteteBehörde, welcher nicht nur die

rechnerischePrüfung der Rechnungenzusteht,sondern welcheauch zu

prüfen hat, ob die Finanzverwaltung nach den bestehendenGesetzen
geführt ist und welche der verfassungsmäßigenKontrolle durch den

Landtag vorarbeitet.!

In Baden bestehtdie mit den gleichenBefugnissenausgestattete

S. 873 ff.; Litteratur im R. ! Hertel, Die preuß. Ober-
l S. 751. G. Herrfurth, Etats= rechnungokammer, ihre Geschäfte,
Kassen=u. Rechnungswesen.2. Aufl. Einrichtung u. Befugnisse (1882).
(1887).
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Oberrechnungskammer,deren Organisation auf dem Gesetzvom 25.

August 1876 beruht. «

881.
Staatsausgaben,Staatseinnahmen, Staatsschulden.

I. Die Staatsausgaben.
Die Staatsausgaben sind der in Geld ausgedrückteBedarf des

Staates für die Zwecke der Gesamtheit, und sind daherdurchdie
letzteren bestimmt. Unbedeutend in den staatlichen Anfängen unter-

liegen sie jetzt dem Gesetzeder sich ausdehnenden Staatsthätigkeiten
(S. 381); früher vielfach in Naturalleistungenbestehend,stellen sie
sich heute durchweg als Geldverwendungen dar, und auch wo der

moderne Staat Naturalien gewährt, müssen solche Verwendungen
im Etat in Geld ausgedrückt werden.

Seitdem der absolute Staat, der zuerst nur reichlich bemessene
Ausgaben für Hof und Heer kennt, immer weitere Gesamtzweckein
sein Bereich zog, gelangte man — insbesondere nach dem Vorbilde
Neckers 1 — zu einer Systematisierung der AusgabennachVerwaltungs-
zweigen. Aus diesem Grunde erklärt sich auch, daß die Lehre von

den Ausgaben eine abgesonderteBehandlung meistens nicht findet,
da sie im engstenZusammenhang mit den einzelnenVerwaltungs-
zweigen steht.

Vom juristischen Standpunkte aus sind alle AusgabenZah-
lungen, welche der Staat leistet, und zwar auf Grund eines privat-
rechtlichenVertrages, einer völkerrechtlichenVerpflichtungoder einer

staatsrechtlichenVorschrift.: Eine große Reihe von Ausgaben be-

ruhen auf gesetzlichenBestimmungen und können daher der richtigen
Ansicht nach von der Volksvertretung nicht beliebig verweigert wer-

den (vgl. hierüber unten S. 402). Zu diesen gesetzlichfestgestellten
Ausgaben gehören die Dotationen, welche besondersdem preußi-
schenRechte bekannt sind. Es sind festeBeträge, hinsichtlichwelcher
die Zustimmung des Landtags bedeutungslos ist. Durch Fortbil=

1 Vgl. bes.Necker's Compte- Gegensatz. Auch völterrechtliche Ver-
rendu au roi (1787). pflichtungenkönnen gesetzlichesein;

2 „Gesepliche Vorschrift“,enie so ist z. B. bei der Uebernahme der
G. Meyer, Verw-RN. II 258, Garanliefür eine auswärtige An-

sagt, ist nicht der ganz richtigeleihe ein Gesetz nötig.



390 Die Funktionen des Staates.

dung des Begriffes der Dotation könnte einem Teil des Budgets
die Stabilität und dem deutschenFinanzrechteine gedeihlicheEntwicke-

lung gesichertwerden.
«

Nach dem Bedürfnis, welchessie decken; unterscheidenwir zu-
nächstdie ordentlichen („dauernden") Ausgaben, d. h. diejenigen,
welche jährlich oder periodischwiederkehren und einem dauernden

Staatsbedürfnisse dienen. Ihnen gegenübererscheinenals außer-
ordentliche („einmalige") die durch das Verhältnis in einem be-

stimmten Zeitpunkte herbeigeführtenAusgaben.
Ein weiterer Unterschiedwird wohl gemacht,insofern den eigent-

lichen
Staats #gaben die Betriebs-, Erhebungs-und

Verwaltungskostengegenübergestelttwerden.Diessind im Grunde
nur Verminderungen der Einnahmen, sie werden aber unter beson-
derem Titel gebucht. Die dauernden Ausgaben zerfallen demnach
in folgendeAbteilungen: 1. Betriebs-, Erhebungs=und Verwaltungs-
kosten und Lasten der einzelnenEinnahmezweige.2. Staatsverwal-
tungsausgaben,die regelmäßig im einzelnen in die persönlichenund

sächlichengeschiedenwerden. 3. Zinsen und Amortisationender

Staatsschuld. Dazu treten 4. die Beiträge, welchedie Einzelstaaten
an das Reich zahlen (vgl. unten § 83 V), die also bei jenen als

Ausgabe erscheinen.

II. Die privatwirtschaftlichen Einnahmen und Gebühren.

Auch die Staatseinnahmen werden in ordentliche und außer-
ordentliche eingeteilt. Zu den letzterengehören die Einnahmen aus

der Benützung des Staatskredits (vgl. Nr. V) und diejenigen aus

Veräußerungen von Staatsgut.
Wichtiger ist eine andere Einteilung, die der ordentlichen Ein-

nahmen selbst. Dieselben sind entweder privatwirtschaftliche, welche
der Staat aus allgemeinenUnternehmungen zieht, oder staatsrecht-
liche, welcheihm kraft seinerHerrschaftsbefugnissezustehen(Steuern).

1 Es würde auf diese Weise der u. Budget, S. 7 ff, R.L. I S. 429.

englische Gedanke zum Durchbruch Ueber die Dotationen des geltenden
kommen, daß die dauernde gesetzliche Rechts an die Krone vgl. oben

Ordnung des Staates über der jähr-= S. 204, an die Kirche S. 176, an die

lich wechselndenOrdnung des Haus= Provinzen 2c. Hdbbl. II S. 145.

haltes steht. Agl. Gneist, Gesetz
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Einen Mittelbegriff bilden die Gebühren, d. h. Beträge,welcheder

Einzelne an den Staat als Entgelt für bestimmteLeistungen des

letzterenzahlt. Als eine offenbar ganz eigenartige Gruppe treten

diejenigenEinnahmen hinzu, welcheaus Strafgeldern, Konfiskationen,
sowie den oben (S. 387) erwähnten Ansprüchen des Fiskus sich
ergeben.

Die privatwirtschaftlichen Einnahmen sind, wie die Ge-

schichteuns lehrte (S. 332), überall die ältesten Einnahmen der

Staaten. Den Hauptstockderselben bilden die Einnnahmen aus den

Domänen und Forsten:: erstere werden meist durch Verpachtung
nutzbar gemacht,letztere,auch aus volkswirtschaftlichenGründen, un-

mittelbar verwaltet. Beide stehen unter besonderenVerwaltungs-
behörden. In neuester Zeit aber erscheintder Staat nicht nur als

Grundbesitzer, sondern auch als Gewerbetreibender.Zu den oben

erwähnten Einnahmen treten die aus den Berg= und Hütten-
werken, jetzt ganz besondersdie aus dem Betriebe der Eisenbahnen,
ferner Einnahmen aus Staatsfabriken und staatlichenHandelsge-
schäften(preußischeSeehandlung).“" Sofern der Erwerb aus privat-
wirtschaftlichenUnternehmungendem Staate ausschließlichvorbe-

halten ist, sprechenwir von Monopolen, während früher die dem

Landesherrn vorbehaltenen finanziellen Rechte, aber nicht nur diese,
als Regalien bezeichnetwurden. In den Staaten der Gegenwart
finden wir, außer dem Bernsteinmonopol (preußischesGesetzvom

22. Februar 1867), nur das Lotterieregal, welcheals ergiebige
Finanzquelle benutzt wird. Von den zwei Arten der Lotterie, dem

genuesischenZahlenlotto und der holländischenKlassenlotterie, ist in

1 Ueber die Eiteilungvgl. bes.
Annalen 1886 Auf die

theoretische2 szerGruppe
das in einigen Staaten eingeführte
Wehrgeld zuzuweisen sei, ist hier
nicht einzugehen. Vgl. über dasselbe
u. a. Marcinowski, Wehrsteuer
(1881).Lesigang,Wehrgeld(1879).

2 Für Preußen vgl. Oelrichs,
Domänenverwaltg. (1883); Hagen,
Forstl. Verhältnisse Preußens, 2. Aufl.
(1882) 1 S. 64 ff.

* Begriff der Negalienim allge-
meinen s. oben 30 Nr. 1. Finanz-=
wissenschaftlichtragendie „N halien
einen sehr verschiedenen Charakter.
Heute bezeichnet man damit im

wesentlichen nur eine Form der

Besteuerung. Vgl. auch G. Meyer,
Verw.-N. II S. 177; Pözl im
St.W. B.(Kl. St.W. B. III S. 273.)

* Litteratur über die Seehand-
lung vgl. G. Meyer, Verw.N. II
S. 182 N. 9.
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Deutschland seit dem 17. Jahrhundert die letztereausgenommenund

besteht zur Zeit in Preußen, Sachsen,Mecklenburg,Braunschweig
und Hamburg. Um der Spielsucht entgegenzutreten, den Finanz=
ertrag zu sichern, und die öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten,
sind teils reichs-, teils landesgesetzlicheBestimmungenerlassen.!

Während alle diese Einnahmen lediglich finanzielle Zwecke ver-

folgen, handelt es sich bei den Gebühren stets um einen Ver-

waltungszweck.Die Gebühren sind Vergütungenfür besonderestaat-
liche Leistungen, für Amtshandlungen, für Benutzung staatlicher
Anstalten. Sie sind nicht nur unterschiedenvon den privatwirt-
schaftlichenEinnahmen, sondern auch von den Steuern, insofern sie
nach der einzelnen Leistung, wenn auch nicht notwendigerweise
deren Aufwand voll deckend, berechnetwerden. Diese Leistungen
begegnenuns entweder bei Ausübung obrigkeitlicherBefugnisse(Justiz-
und Verwaltungsgebühren — die „Kosten“ — Legitimationen,
Grundbesitzwechsel2c.) oder bei BenutzungstaatlicherAnstalten (Häfen,
Wege, Schulen u. dgl., insbesonderePostporto, das deutlichsteBei-

spiel einer Gebühr). Die (gesetzlich)festgestellteGebühr heißt Taxe,
die Gesamtheit der Taxen bildet den Tarif.

III. Die Steuern.

Steuern sind Zwangsbeiträge zu den Staatsbedürfnissen, welche
der Staat kraft seines Hoheitsrechtes von den ihm unterworfenen
Personen nach einem gleichenMaßstabe erhebt.

Die Steuerpflichtist eine allgemeinePflicht (. S. 149), welche
gesetzlichbestimmt ist. Ohne daß der Staat, wie bei den Gebühren,
eine Gegenleistungübernimmt, wird hier eine Verpflichtung des Ein-

zelnen festgestellt,welchesichnur als ein öffentlich-rechtlichesSchuld-
verhältnis auffassen läßt. Inhaltlich hat diese Pflicht die Zahlung
von Geld zum Gegenstande:die Pflicht wird durch Zahlung erfüllt,
welcher eintretendenfalls Erlaß oder Verjährung gleichsteht. Ersterer
kann als Dispensation von einer gesetzlichenPflicht nur durch ein

Gesetzoder auf Grund gesetzlicherErmächtigung stattfinden.
1 Prämienanleihen sind nur auf! 8 284 ff. RreufeCotterieeditw-Grund eines Reichögesetzeszulässig 28. Mai 1810; 5. Juli

(R. G.v. 8. Juni 1871).— R.St.G.B. 1867; Ges. v. et% 1883
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Wie bei anderen staatsbürgerlichenPflichten ist auch die Er-

füllung dieser durch Verwaltungs= und strafrechtlicheBestimmungen
gesichert.Das Unternehmender Abgabenhinterziehung(Defraudation)
wird bestraft; die Nichtleistung der Steuer hat Zwangsvollstreckung
(Exekution) zur Folge.!

Der Erhebung der Steuer hat die Festsetzungderselben vor-

auszugehen. Dieselbe hat den Zweck zu bestimmen, ob und in

welcher Höhe im einzelnen Falle eine Steuerpflicht begründet ist.
Dies geschiehtentweder durch amtliche Ermittelung der Steuerein=

heiten (z. B. AbwiegeneingeführterGegenstände)oder durchSchätzung
(Selbsteinschätzung,Schatzungsrat, Einschätzungkommission.)Bei
den Vermögens= und Einkommenssteuernpflegt die Feststellungfür
eine längere Periode zu erfolgen: es werden dann über die Steuer-

pflicht (Veranlagung) Verzeichnisse(Steuerrollen, Steuerkataster)
geführt. Dem Pflichtigen wird von der Feststellungdurch Auslegung
der Steuerrollen oder durch Zustellung eines Steuerzettels Mit-
teilung gemacht. Gegen die Feststellungsteht zunächstein Rechts-
mittel zu, welchesReklamationheißt. Dieselbe kann erfolgen, wenn

die Steuerpflicht selbstnicht begründet, oder (z. B. durchVerjährung,
Erlaß) erloschenist, oder wenn die Steuerforderung als eine zu hohe
erscheint. Wird die Reklamation nicht für begründet erachtet, so
kann in einzelnenStaaten (Baden) die Klage vor den Verwaltungs-
gerichtenangestelltwerden, in anderen (Preußen)ist nur in einzelnen
Fällen (Gesetzvom 24. Mai 1861 89 ff.) der ordentlicheRechtsweg
zugelassen.

Die einzelnen Steuern können hier nicht behandelt werden.

Will man die Hauptunterschiedehervorheben,so stehensichgegen-
über: ,

nach der Bestimmung des Betrages der zu entrichtendenSteuer

Repartitions- und Quotitätssteuern. Bei jenen wird die Gesamt-
summe, welcheerforderlich ist, zum Ausgangspunkt genommen und

auf die einzelnen Pflichtigen verteilt; bei diesen wird der einzelne
Steuerbetrag festgesetztund zwar ein für allemal (fixierte Steuern),
oder nachBedarf wechselnd(quotisierte Steuern).

7 Privilegien des Fiskus im Konkurs; K.O. 8 411 u. 54:2.
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Nach dem Gegenstandder Besteuerung. Hier sind unterschieden
die auf Vermögen und Einkommen und die auf wirtschaftlicheHand-
lungen gegründetenSteuern.

Nicht mit dem letzteren Unterschiede zusammenfallendist der

Gegensatzder direkten und indirekten Steuern. Letzteretreffen eben-

falls das Einkommen, aber nur mittelbar, indem aus gewissenwirt-

schaftlichenVorgängen ein Merkmal für die Steuerfähigkeit ent-

nommen wird.

Schließlich tritt bei einzelnenSteuern der Gegensatzin der Art
der Erhebung hervor, so z. B. Fabrikatsteuerund Monopol u. s. w.

Als besondereForm der Erhebung für sehr verschiedeneAbgaben
kommt der Stempel vor, ein auf Papier gedrucktes, von öffent-
licher Autorität herrührendes Wertzeichen. Der Stempel ist keine
materielle Art von Steuern, sondern eine Form, in welcher Staats-

einnahmen — auch Gebühren— zur Hebung gelangen.)
Die indirekten Steuern sind im großen und ganzen dem Reiche

überlassen(ovgl. unten § 83); daneben werden einzelnederselben —

Wein, Bier, Schlachtsteueru. s. w.— noch von den Staaten und
Kommunen erhoben.

Im wesentlichen aber sind die Einzelstaaten auf die direkten

Steuern angewiesen. Das direkte Steuersystem umfaßt in Preußen
die Grund= und Gebäudesteuer,die Gewerbesteuer(einschließlichder

Eisenbahn= und Bergwerksabgaben),die Klassen= und Einkommen-

steuer. In anderen Staaten bestehenaußer oder neben einer all-

gemeinen Einkommensteuer Gewerbe= und Erwerbs= (Lohn-, Be-

soldungs)steuerund Kapitalrentensteuer.
Als Verkehrssteuern finden wir hauptsächlichStempelsteuern,

die Kauf= und Liegenschaftsaccise2c. Die wichtigste der Verkehrs-
steuern ist die Erbschaftssteuer,welche regelmäßig nur die Seiten-

verwandten und Nichtverwandten des Erblassers trifft.“ Eine

Doppelbesteuerung derselben Person bezw.desselbenObjektes in

verschiedenenBundesstaaten ist durchReichsgesetzvom 13. Mai 1870

ausgeschlossen.
!1 N. L. 11 S. 783; vgl. die : Bacher, Erbschaftssteuerngl.

Stempelgesetze: G. Meyer, II11886). .

S. 178. * N.L. 1 S. 562.
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IV. Die Staatsschulden.

Mit dem Begriffdes modernen Staates ist der der Staats-

schulden gegeben;es ist finanzwissenschaftlichanerkannt, daß aus

der Höhe der Schulden allein für die Finanzlage gar kein Schluß
gezogen werden kann. Auch auf diesem Gebiete ist erst in diesem
Jahrhundert eine Umwälzung erfolgt; dem oben geschildertenDualis-=
mus des Vermögens analog gab es Kammerschuldenund Landschafts-
schulden,die beide verhältnismäßig gering waren. Die Belastungen
der Staaten durch die Ereignisse am Anfang dieses Jahrhunderts
und die höheren Anforderungen der Neuzeit (Eisenbahnen) führten
zur Umgestaltungdes Staatsschuldenwesens,insofern die Darleihung
von Summen an den Staat mehr und mehr als günstige Kapital-
anlage betrachtetund das Volk somit gern sein eigener Gläubiger
wurde. Die Umbildung zum Verfassungsstaateaber übte einen Ein-

fluß, insofern der Satz zur Geltung gelangte, daß Anleihen nur auf
Grund eines Gesetzesaufgenommenwerden dürfen.

Die Aufnahme der Anleihen! und ihre Begebung (Emission)
erfolgt in Deutschland durch Ausstellung von Staatsschuldverschrei-
bungen. Rechtlich stellt sich dies Geschäft dar als Abschluß einer
Summe von Darlehensverträgen,verbunden mit der Ausgabe von

Inhaberpapieren; das Rechtsverhältnisist ein rein privatrechtliches.
Die Anleihen werden entweder an Bankhäuser überlassen oder zu

öffentlicherSubskription ausgelegt. Die Tilgung erfolgt entweder

durch Ankauf an der Börse oder durch Auslosung nach einem festen
Tilgungsplan. Nach dem neueren System besteht jedoch gar kein

solcher, vielmehr sind die Anleihen, z. B. in Preußen „konsolidiert"
(consols), d. h. in eine Rentenschuld mit freier Tilgung umge-
wandelt. Neuerdings hat man sichnoch mehr dem alten englischen
System zugewendet,indem auch ein Staatsschuldbuch angelegt ist,
in welches der einzelneGläubiger seine unkündbaren Forderungen
eintragen lassenkann.=

Daß eine Anleiheaufnahme u. H. Schulze II S. 484 behauptet,
durch ein sogen. Notgesetz (s. oben aber nicht überzeugend bewiesen.
S. 107) nicht möglich,event. sogar : Preuß. G. v. 20. Juli 1883.

nichtig sei,wird von Rönne 1 S. 664
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Neben der eigentlichenStaatsschuld, der fundiertenSchuld, für
welche die eben vorgetragenen Grundsätzegelten, bestehennoch an-

dere Arten der Staatsschuld, die schwebendeSchuld und das Papier=
geld. MWährenddie fundierte Schuld wesentlichunter dem finan-
ziellen Gesichtspunkteder Anlageschulderscheint,um die Kosten für
eine auf Jahre hinaus wirkende Anlage auf einen längeren Zeitraum
zu verteilen, ist die schwebendeSchuld, welche nur wenigenStaaten

(3. B. Preußen) bekannt ist, eine reine Finanzschuld, d. h. sie be-

zwecktfür kürzereZeit die Betriebsmittel der Staatskasse zu ver-

stärken oder das gestörte Gleichgewicht zwischenAusgabe und Ein-

nahme (Defizit) wiederherzustellen. Die schwebendeSchuld erscheint
in der Form von Schatzanweisungen,verzinslichenund unverzins-
lichenInhaberpapieren mit kurzemFälligkeitstermin.

Für die Verwaltung der Staatsschuldenbestehenin den größeren
Staaten besondereBehörden, zur Aussicht besondereKommissionen
(s. unten S. 405)

Als eventuelle Staatsschulden kann man die Uebernahme
von Garantien für bestimmteAnstaltenu. s. w. bezeichnen,die

nach den einzelnen diesbezüglichenGesetzenzu beurteilen ist. Im
übrigen kann man wohl auch,was jedochnicht üblich ist, sämtlichever-

mögensrechtlichenVerbindlichkeitendes Staates Staatsschuldennennen.

g 82.

Der Staatshaushalt.
I. Die Bedentung des Etats und das Budgetrecht der Volksvertretung.

In höheremMaße als die Einzelwirtschaft bedarf die Wirt-

schaftdes Staates des Voranschlages:dieserVoranschlagheißtStaats-

haushaltsetat.“ Derselbe hat zunächsteine wirtschaftliche Be-

Fricker in Tüb. Zeitschr.XVIII. 104.S. “ u.„NMartik,ebenda XXXVI 2:„Etat“ und „Budget“ wird
S. 207; Laband, Das Budgetrecht,,häufig im gleichenSinne gebraucht.
1867 (Abdruckin Zeitschr.f. Gesetz Das Wort Budget bedeutet ursprüng-
gebung 2c.) u. Annalen 1873 S. 524; lich Beutel, Tasche,später das Porte-
Schulze bei Grünhut II S. W feuille für die Staatsrechnungen und

Gneist, Gesetzu. Budget (18 6: dann Voranschlag des Staatshaus-
Rönne 1 S. 592. Agl. auch oben halts.
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deutung als Uebersichtüber die gesamtenstaatlichenEimahmen und
Ausgaben. Da die Lösung aller staatlichenAufgaben nur durch
wirtschaftlicheMittel möglich ist, bietet der Etat ein zusammenfassen-
des Gesamtbild des Staatslebens in allen seinen Aufgaben und

Zielen, ein Bild in Zahlen, aber nicht in toten, sondern in lebens-

vollen Zahlen, wenn man es recht zu lesen versteht: denn die Wert-

schätzungund Fürsorge, welche einzelnenZweigen der Verwaltung
zugewendetwird, tritt uns hier ebensosprechendin den kleinen und

großen Summen entgegen, wie das Verhältnis der Einnahmeelemente
und die Steuerkraft der Bevölkerung.

Der Etat hat zweitens aber noch eine rechtliche Bedeutung,
welche auf dem konstitutionellen Systeme beruht. Einen Etat als

Verwaltungsvorschrift kannte auch der absolute Staat.! Nach dem

konstitutionellenSystemesteht jedochbei Festsetzungdes Etats der

Volksvertretung eine weitgehende Mitwirkungzu, die wir als

Budgetrecht zu bezeichnenpflegen.
"

Der Anfang aller Besteuerung ist in England, wie in vielen
anderen Ländern Europas, auf die feudalen Hilfsgelder zurückzu-
führen: im Laufe des Mittelalters bildete sichbesondersin England
der Grundsatz aus: „daß keine Schatzung oder Steuer ohne den

guten Willen und die Zustimmung der Erzbischöfe,Bischöfe, Grafen,
Barone, Ritter, Burgfleckenbewohnerund der anderen Bürger des

Landes erhobenoder beigetriebenwerden solle“.“ Seit der Revolution
von 1688 verband sichmit dem Steuerbewilligungsrechtdas Recht,
über die Verwendung der Staatsgelder Bestimmung zu treffen,
welches seitdem stets anerkannt wurde: in einer besonderenBill

(Consolidated Fund Bill, allgemeinerAppropriation Bill genannt)
wird die Verwendung der Gelder genehmigtund werden die Mittel

zur Bestreitung der Verwaltungskosten bewilligt.
In Deutschlandhatte ein Steuerbewilligungsrechtder Landstände

bis Mitte des 17. Jahrhunderts bestanden. Seitdem war auch die

Finanzhoheit fast durchwegeine absolute. Als die konstitutionellen
Theorien eindrangen, wurde nun nicht das englischeBudgetrecht

1 Am 16. Juni 1820 in Preußen lagio non concedendo. Vgl. May,
zuerst veröffentlicht. Geschichtendes englischenParlaments,

* Statut 25. Eduard l. de tal.]Kap. X
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aufgenommen, welches eine große Reihe von gesetzlichunbedingt
feststehendenAusgaben und Einnahmen kennt und nur in der Be-

willigung von etwa ein Sechstel sämtlicher Etatspositionen besteht,
sondern man vertrat die Ansicht, daß die Volksvertretung ganz be-

liebig von Jahr zu Jahr alle Einnahmen und Ausgaben des Staates

bewilligen oder versagen könne („das Staatswesen auf kündbares

Jahresabonnement"). Diese Theorie fand ihren schärfstenAusdruck
in der belgischenVerfassungArt. 110—15.1 Während einige Ver-

fassungen an das Steuerbewilligungsrecht der alten Landstände an-

knüpfen und dasselbezum modernen Budgetrechtumgestalten,nehmen
andere die französisch-belgischeTheorie zum Vorbild, fordern zur
Feststellung des Budgets Uebereinstimmungder Krone und des Land-

tags und bezeichnendaher die Budgetfeststellungals einen Akt der

Gesetzgebung(s. No. II). Aber von vornherein hat man die Ge-

fährlichkeit jener Theorien für die politische Gesundheit erkannt und

daher nach verschiedenenRichtungen Einschränkungenversucht. Zu-
nächstist meistens die Budgetperiode,d. h. der Zeitraum, für welche
die Feststellungerfolgt, eine längere. Nur Preußen, Meiningen und

Schaumburg-Lippehaben eine einjährige, Bayern, Sachsen,Baden

eine zwei-, Koburg-Gotha und Sondershausen eine vier-, die übrigen
Staaten eine dreijährige Budvgetperiode. Sodann enthalten einige
VerfassungenVorschriften, welche festsetzen,daß bestimmte Ausgaben
überhaupt nicht verweigert werden dürfen, oder welche den Kammern

verbieten, „die Bewilligung von Steuern an Bedingungenzu knüpfen,
welche den Zweck und die Verwaltung derselben nicht betreffen“,
ein Satz, der geeignet ist, parlamentarischem Feilschen entgegen-
zutreten. Wenn aber in vielen Verfassungen ein scheinbarunbe-

schränktesBudgetrecht aufgestellt ist, so ist dies eben nur scheinbar:
denn aus der Natur des Budgetrechts selbst ergeben sichdie not-

wendigen Schranken seiner Ausübung, welche auch ohne positive
Festsetzungenfür maßgebenderachtet werden müssen.: Vgl. hier-
über Nr. III dieses Paragraphen.

1 „Les impötls sont votés an-
2 G. Meyer, Lehrb. d. Staats-

nuellement. Les lois qui les éta- rechts § 204 a. E. (1. Aufl. S. 537
blissent wont de soree que pour. 11).
un an.“
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Andererseits ist in Berücksichtigungdes Umstandes, daß die

zweite Kammer die Hauptmasseder Steuerzahler vertritt, in den

Staaten des Zweikammersystemsdurchweg die Bestimmung getroffen,
daß Staatshaushaltsetats und Finanzgesetzentwürfezuerstder zweiten
Kammer vorgelegt werden müssen.! Diese Bestimmung feindet ihr
Vorbild in der englischenParlamentsverfassung,in welcher das Vor-

recht der Gemeinen 1407 bereits bestand und bestätigt wurde.

Außerdem kennt das englischeRecht seit der Resolution vom 3. Juni
1678 den Satz, daß an Gelbbewilligungsbills vom Hause der Lords

nichts geändert werden darf. Während jene ersteVorschrift allgemein
angenommen wurde, findet sich eine der letzterwähnten nachgebildete
Bestimmung nur in Preußen, Württemberg, Baden und Hessen.
Hier ist der ersten Kammer die Befugnis zu Abänderungsvorschlägen
entzogen.

II. Rechtliche Natur des sog. Etatsgesetzes.:

Im Mittelpunkt der finanzrechtlichenErörterungen steht die

Frage nach der rechtlichenNatur des Staatshaushaltetats, eng zu-

sammenhängendmit der unter III zu erörternden Frage. Ein ob-

jektives Urteil über die betreffenden Streitpunkte ist außerordentlich
erschwert: alle diese Fragen sind verdunkelt durch zwei Umstände:
einmal im allgemeinen durch den Einfluß, welchen die Kouflikts-
periode geübt hat, sodann für die Theorie durch die Erörterungen
Laband's.?

Die künstlicherzeugte Streitfrage, deren unbefangeneEntschei-
dung demjenigenam ehestenmöglich sein wird, der zunächstmal von

der überreichenLitteratur abzusehenim stande ist, lautet: ist der

1 Daraus wird auch gefolgert, burg, R. d. Herrenhauses (1863);

daßdas preußischeHerrenhaus nach
62 V.U. nicht das Recht hat,Fraehnnnigt.in Vorschlag zu

bringen. Ueber diese große Streit-

frage vergl. Verh. d. Lerrenhausesv. 14. März 1861 (Stenogr. Ver. 1
S. 200); das Ableorbnetenhaus314. Juni 1865/Stenogr.Ber. S. 2
Rönne! S.359; ptd

WiseVerfassungsgeschichte S.215.

Klarste Erörterung über den

Vegriffdes Etats: arwey,
Mürttemb. Staats-R. II S. 504

Außerdem vgl. die Note 1 dieses

Laragtarhen(S. 396) und die oben

4tangeführtenSchriften.1%teratur vgl. Note 2 auf
1 S. 103.
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Etat Gesetz oder Verwaltungsakt? Schon diese Fragestellungist
nicht ganz zutreffend. Die in Rede stehendenamtlichen Erlasse
sind folgendermaßen gefaßt: „Gesetzbetreffend die Feststellungdes

Staatshaushaltsetats für ..“ und § 1: „Der diesemGesetze als

Anlage beigefügte Etat“ 2c. Der Etat an sich ist immer ein

Wirtschaftsplan; aber dieser Plan wird festgestelltdurch ein Gesetz,
das in Süddeutschland meist als „Finanzgesetz“bezeichnetwird.

Fragt man nun, ob das Finanzgesetznur „Gesetz“ heiße oder be-

grifflich ein Gesetzsei, so ist das letztere unbedingt zu bejahen.
Das Finanzgesetzist Gesetz wie jedes andere, es hat keinen an-

deren Inhalt und keine andere Wirkung, es gibt keine verschiedene
Wirkungskraft der Gesetze,es gibt nicht zwei Arten „rechtlicheNatur

der Gesetze“. Auch das Finanzgesetzschafft objektives Recht, auch
dies Gesetzist Gesetz, hat alle Wirkungen des Gesetzes,entspricht
allen Begriffsmerkmalen, welcheoben S. 102 aufgestelltworden. Die

dort (S. 108 Nr. 2) erörterte Scheidung in zwei Arten von Gesetzen
ist lediglich für den Etat erfunden worden, erfunden, um ihn als

„formelles Gesetz“, als Verwaltungsakt bezeichnenzu können. „Der
diesemGesetzals Anlage beigefügteEtat“ hat genau dieselbe gesetz-
licheKraft und Bedeutung wie zahlloseReglements, Tarife u. a. m.,

die in solcherForm („diesem Gesetzeanliegende") verkündet werden.
Aus der rechtlichen Natur des Finanzgesetzesfolgt, daß in

Die Entscheidung dieserganzen Laband''scheTheorieist für dessenganze
Frage ist implicite schon in Note 2| Auffassung vom Staatsrecht charak-
S. 103 enthalten. Die dort und teristisch, hat aber zeitweiseWhängeroben im Text vertretene Meinung gefunden. Aehrlich felostGneist,
ist im allgemeinendie herrschende. Gesetz und Budget S.

ʒ.
Wie

Wenn einige Schriftstellerfrüher da- S. 104 angedentet, hat diesever-

von abwichen, so dürfen sie darum derbliche, möglicherweise das ganze
nicht heute noch zu den Gegnern ge= Rechtsleben gefährdende Anschauung
zählt werden. Daß der Etat nicht keinen Eingang in die Praxis ge-
Gesetzsei, wird nur von Laband —. funden. Martitz sagt darüber

auch in Marquardsen III S. 204| (Tüb. Zeitschr. XXXVI S. 214),
— festgehalten. Nach ihm enthält „daßdie Theoriedes deutschenSt. R.
das Finanzgesetz keine Rechtssätze, in diesemwie in manch anderem
sondern ist bloße Rechnung, was Punkt in satter Selbstgenugsamkeit
schon#achri.Göttinger Anzeigen rubisihre Zirkel weiter zieht, wäh-
1871 372 ff. bekämpfteund auch rend das Leben ihrerspottet.

“ V9gl.
Zorn en S. 336 verwirft. Die auch unten Note 1 S
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demselbenalle möglichen Vorschriften, die überhaupt im Wege der

Gesetzgebungzulässig sind, getroffen werden können.

Inhaltlich hat das FinanzgesetzverschiedeneAufgaben zu lösen.
Es enthält 1. den Plan für die Ausgaben und Einnahmen eines

bestimmten Zeitraumes, sowie 2. die Verfügung der Staatsgewalt,
durch welche den einzelnen Organen Vollmacht und Befehl erteilt

wird, die Ausgaben zu machen und die Mittel zu beschaffen. Es

setzt8. Leistungspflichten für den Einzelnen fest, sofern dieselbennicht
schonsonst bestimmt sind. Es bildet 4. die Grundlage für die Prü-
fung der Thätigkeit verjenigen Organe, welche die Ausgaben zu
leisten und die Einnahmen zu erheben haben.

Somit ist die rechtlicheWirkung dieses Gesetzes:Schutz gegen

willkürliche Ausgaben= oder Einnahmensteigerungim ganzen, Be-

grenzung der Verpflichtung zu Leistungenim einzelnen,Ermöglichung
der Kontrolle und der Verantwortlichkeit aller Finanzorgane.

Der häufige Hinweis darauf, daß der Etat sich innerhalb der

gesetzlichenSchranken bewegenmuß, ist so wenig ein Beweisgrund
gegen den gesetzlichenCharakter, wie die Behauptung, daß der Etat

ja nur für einen vorübergehendenZeitraum festgefetztwerde. Jener
wie dieser Einschränkung unterliegen auch zahlreicheandere Gesetze.

III. Der Fall der Zudgetlosigkeit.

Der Staatshaushalt wird im Wege der Gesetzgebungfestgestellt:
aber seinerNatur nachberuht er auf einer Wahrscheinlichkeitsrechnung.
Er ist wie jedes Gesetzeine bindende, aber er ist in gewisserHin-
sicht keine zwingende Vorschrift. So wenig im Etatsgesetzdie Ver-

pflichtung liegt, für den Fall, daß die Möglichkeit eine Ausgabe zu
sparen, eintritt, diesedennochzu machen,so wenig kann jede Mehr-
ausgabe,die vielleicht im Einzelfalle geboten ist, vermieden werden.

Nur handelt in diesemFalle der Etatsüberschreitungdie Verwaltung
auf eigene Verantwortung und bedarf nachträglicherGenehmigung.
Diese darf bei Nachweis der Notwendigkeit einer solchenUeberschrei-
tung nicht beliebig versagt werden. Der Etat ist aber nicht nur

bindende Vorschrift für die Verwaltung im ganzen, sondern auch
seine einzelnenTitel sind es für deren einzelneZweige, so daß Trans-

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staalsrechts. 26
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ferierungen (Virements, d. h. Uebertragung von Ersparnissenauf
einen anderen Verwaltungszweig) nicht ohne weiteres gestattet sind.

An diese Sätze, welche die Bedeutung und Wirkung des Etats

klarstellen, pflegt in den staatsrechtlichenLehrbüchern des letzten
Menschenaltersseit der Konfliktsperiode (s. oben S. 90) ein Ab-

schnitt über „die Folgen des Nichtzustandekommens des

Etats angeknüpft zu werden. Wir müssendieser üblichenBehand-
lung folgen, obwohl im Grunde diese Frage über das Gebiet des

Rechtes hinausgreift. Die Verfassungendenken zwar teilweise an

die Möglichkeit, daß für einen kürzerenZeitraum ein Budget fehlt,
gehen aber im allgemeinen von der Voraussetzungaus, daß vor

Ablauf der Budgetperiode eine Einigung über den Etat der nächsten
stattfinden muß. Wie nun, wenn solcheEinigung zwischenden

Faktoren der Gesetzgebungnicht erfolgt? In solchemFalle wird
das Wort des Fürsten Bismarck: zur Thatsache,daß Konflikte ein-

treten und Konflikte zu Machtfragen werden! Trotzdem darf die

Staatsrechtswissenschaftnach den Erfahrungen in Deutschland ihre
Augen nicht gegen den Wiedereintritt einer solchenMöglichkeit ver-

schließen.
Es ist objektiv davon auszugehen, daß eine budgetloseVer-

waltung eintritt. Die Veranlassung braucht nicht notwendig eine

schuldvolle zu sein: es kann eine Verfassungsverletzung,es kann auch
eine Verzögerung vorliegen. Welche Grundsätze gelten für solche
Zeit? Dauert das Budget des Vorjahres fort oder tritt die Macht-
vollkommenheit des absoluten Regiments wieder ein?: Von einer

dritten Ansicht sehenwir ab, welche 1862—66 zwar vertreten wurde,
jetzt aber allerseits verworfen ist, nämlich, daß überhaupt die Finanz-
verwaltung aufhöre. Die Fortschrittspartei verteidigte damals diesen
vollen Stillstand, aber das Staatsleben duldet einen solchennicht:
diese Ansicht, die zur Auflösung des Staates führt, bedarf keiner

Widerlegung mehr., Auch die zweite (von der konservativenPartei
1 Agl. S. 88 Note 3. diese Ansicht in Verbindung mit der
» Bismarck a. a. O. (27. Jan. Theorie bringt, welche das Finanz=

1863,Sienoge.Jer.d. Abgeordneten=gesetzals Gesetz erkennt. Denn das

haufes1 S. Gesetz ist 1. Gesetz für eine Finanz-
Nicht ieen# „ daß H. periode und 2. nicht die einzige gesetz-

Schulze, Lehrbuch 1 S. 591, 592 liche Grundlage d. Finanzverwaltung.
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aufgestellte)Ansicht, daß „absolut“ gewirtschaftetwerden soll, kann

nicht für dem heutigenVerfassungsrechtentsprechenderachtetwerden.
So wurde wohl drittens (von Laband) verteidigt, daß das bisherige
Budget fortdauere, was darum unrichtig ist, weil jedesBudgetgesetz
ein Gesetz für eine Finanzperiode ist. Nach Ablauf dieser ist es

nicht mehr Gesetz— folglich bleibt der Zustand immer und immer
ein gesetzloserund verfassungswidriger.“ Diese Ansicht ist in der

preußischenThronrede vom 5. August 1866 und in den Motiven

zum Gesetz vom 14. September 1866 vertreten worden: „Die
Staatsausgaben in dieser Zeit entbehren der gesetzlichen
Grundlage, welcheder Staatshaushalt nur durchdas nachArt. 99

der Verfassungsurkundealljährlich zu vereinbarende Gesetzerhält.“
Da aber nun das Staatsleben nicht stille steht, und da die

Fortgeltung des früheren Etats sowohl der rechtlichenNatur des

letzteren,wie der fortwährenden Veränderlichkeitder staatlichenAnfor-
derungen widerspricht, kann man nur sagen, daß die Staatsregierung
in solcherNotstandsperiode alle Ausgaben auf eigeneVerantwortung
leistet. Vor allem aber ist zu beachten,daß dies nur für die außer-
ordentlichen Ausgaben, für Umgestaltungen— wie z. B. die Armee-

reorganisation 1862—1866 — zutrifft, während ein großer Teil
des Budgets auf dauernder gesetzlicherGrundlage beruht, der

Teil, über den in England überhaupt nicht beraten wird. Es.

gibt somit einen dauernden und einen veränderlichen, einen festen
und einen beweglichen Teil des Etats. Von den Einnahmen
ist der größere Teil fest, so alle privatwirtschaftlichenEinnahmen,
die Gebühren, Zölle, die meisten Steuern u. s. w., beweglich nur

quotisierte Steuern und Einnahmen aus Veräußerungen: ebensobe-

ruht ein großer Teil der Ausgaben auf dauernder gesetzlicherGrund-

lage. Also auf eigeneVerantwortlichkeit handelt die Regierung nur

hinsichtlich der gesetzlichnicht feststehendenEinnahmen und Aus-

gaben. Nach positivem Rechte lassen einzelneVerfassungen(z. B

Weimar, Koburg-Gotha, Oldenburg) den ganzen Etat fortdauern;

1 Dies verdunkelt Laband, sueller Zustand, keine Verfassungs-
indem er die Sache harmloserder widigeit(Annalen 1873 S. 548).
stellt: das sei nur ein praktisch b Die Widerlegung enthält die im Texte
stehender anomaler, ein lediglich 5 ] angeführte Thronrede.
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die meisten gestatten die Forterhebung der Abgaben für eine be-

stimmteZeit(Etatsperiode); die preußischeVerfassungbestimmt—

ähnlichwie Meiningen, Braunschweig, Sch

im Art. 109, daß die bestehendenAbgabenundSteuern,biszuzu
einer Veränderungdurch Gesetz,forterhoben werden.

Immer aber ist festzuhalten, daß es sich in solchemFalle um

einen rechtswidrigen Zustand handelt und daß die Regierung von

ihrer Verantwortlichkeit nur durch eine Indemnitätserklärung
des Landtages befreit werden kann, wie sie z. B. das erwähnte
Gesetzvom 14. September 1866 enthielt.

IV. Prüfungsrecht der Volksvertretung.

Nicht nur in solchen außerordentlichen Fällen, wie der soeben
erörterte, sondern auch im regelmäßigen Gange des Staatslebens

haben die Kammern eine nachträgliche Kontrolle darüber, ob der

Staatshaushalt dem gesetzlichenPlane entsprechendgeführt ist: Sie

habendie Staatsrechnungen zu prüfen und die Entlastung der Staats-

regierung auszusprechen.Der Begriff der Entlastungist ein anderer,
als der der Indemnität:letztere bezeichnetdie nachträglicheGe-

nehmigung einer ohnegesetzlicheBerechtigung vorgenommenen Hand-
lung; von der Voraussetzung formellen Unrechtes ausgehend, läßt
sie dies vor materiellen Rücksichtenzurücktreten.: Dagegen setztdie

Entlastung (Decharge, Justifikation) die Anerkennung einer Aus-

gabe als gerechtfertigt voraus.

Durch die Prüfung der Staatsrechnungenerfolgt gleichsamdie

Berichtigungund endgültigeFeststellungdes Etats, dessenvolllommene

Innehaltung ja aus thatsächlichenGründen unmöglich ist. Es kann

daher auch die Dechargenicht ohneweiteres verweigert werden, son-
dern es gelten hier die gleichenGrundsätzewie für die Feststellung
des Etats. Daß der Landtag bei schweren Etatsüberschreitungen
eine zivilrechtlicheRegreßklage gegen das Privatvermögen der Mi-

nister anstellen kann, wird sichschondarum nicht verteidigen lassen,
weil dem „Volke“ wie der „Volksvertretung“ die persona standi in

indicio fehlt.
7

6„ZalRönne! S. 638 Note 2. 1 S. 608. Der Streit, ob Etats-
M. H. Schulze, Lehrbuch überschreitungen Abweichungen vom
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Der Prüfung der Rechnungendurch den Landtag liegt stets
eine Vorpüfung zu Grunde, welchemeist von einer besonderenBehörde
vorgenommen wird. Diese Prüfung ist keine bloß rechnungsmäßige,
sie erstrecktsichvielmehr auchdarauf, ob die Finanzverwaltungunter

Beobachtungdes Etatsgesetzesund anderer gesetzlicherSchranken ge-

führt ist. In Preußen wird die von der Oberrechnungskammerge-

prüfte und von ihr mit Bemerkungen verseheneStaatsrechnungdem

Landtage vorgelegt. In einigen kleineren mitteldeutschenStaaten

findet die Vorprüfung durch den Landtag selbstunter Zuziehung von

Finanzministerialbeamtenstatt.
An der Verwaltung der Staatsschulden ist-die Volksvertretung

überall beteiligt, entweder so, daß ein Landtagsausschuß(wie in

Preußen, Bayern) die Kontrolle der Staatsschuldenverwaltung,oder

daß er diese selbst führt und die Regierung — wie nach der säch-
sischenVerfassungsurkundeArt. 107 — nur das Recht hat, vom Zu-
stand der KasseEinsicht zu nehmen.

g 83.

Die Reichsfinanzen.
I. Die Flnanzwirtschaft des Reiches.

Neben der Finanzverwaltung der Einzelstaatensteht bei uns die

selbständigeFinanzuerwaltung des Reiches. Das DeutscheReich ist
ein Staat und hat daher ein eigenesFinanzwesen, während der

Deutsche Bund nur ein Kassenwesenkannte. Das Reichsfinanzwesen
hat sich aus den Einrichtungen desSollvereinsherausentwickelt

(s. S. 73): aber das
Gesellschaft )V is

der durch
völkerrechtlicheVerträge verhundenenZolloereinsgliederist zu einem

bundesstaatlichenumgeformt, und aus der bloßenWirtschaftsgemein-

Gesamtetatoderauch solche von Selbstverständlichaber genügt die
Spezialtiteln seien, ist in letzterem Entlastungeiner Kammer nicht.
Sinne durch-wbrenhischesGeaeeh v. Meyer, Verwaltungörecht27. März 2 8 18 u. 19 entz. 28rff. #ubandl

: S. 1d0fl.schieden u. Maarquardseni ·

Zorn II S. 207 ff.; Kunsler*—
1 Nicht notwendig.der-ezeiten.Kammer Kertt:es . B.

einesteils aus Art. 62 zutaiieV.U. 10r,15S. 405, 1882 S. 77
N.L. III. S. 3z8
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schaft ist eine Einheit geworden, welche im gesamtenFinanzrecht
deutlich hervortritt. Das Reich ist wie die Staaten Vermögens-
subjekt (s. Nr. II), es hat eigenesVermögen und Schulden (III),
es hat eigeneEinnahmen und eigenenHaushalt (IV, V, VI). Alles

dies sind nicht nur „gemeinschaftliche“Verhältnisse, sondern Erschei-
nungen, wie sie ein staatlichesFinanzwesencharakterisieren.! Freilich
sind die Einnahmequellen (Zölle cc.) zur Zeit noch beschränktund

enthält das deutscheReichsfinanzrechtinsofern eine Anomalie, als
es (Art. 70) einerseits auf Reichssteuern,?:anderseits auch auf die

Matrikularbeiträge verweist. Ueber die prinzipielle Bedeutung der

letzterenvgl. Nr. V diesesParagraphen. Eigentümlich dem Finanz--
wesen des Reichesist, daß infolge der geschichtlichenEntwickelung
und der einzelnenBundesgliedern eingeräumtenSonderrechtean ver-

schiedenenEinnahmen und Ausgaben nicht alle Staaten oder nicht
alle Staaten gleichmäßigteilnehmen.: Dies sind aber Abweichungen,
welchedas Wesen des Reichsfinanzrechtesnicht verändern.

An der Spitze der Reichsfinanzverwaltungstehtder Reichskanzler,
dem das Reichsschatzamtuntergeordnet ist. Die Kassengeschäftebe-

sorgt eine Abteilung der Reichsbankals Reichshauptkasse,die Prüfung
der Rechnungenerfolgt durch die preußischeOberrechnungskammer
als Rechnungshofdes DeutschenReiches.

II. Der Reichsfiskus."

Gegenüberdem DeutschenBunde, welcherniemals sichzum Be-

griff eines Bundesfiskus erheben konnte, ist das DeutscheReich
* Es wird mehrfach behauptet,

daß die Finanzwirtschaft eine „Ge-
sellschaftswirtschaft"sei, und dies

wohl mit einer durchaus rabulisti-
schenAuslegungdes Wortes

7-meinschaftlich“ in Art. 70 der RN.B
begründet. Aus dem Wesen der R. V.
un aus ben,eist

des Art. 70
bes. e Reichssteuernbucteigesshrt1 ergibt sichun-

zweifelhaft die im Text vertretene

Ansicht. Unser Reichsfinanzwesenge-
hört juristisch nicht in dieselbe Kate-
gorie, wie das des Bundes oder

Zollvereins; manche Einnahme= und

Ausgabeungleichheiten dürfen das

Prinzip nicht verdunkeln. Gerade
- entgegengesetzterAnsicht: Laband

III S. 318ff. u. Zorn II S.207 f.Vom Standpunkt der Neichs=
verfassung(Art. 70) kannalso gegen
eine „#eg heiniommensteuertnichts

eingewendetwerden.

B. für den Rechnungshof,
Bundezamtfür Heimatwesen, Post
und Telegraphie, Auswärtiges.

Reincke in Gruchots Beiträgen
XXIII S. 481; Böhlau, Mecklen-
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durch seine bundesstaatlicheNatur eo ipso auchvermögensrechtliche
Persönlichkeit. Wenn auch die Verfassung selbst den Begriff des

Reichsfiskusnicht aufstellte, so ist doch derselbedurch Gesetzgebung
und Theorie jetzt durchaus anerkannt. Der Reichsfiskus ist ein ein-

heitlicher: wenn von Post-, Marinefiskus 2c. gesprochenwird, so sind
damit stationes fisci bezeichnet,unter welchennur Rechnungs-, nicht
Rechtsverhältnissebestehen können. Als besondereRechtssubjekte
stehen dem Reichsfiskus gegenüber die einzelnenLandesfisci (auch
der Landesfiskus von Elsaß-Lothringen,vgl. S. 292) sowie die ein-

zelnen aus Reichsmitteln errichteten Stiftungen, die von Reichs-
behörden verwalteten Vermögensmassen,die dem Reichedienenden,
aber nicht ihm gehörigenInstitute (KaiserWilhelmstiftung — Reichs-
bank). Dagegen haben die einzelnen zu bestimmten Zweckenaus-

geschiedenenFonds (unter Nr. III angeführt) keine vom Reichsfiskus
abgesondertePersönlichkeit.

Der Gerichtsstand des Reichsfiskus ist nicht Berlin, sondern
bestimmt sich nach dem Sitz der Behörde, die ihn im Einzelfalle zu
vertreten hat (Z.P.O. & 20). Größtenteils ist dies durch besondere
Vorschriften geregelt: soweit dies nicht geschehen,stehtdie Vertretung
dem Reichskanzlerzu. Eigentümlich ist, daß für den Reichsfiskus
kein einheitlichesRecht gilt: vielmehr genießt er überall dieselben
Bevorzugungen,welche das betreffendeLandesrechtdem Landesfiskus
erteilt: es bestimmensichdieseRechtealso nach dem Amtssitz der den

Reichsfiskusvertretenden Behörde.Von Staatssteuern ist der Reichs-
fiskus unbedingt befreit.

III. Reichsvermögen und Reichsschulden.
Das Reichsvermögen läßt sichähnlich wie das Staatsver-

mögen in zwei Gruppen scheiden. Der ersten Gruppe gehöreneine

Reihe bedeutender Vermögensmassenan, welche lediglich finanziellen
Zweckendienen; diese Vermögensteile sind:

1. Die Reichseisenbahnenin Elsaß-Lothringen, welchedurch den

Frankfurter Frieden vom 11. Mai 1871 erworben wurden.

burg. L. N. III1 S. 4 ff.; Seydel 1 Allgemein anerkannt und im

Zeitschr. f. Gesetzgebung2c. VIII/N.G. v. 25. Mai 1873 81 bestätigt.
226.
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2. Der Reichskriegsschatzvon 120 Millionen Mark in gemünztem
Golde, im Juliusturme zu Spandau befindlich.“ Ueber denselben
kann nur zu Ausgaben für Mobilmachungszweckedurch Anordnung
des Kaisers — unter eventuell nachträglicherGenehmigung von

Bundesrat und Reichstag — verfügt werden.

3. Eine Reihe verzinslichangelegter,aus der französischenKriegs-
kostentschädigunggebildeterFonds, nämlich der Reichsinvalidenfonds
(561 Mill. Mark), der Reichsfestungsbaufonds,der Reichstagsgebäude-
fonds (ursprünglich 24 Mill. Mark), der Reichseisenbahnbaufonds.“

4. Die Reichsdruckerei,welcheaus der Verschmelzungder preußi-
schenStaatsdruckerei und der früheren v. Decker'schenDruckerei her-
vorging (Ges. vom 28. Mai 1877) und unter Oberaufsicht des

Reichspostamtsverwaltet wird.
5. Die Betriebsfonds der Reichskassen.
Außer diesen Vermögensmassenbesitzt das Reich noch eine

Reihe von Gütern, welche unmittelbar Verwaltungszweckenzu
dienen bestimmt sind. Entweder sind dies Vermögensgegenstände,
welchedas Reich selbst erworben hat (z. B. der größte Teil der

Postgebäude), oder es sind solche,an welchenfrüher die Einzelstaaten
das Eigentumsrechthattenund welchemit dem Uebergangder betreffenden
Verwaltungszweige an das Reich in den Besitz des letzteren gelangt
sind. Sehr zweifelhaft konnte die rechtlicheNatur der dem Reiche
an diesen GegenständenzukommendenBefugnisse erscheinen. Hatte
das Reich Eigentums= oder bloß Nutzungsrechte?Nach der richtigen
Ansicht mußten die Gegenstände, deren alleinige Zweckbestimmung
ist, der Verwaltung eines Hoheitsrechteszu dienen, ipso jure in das

Eigentum der Gemeinschaftübergehen, auf welchedie Verwaltung
dieses Hoheitsrechtesübertragen war." Um aber dieserAnsicht eine

1 Gesetzv. 11. Nov. 1871, Ver= entgegengesetztenStandpunkt (Eigen-
ordn. v. 22. Jannar 1874; N.L. III tum der Einzelstaaten) vertraten echt
S. 397. sormalistisch: Windthorst lebenda:,

Quellen bei G. Meyer, V. N. Seydel, Zeitschr. für deutscheGe-
II S. 293, 294. setzgebungVII S. 220 ff.; Laband,

* Laband Ill= S. 215. (Annalen 1873S.425.) Regierungs=
Diese Ansicht verteidigteüber- seitig(auch im Entwurfe des Ge-

zeugend Miquel, Sten. Bericht des setzes)war die unhaltbare Scheidung
R. T. v. 28. April 1873. Den genau! zwischenMobilien und Immobilien
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positive Grundlage zu geben, wurde das bedeutsameGesetz vom

25. Mai 1873 erlassen, welches ausnahmsweise seinen Zweck in
der Eingangsformel angibt, nämlich: „zur näherenFeststellungder

Rechtsverhältnisserücksichtlichderjenigen Gegenstände, welche zum
dienstlichenGebrauch einer verfassungsmäßigaus Reichsmitteln zu
unterhaltendenVerwaltung bestimmt sind."“ Durch diesessogenannte
Reichseigentumsgesetz ist das Eigentumsrechtdes Reichesund das

Heimfallsrecht der Einzelstaaten festgesetztworden: das Reichsver-
waltungsvermögen ist jetzt gänzlichEigentum des Reiches, aber es

erscheintals dominium perpetuum oder als dominium temporale.
Im einzelnensind die Grundgedankendes Gesetzes:
a) Eigentum und alle dinglichen Rechte stehen dem Reiche an

dem beweglichen und unbeweglichenInventar zu, mit welchemdie

Reichsverwaltungenvon den Einzelstaatenausgestattet sind. Der

Eigentumsübergangerfolgt ex lege, der Zeitpunkt desselbenist der

Zeitpunkt der Uebernahmeder betreffendenVerwaltungsgegenstände.
Ausgenommenvon diesem Satze sind die in & 2 des Gesetzesauf-
geführten Grundstücke.

b) Für etwaige Reineinkünfte aus Grundstücken(z. B. Gras-

verpachtungbei Festungsländereien)wird den Bundesstaaten durch
eine feste Geldrente Entschädigunggewährt.

c) Alle unbrauchbar und entbehrlichwerdenden Grundstücke,für
welche ein Ersatz nicht erforderlich ist, fallen an den Bundesstaat
zurück, aus dessenBesitz sie in die Reichsverwaltung kamen.

d) Diese Bestimmung des 86 ist insofern ohne praktischeBe-

deutung, als das Reich nach & 5 befugt ist, die in sein Eigentum
übergegangenenGrundstückezu veräußern. Dies ist freilich von der

Bedingung abhängig gemacht,daß der Erlös aus dem Verkaufe be-

stimmt wird, durch die Erwerbung eines anderen Grundstückes oder

die Herstellung einer anderen Baulichkeit im Gebiete desselben
Bundesstaates einen Ersatz für das entbehrlichoder unbrauchbarge-

festgehalten:Eigentumsübergang für in den oben (S. 345) aufgeführten
jene, Nutungsrecht an sbieiensowü „Militärgesetzen“ VI. Litteratur bei
Sten. Ver. d. R.T. 1873 1 S. 23, G. Meyer, Verwalt.-N. II S. 290
III S. 18). Zorn 11 S. 224.

1 GuteErläuterung diesesGesetzes
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wordene Grundstück zu beschaffen. Bei Einziehung von Befesti-
gungen erfolgt der Rückfall an den betreffenden Bundesstaat mit
der Maßgabe, daß von letzteremdie Kosten für die im Interesse der

Landesverteidigungnotwendigen Einebnungsarbeiten ersetztwerden.
Alle Einnahmen aus Veräußerungen müssen im Reichsetatnach-

gewiesen und dürfen nur mit Zustimmung des Bundesrates ver-

ausgabtwerden. Durch dies Gesetzsind zwischenReichs=und Landes-

fiskus vermögensrechtlicheVerhältnisse begründet, deren Verfolgung
vor die ordentlichenGerichtegehört: gewisseVorentscheidungenstehen
jedochnach& 8 der Reichsverwaltung zu.

Dem Reichsvermögenstehen die Reichsschulden hegenüber.Für dieselben gelten durchaus die analogen Grundsätzewie für die

Staatsschulden. Die Reichsverfassungenthält nur die Bestimmung
in Art. 73, daß in Fällen eines außerordentlichenBedürfnisses im

Wege der Reichsgesetzgebungdie Aufnahme einer Anleihe, sowie die

Uebernahmeeiner Garantie zu Lasten des Reiches erfolgen kann.“
Die Reichsschuldenerscheinenebenfalls in dreifacher Form: als

Reichsanleihen,welchesämtlichden Charakterder Rentenschuldtragen,
als Schatzanweisungenund als Reichskassenscheine.Außerdem sind
mehrfachReichsbürgschaften(so z. B. zuletzt für die ägyptischeAn-

leihe) übernommen. An den Reichsanleihen sind zum Teil die ver-

schiedenenStaaten in verschiedenemMaße beteiligt (vgl. oben S. 406);
trotzdem haftet den Gläubigern gegenüberfür Verzinsung und Rück-

zahlung das Reich, nicht die Einzelstaaten. Die Verwaltung der

Reichsschuldenist der preußischenVerwaltung der Staatsschulden
übertragen (Ges. vom 19. Juni 1878). Die Kontrolle liegt bei der

Reichsschuldenkommission(vgl. Nr.

1 Es ist hier nicht notwendig,
daß der Ersatz in demselben
Dienstzweig erfolgt; nur für das
was für die Militärverwaltung (bezw.
Marine) entbehrlich wird, bestehtnach
87 unbedingtesHeimfallsrecht.2 Gegen die sehr formalistisceAuseinandersetzungbei Laband lII,

2r 33 u. in Marquardsen ii
143 mit dem Ergebnis, daß1 Anleihe"4 „durch“ Gesetzkon-

VI a. E

trahiert wird, vgl. bes. G.Meyer,
Verwalt.-N. il S. 374 N. 2. Die

Frage, ob und wie im Falle der Not

G. V. bei Kriegsgefahr zwischen
Reichstagsschluß und Neuwahl) eine

Anleihe aufgenommen werden könne,
ist nirgendsberührt. Man muß hier
offenbar ein Notgesetz(s. oben S.107)
zulassen,wie es z. B. die badischeVer-

sihsugerade für solcheFälle (V. U.
Art. 57, 63) ausdrücklich anerkennt.
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IV. Ausgaben und Einnahmen des Reiches.

Für die Ausgaben des Reichesgilt in Bezug auf ihre all-

gemeineNatur und ihre Arten das oben (S. 389) gesagte. Zu be-
merken ist nur, daß an denselbennicht alle Einzelstaatengleich be-

teiligt sind; vielmehr ergeben sich aus dem Umstande, daß eine

Reihe von Verwaltungseinrichtungensichauf einen Teil von Bundes-

staaten beschränken(Post, Bundesamt für Heimatwesenu. a., vgl.
S. 406 N. 3) mannigfacheVerschiedenheiten.Auch ist Bayern und

einigen anderen Staaten in Bezug auf den Beitrag zu den Kosten
des diplomatischenDienstes und des Rechnungswesenseiniger Nach-
laß gewährt.

Die Einnahmen des Reiches können in drei große Gruppen
geschiedenwerden: es sind UeberschüsseeinzelnerVerwaltungszweige
und privatrechtlicheEinnahmen, Reichssteuern,Beiträge der Einzel-
staaten.

Nur einzelneVerwaltungen weisen Ueberschüsseauf, so die

Reichsbank,das Post= und Telegraphenwesen(Reichsgebühren),das

Münzwesen. Als privatwirtschaftliche Einnahmen können sodann die

Zinsen der oben (S. 408) genannten Reichsfonds, sowie der Ge-
winn aus dem Betrieb der Reichsdruckereiund der Gewinnanteil
aus der Herausgabe des deutschenReichs=und preußischenStaats-

anzeigers (ein Drittel) betrachtetwerden.
Bei den Reichssteuern können wir drei Arten auseinander-

halten: Zölle, Verbrauchs=und Verkehrssteuern.
1. Die wichtigsteEinnahmequellesind die Grenzzölle, d. h.Ab-

gaben,welchevon Waren bei deren Einfuhr erhoben werden. (Aus-
fuhr und Durchfuhr ist bei uns zollfrei.) Die geschichtlicheEnt-

wickelungdes deutschenZollrechts ist oben (S. 70 ff.) gegebenwor-

den. Dort wurde gezeigt, wie die deutscheReichseinheit aus der

wirtschaftlichen,der Zollgemeinschaftunmittelbar herausgewachsenist.
An die Stelle des Zollvereinsrechtsist jetzt Reichsrechtgetreten.
Als solchessindauchdie inKraftgebliebenenfrüheren vertrags-
mäßigen

Best trag

v.8. Juli 1867)
zu betrachten. Abgesehenvondiesenr Bestimmungensinddie Grund-

1 Delbrück, Art. 40 der R.V. (1881).
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lagen des gegenwärtigenZollrechts: ReichsverfassungArt. 33—40;
Zollgesetzv. 1. Juli 1869; Tarifgesetz v. 15. Juli 1879 (mit Ab-

änderungen vom 6. Juni 1880, 19. u. 21. Juli 1881).1
Das DeutscheReich bildet ein einheitlichesZollgebiet (Art. 38).

Es bestehenjedocheinzelneZollanschlüsse, d. h. zum Zollgebiet ge-

hörigenichtdeutscheGebietsteile (Luxemburg,Jungholz an der bayerisch-
österreichischenGrenze) und Zollausschlüsse, d. h.zum Reiche,aber

nicht zum Reichszollgebietegehörige Teile. Ueber letzterevgl. oben
S. 2830 N.1. Aus der Einheit des Zollgebiets folgt als wichtig-
ster Satz die volle Verkehrsfreiheit (Art. 33 Abs. 2).

Während in dieser Hinsicht vollkommene Einheit besteht und

während das Reich also ausschließlichdie gesamteGesetzgebungs-
und Verordnungsgewalt hat, ist den Einzelstaatendie Erhebung
und Verwaltung der Zölle überlassen. Man hat in dieser Be-

ziehung an den Verhältnissen, wie sie zur Zeit des Zollvereins be-

standen, nichts geändert. Die Staaten, welcheihre Zollverwaltung
nicht schon früher an Preußen abgetretenoder sich zu gemeinsamer
Zollverwaltung verbunden hatten, haben die eigene Verwaltung
behalten. Dieselbe wird nach reichsgesetzlichenVorschriften und auf
Kosten: des Reichesfür dieses geführt. Auch die Art der Aussicht,
das Institut der Reichskommissarezur Kontrolle des Zollwesens
erinnert an die dereinst vereinsmäßigeVerwaltung. Nur in Ham-
burg und Bremen bestandensog. „kaiserliche“ Zollämter, die jedoch
in der That preußischewaren bezw. sind; jedochist Hamburg im

Vertrage von 1881 (S. 283) für die Zeit nach dem Zollanschluß
eigeneVerwaltung zugesichert.

Infolge dieser Gestaltung ist die Abrechnung eine ziemlichver-

wickelte. Die Erhebung erfolgt durch die Einzelstaaten, aber für
das Reich. (Art. 38.) Die Einzelstaaten haften für die richtige
Vereinnahmung und Abführung der Zollerträge: sie stellen Quartal-

extrakte und jährliche Finalabschlüsseauf und reichen dieselbendem

Ausschuß des Bundesrates für Rechnungswesenein. Auf Grund

i Aufseß, Zölle u. Verbrauchs- 1
* Vgl. jedoch Art. 16 des Zoll-

steuern (2. Aufl. 191);vgl. auchvereinsvertrages.
Annalen 1886 S.
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dieserUebersichtenwird der von den einzelnenBundesstaaten an die

Reichskassezu zahlendeBetrag festgestellt(ogl. Art. 39 R.V.).
Die Feststellungder Zollpflicht und des Zollbetrages, sowie der

Zollbefreiungen und Zollerleichterungen,das Verfahren bei der Zoll-
abfertigung u. s. w. ist durch sehr ins Einzelne gehendeVerwaltungs-
vorschriften geordnet.!

Der Zollschutz ist ebenfalls reichsgesetzlich(Zollgesetz §134—65)
geregelt: doch haben die Einzelstaaten die Gerichtsbarkeit,einschließ-
lich des Begnadigungsrechtes.

Im Zusammenhang mit der Entwickelung unseres Zollwesens
und mit der Einheit des Zollgebietes und der Tarifpolitik stand die

Notwendigkeit, die Einfuhrstatistik gesetzlichzu regeln. Dies ist ge-

schehendurch Gesetzvom 20. Juli 1879, welchesdie Erhebung einer

statistischenGebühr angeordnet hat.
2. Neben den von ausländischenWaren erhobenenGrenzzöllen

kennt das ReichSteuern von Gegenständen des Verbrauches
im Inlande, und zwar von Salz, Tabak, Rübenzucker,Bier und

Branntwein. Auch die Besteuerung dieser Gegenständewar schon
im Zollverein zwischenallen oder einem Teile von Staaten vertrags-
mäßig geregelt worden.

Zur Zeit besteht eine volle Verbrauchssteuergemeinschafthin-
sichtlich der drei erstgenanntenGegenstände.Außerdem besteht eine

engere Viersteuergemeinschaft,welcherdienorddeutschenStaaten und

Hessen,und eine
Brannt

inschaft,welcher die norddeut-

schenStaaten, Hessenund Elsaß=Lothringenangehören.: Innerhalb
dieser Gemeinschaften sind die betreffenden Steuern Reichssteuern,
außerhalb derselben werden sie nach Landesgesetzenfür die Landes-

kasse erhoben. Die Folge dieser Verschiedenheitist die Erhebung
von Uebergangsabgaben,die den Charakter von Binnenzöllen tragen.?

1 Der materielle Teil der Zoll- 2 Ueber die Erklaven Ostheim
gesetzgebungist im Zolltarif ent= (Weimar) und Königsberg (Koburg),
halten, den formellen Teil bildet die die an Bayern angeschlossensind, und

Zollordnung. Für Verwaltungs= ihre Sonderstellung (nicht
vorschriften vgl. Troje, Bibliothek recht") vgl. Annalen 1880 S. 704.
der Zoll= und Steuerbeamten (6 : Quellen bei G. Meyer A-u. O.

Bändchen). S. 8335.
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Soweit diese Steuern Reichssteuernsind, gilt für sie durchwegdas
oben hinsichtlichder Zölle Gesagte.

Durchaus gemeinsamdem ganzen Reiche ist die Salzsteuer,
welche nur von den zu menschlichemKonsum bestimmten Salze, die

Tabaksteuer,welchenach dem Gewicht, die Rübenzuckersteuer,welche
von dem zur ZuckerbereitungbestimmtenRübenmaterial erhobenwird.

Ebenfalls nach Maßgabe des verbrauchtenNohmaterials werden die

Biersteuer und die Branntweinsteuer berechnet.! Hinsichtlichder Art
der Erhebung wie der Rückerstattung für die in das Zollausland
ausgeführten an sich steuerpflichtigenObjekte (Exportbonifikation))
gelten zum Teil übereinstimmendeGrundsätze.

V. Die Matrihnlarbeiträge.

Matrikularbeiträge sind diejenigenGeldbeiträge,welchevon den

einzelnen Bundesstaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerungszahl zur

Deckung der gemeinsamenReichsausgabenerhoben werden. Ein zu-

sammengesetztesStaatswesen kann entweder unmittelbar von den

einzelnenUnterthanenSteuern erhebenoder von den einzelnenGlied-

staaten Beiträge fordern. Das letztere entspricht der Natur des

Staatenbundes; daß dieseEinrichtung sich in unserem Reichefindet,
hat seinen Grund ebenfalls in staatenbundlichenParteibestrebungen.

1 Salzsteuer: Vertr. v. 8. Mai ersitätsmatrikel, immateikulierens.
1867 (mit Kraft einer Neichsver-uch unten S. 426, 1). Die deutsche
fassungsbestimmung):N.L.III S.525. Reichsmatrikel war das Verzeichnis
Tabaksteuer: R.G. v. 16. Juli der Neichsstände mit Angabe ihrer
1879; N.L. III S. 845. Zucker= Leistungen (s. oben S. 34); sie
steuer: R.G. v. 1. Juni 1886; An= wurde später durch die Bundes-
nalen 1886 S. 825. Bier= und matrikel ersetzt(s. Klüber, Bundes-

Vranntweinsteuer: N.L. 1 S. 384, recht 3. Aufl. 58 181 195; 136).

414. Wichtigste Erörterung über die

Die Matrikularbeiträge sind Matrikularbeiträge imkelichein densomit eine Art Steuern. Die Be= Verhandlungen d. R.T. im Juni u.

zeichnung Sozietätsbeiträge ist nicht Juli 1879 (bohEtenogr.Ver.un
unrichtig, aber kann irreführen (ogl.] S. 927 ff., 2179 ff.). Ueber die

Gierke in Schmoller's Jahrbuch FestsetzungbeVih nach der orts-

N. F. VII S. 1171). Der Ausdruck AwelsendenBevölkerung s.Laband

stammt aus den alten Reichs= und III S. 335. Ueber andere Zah-
Bundesverhältnissen. Matrikel be- kusader Einzelstaaten an das
deutet ursprünglich ein Verzeichnis NeichLrersen* vgl. G. Meyer
von Personen oder Leistungen (Uni-.
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Nach der Tendenzunserer Verfassungwaren und sind (ogl. Art. 70

R. V. „so lange nicht") die Matrikularbeiträge eine vorübergehende
Aushilfe. Sie sind eine den Anfängen unserer Entwickelung ent-

sprechendeForm, und zwar die roheste Form der Kopfsteuer. Es
war daher die Beseitigung derselben eine längst geltend gemachte
Forderung, deren Erfüllung jedochdem Reiche nicht beschiedenwurde.

Vielmehr ist dieseArt Steuer, die nach unserer Verfassungund nach
moderner finanzwissenschaftlicherAnschauung ein Unding ist, durch
verschiedeneUmstände: zu einer dauernden (2) Einrichtung des Reiches
erhoben worden. ·

Es war im Jahre 1879, als der Reichskanzler,beseeltvon der

Ueberzeugung,daß das „Reich nicht länger Kostgängerbei den Einzel-
staaten sein dürfe“, durch Erhöhung der Tabaksteuer und durch den
neuen Zolltarif die direkten Einnahmen des Reiches vermehren und
die „Kopfsteuer“ der Matrikularbeiträge beseitigenwollte. Entgegen-
gesetzteStrömungen ließen das völlige Scheitern der Bismarckschen
Vorschlägebefürchten. Da erfolgte am 20. Juni 1879 in der Tarif-
kommissiondes Reichstagesder Franckensteinsche Antrag, der

in einigen Punkten abgelehnt, in seinem wesentlichstenPunkte von

Konservativen und Zentrum gebilligt wurde; auf Grund eines solchen
Kompromissesgelangtedie Tarifvorlage zur Annahme. Dieser Antrag
des ultramontanen AbgeordnetenFrhrn. v. Franckenstein bildet den

88 des Tarifgesetzesvom 15. Juli 1879 (N.G.Bl. S. 211) und lautet:

Derjenige Ertrag der Zölle und der Tabaksteuer, welcher
die Summe von 130000000 Mark in einem Jahre über-

steigt, ist den einzelnenBundesstaaten nachMaßgabe der Be-

völkerung, mit welcher sie zu den Matrikularbeiträgen heran-
gezogen werden, zu überweisen.

Damit ist ein Stillstand in der nationaleinheitlichenEntwickelung
besiegelt,ein trauriger Abschnitt unserer Finanz= und Staatsgeschichte
bezeichnet,die staatsrechtlichwie politisch bedeutsameBestrebung un-

seres großen Staatsmannes durchkreuzt.
1 „30-oder 100000Bewohner vonBismarck, Sten. Ver. 1879 S. 227.

Thüringen können nicht ebensoviel :2 G. Meyer, Verwalt.-R. II

bezahlen als 30= oder 100 000 Be= S. 33.wohner von Hamburg und Bremen“ * Sehr bestritten ob § 8 eine
u. s. w. (Vgl. Annalen 1875 S. 115.) ! Verfassungsänderung ent-
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So liegt die Sache formell und solcherArt waren die Wünsche
der Parteien. Praktisch jedoch ist die Bedeutung des & 8 schwer zu

kennzeichnen. Offenbar verspürt man hier etwas von „jener Kraft,
die stets das Böse will und stets das Gute schafft“. Es handelt
sich hier um „eine juristischeSpitzfindigkeit“ (Treitschke),um einen

„fingierten Unterschied“ wie zwischeneinem schwarzenTuchrock und

einem Rock von schwarzemTuch (Bismarck), es ist der & 8 eine
amoenitas juris (Laband). Nach der ursprünglichen Vorlage wäre

im Reichsetat festgesetztworden, welche Summe zur Verteilung an

die Einzelstaatenübrig bleibt; nach §&8 wird bestimmt, welcherBe-

trag von den Matrikularbeiträgen der Einzelstaatenin Abzug gebracht
wird! Das RechnungsverhältniszwischenReichund Staaten ist damit

ein sehrverwickeltes, zugleichaber auch das Rechtsverhältniszwischen
Reich und Staaten ein eng verschlungenes,ja eine unlösliche Ein-

heit geworden." Die Einzelstaaten erhebendie Zölle u. s. w., aber

sie erhebensie für das Reich. Nach dem Gesamterträgnis: berechnet
das Reichsschatzamtdie Summen, welcheden Einzelstaatenzu über-

weisen sind, und ziehthiervon die Matrikularbeiträge ab. Aus dieser
Rechnungergibt sichdann, welcheBeträge der Einzelstaat zu zahlen
oder zu empfangenhat, mit anderen Worten: die Matrikularbeiträge
sind beibehalten, um die Differenz zwischen Reichsausgabenund

Reichseinnahmenzu decken. Da aber im wesentlichendas Reich den

Einzelstaatendie Mittel zu Bezahlung der Matrikularbeiträge liefert,
ist jene enge Wechselwirkungzwischenden Finanzen des Reiches und

den Einzelstatenherbeigeführt,und der föderalistischeAntrag Francken-
stein wird in gerade entgegengesetzterTendenz wirken.

halte? Einige Theoretiker bejahen
dies, so Beseler, Boretius,
Zorn, (lauchH. Schulze, Lehrbuch
rck 181). And. Mein.Bismarck,

änel.

W7 sagt, daßd ie „Grundsätze
der R.V. durchbrochen“ sind, daß
aber der Grundsatz in Art. 38 der
N.V. „scheinbar gewahrt“ ist. —

Eine „Verfassungsänderung“ im

staatsrechtlichen Sinne liegt hier

nichtvor.eber die Bedeutung des § 8

vgl.— S. 334.. Anweisung
und Staatolassen.Annalen 1872
S. 1

14 der Stem lssteueraN.G. v. 1. Juli 1881 § 3
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VI. Das SBudgetrecht im Beiche.

Für das Budgetrechtim Reichegelten die nämlichenGrundsätze
wie sie im vorigen Paragraphenfür die Einzelstaaten dargelegt
wurden. Auch für die Finanzwirtschaftdes Reichesbilden Budget
und Decharge die formelle Grundlage. Nach Art. 69 der Reichs-
verfassung müssen alle Einnahmen und Ausgaben für jedes Jahr
veranschlagtund auf den Reichshaushaltsetat gebrachtwerden. Dieser
wird vor Beginn des Etatsjahres nach den in Art. 70— 72 aus-

gesprochenenGrundsätzendurch ein Gesetzfestgestellt. Eskann da-

nach also weder die rechtlicheNatur des Etatsgesetzes,noch die ein-

jährige Dauer der Etatsperiode zweifelhaft sein. Auch ist anerkannt,
daß für jedes Jahr ein besonderesEtatsgesetznötig ist. Da aber
nun die Ausdrucksweise der Reichsverfassungetwas anderes ist, als

die der preußischen— eine „jährliche“ Feststellungverlangenden —

Verfassung, so wurde es streitig, ob nicht in einer Sitzungsperiode
hleichzeitig zwei Etatsgesetzefestgestellt werden können. Die dies

bejahendeAnsicht ist vom Rechtsstandpunkteunbedingt zu verwerfen.
Wer sie bejaht, muß konsequenterweiseauch vie gleichzeitigeFest-
stellung von drei, vier, fünf, fünfzig, Etatsperioden zulassen.

Eine besondere Gestalt hat der Militäretat. Ursprünglich
wurden die Ausgaben für das Landheer in einem Pauschquantum
(Kopfstärke des Heeresmal 225 Thaler), erst seit 1875 werden sie
jährlich jedochnacheinem für sebenJahreunabänderlichenMaßstabe
festgestellt(ogl. oben S. 350). -

Diese Ausgaben aber werdennur für diedreiKontingentevon

Preußen, Sachsen und Württembergim Reichshaushaltsetatspezia-

1 Annalen 1873 S. 524; gorn
II S. 327 ff.

*

Vom Rechtsstandpunkteent-
derFabedebeiahgewißAicht-Laband
dagegen sagt IlII: 345, „dem
Wortlaut der R.V.** es nicht
periodedes N.T. die - —
beiden folgenden Jahre in zwei be-
sonderenGesetzenfestgestelltwürden“.

(Vgl. über diesen Saß die Aeußerung
Windthorst's im R.T. v. 11. Dezember
1882.) S. jedochLaband III2: S.370
N. 1 les sei nicht verfassungsgemäß)
u. Laband bei Marquardsen S. 205
N. 1 (es sei zwar verfassungswidrig,
dies bilde aber kein Hindernis für ver-

fassungsmäßigesZastandekommen337 N.

10. u. 11. Dezember 1882.

v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staatsrechts. 27
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lisiert, während für Bayern nach dem Bündnisvertrag III & 5
Ziff. II der Geldbetrag nur im ganzen ausgeworfen wird, die Auf-
stellung des SpezialetatsBayern überlassen bleibt. Aber auch für
diese Aufstellung dienen die Ansätzedes Reichsetats als Richtschnur
und eine Mitwirkung des bayerischenLandtages ist hier selbstver-
ständlich ausgeschlossen.

·

Daß der Besoldungs= und Pensionsetatdes Reichsbankdirek-
toriums in einer besonderenBeilage geführt wird, hat seinenGrund

darin, daß diese Ausgaben zwar reichgesetzlichfestgestellt werden

müssen,aber aus Mitteln der Reichsbankerfolgen.
Für die Genehmigungdes Etats, wie für die Verwaltung im

Falle der Nichtgenehmigunggelten analogeGrundsätze,wie im Ein-

zelstaat,desgleichenfür die Kontrolle und Entlastung. Ueber die

Verwendung aller Einnahmen ist nachArt. 72 der Verfassungsurkunde
dem Bundesrate wie dem Reichstage zur Entlastung jährlich Rech-

nung zu legen. Die Vorprüfung erfolgt durch den Rechnungshof
des DeutschenReichs.
Für die Kontrolleder Verwaltung der Reichsschulden,des Reichs-
kriegsschatzesund des Reichsinvalidenfonds besteht eine besondere
Reichsschuldenkommission,welchesichaus dem Präsidenten der obersten
Rechnungsbehörde,drei Mitgliedern des Bundezrats und drei Reichs-
tagsmitgliedern zusammensetzt.

Viertes Kapitel.

Die äußere Verwaltung.
4.

I. Allgemeine Gesichtspunkte.

Die äußere Verwaltung oder Verwaltung des Auswärtigen er-

gibt sich aus der Stellung des Staates in der Staatengesellschaft.
Sie hat die Aufgabe, den Verkehr des Staates mit anderen Staaten

zu besorgenund die Rechte und Interessen der Staatsangehörigen
im Auslaude zu vertreten.

Die Entwickelungder hierüber geltenden Grundsätzebildet den
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Gegenstand des ius publicum externum. Dieses Rechtsgebietbe-

xührt sich inhaltlich mit dem Völkerrecht: größtenteils sind es die-

selbenGegenstände,welchedieses wie jenes erörtert; die Organe der

auswärtigen Verwaltung wenden fortwährend dieses wie jenes an.

Aber das Völkerrecht geht von der Staatengesellschaft,der inter-
nationalen Rechtsordnung aus und formuliert von diesem Stand-

punkte aus Rechtssätze,welchealso überstaatlichesind, während das

auswärtige Staatsrecht, inhaltlich zwar von jenen internationalen

Grundsätzenbeeinflußt und beherrscht, seiner Entstehung und Wir-

kung nach aber Recht des einzelnenStaates ist. Somit gehörendie

Normen, nach welchender einzelneStaat seine Beziehungenzu an-

deren Staaten regelt, die Rechtsgrundsätze,nach welchener seine
Verträge schließtund seine auswärtigen Organe bestellt, in die Lehre
des Staatsrechts.

Obwohl eine auswärtige Verwaltung zu allen Zeiten bestanden,
haben sich doch feste Rechtssätzeerst seit etwa zwei Jahrhunderten
entwickelt. Im Mittelalter war die Idee der Universalmonarchie
herrschend:der Kaiser galt als Haupt der gesamten Christenheit,
neben ihm gab es keinen gleichberechtigtenSouverän im heutigen
Sinne. Etwa in den Anfang des 17. Jahrhunderts fällt sowohl
die Begründung einer Völkerrechtswissenschaft,als auchdie Schaffung
ständiger Organe für den internationalen Verkehr. Als man aber

begann, für den Verkehr der Staaten untereinander völkerrechtliche
Normen zu bilden, da konnten die veutschenTerritorien nicht unter

diese fallen, da sie der Oberhoheit des Kaisers unterworfen waren.

Dieser hatte de jure die völkerrechtlicheVertretung des Reichs, war

jedochauch in dieserHinsicht (ogl. S. 29) durch die Stände allseitig.
beschränkt. Ja, thatsächlichgestaltetensich bereits im 16. Jahrhun-
dert die Verhältnisse so, daß die Landesherren ohne und gegen den

Willen des Kaisers mit auswärtigen Mächten (Frankreich, England,
Polen, Schweden)Verträge schlossen:der Kurfürst von Brandenburg
unterhielt Gesandtschaftenim Haag, in Paris und Stockholm. Diese
Thatsachenerhielten eine rechtlicheAnerkennungerst im Westfälischen.
Frieden." Seitdem waren die Landesherrenberechtigt,mit anderen

1 J. P.O. VIII § 2 (ogl. oben S. 29 IV 2).
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deutschenund fremden Mächten Verträge zu schließen. Die grund-
legendeRechtsnorm für die auswärtige Verwaltung ruhte sonachin

dem zum Reichsgesetzerhobenenwestfälischen Frieden. Von einer

auswärtigen Reichspolitik konnte demnachnicht mehr die Rede sein.
Die Bearbeitung der auswärtigen Angelegenheitenerfolgtein

Brandenburgursprünglichim GeheimenRat, später dort wie in

den anderen Staaten im Kabinett des Monarchen. Dadurch war sie
der kollegialenBeratung entzogen und unter seine persönlicheLei-

tung gestellt. Bei der modernen Umformung der oberstenBehörden(vgl.
S. 230) wurden in allen größeren StaatenbesondereMinisterien
für diesenVerwaltungszweig errichtet.: Als Organe des internatio-

nalen Verkehrserscheinenseit dem 17. Jahrhundert überall die stän-
digen Gesandtschaftenund die diplomatischenVertreter in den ver-

schiedenenAbstufungen.
Als nach dem Sturze des alten Reiches die Neugestaltung

Deutschlands im staatenbundlichenSinne erfolgte, wurden zwar auch
dem Bunde als einer politischen Einheit völkerrechtlicheBefugnisse
(Kriegsführung, Bündnisabschluß) zugesprochen,und Art. 50 der
Wiener Schlußakte erteilte ihm auch das Recht, Gesandte zu em-

pfangen und abzusenden. Letzteresist niemals geschehen,und es

zeigte sichüberhaupt sehr bald, daß eine einheitlicheauswärtige Po-
litik nicht möglich war.

Im Gegensatzhierzuhat der NorddeutscheBund von vornherein die

auswärtigen Angelegenheitenseiner Zuständigkeit unterworfen, indem

er die Verwaltung derselbendurchdas preußischeMinisterium des Aus-

wärtigen führen ließ. Im DeutschenReicheist dann die Bestimmung
der Zuständigkeitund die Art der Verwaltung dieselbegeblieben. Von
der Ueberzeugungder Notwendigkeit einheitlicherLeitung ausgehend,
hat die Reichsverfassung(Art. 11) dem Kaiser die ansschließliche
völkerrechtlicheVertretung gesichert. Der Kaiser hat das Recht, im

1 Für die geschichtüicheEnt= H S.
wickelung vgl. bes. Bornhak, Ge- * e Kosten des diplomatischenschichtedes preuß.Shoruhat,#es Verkehrs mußte meist der Lan
(1884—86) I S. 320, II S. 62, 308, herr tragen, erst später werden —
III S. 102. Litteraturangabenbei bie Ständeherangezogen; vgl. Vorn-
G. Meyer, LehrbuchdesVerwalt.-N. hak a. a. O.
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Namen des ReichesKrieg zu erklären und Friedenzu schließen,Bünd-

nisseund andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen,Gesandte
zu beglaubigenund zu empfangen. Er ist hierin nur nachzwei Rich-
tungen beschränkt:in Bezug auf die Erklärung eines Angriffskrieges
(ogl. Nr. VI) und beim AbschlußbestimmterVerträge (vogl. Nr. IV).

Die Zentralbehördefür die auswärtigen Angelegenheitenist der

Reichskanzlerund unter ihm das auswärtige Amt des Reiches,das

mit dem preußischenMinisterium der auswärtigen Angelegenheiten
zusammenfällt.! Das auswärtige Amt besteht aus drei Abteilungen,
einer politischen, einer handelspolitischen,einer Rechtsabteilung. Un-

mittelbar unter ihm stehendie Gesandten rc., die Prüfungskommis-
sion für das diplomatischeExamenund das „Institut für archäologische
Korrespondenz“(Rom, Athen). Zu Mitteilungen an die Einzelstaaten
dient ein Bundesratsausschuß (R.V. 8, vgl. oben S. 308).

Auch die Einzelstaatenhaben noch ein Ressort der auswärtigen
Angelegenheiten,über dessenAbgrenzunggegen das Reichunter Nr. V

gehandelt wird. Für sie gehören formell zu den auswärtigen An-

gelegenheitenauch die Beziehungenzum Reiche. Als Organe haben
sie nur noch zum Teil ein besonderesMinisterium der auswärtigen
Angelegenheiten;die Erledigung derselbenist häufig dem Minister-
präsidenten übertragen.?

II. Das Gesandtschaftsrecht.

Zur Pflege der internationalen Beziehungen der Staaten be-

stehenOrgane, deren Gesamtheitman als Diplomatie bezeichnet.“
Im engeren Sinne gehören zur Diplomatie nur die Beamten des

zentralen auswärtigen Dienstes und das gesandtschaftlichePersonal.
Die Gesandten sind diejenigenOrgane, welche den Staat als solchen
gegenüber anderen Staaten vertreten. Das Recht der Entsendung

1 Preußen zahlt dafür, daß das
Neich zugleich auswärtige preußi-
sche Angelegenheiten besorgt, ein
Aversum von 90000 Mark.

*
G. Meyer S. 27—29.

! Agl. die böllerrachtlichen.Werke:
Margquardsen 12S.314; Holtzen=
dorff S. 1229; Rönne 1 S. 698;

LabandllI S.239; Zornll S.488;
Annalen 1882 S. 81. Zurz Ge:
schichte:Krauske, Entwickelung der

ständigen Diplomatie (1885).
Der Ausdruck „diplomatisches

Korps“ bezeichnetdie Gesamtheit der

diplomatischenVevollmächtigten bei
einem und demselben Staat.
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und des Empfangesvon Gesandten (aktives und passivesGesandt-
schaftsrecht)folgt aus der Souveränität und wird nach völkerrecht-
lichen Grundsätzenbeurteilt. Auch das deutscheGesandtschaftsrecht
beruht zunächstauf der völkerrechtlichenAnerkennung des Reiches.
Die Reichsverfassungbestimmt aber im Art. 11, durch welchesOrgan
das Reich seine völkerrechtlichanerkannten Befugnisseausübt. Dieses
Organ ist der Kaiser, der in dieser Hinsicht nur durch das Budget-
recht beschränktist. Er allein hat die Entscheidung, ob er Frauen,
Gelehrte oder Militärpersonen entsendenwill und er ist nur vom

Willen des empfangendenSouveräns abhängig. Ebenso wie die

Vorschriften über Ausbildung, Vorbereitung, Befähigung und Er-

nennung des gesandtschaftlichenPersonals allein vom Kaiser zu er-

lassen sind, so beruht auch die Organisation der Gesandtschaften
lediglich auf seinenAnordnungen. Er hat wie den militärischen, so
auch „den diplomatischen Oberfehl“.

Die Gesandtschaftenbestehen aus dem Gesandten und dem

Hilfspersonal. Nach den völkerrechtlichenNangklassenunterscheiden
wir Botschafter, Gesandte, Ministerresidenten,Geschäftsträger. Ihre
Rechtsverhältnisseregeln sichnach dem Reichsbeamtengesetz,welches
durch & 353 a des R. Str. G.B.(Arnimparagraph): seineErgänzung
findet, ihre Dienstgeschäftenach der preußischenVerordnung vom

27. Oktober 1810 und nach den (meist geheim gehaltenen) In-
struktionen.

Der Geschäftskreisder Reichsgesandtenerstrecktsich auf die An-

gelegenheitendes Reiches,der Einzelstaatenund der Reichsangehörigen.
Nur wo am selbenHofe eine Reichs= und eine Landesgesandtschaft
besteht, tritt eine Teilung der Geschäfteein, und letzterehat die be-

sonderen Angelegenheitendes Einzelstaateszu besorgen; zu diesen
gehören z. B. die Beziehungendes Landesherrn zu dem auswärtigen
Souverän, möglicherweisedie die Förderung von Kunst und Wissen-
schaft betreffenden Angelegenheiten, die Privatangelegenheiten der

Angehörigen des Einzelstaates(Beglaubigung von Urkunden), die

Auslieferungssachen.Wo eine Landesgesandtschaftnicht bestehtoder

behindert ist, tritt auchhierfür die Reichsgesandtschaftein.: Ueberall

itteratur über den Fall Arnim S. 571.
#

in Liszt, Lehrbuch des Straf-. 1 Ueber die Vertretung des
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aber gehören zum ausschließlichenGeschäftskreiseder letzteren alle

Angelegenheiten, die durch Verfassung oder Gesetzzu gemeinschaft-
lichen erklärt sind, also alle oben S. 322 aufgeführten Angelegen-
heiten, insbesonderediejenigen, welche sichbeziehenauf auswärtige
Politik, Handel und Schiffahrt, Post und Telegraphen,Maß, Münze,
Gewicht, Muster= und Patentschutz,Wechselrecht,Niederlassung,Aus-

wanderung, Medizinal= und Veterinärpolizei, Auslieferung, Be-

glaubigung von Urkunden 2c.

Die Amtsgeschäfteder Gesandtensind darnach formell im wesent-
lichen dreifacher Art. Sie haben 1. die Führung der Verhandlungen
mit der fremden Regierung; 2. die Abstattung von Berichten jeg-
licher Art, keineswegsbloß über Ereignissevon politischerBedeutung,
sondern z. B. über allgemein interessierendeFragen, Unglücksfälle,
wissenschaftlicheZusammenkünfte 2c. Bei diesen beiden Funktionen
tritt ganz besondersdie Abhängigkeit von der vorgesetztenBehörde
hervor; es besteht die größte Zentralisation des Dienstes und vie

strengsteUnterordnung, eine Unterordnung, welche an die Verfassung
des Jesuitenstaateserinnern könnte; 3. haben die Gesandten den im

Auslande weilenden Staatsangehörigen Rat und Auskunft zu er-

teilen, eintretendenfalls für deren Schutzzu sorgen. Obrigkeitliche
Befugnisse stehen ihnen im allgemeinennicht zu.: Sie habenjedoch
zufolge besonderer Gesetzedas Recht, Urkunden zu legalisieren,Zu-
stellungen vorzunehmen,Pässe zu erteilen; die standesamtlichenBe-

fugnissehaben nur solcheGesandten, welchensie ausdrücklich bei-
gelegt ist (s. darüber Nr. III).

Schon aus dem Gesagtenergibtsich, daß das Gesandtschafts-
recht der Einzelstaatennicht aufgehoben ist. Es ist aber insofern
beschränkt,als dadurch der auswärtigen Politik des Reiches nicht
entgegengehandeltwerden darf: in dieser Richtung muß der Reichs-
gewalt sogar ein Aufsichtsrechtzugesprochenwerden. Ein Gesandt-

Neichsdurch die boherischenWGesand-ten vgl. oben § 6
1 Daß die nnt ei"

liche" Befugnisse gegenüber dem
Auslande ausüben, wird ausschließ
lich von Zorn II S. 440 behauptet,
eine Behauptung, die auf der Ver-

wechslung von „obrigkeitlich“ und

„amtlich“ beruht; dagegen insbes.
Laband, G. Meyer, H. Schulze,
Lehrbuch.I S—336.

Z3.P.O.S. 182, 403; N.G. v.

18. Hkt.186786,v. 1. Mai 187892.* H. Schulze II S. 833.
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schaftsrechtzwischenReich und Einzelstaat kann nicht bestehen,da es

sich hier nicht um völkerrechtlicheVerhältnisse handelt; wohl aber
können die Einzelstaatenunter sichdurch Gesandte verkehren.

Die an das DeutscheReich abgesandtenVertreter der aus-

wärtigen Staaten genießen im ganzen ReicheExterritorialität und

erhöhten Rechtsschutz(N.Str. G.B.104); ihre Vorrechte beginnen
mit Eintritt in das Reichsgebiet,ihre amtlicheWirksamkeitmit Ueber-

reichung des Beglaubigungsschreibens(Akkreditive), welche seitens
der den drei ersten NangklassenAngehörigen in feierlicherAudienz
beim Kaiser selber erfolgt.

III. Das Nonsularrecht. 1
Die Konsuln sind, wenn auch nicht ausschließlich,sovochhaupt-

sächlich handelspolitischeMagistraturen und haben zwar auch die
Interessen des Staates in ihrem Amtsbezirke, im wesentlichen
aber die Rechteder einzelnenStaatsangehörigen zu vertreten. Die

Einrichtungdes Konsulatwesenshat sich aus den vor Anbruch der

Neuzeit besonders in den Mittelmeergebieten ins Leben gerufenen
Handelsfaktoreien entwickelt, deren Vorstehern amtlicheFunktionen,
vor allem die Schlichtung von Streitigkeiten übertragen wurden.

Mit der fortschreitendenEntwickelung erfolgte die Ernennung dieser
gubernatores mercatorum durch die Staatsgewalt, doch wurden

lediglichKaufleute ernannt und erst in unseremJahrhundert beginnt
man nach dem Beispiele Frankreichs Berufskonsuln anzustellen:aus

einer Anstalt der Selbsthilfe ist eine Staatsanstalt geworden. Das
Streben der Gegenwart ist auf die Verschmelzungdes Gesandtschafts-
und Konsulatswesenszu einem einheitlichendiplomatischenOrganis-
mus gerichtet.

Nach unserem Konsulatsgesetzsind die Konsuln berufen:
das Interesse des Bundes, namentlich in Bezug auf Handel,
Verkehr und Schiffahrt thunlichst zu schützenund zu fördern,
die Beobachtungder Staatsverträge zu überwachenund den An-

1 König, Handbuch des deutsch. : Zur Geschichte vgl. Mar-

Konsularwesens 3. Aufl. (1885); tens, Völkerrecht, übers. v Berg
Annalen1882S.408;N.L.ll bohm(1883, 86) II S.
S. 529—538.
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gehörigender Bundesstaatensowieanderer befreundetenStaaten
in deren AngelegenheitenRat und Beistand zu gewähren.

Das Konsularwesen ist nach Art. 56 der Reichsverfassungaus-

schließlichReichssacheund durch eine Reihe besondererGesetzeund
Verordnungen, außerdem durch Konsularverträge geregelt.! Die

Konsuln stehenunter dem Reichskanzlersowie unter den im. Lande

ihrer Residenz befindlichenReichsgesandtschaften,in besonderenAn-

gelegenheitenkönnen sie auch Aufträge von den Regierungen der

Einzelstaaten erhalten (Kons.-Ges. & 3). Innerhalb des fremden
Staates kann der Konsul eine amtlicheThätigkeit erstnachErteilung
des „Exequatur“ (in der Türkei „Berat“") beginnen.:

Dem Range nach unterscheidet man Generalkonsuln, Konfuln,
Vizekonsuln,Konsularagenten. Letzteresind nicht Beamte, sondern
Privatbevollmächtigtedes Konsuls für einzelne Amtsbezirke. Die

übrigen Genannten sind vom Kaiser angestellteReichsbeamte,gleich-
viel, ob sie Wahlkonsuln (im Ehrenamte, Handelskonsuln, consules

electi) oder Berufskonsuln (c. missi) sind. Für letztere ist ein

besonderer Bildungsgang vorgeschrieben.s Die Amtsgeschäftedes

Konsuls sind teils ebenso bestimmt, wie die der Gesandten, wenn

auch der Umfang der Thätigkeit thatsächlichein anderer ist. Sie

haben darnach (ogl. oben S. 423) auch Verhandlungen zu führen,
Berichte zu erstatten und den ReichsangehörigenSchutz und Hilfe
zu leisten: in letzterer Hinsicht haben sie besondersUnterstützungs-
bedürftigen Mittel zur Milderung ihrer Not oder zur Rückkehrzu

gewähren (Dienstinstruktion zu § 26 des Konsulargesetzes)und vor

allem die Interessen von Schiffahrt und Verkehr zu fördern. Ander-

seits tritt bei den Konsuln die obrigkeitliche Seite mehr in den

Vordergrund, und es lassensichihre weiteren Funktionen auf folgende

Kategorienzurückführen:
1 Eine Sammlung dieser Rechts-

quellen gibt: Zorn, Konsulargesetz-
gebung (1883); Hänel u. Lesse,
Die Gesetzgebung über Konsular=
wesen (1875).

2: Das Exequatur ist der Akt,
durch welchen die Ausliüung der
Funktionen gestattet und der Konsul
als solcheranerkannt wird. Fremden

Konsuln in Deutschland grtzittes
die Neichsregierung;N. L. 1 756.* Prüfungsreglement v. D28.
bruar 1873 (König, Hanbtuch)

Die Gruppierung ist in etwas
anderer Weise vorgenommen, als in
den meisten Werken. Sie erscheint
übersichtlicher als z. V. bei Mar-

quardsen III S. 123.
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1. Die Konsuln führen über die in ihremAmtsbezirkewohnenden
und zu diesem Behufe bei ihnen angemelvetenDeutscheneine Ma-

trikel. Die Aufnahme in dieselbe ist darum von besondererBe-

deutung, weil die reichsgesetzlichfür den Verlust der Staatsan-

gehörigkeit bestimmteFrist dadurch unterbrochenwird. Somit kann

jeder Deutsche im Auslande sichseine Staatsangehörigkeit über zehn
Jahre hinaus erhalten. .

2. Die Konsulate sind Polizei-, insbesondereSchiffahrtspolizei-
behörden. Die Konsuln haben u. a. Pässeauszustellen,die Meldungen
der Schiffsführer entgegenzunehmen,die Polizeigewalt über die

Handelsschiffe, das Recht der Festnahme von Verbrechernauf den-

selben (soweit dies von der fremden Staatsgewalt bei der Nicht-
exterritorialität der Handelsschiffezugestandenist), die Ueberwachung
der Beobachtung der hinsichtlich Führung der Reichsflaggebe-

stehendenVorschriften das Recht, bestimmteBeurkundungen(z. B.
über die Notwendigkeit einer Bodmerei) anzustellen,desertierteSchiffs-
mannschaften zwangsweisezurückzuführen. Ueberhaupt haben sie
gegenüber den letzterenalle Funktionen der Seeämter und erscheinen
so vor allem als Musterungsbehörden(Seemannsordnung vom
27. Dezember1874 8 4). Bei Schiffsunfällen habensiedie Rettungs-
maßregeln zu überwachenund den Thatbestandfestzustellen.

3. Die Konsulate sind Standesämter. Sie haben nicht nur

das Recht, die Abschriften der Urkunden der Geburts= und Sterbe-

fälle auf See entgegenzunehmen,sondern haben überhaupt kraft be-

sondererErmächtigungdas Recht der Vornahme von Eheschließungen
und Beurkundungen des Personenstandes Reichsangehöriger im
Auslande. s

4. Die Konsuln sind Organe der freiwilligen Gerichts-
barkeit und Notariatsbeamte. Sie können Zeugnissemit derBe-
weiskraft öffentlicher Urkunden ausstellen, Urkunden beglaubigenund
Notariatsurkunden über RechtsgeschäfteReichsangehörigeraufnehmen.
Sie haben die Ordnung des Nachlassesder in ihrem Bezirke ver-

storbenenDeutschen, ebenso die Einsetzung eines Schiffsführers an

Stelle eines verstorbenen oder untauglich gewordenen Schiffers,

1 R.G. v. 1. Juni 1870 § 21; Konsulargeset8 12; R.L. II S. 534.
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Thätigkeiten, die wohl unter dem juristischenBegriff der eura ab-

sentis zusammengefaßtwerden.

5. Die Konsuln sind Hilfsorgane der inländischen Behörden
für einige Akte der Justiz, so haben sie Zustellungen zu bewirken,
Zeugen zu verhören und zu vereidigen, und — mit Genehmigung
des Aufenthaltsstaates — Zwangsvollstreckungenvorzunehmen.:

6. Abgesehenhiervon steht den Konsuln die volle Gerichts-
barkeit über Deutscheund Schutzgenossenin denjenigenLändern zu,
in welchen die Ausübung durch Herkommen oder Staatsverträge ge-
stattet ist. Es bedarf aber stets einer besonderenErmächtigungdes

Reichskanzlers. Der Gegenstandist durch Reichsgesetzvom 10. Juli
1879 einheitlich und endgültig geregelt.

Die Konsulargerichtebilden der Konsul entweder als Einzelrichter
oder mit zwei bis vier Beisitzern, in Fällen des Hochverrats gegen
Kaiser und Reich das Reichsgericht,welchesim übrigen, soweitRechts-
mittel zulässig,die obere Instanz bildet. Für das Verfahren kommen
die Vorschriften der Zivil= und Strafprozeßordnung analog in An-

wendung, und zwar bestimmt sichdasselbe nach den für das Ver-

fahren vor den Amtsgerichtenund Strafkammern geltenden Grund-

sätzen. In Bezug auf das materielle Recht sollen im bürgerlichen
RechtezunächstReichsgesetze,sodann das preußischeAllgemeine
Landrecht, im Handelsrechte,zunächstdas Handelsgewohnheitsrecht,
sodann das Hanbelsgesetzbuch,im Strafrecht, zunächstdie Polizei-
verordnungen, welche der Konsul mit Strafgrenze von 150 Mark

erlassenkann, sodanndas ReichsstrafgesetzbuchinAnwendung kommt.

Die Mitwirkung einer Staatsanwaltschaft findet im allgemeinen
nicht statt; wo eine solchenötig ist, werden die Funktionen einem

achtbarenGerichtsgesessenen,womöglich einem Rechtsanwalte über-

tragen. Zulassung zur Rechtsanwaltschafthängt nicht vom Nachweis

1

Konsulargesel§ 19 ff. Z. P. O. lationen hießen. Agl, über diesen
5 182, 328,700. (eugniszwangBegriff Marquardsen I2 S. 300,
kann der rt nichtüben?) #323; Calvo, dictionnaire de droit

2 Die Gerichtsbarkeitwie mannig= intern. I S. 123. Ueber Geschichte
facheandere Rechtewurden den Kon= und Systeme der Konsulargerichts-
suln christlicher Staaten, vorzüglich barkeit vol. Martens a. a.

in der Türkei, durch besondereVer- S. 93. Begriffder Schutzgenosseen:

träge zugestanden, welche Kapitu= H. Schulze, Lehrbuch II S. 350.
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füeisise-Ausbildung, sondern lediglich vom Ermessendes Kon-

suls ab.

In Aegyptenist die deutscheKonsulargerichtsbarkeitinfolgeder
neueren Organisation der „tribungaux mixtes“ eingeschränkt,in Tunis

durch Verordnung vom 21. Januar 1884 außer Uebunggesetzt.“

IV. Die Vertrageschließung des neiches.
In der Lehre von den auswärtigen Angelegenheitenpflegtdie

Lehre von den Staatsverträgen erörtert zu werden. Diese Lehre
gehört jedoch nur zum Teil dem Staatsrechte an. Es wird im

Völkerrecht dargelegt, welcher Art Entstehung und Aufhebung der

Verträge sei, und ebensowelche rechtlicheNatur sie tragen.? Auch
wird dort auseinandergesetzt,welche Staaten nach internationaler

Auffassungberechtigtseien, Verträge zu schließen. Die Frage jedoch,
welcheOrgane befugt seien, den einzelnenStaat zu verpflichten, ist
eine rein staatsrechtliche,die insofern von besondererpraktischerWich-
tigkeit ist, als jede Regierung genau das Verfassungsrechtdes

Staates, mit dem sie kontrahieren will, kennen muß.
Nach Art. 11 der Reichsverfassung ist der Kaiser das zur

Vertragschließung berufene Organ für das DeutscheReich. Damit

ist unzweifelhaft ausgesprochen,daß er völkerrechtlichund formell
legitimiert zur Vertragschließung ist. Durch den Absatz 3 des-

selbenVerfassungsartikels ist jedoch eine Einschränkungder kaiser-
lichen Rechte dahin erfolgt, daß Verträge über solcheGegenstände,

1 Doch ist gegen eine Zurück-
weisung Beschwerde an den Reichs-
kanzlerräugelassen.: Für Aegypten vgl. die Zitate
bei G. Nee Verwalt.-N. II S. 26
N. 18 und Zorn, Konsulargesetz-
gebung S. 279 ff.; Martens a. a.

O. S. 99.
ge über die rechtlicheNaturder t#- ist neuerdings

sehr eingehend erörtert und beson-
ders die Scheidung der sog. völker-

rechtlichen und der staatörechtlichen
Seite, des zwischen den Staaten ab-

geschlossenenRechtsgeschäftesund des

von dem einzelnenStaate auf Grund
jenes erlassenen Gesetzesbefehles—

zuweilen nicht ohne Haarspalterei —

durchgeführt worden. Am weitesten
geht Zorn, welcher den Staats-

verträgen jeden Nchtscharakterab-

spricht, dagegen vgl. oben S. 101
R. 1, woselbst Litteratur über diese
Streitfrage angegeben. Für die
Staatsverträge im allgemeinen vgl.
Laband II S. 152; Grünhut VI
S. 349 Tübinger Zeitschr.XXXVII1:;
Marquardsen II# S. 104 und das
Hauptwerk von E. Meier, Abschluß
von Staatsverträgen (1874).
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welchenachArt. 4 „in den Bereich der Reichsgesetzgebunggehören",
zu ihrem Abschluß der Zustimmung des Bundesrates und zu ihrer
Gültigkeit der Genehmigung des Reichstages bedürfen. Die Aus-

legung dieses Absatzeshat in mehr als einer Richtung zu Bedenken

Anlaß gegeben. Voraus ist jedenfalls zu bemerken — dies ist un-

bestritten — daß in der Bezugnahme auf Art. 4 ein Redaktions-=

versehen ernstesterArt liegt. Art. 4 zieht die Grenze zwischender

Zuständigkeitdes Reiches und der Einzelstaaten. Legten wir also
diesen Gedanken zu Grunde, so hieße Absatz 3 des Art. 11, daß
der ReichsorganeZustimmung nicht nötig ist, sofern Verträge vor-

liegen, deren Abschluß — den Einzelstaaten überlassen ist! Trotz
solchenWortlauts ist in diesemAbsatzoffenbar an den Unterschiedvon

Gesetzund Verordnung gedacht. Die Worte „nach Art. 4“ sind
daher als widersinnig und bedeutungslosallgemein anerkannt. Eine

Entscheidung läßt sich also hier nicht aus dem Wortlaut, sondern
lediglich aus dem Sinne der Verfassungsurkundegewinnen. Einen

gewissen Anhalt geben uns die Materialien der Reichsverfassung,
insofern im verfassungsberatendenReichstage angenommen wurde,
daß mit Absatz 3 „im wesentlichennichts anderes gemeint ist, als

was auch die preußischeVerfassung bestimmt“. Die preuß. Ver-

fassung(Art. 18) aber hatte ihr Vorbild im Art. 68 der belgischen
Verfassung. Mit anderen Worten bestimmt daher die Reichsver-
fassung, daß der formelle Weg der Gesetzgebungimmer eingeschlagen
werden soll, wo derselbe für einen Rechtssatzinhaltlich vorgeschrieben
ist. Es ist gleichgültig, ob das Reich einen solchenWillensakt vor-

nehmen will, um einem internationalen Vertrage zu genügen, oder

aus eigenemAntriebe. Willensakte, die nur in Gesetzesformvor-

genommen werden können, unterliegen denselbenNormen, gleichviel
ob der Inhalt vertragsmäßig festgestelltist. Es gelten somit für
den Inhalt völkerrechtlicherVerträge genau dieselbenGrundsätze,wie

sie oben für die Gesetzgebungdargelegt werden. Je nach dem In-
halt des betr. Vertrages kann die Form der Reichsgesetzgebung,
welcheArt. 78 Absatz1 oder Art. 78 Absatz2 vorschreibt,oder die

einfacheForm oder die Form bloßer Verordnung in Anwendung
kommen. Irn letztererHinsicht ist zu bemerken,daß das dem Bundes-
rate zustehendeVerordnungsrechthier fortfällt, da der Kaiser nach
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Art. 11 die ausschließlicheVertretung hat. Sodann ist auchnach
Art. 46 Absatz 2 die Mitwirkung der Volksvertretung — insbe-

sonderez. B. bei Regelungdes internationalenTelegraphenwesens—

ausgeschlossen.
Die Fassung des Art. 11 kennt drei verschiedeneBegriffe: „Ein-

gehen“, „Abschluß“, „Gültigkeit“ von Verträgen. Mit diesen drei
Ausdrücken ist aber die Auffassung des Reichsrechtesim wesentlichen
klar bezeichnet,und sind die vielen Schwierigkeiten erst durch die

Theorie hineingetragen.
Es sind zwei Gruppen von Verträgen, die geschlossenwerden:

bei den einen ist der Kaiser vollkommen unbeschränkt. Hier liegt
die Sache einfach. Bei den anderen ergreift der Kaiser die Initia-
tive und führt die Verhandlungen durch die Gesandten oder besondere
Bevollmächtigte, welche den Vertragsentwurf unterzeichnen. Dieser
geht an den Bundesrat zur Zustimmung und an den Reichstagzur
Genehmigung. Hier schiebensichalso diese zwei Zustimmungenein.
Sodann erst kann der Vertrag perfekt werden. Diese Perfektion
tritt ein durch die sog. Ratifikation. Die Notwendigkeit einer

solchenist von Theorie wie Praxis durchweganerkannt. Die Rati-

fikation ist die formelle Anerkennung des von den Bevollmächtigten
vereinbarten Vertragsentwurfs durch die souveräne Staatsgewalt.
De iure gibt es bis zur Ratifizierung nur einen Vertragsentwurf; ein

Vertrag liegt erst vor, wenn die vom Kaiser (oder seinen Bevoll-

mächtigten)unterzeichneteUrkunde mit der entsprechendendes an-

deren Staates ausgewechseltist.)
Eine Publikation von Staatsverträgen ist nur nötig, wenn da-

durch die Unterthanen unmittelbar verpflichtet werden. Die Nicht-
veröffentlichung von zahlreichen diplomatischenAbkommen, Schutz-
und Trutzbündnissenist zugleich ein schlagenderBeweis gegen die.

Theorien derjenigen, welche die völkerrechtlicheVerbindlichkeit der

Verträge in das Reich der Phantasie verweisen. Im übrigen er-

folgt einfacheBekanntmachung der Verträge im Reichsgesetzblattund

erhalten sie dadurch Gesetzeskraft,gleichwieGesetze. Dies Verfahren
ist zwar von den Theoretikern angefochten, indem man hervorhebt,

Bal. N.L. III S. 255.
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daß der staatsrechtlichbedeutsameAkt, der Befehl, den Vertrag wie
ein Gesetzzu befolgen, gleichsamverschlucktwerde: es kann jedoch
dieses Verfahren als ganz korrekt betrachtetwerden, da die Veröf-
fentlichung im Gesetzblatte stillschweigendund selbstverständlichden

Vertragsinhalt als gesetzlichcharakterisiertund das Gesetzblatt, für
dessenInhalt der Reichskanzlerverantwortlich ist, einen solchenVer-

nag nicht bloß als Thatsacheoder zur interessantenLektüre mit-
teilen kann.

V. Die Staatsverträge der Gundesglieder.

Während in den Verfassungender übrigen Staatenstaaten die

Vertragsfreiheit der Bundesglieder im wesentlichen aufgehobenist,
enthält unsere Reichsverfassunghierüber keine Bestimmung. Daraus

ist nicht in Verbindung mit Art. 11 der Reichsverfassungzu folgern,
daß den Einzelstaaten jede Vertragsbefugnis entzogen sei. Ausge-
schlossensind der Natur unseres Reichesgemäß nur Verträge, die
wie z. B. Friedensverträge mit der hohen Politik im Zusammen-
hang stehen. Im übrigen können sich ja, wie gezeigt, inhaltlich
Verträge auf alle möglichenGegenständebeziehen,welcheGegenstand
der Gesetzgebungsind: und soweit das Gesetzgebungsrechtder Einzel-
staaten reicht, soweit reicht das Vertragsrecht. Die Grenze der Zu-
ständigkeit bestimmt sich daher einfach nach den oben aufgestellten
Normen (S. 321).

Daraus ergibt sich, daß eine Reihe von Gegenständender Ver-

tragschließungder Einzelstaatenohne weiteres entzogen sind, so
die gesamte auswärtige Politik, Zoll= und Seeschiffahrtswesen,
Handels= und Schiffahrtsverträge 2c.

Auf anderen Gebieten konkurriert die Befugnisdes Reichesmit

der der Einzelstaaten. Wo aber das Reich eine solchekonkurrierende

Befugnis hat, kann der Vertrag eines Einzelstaatesnicht etwa dem

Rechtedes Reiches, sofern auch nochnicht davon Gebrauchgemacht,
1 Diese Art der Veröffentlichung S. 157

wird in sämtlichen theoretischen 2 Proebstin Mualen1882
Werken als höchst inkorrekt ange-- S. 421 ff.; Rönne 1 S. 696
griffen. Vgl. E. Meier, Staats- r-MarquardsenIV 13 2.83,
verträge S. 327 ff.; Laband II I 13 S. 89.
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präjudizieren; vielmehr verlieren derartigeVerträge ipso jure ihreKraft,
sobalddas Reich die betreffendeAngelegenheitzu regeln unternimmt.

Eine dritte Gruppe von Gegenständen ist auch hier diejenige,
wonach die Einzelstaaten,in einem relativen Sinne, frei sind. Hier
gilt ebenfalls das oben S. 321 Gesagte.

Hinsichtlich der Bestimmung der Legitimation der Vertrags-
schließungsind die einzelstaatlichenVerfassungen in Kraft geblieben.
Danach ist in den monaxchischenStaaten überall der Monarch das

befugte Organ, während die Zustimmung der Volksvertretung nur

zu einem Teile von Verträgen gefordert wird. Sobald es sich um

einen Gegenstandhandelt, der nur durch Gesetz,d. h. durch Ueber-

einstimmung von Krone und Volksvertretung geregelt werden kann,
muß man die Zustimmungder letzterenauch für erforderlich erachten,
wenn über solcheAngelegenheitein Vertrag abgeschlossenwird.

Die Einzelstaatenkönnen unter diesenVoraussetzungenunter ein-

ander und mit auswärtigen Staaten und auch mit dem Reiche?
Verträge schließen. Wenn nun auch die Befugnis der Einzelstaaten
zum Vertragsschlußdurch die Reichsverfassungnicht beseitigt ist, so
ist doch den Einzelstaaten dasjenige genommen, was völkerrechtlich
als wesentlichstesMoment für vertragschließendeStaaten betrachtet
wird: die Möglichkeit, die Verträge durch Zwang selbstdurchzusetzen;
gegenüber den anderen Gliedstaaten ist Selbsthilfe ausgeschlossen,
gegenüberfremden Staaten ist ein Krieg unmöglich,ebenso wie kein

auswärtiger Staat einem deutschenEinzelstaat den Krieg erklären

könnte. Völkerrechtlichgeltend machenkann allein das Reich die aus

den Staatsverträgen seiner Glieder hervorgehendenAnsprüche und

so zeigt sich auch auf diesem Gebiete, wie das Reichallein Schutz
und Hort aller Einzelstaaten„ in seiner Verfassung die Perfektion
auch dieses Rechtesder Bundesglieder enthalten ist.

VI. Das BRechtdes Krieges und Friedens.

Die Reichsverfassungerklärt in ihrem Eingange „den Schutz
des Bundesgebietes“ für einen der vornehmstenZwecke des Reiches.

1 Letzteretragen einen besonderen25. Mai 1881 (s.ob. S.283). DieMili-
Charakter und bedürfen event. der tärkonventionen sind nicht mit dem

* der Reichsorgane.Vgl.] ReicheHeschlossen;vgl. oben S. 345.

Vertrag mit Hamburg vom
* In den gebräuchlichen Lehr-
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Diesen Schutz zu gewähren,ist der Beruf des Kaisers, welcherdas

Reich völkerrechtlichzu vertreten hat. In der Befugnis „völker-
rechtlicherVertretung“, welche Art. 11 aufstellt, liegt die Ermäch=
tigung beschlossen,alle Mittel anzuwenden, um die Rechte des

DeutschenReiches gegenüber dem Auslande zur Anerkennungund

Geltung zu bringen. Ausdrücklich hervorgehobenist in dieserHinsicht
dreierlei: das Erklären von Krieg, das Schließen von Frieden und

das Eingehen von Bündnissen. Mit dieser Hervorhebung ist der

allgemeine Ausdruck „völkerrechtlich vertreten“ spezialisiert, es sind
di: bedeutendstenRechte (das ius belli ac pacis) besonders er-

wähnt. Aus dem allgemeinenAusdruck wie a potiori folgt aber,
daß der Kaiser, und zwar ohne jedwedeZustimmung,das Recht der

Retorsion, der Repressalien, des AbbruchesdiplomatischenVerkehrs
hat. Diese völkerrechtlichanerkannten Befugnisseergeben sich ipso
iure aus dem RechtevölkerrechtlicherVertretung: sie stehennatur-

gemäß demjenigenzu, welcherdenmilitärischen wie diplomatischen
Oberbefehl hat.“

Als äußerstes Mittel der Selbsthilfe — ultima ratio — be-

steht das Recht des Krieges. Nach Art. 48 der preußischen, und
Art. 11 der norddeutschenVerfassung stand diese potestas bellica

dem König von Preußen unbedingt zu. Nach der Reichsverfassung.
bedarf der Kaiser, außer wenn ein Angriff auf das Reichsgebiet
oder dessenKüsten erfolgt, zur Kriegserklärung der Zustimmung des

Bundesrates. Diese politisch nicht unbedenklicheKlausel bringt staats-
rechtlichsowohl das. föderative Element zum Ausdruck, wie den Ge-

danken, daß das Reich ein wesentlich defensives Staatswesen sei.
Das Recht des Kaisers zur Anordnung der Kriegsbereitschaft(siehe

S. 346) wird durch diesen Zusatznicht berührt. Den Einzelstaaten
ist selbstverständlichdas Recht des Krieges völlig entzogen,jeder
Krieg kann nur ein Reichskriegsein. Im Zusammenhangmit dem
eben gekennzeichnetenRechte des Kaisers steht das Recht zu ent-

büchern ist die Erörterung unter Kommentar ###.S. 119bestiten.Nr. VI mit der unter Nr. IV ver- 2 Vgl. Delbrück i v.

bunden. Eine besonders eingehende 5. Dezember "7*upin rr-Be-
Behandlung bietet Rönnel!S. 702ff. deutungdieses Zusatzes Mohl,

1 Mit Unrecht von Seydel, ] ReichsstaatsrechtS. 268.
v. Kirchenheim, Lehrbuch des Staalsrechts. 28
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scheiden,ob das DeutscheReich in einem zwischenanderen Staaten

ausgebrochenenKriege neutral bleiben soll. Die Nichtwahrung der

Neutralität bedarf nach Art. 11 Abs. 2 der Zustimmung des Bun-
desrates. Aus dem Rechte des Krieges folgt ipso iure, daß der

Kaiser alle üblichenMaßregeln (Blockaden, Ausweisungen2c.) treffen
kann. Die Bewilligung der Mittel für den Krieg steht dem Reichs-
tage zu." Eine rechtlicheVerpflichtung zum Ersatze von Kriegs-
schädenbestehtnicht.?

In Bezug auf Friedensschlüsse ist die Zuständigkeit des

Kaisers eine weitere. Aus Entstehungsgeschichteund Wortfassung
des Art. 11 ergibt sichauf das Klarste, daß ausschließlichder Kaiser
das Recht hat, den Krieg zu beendigen. Absatz1 stellt gleich der

preußischenVerfassungdas Recht zur Eingehung von Verträgen und

zum Abschlußdes Friedens als zwei ganz verschiedenartigeRechte
hin, und Abs. 3 verlangt ausdrücklichnur für ersteres, für die Ein-

gehung „anderer"“ Verträge, die Zustimmung der bezeichnetenFak-
toren. Der Friedensschlußan sich ist in jeder Hinsicht gültig ohne
irgend eine weitere Zustimmung:ob die infolge des Friedensschlusses
nötigen Maßregeln durchVerordnung oder Gesetz,oder Verfassungs-
änderung zu treffen sind, hängt von der rechtlichenNatur der be-

treffenden Bestimmungenab.“

1 Es fehlt in der R.V. bedenk-

licherweise eine etwa dem § 63 der

bad.Vrrfassunganaloge Bestimmung
. 2)wetchedemKatsekm

· außerordentlichen Fällen die schleu-

rechtnicht als muneinlocches,47=
nehmen, so könnte eintretendenfalls
nur auf Umwegen (durch Notgesetze
der einzelnen Bundesstaaten)gesafen
werden.

: Kriegsschäden (im Unterschied

von Kriegslasten,s. oben S. 378)
sind Nachteile, die der Einzelne er-

leidet, ohne dadurch zum notwendi-

gen Kriegsaufwandedes Staates!bei-

Ftragen.gltzeratur: Rönn
S. 706. ## v. 14. Juni —*
(N.G. 6.

7 Ueber0 Praxis1871 pvgl.
E.„Meier, StaatsverträgeS.307.
"uaschlüssen unterschieden.Siegehören
zu den Bündnisverträgen, ihr

schluß ist ebenfalls kaiserlichesVor-itecht(ogl. oben S. 428).
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Fünftes Kapitel.

Die innere Perwaltung. 1#
g 865.

1. Begriff und Entwickelung der innerenVerwaltung und Polizei.

Die Verwaltung erschienuns (formell) als die gesamteThätig-
keit der staatlichenOrgane, abgesehenvon der Gesetzgebung,und

ihre Einteilung ergab sichaus den verschiedenenstaatlichenAufgaben.
Zu den vier (Kap..I—IV) behandelten Gebietentritt die innere

Verwaltung hinzu, wenn wir an dieserStelle von der sogen.allge-
meinen Landesverwaltungabsehen. Hier handelt es sichnicht mehr
um das Verhalten des Staates zur Unverletzlichkeitder Person
(Kap. 1I), oder zu seiner eigenenKraft (Kap. II), oder zu seinen
wirtschaftlichenLebensbedingungen(Kap. III), oder um das Ver-

hältnis zu anderen Staaten (Kap. IV), sondern hier kommen die

großen Faktoren in Betracht, welcheden Inhalt der Entwickelungder

Einzelpersönlichkeitenund damit auchdes Staates bilden. Der Staat
hat höhereAufgaben, als die Selbsterhaltung des Ganzen und als
den Rechtsschutzdes Einzelnen, welchem er durch Justiz-, Kriegs-,
Finanz= und auswärtige Verwaltung genügt; er hat für die ge-
samte materielle und geistigeWohlfahrt seiner Angehörigen, wenn

auch nicht unmittelbar, so doch mittelbar zu sorgen,und zwar, sei
es abwehrend, durch Beseitigung von Gefährdungen und Hinder-
nissen,welchesichder Entwickelung entgegenstellen,sei es fördernd
durch positive Schaffung von Einrichtungen, welche über die Kraft
des Einzelnen hinausgehen. Die Gesamtheit dieser auf die Kultur
des Volkes gerichtetenThätigkeiten bildet den Umfang der inneren

Verwaltung.
Der Begriff der „inneren Verwaltung“ hat sicherst im letzten

Jahrhundert herausgebildet. Früher nannte man die gesamte
Thätigkeit, welche man heute als „innere Verwaltung“ bezeichnet,
Polizei und stellte sie den mehrfacherwähnten vier Gebieten gegen-

1 Eine (zugleich kritische) Zu= bücher des Verwaltungseechts,siwbetsammenstellung der neuesten Lehr= sich bei Grünhut XIV
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über. Der Ausdruck war in jener Zeit der Renaissanceentstanden,
wo man Begriffe und Worte aus den alten Klassikern entlehnte,
und er erklärtsichim Hinblick auf die Wandlung, welcher die Auf-
fassung vom Staate in dieserEpocheunterlag: der Staat wird nicht
mehr als bloßeFriedensgenossenschaft,oder gar als eivitas diaboli

im Gegensatzzur civitas Dei (ogl. Hdbbl. III, S. 48, 132) ange-

sehen,sondernsehr bald betrachtetals eine Anstalt für den gemeinen
Nutzen (ogl. S 4, III). Die auf die Förderung der Wohlfahrt aller

hinweisendeThätigkeit war die Polizei, ein Begriff, mit dem wir

unwillkürlich die Vorstellung eines Zwanges verbinden. Eine solche
Vorstellung entsprachauchdurchaus den Anschauungendes 17. und
18. Jahrhunderts.Der sogen.eudämonistischePolizeistaat jener Periode
stellte sichdar — als eine Zwangsanstaltzur Volksbeglückung!

Mit der Umbildung zum modernen Verfassungsstaatehat auchder

Begriff der inneren Verwaltung eine Umgestaltung erfahren: die
innere Verwaltung (die Polizei im früheren Sinne) umfaßt jetzt
sowohl die polizeilicheThätigkeit, welcheimmer einen Zwang, eine

Gewalt als Begriffsmerkmal in sich birgt, wie die „pflegliche"
Thätigkeit, die Staatspflege, die cura promovendae salutis. In
allen einzelnenVerwaltungszweigenfließen naturgemäß diese beiden

Richtungender Thätigkeit oft ineinander über.

II. Gegenwärtiger Amfang der innsren Verwaltung.

Der Umfang der inneren Verwaltung ist durchdie Elemente des

persönlichenLebens gegeben. Er ist in der Gegenwart heute ein

sehr bedeutender, da es grundsätzlichkein Gebiet des Lebens gibt,
welches den Staat von dieser seiner Thätigkeit ausschließt. Das

„nil humani a me alienum puto“ gilt auch für den modernen

Staat, und wenn auchdie Wohlfahrtsideen des vorigen Jahrhunderts
verworfen sind, so scheintes doch, als ob in naher Zukunft manche
Einrichtungendes Wohlfahrtstaates, allerdings in geläuterterGestalt,
wieder aufleben wollten.

Die Thätigkeit der Verwaltung in Bezugauf das persönliche
Leben scheidetsich in die drei große Gebiete der Fürsorge für das

physische,geistige und wirtschaftlicheLeben. (Zuweilen wird als

besonderesGebiet die Klassenverwaltunghinzugefügt.)
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Das erste Hauptgebiet umfaßt zunächstdie Sicherheitspolizei,
welchezugleichals Gegenstückder Strafrechtspflege,oder wenn man

das Wort im weiteren Sinne nimmt, als Teil derselben erscheint,
sodann die Ordnung der Bevölkerung, das Armenwesen, dasGe-

sundheitswesen (Gesundheitspolizeiund Heilwesen), die Unfalls-
polizei, welche es mit den Maßregeln gegen die elementaren Ge-

fahren zu thun hat.
Das zweite Hauptgebiet ist die Fürsorge für die geistige

Wohlfahrt des Volkes. Hierher gehört einerseits die Unterrichts-
verwaltung und das gesamteBildungswesen,sodanndie Sittenpolizei.

(Ueber die Thätigkeit des Staates gegenüber der

Kirche vgl. oben S. 173 ff. und Handbibliothek Band III.)
Das dritte Hauptgebietumschließtdie unmittelbaren Thätig-

keiten des Staates für die Volkswirtschaft. Der erste Zweig dieser
Thätigkeit ist die allgemeineWohlstandspflege, welche sich auf die

Grundlagen aller wirtschaftlichen Thätigkeiten, auf Kapital und

Arbeit erstreckt, und die Sorge für Kapitalbildung und -Nutzung
(Kredit= und Versicherungswesen),sowie für die arbeitenden Klassen
umfaßt. — Hierneben erscheintals zweiteGruppe von Thätigkeiten
die Sorge für die einzelnenErwerbszweige— Landwirtschaft mit

ihren Nebenzweigen, Gewerbe, Handel — während den Abschluß
des Systems jene Einrichtungenbilden, welche zumeist, aber nicht
allein wirtschaftlichen Bedürfnissendienen: das Verkehrswesenin

seinen mannigfaltigen Verzweigungen.

III. Staatsverwaltung und Relchsverwaltung.

Die Verwirklichung der verschiedenenVerwaltungsaufgaben ist
bei uns zwischendem DeutschenReich und den Einzelstaatengeteilt.
Die Teilung ist aber, entsprechenddem in § 70 III Gesagten, nur

ausnahmsweiseeine solche,daß das Reich oder die Einzelstaatendie

ausschließlicheVerwaltung hätten. Vielmehr fließen auf den meisten
VerwaltungsgebietenThätigkeitendesNeichesund der Bundesstaaten
ineinander.

Wir haben also drei Gruppenvon V
1. solche,welcheausschließlichReichssachesindundvonNeichs-

behörden besorgt werden; zu diesen gehören die Post= und Tele-

2. T. 1. 443445
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graphenverwaltung (außer in Bayern und Mürttemberg) und das

Bankwesen.
2. Angelegenheiten,auf welchesichdieZuständigkeitdes Reiches

gar nicht erstreckt,die also von den Organen der Landesverwaltung
erledigt werden. Selbstverständlichist, daß auchfür dieseAngelegen-
heiten die Reichsgesetzedie allgemeineSchranke bilden. Eine Reihe

von Verwaltungszweigen sind den Einzelstaaten voll und ganz ver-

blieben. Aber überall zeigt der Gang der Entwickelung, daß mehr
und mehr gemeinsameInteressen hervortreten und daher auch auf
den eben genannten Gebieten mehr und mehr die Setzung reichs-
rechtlicherNormen Bedürfnis wird. So vermischtsichbereits — ab-

gesehenvon ganz wenigenGebieten, wie z. B. in der Schulverwaltung
— auch hier Reichsrechtmit Landesrecht: zum landwirtschaftlichen
Landesrechttreten Reichsgesetzeüber Veterinärwesen, zum provinziellen
Straßen= und WegerechtReichsgesetzeüber Binnenschiffahrt u. dgl. m.

3. Angelegenheiten,welcheunter die Zuständigkeit des Reiches
fallen, aber von Landesbehördenbesorgt werden. Hier sind nicht
nur die Normen vom Reich festgestellt,vielmehr erscheinenhier die

Landesbehördenzwar als Behörden der Einzelstaaten, stehen aber
unter direkter Aufsicht des Reiches. Die wichtigsten dieser Gebiete

sind das Gewerbe-, Münz-, Maß= und Gewichtswesen, sowie das

Seeschiffahrts=und Auswanderungswesen.
Wir finden somit auf dem gesamtenGebiete der inneren Ver-

waltung neben der früher (S. 238 ff.) berührten Durchkreuzungder

Staats= und Kommunalverwaltung eine Verwickelung der staatlichen
und der Reichsverwaltung. In welcher Weise in den einzelnen
Gebieten die Abgrenzungder von den Einzelstaatenund dem Reiche
zu besorgendenAngelegenheitenerfolgt, dies darzulegen ist die Auf-
gabe des besonderenTeiles des „Verwaltungsrechtes“,und es wird

hierfür wie auf die übrigenLehren, die in diesem Schlußparagraphen
anzudeuten waren, auf Band II der Handbibliothek verwiesen.
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